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Kennen Sie Herrn Weber? 
Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Wilhelm Eduard Weber ist der Na­
mensgeber für eine Maßeinheit, die 
dem Laien nur selten zu Ohren kom­
men wird. Das Weber (Einheitszei­
chen: Wb) ist ein Maß dafür, wieviel 
elektrische Spannung durch ein sich 
änderndes Magnetfeld in einem elek­
trischen Leiter erzeugt wird. 

Weber wird am 24. Oktober 1804 
in Wittenberg als Sohn eines Theolo­
gieprofessors geboren. Nach seinem 
naturwissenschaftlichen Studium in 
Halle wird er dort Privatdozent und 
1828 außerordentlicher Professor für 
Physik. Sein Ruf als ordentlicher Pro­
fessor nach Göttingen erfolgt 1831. 
Sechs Jahre später wird er aus poli­
tischen Gründen seines Amtes ent­
hoben. Erst 1843 erhält er wieder eine 
Professur in Leipzig und kehrt 1849 
nach Göttingen zurück. Hier lehrt und 
lebt Weber bis zu seinem Tod am 23. 
Juni 1891. 

Mit seinem älteren Bruder Ernst 
Heinrich - einem Physiologie-Profes­
sor in Leipzig - teilt Weber die Lei­
denschaft für die Naturwissenschaf­
ten. Sie veröffentlichen gemeinsam 
1825 eine wissenschaftliche Arbeit 
über die Lehre der Wellen. Dieses 
Werk verschaff1 Weber einen Namen 
bei den Physikern seiner Zeit. Durch 
den Ruf als Professor für Physik an 
die Universität Göttingen, den Weber 
27jährig ereilt, erhält der junge Wis­
senschaftler einen engen Kontakt zu 
dem berühmten Mathematiker und 
Astronomen Gauß. Die schnell ent­
stehende innige Freundschaft führt 
zu einer außerordentlich fruchtbaren 
Zusammenarbeit. 

Gemeinsam mit Gauß ruft Weber 
den "Göttinger magnetischen Verein" 
ins Leben, eine der ersten grenz­
übergreifenden wissenschaftlichen 
Unternehmungen. Sie erforschen 
den Magnetismus und führen erdma-

gnetische Messungen durch. Rund 
um den Erdglobus werden zu be­
stimmten Zeiten an verschiedenen 
Orten Messungen über Stärke und 
Richtung des Magnetfeldes ange­
stellt. Ziel ist es, den Schwankungen 
auf die Spur zu kommen. Auch tech­
nische Erfindungen sind das Resultat 
dieser Zusammenarbeit. Bereits zwei 
Jahre nach ihrem Zusammentreffen 
können sie der Fachwelt den ersten 
elektromagnetischen Telegraphen 
vorstellen. Als leidenschaftliche Wis­
senschaftler überlassen sie die kom­
merzielle Auswertung jedoch ande­
ren. Es folgen die Entwicklungen von 
verschiedenen Präzisionsmeßgerä­
ten, ohne die Webers exakte For­
schungen gar nicht zu realisieren ge­
wesen wären, u. a. das Spiegelgalva­
no- und das Elektrodynamometer. 

Die Arbeiten werden 1837 jäh un­
terbrochen. In diesem Jahr wird Ernst 
August König von Hannover. Eine sei­
ner ersten Amtshandlungen ist die 
Aufhebung der Verfassung. Weber 
gehört zu den "Göttinger Sieben"­
Professoren, die den allgemeinen 
Unmut darüber durch Protest zum 
Ausdruck bringen. Alle sieben erhal­
ten Berufsverbot. Erst 1843 erhält 
Weber eine neue Anstellung in Leip­
zig. Es dauert noch weitere fünf Jah­
re, bis er nach Göttingen zurückkeh­
ren kann. 

Weber beginnt mit der Entwicklung 
eines einheitlichen Maße-Systems 
für die Magnetik und letztendlich 
auch für die Elektrizitätslehre. Auf Ge­
danken von Gauß basierend, führt er 
alle verwendeten Einheiten auf drei 
Grundgrößen (Länge, Zeit und Mas­
se; Zentimeter, Sekunde und Gramm) 
zurück. Damit können erstmals Er­
gebnisse aus verschiedenen Labora­
torien, egal ob sie in Europa oder 
Amerika stehen, miteinander vergli-

chen werden. Somit ist ein interna­
tionaler Austausch von wissen­
schaftlichen Ergebnissen einfacher 
geworden, da nicht alle Versuche ge­
nau nachgestellt werden müssen, um 
eine Eichung der Meßergebnisse zu 
erreichen. 

Die Aufstellung dieses Maßsy­
stems, erfordert einige neue präzise­
re Meßinstrumente, die Weber vor al­
lem für den Bereich der magneti­
schen Messungen konstruiert. Die 
bisher noch nie erreichte Genauigkeit 
seiner Hilfsmittel führt ihn auf die 
Spur einer bestimmten Geschwindig­
keit, die scheinbar für alle elektroma­
gnetischen Vorgänge von großer 
Wichtigkeit ist. Durch Messungen 
kann Weber diese Geschwindigkeit 
als die des Lichtes ermitteln. 

Die Natur der elektrischen Ladun­
gen wird ebenfalls zum Zielpunkt sei­
ner Forschungen. Er entwickelt ein 
Konzept , das den Ladungsträgern 
eine gewisse Masse und Trägheit zu­
ordnet. Diese Vorstellung wird um die 
Jahrhundertwende von der Elektro­
nentheorie wieder aufgegriffen. 

(Foto: Siemens-Museum, 
München) 

Die Einheit' des magnetischen 
Flusses ist das Weber (Wb). 1 We­
ber ist gleich dem magnetischen 
Fluß, bei dessen gleichmäßiger 
Abnahme während der Zeit 1 Se­
kunde auf null in einer ihn um­
schlingenden Windung die elektri­
sche Spannung 1 Volt induziert 
wird. 

, Einheit = aus den Basisgrößen 
des international gültigen Maßsy­
stems abgeleitete Maßeinheit. 
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Beschluß der Mitgliederversammlung des 
Bundesverbandes für den Selbstschutz 

Die Überlegungen der Bun­
dc"egierung zur Ncuordnung 
der Aufgaben und Strukturen 
der zivi len Veneidigung fan­
dell ihren Niederschlag in dem 
Grund;atLpapier "Strukturen 
der livi len Verteidigung"' vom 
20. September 1991. Das 
Grundsatlpapier war Gegen- • 
~tand von Anhörungen und 
Beratungen des Innenaus­
schusses des Deutschen Bun­
de'tages. 

Dcr Innenau>schuß faßteam 
3. Juni 1992 einen Beschluß 
zur künftigen Struktur der 7i­
vi len Veneidigung (siehe " Be­
völ kerungsschu tz- Magazi n" 
6/92). der Grundlage e iner 
Di,kussion der Mitglieder des 
Bundesverbandes für den 
Selbmchut l am 12. Oktober 
1992 in Bon n war. Zur prakti­
schen Umsetzung der neuen 
Strukturen der zivi len Vertei­
digung faßte die BVS-Mitglie­
derversammlung mit großer 
Mehrheit nachstehenden Be­
sch lu ß: 

I. Die Milgl icderversamm-
Jung st immt der vom Bun­
desminister des Innern auf 
der Basis des Beschlusses 
des Innenausschusses des 
Deutschen BundeMages 
vom 3. Juni 1992 erarbei­
teten und mit Schreiben 
vom 30. September 1992 an 
den Vor!'itzenden des ln­
nenausschusses übersand­
ten "Konzeption zu den 
Aufgaben, der Organisati­
ons;truktu r und der Stellen­
nusMattung des Bundesver­
bandes für den Selbst­
,chutz - Stand 30. Septem­
ber 1992 -" mit der Maßga­
be IU. daß dem BMI drin­
gend empfohl en wi rd. aus 
dem vorgesehenen Aufga­
benkatalog den Satz .. Un­
teNützung des BMI bei 

Wahrnehmung seiner Auf­
sicht über die Länder in An­
gelegenheiten des Selbst­
schu17e5." LU Mreichen. 
Die Mitgliederver;umfll­
lung geht dabei davon au,. 
daß ,ich die Phase der or­
ganisatorischen Umstruk­
turie rung über drei und 
die der pero;;onalwinschafl­
lichen Umsetzung über fünf 
Jahre erstrecken wird. daß 
die Beschränkung der Aus­
bildung in Betrieben auf 
bu ndeseigene Betriebe ent­
fa llt und daß die Zahl der 
ehrenamtlichen Mitarbei­
ter. die sich derzeit auf nll1d 
2000 beläuft. nach der Vor­
ste llung des BVS auf min­
destens 2300 anwachsen 
wi rd. 

F.D.P fordert neues 
Recht für 

Kunststofflager 
Der umweltpo litische Spre­

cher der F.D.P.-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, der Ab­
geordnete und frühere Bun­
desinnenminister Gerhart Ru­
dolf Baum (Foto) forden nach 
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2. Zur Stärkung und Förde­
rung der Mitarbeit des eh­
renamtlichen Elements ist 
es erforderlich, in der 
Fläche neben den 44 delen­
tralen Organisationseinhei­
ten (Stützpunkten) zusätz­
lich räum liche AnlaufsteI­
len für die Unterstellung 
von Gerät. Durchführung 
von Arbeitsgemeinschaften 
etc. e inzurichten. Dabei sol­
len nach Mögl ichkeit Lie­
genschaften des THW. der 
Kommunen u. a. mitgenutzt 
werden. Durch den Vorhalt 
dieser Räume ohne haupt­
amtliches BVS-Personal 
werden zudem Reise-, War­
te- und Ausfallze iten der 
ehrenamtlichen Mitarbeiter 
erheblich reduzien. 

dem Großbrand 111 einem 
K unststoff- Recyc l i ngbetrieb 
in Lengerich in Westfalen wei­
tere Prüfungen und notwendi­
ge Konsequenzen. In einer 
Presseerklärung vom 7. Okto­
ber 1992 stellt Baum fest. die 
Vollzugsbehörden in Nord­
rhein-Westfalen hätten den 
nicht genehmigten Betrieb. der 
lediglich der baurechtlichen 
Genehmigungspflicht unter­
lag. geduldet; Brandschutz­
auflagen seien nicht erfüllt 
worden. Baum: .. Allerdings 
bleibt offen. ob die Erfüllung 
der Brandschutzauflagen und 
die baurechtlichc Genehmi­
gu ng den Brand und sei ne Fo l­
gen tatsächlich hätten verhin­
dern können. Das Gefah renpo­
tentia l von Kunststofflagem 
wird damit zu gering einge­
schätzt. Es spricht viel dafUr, 
solche Betriebe. wie auch be­
reits die POanzenschutzmiuel­
lager dem Immissions- und 

3. Der vom BVS vorgelegte 
Vo rschlag 7ur Wenigkeit 
der 503 Planste llen/Stellen 
-Stand :29. Juli 1992-wird 
Grundlage der vom BM I 
noch vorzunehmenden end­
gültigen Festlegung. 

4. Die Mitg liederversamm-
lung erinnen den Bundes­
minislerdes Innern an seine 
Zusage. den berechtigten 
In teressen aller Mitarbeiter 
des BVS Rechnung zu tra­
gen und sozialverträgliche 
Lösungen für diejenigen 
Mitarbeiter vorzusehen. die 
künftig nicht mehr benötigt 
werden. 

Störfallrecht t U unterwerfen:' 
Das gelte um so mehr. als die 
Zah l und der Umfang der 
KunstMofflager sich durch die 
Anwendung der Verpackungs­
verordnung erheblich auswei­
ten werden. meinte der F.D.P.­
Politiker. Baum fordene im 
Falle des Brandes in Lengerich 
einen weiteren Bericht der 
Brnndschutz- und Bauauf­
sichtsbehörde, um festste llen 
zu können , ob das geltende 
Recht konsequent angewandt 
wurde: diese Fragen seien of­
fengeblieben. 

Dresden: Empfang 
für Helferinnen und 

Helfer 
In Vertretung des sächsi­

schen Staalsministers des In­
nern. Heinz Eggen. empfing 



Staatssekretär Hubert Wicker 
am Freitag, 9. Oktober 1992, 
über 400 ehrenamtliche Helfe­
rinnen und Helfer des Brand­
und Katastrophenschutzes so­
wie der pri vaten Hilfsorgani­
salionen im Foyer der Staats­
regierung. 

Wicker betonte in seiner 
Ansprache, daß nur über die 
Ehrenamtlichkeit der Brand­
und Katastrophenschutz in 
vollem Umfang zu gewährlei­
sten sei. Das Gemeinwohl sei 
au f Personen angewiesen, die 
einen Teil ihrer Freizeit für die 
Allgemeinheit opferten. Hinzu 
komme, daß die verschiedenen 
Hilfsorgani sationen mit ihrem 
vielschichtigen "Vereinsle­
ben" einen wesemlichen Bei­
trag für den kulturellen und 
zwischenmenschlichen Be­
reich le isteten. 

.. Es geht mir bei dieser Ver­
anstaltung darum, den freiwil­
ligen und ehrenamtlichen 
Dienst an der Gemeinschaft 
öffentlich zu würdigen. Ohne 
diese Unterstützung kann kei­
ne Gemeinde, keine Stadt und 
kein Land bestehen. Neben der 
Herausforderung, sich in aku­
ten otnHlen durch schnelle 
und gekonnte Hilfe zu be­
währen, ist die Kameradschaft 
e in wesentliches Element der 
Hilfsorganisationen. Für ihre 
Arbeit gebührt den Helferin­
nen und Helfern der Respekt 
und die Anerkennung a ller." 

Verselbständigung 
desTHW 

zum 1. 1. 1993 
angestrebt 

"Auch unter der geänderten 
Bedrohungslage wird das 
Thchnische Hil fs werk weiter­
hin seinen Platz im Z ivil- und 
Katas t ro ph e nsc h ut zs ys te m 
und in der humanitären Aus­
landshilfe behalten. Der In­
nenausschuß des Deutschen 
Bundestages hat in diesen Ta­
gen den Vorschlag des Bun­
desministe rs des Innern gebil­
ligt, das Technische Hilfswerk 
aus dem Bundesamt für Z ivil­
schutz herauszulösen und es 
zu verselbständigen. Damit 
wird e inem jahrzehntelangen 
Wunsch der Helferschaft ent ­
sprochen. Die Verse lbständi 

gung läßt die gesetzlichen 
Aufgaben des Technischen 
Hilfswe rks und seine Einbin­
dllng in den erweiterten Kata­
strophenschutz unberührt . Ich 
verbinde mit dieser Organisa­
tionsänderung die Erwartung 
einer zusätzlichen M oti vie­
rung alle r THW-Angehörigen. 
e iner Straffung und Vereinfa­
chung der Verwaltungsabläufe 
und damit letztlich e inen ge­
steigerten Einsatzwen des 
Technischen Hilfswerks. Wir 
streben an, d ie Verselbständi­
gung zum I. Januar 1993 zu 
vollziehen", erklärte der neue 
Staatssekretär im Bundesmini­
slerium des Innern , Dr. Johal1-
nes Vöcki ng, anläß lich der 10. 
Bundesversammlung der 
THW-Helfervereinigung im 
November 1992 in der Kata­
strophenschutzschule des 
Bundes in Bad Neuenahr-Ahr­
weiler. 

Vöcking weiter: "In alle r 
Offenheit möchte ich dazu 
fes tstellen: Die Verselbständi­
gung ist Anerkennung für ef­
fektive nationale und interna­
tionale Leistungen. Verbunden 
ist damit aber auch die ET\var­
wng, die Aufgaben noch sou­
veräner, noch effizienter wahr­
zunehmen. Das Ergebnis darf 
in keinem Fall mehr Bürokra­
tie sein ." 

Dr. Johannes Vöcking ist 
Nachfolger des wegen Errei­
chens der Altersgrenze am 30 . 
September 1992 in den Ruhe­
stand verabschiedeten Staats­
sekretärs Hans eu seI. 
Vöcking war zuletzt Abtei­
lungsle iter im Bundeskanzler­
amt. 

THW-Stützpunkt 
in Brest für alle 
Organisationen 

offen 

Für Hilfsg ütertransporte in 
die Gemeinschaft Unabhängi­
ger Staaten un terhält das Tech­
nische Hilfswerk in Brest! 
Weißrußland einen Stütz­
punkt, der auch Konvois ande­
rer Organisationen offensteht. 
Der Stützpunkt liegt kurz hin­
ter der weißrussischen Grenze 
unmittelbar neben der Straße 
und ist somit leicht zu finden. 

Für rastende Konvois bietet 
ein 200 mal 50 Meter großer 
asphaltierter Parkplatz ausrei­
chende Abstellnäche. Auch 
Hil fsg ütert ransporte anderer 
Organi sationen können ko­
stenlos auf dem Parkplatz blei­
ben, der rund um die Uhr von 
der russischen Miliz bewacht 
wi rd. Die THW-Helfer in 
Brest sorgen für die Unterbrin­
gung des Konvoi-Personals in 
Hotels, informieren über den 
Straßenzustand in Rußl and 
und helfen bei de r Kraftstoff­
versorgung. Sind an Fahrzeu­
gen Reparaturen notwendig, 
so können sie diese entweder 
selbst vornehmen oder vennit­
te in den Kontakt zur Werkstatt 
einer der lwei großen Spedi­
tionen am Ort. Schließlich hilft 
die Transportbegleitung des 
THW, vorbei an oft kilo meter­
langen Lkw-Schlangen vor 
dem Grenzübergang, den Kon­
vois wen volle Zei t zu sparen. 

Gerade jetzt im Winterhalb­
jahr ist aber im Hinbl ick auf 
die Reservierung von Hotel­
zimmern eine Voranmeldung 
besonders wicht ig. 

Flugzeugkatastro­
phe in Amsterdam 

Ein Bild des Grauens bot der 
Amsterdamer Vorort Biylmer­
meer am 5. Oktober. e inen Tag 
nach dem Absturz einer israe­
lischen Frachtmaschine vom 
Typ 747 auf das Wohngebiet. 
Die Besatzung des Jumbo-Jets 
hatte versucht , auf dem Flug­
hafen Schiphol notzulanden, 
nachdem kurz nach dem Start 
Schwierig keitem mit zwei 

Wegen der aktue llen Be­
richterstattung mußten wir 
leider auf die angekündigte 
Fortsetzung des Arti kels 
"Hausschutzraum : Tech­
nisch neu konzipien" aus 
" Be vö l keru ngssc h u t z" 
10/92 in dieser Ausgabe 
verzichten. Der zweite Teil 
des Beitrags erscheint nun 
in der Ausgabe 1/93. Wir 
bitten um Ihr Verständnis. 

Die Redaktion 

Triebwerken aufget reten wa­
ren. Die Boeing raste dabei je­
doch um 18.36 Uhr in ei nen 
Wohnblock und explodierte. 
Der große Wohnko mplex 
brannte lichte rloh, wurde zur 
Flammenhölle. 

Kurz nach dem Absturz 
wurde in A mslerdam Kata­
strophenalann ausgelöst. Die 
Rettungstrupps sahen sich an 
der UnfallsteIle Bergen von 
Schutt gegenüber. Sie konnten 
sich wegen anhaltender Ein­
Sl urzgefahr der Wohn­
blockruine nur schwer vorar­
bei ten. Rund zwanzig M en­
schen sprangen in Panik aus 
den höhergelegenen Stock­
werken. Die meisten konnten 
nur noch tot geborgen werden. 
Schwerverletzte wurden mit 
Hubschraubern, Taxen und 
Krankenwagen in die Hos-
pitäler gefahren. . 

In den ersten Stunden nach 
dem Absturz herrschten chao­
tische Zustände auf den Zu­
fa hrtsstraßen zur Unfall steIle. 
Die Einsatzrahrzeuge hatten 
Schwierigkeiten, den Stadtte il 
zu erreichen, weil Tausende 
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von Schaulustigen die Straße 
bloc~lenen. 

Auch am Tag nach der Ka­
tastrophe ~onnte die genaue 
Zahl der Todesopfer nicht mit 
Sicherheit genannt werden. 
Insge,amt wurden 90 Woh­
nungen total zerstört. Hier W3-

ren rund 200 Personen al~ Be­
wohner beim Einwohnermel­
deal1l1 regiMriert. 

Un,er dpa-Foto zeigt die 
Abstur"telle in Biylmenneer. 

Beauftragter für 
Humanitäre Hilfe 
Han'jörg Eiff(Foto) koordi­

niert nun als erster .. Beauftrag­
ter für Humanitäre Hilfe" die 
staatlichen Anstrengungen, 
die Not in Kriegs-. Katastro­
phen- und Hungerregionen der 
Welt zu lindern. Eiff, der bis­
her Botschafter in Belgrad 

war, wurde am 30. September 
1992 vom Bundesminister des 
Au,wänigen Dr. Klaus Kin­
kel, berufen. Die deutschen 
Hilfeleistungen müßten - da 
Katawophen und Konnikte 
weltweit /unehmen - mit Ak­
tionen illlcrnationaier Organi­
sationen und anderer hilfswil­
liger Länder koordinien wer­
den. umriß der Minister die 
Aufgabe des Beauftragten bei 
de,,,,n Berufung. Hansjörg 
Eiff hat sein Büro beim Aus­
wärtigen Amt. wo auch der 
Ge,prächskreis "Humanitäre 
Hilfe" deutscher Hilf,organi­
sationen angesiedelt ist. Auch 
dieses sporadisch zusammen­
kommende Gremium befaßt 
sich mit einer besseren Koor­
dination internationaler Hu­
manitärer Hilfe. (Foto: dpa) 

Schwierige 
Aufbauarbeit 

Nach der Vereinigung der 
bei den deutschen Staaten galt 
es auch im Landkreis Calau 
(Branden burg), den Bereich 
des Zivil- und Katastrophen­
schutzes neu IU organisieren. 
Rund 25 freiwillige Helfer aus 
der Zeit vor der Wende wa­
ren bereit, beim Aufbau des 
Zivil- und Katastrophenschut­
zes mitzuwirken. Im Rahmen 
des erweitenen Katawophen­
schutzes wurden dem Land­
kreis je ein Sanitäts-. Betreu­
ungs- und Löschzug zugewie­
sen. In Zusammenarbeit mit 
dem DRK, ASB und der Frei­
willigen Feuerwehr wurde be­
gonnen, die Züge personell 
aufzufüllen. Zur Zeit läuft die 
Ausbildung der Sanitätshelfer. 

Anläßlich eines "Tages der 
offenen Tür" in Altendöbern 
unter dem Titel "Der Zivil- und 
Katastrophen~chutl stellt sich 
vor" konnten eine Reihe von 
Bürgern, in,besondere Ju­
gendliche, für eine Mitarbeit 
gewonnen werden. In der wei­
teren Arbeit gilt es nun, über 
die zugewie,enen FreisteI­
lungsplätze des erweiterten 
Kmastrophenschut/es hinaus, 
mit gezielter und zeitgemäßer 
Öffent lichkeitsarbeit junge 
Menschen für eine Mitarbeit 
zu werben. Ein Hemmnis in 
der Aufbauarbeit ist auch das 
noch fehlende KmasLrophen­
schutzgesell des Landes Bran­
denburg. 

Ulrich Lüdke im 
Ruhestand 

ach J 7jähriger Amtszeit 
als Dezernent für den Zivil­
und Katastrophenschull beim 
Regierungspräsidium Darrn­
stadt trat Ulrich Lüdke mit Ab­
lauf des Monats August in den 
Ruhestand. 

Als Chef der oberen Kaw­
strophenschutlbehörde hatte 
er die Fachaufsicht über die 
t.chn Landkreise und vier 
kreisfreien Städte im Regie­
rungsbezi rk Dannstadt wahr­
zunehmen. Diese Aufgabe war 
und iM seiner Meinung nach 
nicht vom Schreibtisch, son­
dern in erster Linie vor On zu 
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bewiiltigen. Motivationsarbeit 
sei besonders in der heutigen 
Zeit. wo die Bereitschaft tur 
Übernahme sozialer Aufga­
ben immer mehr zuriickgehe. 
in großem Umfang zu lei­
,ten. Aus diesem Grunde fand 
Lüdke es als seine Pflicht. 
möglichst oft "draußen" bei 
Ausbildungsveranstaltungen, 
Übungen und persönlichen 
Ge~prächen zu sein. 

Fa't jeder Helfer kannte ihn 
persönlich, und er kannte de­
ren Probleme. So konnte er 
auch gut zwischen Bundes­
und Landesregierung und der 
.,Ba~i\;· vennittcln und Ein­
fluß auf die Leitlinien der Ka­
tastrophenvorsorge nehmen. 
Schwerpunktmäßig widmete 
sich Lüdke Problemen, wo er 
besondere Defizite verspürte. 
So baute er beispielsweise ein 
"Übungsleitungs- und 
Schiedsrichteneam" auf, um 
die unteren KatS-Behörden 
zur Durchführung seines Er­
achtens dringend notwendiger 
KatS-Übungen zu bewegen. 
oder er erreichte, daß sein "Pi­
lotprojekt Fachberater ABC" 
mit besonderen Bundc5,mittc)n 
ge förden wird. Auch in ver­
schiedenen Arbeitsgemein­
schaften und Lenkungsaus-

schüssen auf Landes- und 
Bundesebene waren seine Rat­
schläge und sein Fachwissen 
stets gefragt. 

Neben allen dienstlichen 
Belangen gult Lüdkes beson­
deres Augenmerk dem Zusam­
menhalt und dem Zusammen­
gehörigkeit,gefühl aller Kala­
strophenschutzhelfer; für ihn 
eine Grundvoraus~etLung für 
eine erfolgreiche Schadens­
bekämpfung im Katastrophen" 
fall. So wurde im Jahr 1987der 
"I. Helfenag" ins Leben geru­
fen, ein großes Fe,t für alle 
KatS-Helfer, Verwaltungs­
und Organisationsvenreter 
und Bevölkerung auf dem 
Gelände der Kat3strophen­
schutzschule Hessen in Gei­
senheim-Johannisberg, das am 
22. August 1992 seine dritte 
Aunage erhielt. Dies war auch 
für Lüdke der richtige Rah­
men, um sich von all M!inen 
Helfern. Freunden und Be­
kannten zu verabschieden. 

Unser Foto leigt (von links) 
BZS-Präsidelllen Han.-Georg 
Dusch, Ulrich Llidke und Dr. 
Horst Daum. Regierungspräsi­
dent Darm,tadt, bei der Verab­
schiedung in Geisenheim. 

(Foto: Müller) 

Informationsdienst zum Zivilschutz 

Über den Dokumentations­
dienst des schwei/erischen 
Bundesamtes für Zivilschutl 
ist eine weilere Liste zu bezie­
hen, in der die neu esten auf den 
Themenbereich Zivilschutz 
belogenen Bücher. Vonräge 
so\\ ie Beiträge aus Fachleit­
schriften und sonstigen Publi-

kationen de~ In- und Auslan­
des mit Inhaltsangabe aufge­
fühn sind. Interessenten kön­
nen die Liste kostenlos anfor­
dern und daraus bestellen. 
Adresse: Bundesamt für Zivil­
~chutz, Dokumentations­
dienst/Bibliothek. Monbijou­
straße 91. CH-3003 Bern. 



"Magdeburger 
Erklärung" 

1. Internationale Konferenz über bilaterale 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Zivil- und Katastrophenschutzes in Heyrothsberge 

Der Bundesminister des Innern 
lud jüngst die leiter der für den Zi­
vil- und Katastrophenschutz zu­
ständigen Abteilungen der Innen­
ministerien mittel-, ost- und süd­
osteuropäischer Staaten zu einer 
internationalen Konferenz nach 
Heyrothsberge/ Sachsen-Anhal t . 
Auch Vertreter westeuropäischer 
Staaten sowie der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft nah­
men an dem zweitägigen Ge­
spräch über die bilaterale grenz­
überschreitende Zusammenarbeit 
bei Katastrophen oder schweren 
Unglücksfällen teil. Ziel der Konfe­
renz sollte es sein, eine vertrau­
ensvolle Zusammenarbeit mit den 
Staaten Mittel-, Ost- und Südost-

In seinem Grußwort an die Konfe­
renzteilnehmer äußerte der Parla­
mentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern, Eduard 
Lintner, seine Freude darüber, daß 
eine so große Anzahl von Teilnehmern 
der Einladung zur Konferenz gefolgt 
war. Lintner wertete dies als Zeichen 
dafür, daß die Staaten näher zusam­
menrücken und gemeinsam partner­
schaftiich die Hilfe für Menschen si­
cherstellen wollen, die durch Kata­
strophen in akute Gefahr oder Not ge­
raten . Die Zusammenarbeit in Europa 
müsse auch dazu dienen, die Errich­
tung eiTler neuen Mauer des wirt­
schaftlichen und sozialen Abstandes 
quer durch Europa zu verhindern. 

Deutschland liege nach den fun­
damentalen politischen Veränderun­
gen in Mittel-, Ost- und Südosteuro­
pa in der Mitte eines freiheitlich ver­
faßten Europas und nicht mehr an der 
Grenze zweier gegeneinander ge­
richteter Machtblöcke. Nach dem 
Ende der sozialistischen, planwirt­
schaftiich organisierten Systeme sei 

europas einzuleiten und gegebe­
nenfalls weiter zu vertiefen. So er­
klärten die Delegationen aus Alba­
nien, Belgien, Bulgarien, Däne­
mark, Estland, Finnland, Kanada, 
Kroatien, lettland, litauen, Molda­
vien, der Niederlande, Österreich, 
Polen, der Russischen Föderation, 
Slowenien, der Tschechischen und 
Slowakischen Föderativen Repu­
blik, der Ukraine, Ungarn, der Re­
publik Belarus, Deutschland sowie 
der Europäischen Gemeinschaft in 
der sogenannten "Magdeburger 
Erklärung" Einvernehmen darüber, 

1. die grenzüberschreitende Zu­
sammenarbeit der auf der Kcmfe­
renz vertretenen Staaten im Be-

ein erschreckendes Erbe sichtbar ge­
worden, das die neuen Demokratien 
belaste. So sei die Befreiung von 
äußerem Druck und innerem Zwang 
bedauerlicherweise Auftakt für neue, 
teilweise längst überwunden ge­
glaubte Konflikte. Diese neuen Ge­
fährdungen forderten zwingend eine 
gesamteuropäische Politik. 

Die Bundesregierung habe als 
wichtigen Beitrag zu einer gesamteu­
ropäischen Stabilitätspartnerschaft 
Freundschaftsverträge mit den Staa­
ten Mittel-, Ost- und Südosteuropas 
geschlossen. Darin sei auch die Ver­
pflichtung zum Zusammenwirken bei 
Katastrophen enthalten. Die Bundes­
regierung halte es daher für wün­
schenswert, nicht nur mit den unmit­
telbaren Nachbarstaaten, sondern 
auch mit solchen Staaten Überein­
kommen zu schließen, mit denen eine 
Zusammenarbeit für den Fall von Ka­
tastrophen oder schweren Unglücks­
fällen in Betracht zu ziehen sei. Dies 
solle als Signal dafür verstanden wer­
den, daß Deutschland zur raschen 
Hilfe in Notfällen bereit sei. 

reich des Zivil- und Katastrophen­
schutzes weiter zu vertiefen, 

2. vergleichbare, für weitere in­
teressierte Staaten offene Konfe­
renzen im Rahmen der Staaten 
Mittel- , Ost- und Südosteuropas 
durchzuführen, 

3. den Prozeß der Vorbereitung 
und Unterstützung bilateraler Hil­
feleistungsabkommen auf der 
Grundlage des Musterabkom­
mens, das auf der Konferenz vor­
gelegt wurde, fortzusetzen, 

4. den Abschluß eines für alle in­
teressierten Staaten offenen multi­
lateralen Abkommens zur besse­
ren Koordinierung gegenseitiger 
Hilfe im Bereich des Zivil- und Ka­
tastrophenschutzes anzustreben. 

Politische Veränderungen 
ermöglichen 
engere Zusammenarbeit 

Ministerialdirigent Wolfgang Bey­
er, Abteilungsleiter Katastrophen­
schutz und Zivilschutz, Notfallvorsor­
ge, zivile Verteidigung im Bundesmi­
nisterium des Innern, wies in seinem 
Einführungsreferat darauf hin, daß 
die fundamentalen politischen Verän­
derungen der letzten Jahre nunmehr 
auch eine engere Zusammenarbeit 
Deutschlands auf dem Gebiet des Zi ­
vil- und Katastrophenschutzes mit 
den Staaten Mittel- , Ost- und Süd­
osteuropas möglich machten. 

Ziel der engen Zusammenarbeit in 
Europa auf vielfältigen Gebieten sei 
die Schaffung der Grundlagen zur all­
mählichen Angleichung der Lebens­
verhältnisse der Menschen unter 
Berücksichtigung des Prinzips der Ei­
genverantwortlichkeit. Die Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft mit 
ihren 320 Millionen Einwohnern müß-
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ten bereit sein, ihre unmittelbaren eu­
ropäischen Nachbarn in Mittel-, Ost­
und Südosteuropa beim Aufbau de­
mokratischer Strukturen und neuer 
wirtschaftlicher Grundlagen zu unter­
stützen. 

Die zahlreichen Hilfseinsätze deut­
scher humanitärer Organisationen in 
den letzten Monaten und Jahren hät­
ten gezeigt, welch hoher Stellenwert 
der Hilfe von Menschen in Not zuzu­
messen sei. Sie zeigten gleichzeitig, 
daß das deutsche Hilfeleistungssy­
stem, in dem viele private und öffent­
liche Träger mitwirken, flexibel genug 
sei , um auf wechselnde Anforderun­
gen rasch reagieren zu können. 

Neben der aktuellen Hilfeleistung 
im Fall von Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen komme 
insbesondere einer engeren Zusam­
menarbeit durch regelmäßige Exper­
tentreffen privater oder öffentlicher 
Organisationen und auf dem Gebiet 
der Forschung und Fortbildung eine 
große Bedeutung zu. Darüber hinaus 
sei es sinnvoll, Experten wechselsei ­
tig zu nationalen Katastrophen­
schutzübungen, Tagungen oder 
Symposien zu entsenden. 

Die Entwicklung neuer Wirt­
schaftsstrukturen, so Beyer, sei für 
das Thema der Konferenz von Be­
deutung, da die Erfahrung lehre, daß 
die Katastrophenanfälligkeit einer 
Volkswirtschaft mit der zunehmen­
den Effizienz des Wirtschaftssystems 
abnehme. Daneben sei weltweit fest­
zustellen, daß die Anzahl der durch 
den Menschen verursachten Natur­
katastrophen im Steigen begriffen 
sei. Abschließend wies Beyer auf die 
Notwendigkeit der raschen Hilfe in 
Katastrophenfällen hin, die die Auf­
gabe erfülle, die erste unmittelbare 
Not der Betroffenen zu lindern und ih­
nen gleichzeitig vor Augen führe, daß 
sie in ihrer Situation nicht alleingelas­
sen werden, sondern solidarische 
Hilfe erfahren. 

Musterentwurf tür Hilfelei­
stungsabkommen vorgestellt 

Ministerialrat Günther Wittschen 
aus dem Bundesinnenministerium 
wies in seinen Ausführungen eben­
falls auf die wachsende Bedeutung 
der bilateralen Zusammenarbeit im 
Bereich des Zivil- und Katastrophen­
schutzes als Folge der zunehmenden 
Katastrophenanfälligkeit hin. Witt­
schen stellte den von deutscher Sei­
te erarbeiteten Musterentwurf eines 
bilateralen Hilfeleistungsabkommens 

vor. Die Bundesrepublik Deutschland 
habe zur Zeit ähnliche Abkommen 
mit Frankreich, Luxemburg, Belgien, 
der Schweiz, Dänemark, den Nieder­
landen und Österreich abgeschlos­
sen, erklärte Wittschen den Konfe­
renzteilnehmern. 

Im Falle einer Katastrophe erleich­
terten bilaterale Hilfeleistungsab­
kommen die Zusammenarbeit zwi­
schen den Zivil- und Katastrophen­
schutzbehörden erheblich, da diese 
ohne Einschaltung diplomatischer 
Wege unmittelbar miteinander in 
Kontakt treten könnten. Der vorlie­
gende Vertragsentwurf stelle ein An­
gebot Deutschlands an die vertrete­
nen Staaten Mittel-, Ost- und Süd­
osteuropa dar, die Zusammenarbeit 
im Bereich des Zivil- und Katastro­
phenschutzes auf eine formalisierte 
Grundlage zu stellen. Die endgültige 
Fassung eines Hilfeleistungsabkom­
mens könne naturgemäß erst durch 
bilaterale Verhandlungen gefunden 
werden. 

Der vorliegende deutsche Ver­
tragsentwurf enthalte eine Festle­
gung der zuständigen Ansprechstel­
len in den Vertragsstaaten und Rege­
lungen über den grenzüberschreiten­
den Personen- und Güterverkehr im 
Falle einer Hilfeleistung. Darüber hin­
aus sei vorgesehen, daß der hilfelei­
stende Vertragsstaat seine Hilfe ko­
stenlos anbieten könne. Die Ver­
tragsparteien sollten auf Entschädi­
gungsansprüche wegen Vermögens­
und Personenschäden gegeneinan­
der verzichten. Des weiteren enthal­
te der Abkommensentwurf eine Re­
gelung über den Informations- und 
Erfahrungsaustausch sowie für den 
Fall, daß ein Vertragsstaat Transitland 
für Hilfeleistungen an ein Drittland sei. 
Als Form des Abschlusses der bilate­
ralen Übereinkommen biete sich aus 
deutscher Sicht entweder ein Staats­
vertrag oder ein Regierungsabkom­
men an. 

Immer mehr 
Auslandseinsätze für 
deutsche Organisationen 

Im Anschluß daran referierte 
Branddirektor Dr. Peter Ladewig von 
der Brand- und Katastrophenschutz­
schule des Landes Sachsen-Anhalt 
über das System der allgemeinen Ge­
fahrenabwehr, den Rettungsdienst 
und den Katastrophenschutz in der 
Bundesrepublik Deutschland. Nach 
der föderativen Ausgestaltung des 
Grundgesetzes seien die 16 Bundes-
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länder für den Brandschutz, das Ret­
tungswesen und den Katastrophen­
schutz im Frieden zuständig. Der Zi­
vilschutz, also der Schutz der Bevöl­
kerung und der Sachwerte vor den 
besonderen Gefahren eines Verteidi­
gungsfalles, sei dagegen Bundesauf­
gabe. 

Die Länder hätten den Brand­
schutz durchgehend auf die Kommu­
nen und Kreise übertragen, während 
das Rettungswesen und der Kata­
strophenschutz Angelegenheit der 
Landkreise und kreisfreien Städte 
seien. Zum Brandschutz hielten die 
zuständigen Kommunen und Kreise 
freiwillige Feuerwehren und Berufs­
feuerwehren vor. Den Rettungsdienst 
in den Ländern übten vorwiegend pri­
vate Hilfsorganisationen (Deutsches 
Rotes Kreuz, Malteser-Hilfsdienst, 
Johanniter-Unfall-Hilfe, Arbeiter-Sa­
mariter-Bund) und öffentliche Feuer­
wehren aus. Ladewig erklärte den 
ausländischen Gästen weiter, daß die 
Kommunen, die privaten Hilfsorgani­
sationen und die Deutsche Lebens­
Rettungs-Gesellschaft (DLRG) die 
Träger der Einheiten des Katastro­
phenschutzes seien. Daneben trete 
die Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk (THW), die auf Anforderung der 
zuständigen Stellen unterstützend 
tätig werde. 

Ladewig betonte, daß alle genann­
ten Organisationen, hier stellte er be­
sonders das Technische Hilfswerk 
heraus, in der Vergangenheit mehr­
fach erfolgreich an Auslandseinsät­
zen teilgenommen hätten. Den Hilfs­
organisationen sei gemeinsam, daß 
sie sich zur Bewältigung ihrer Aufga­
ben ganz überwiegend freiwilliger 
Helfer bedienten, die wegen ihrer Mit­
arbeit im Katastrophenschutz vom 
Wehrdienst freigestellt werden könn­
ten. 

Für besondere NoHälle: 
die SEEBA des THW 

Über den Einsatz des Technischen 
Hilfswerks im Rahmen der Huma­
nitären Hilfe informierte Ministerialrat 
Dr. Konrad Ammermüller aus dem 
Bundesministerium des Innern. Er 
führte aus, daß neben der Bereitstel­
lung von Haushaltsmitteln der Bund 
mit seiner Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk einen unmittelbaren 
Beitrag zum Bevölkerungsschutz lei­
ste. Entsprechend der föderativen 
Struktur Deutschlands bestehe das 
THW aus Orts- und Landesverbän­
den und einer Bundesleitung. Zur Zeit 



stehe ein Potential von 700 haupt­
amtlichen Mitarbeitern und zirka 
74000 ehrenamtlichen Helfern zur 
Verfügung. 

Zu den gesetzlich fixierten Aufga­
ben des THW gehöre die technische 
Hilfe im Zivilschutz, die Unterstüt­
zung der anderen Hilfeleistungsorga­
ne im Frieden auf entsprechende An­
forderung sowie die technische Hilfe 
im Ausland im Auftrag der Bundesre­
gierung. Zur Bewältigung dieser um­
fangreichen Aufgaben verfüge das 
THW über ein weites Spektrum von 
Einsatzeinheiten wie Bergungs-, In­
standsetzungs-, Fernmelde- und 
Brückenbauzügen neben Ponton­
gruppen sowie Notstrom- und Pum­
pengruppen. Für besondere Notfälle, 
insbesondere Erdbeben, stehe die 
Schnelleinsatzeinheit-Bergung-Aus­
land (SEEBA) bereit. Sie sei binnen 
sechs Stunden nach Alarmierung 
marschbereit, mit umfangreichem 
Bergungsgerät ausgerüstet und in 
der Lage, für etwa zehn Tage wei­
testgehend autark vor Ort zu operie­
ren. 

Schadensbegrenzung 
durch Vorsorge 

Oberregierungsrat Franz-Josef 
Molitor von der Katastrophenschutz­
schule des Bundes in Ahrweiler steil­
te in seinem Fachreferat heraus, daß 
abweichend von dem üblichen 
Sprachgebrauch nach deutschem 
Verständnis der Begriff "Zivilschutz" 
nur den Schutz der Bevölkerung und 
wichtiger Einrichtungen vor den Aus­
wirkungen eines Krieges umfasse. Es 
sei jedoch zu beachten, daß das in 
Deutschland für den Verteidigungs­
fall angelegte Schutzpotential in zu­
nehmenden Maße unter dem Ge­
sichtspunkt des Doppelnutzens für 
den Katastrophenschutz und damit 
für friedensmäßige Zwecke genutzt 
würde. 

Das Ausmaß eines Schadens las­
se sich erheblich begrenzen, wenn 
die Bürger im Rahmen ihrer Möglich­
keiten Vorsorgemaßnahmen getrof­
fen hätten. Bei der Aufklärung der Be­
völkerung über die dabei bestehen­
den Möglichkeiten wirke in Deutsch­
land der Bundesverband für den 
Selbstschutz (BVS) mit. Trotz der er­
heblich gesunkenen Kriegsgefahr 
werde der Information der Bevölke­
rung über Fragen des Selbstschutzes 
weiterhin eine große Bedeutung bei­
gemessen. 

Wichtige Bestandteile des Zivil­
schutzes seien zudem der Warn­
dienst zur Warnung der Bevölkerung 
vor Gefahren und die Vorkehrungen 
zum Schutz der Gesundheit der Men­
schen in Verteidigungsfall. Dazu dien­
ten Hilfskrankenhäuser, die Bevorra­
tung wichtiger Sanitätsmittel, die 
Ausbildung von Schwesternhelferin­
nen und die Bereithaltung einer Trink­
wasser-Notversorgung durch Not­
brunnen. 

Das Potential des friedensmä­
ßigen Katastrophenschutzes bilde 
gleichzeitig die Basis für das Hilfe­
leistungssystem im Verteidigungs­
fall und erfahre damit eine Doppel­
nutzung. Es werde deshalb zusätz­
lich materiell ausgestattet und aus­
gebildet. Bemerkenswert sei in die­
sem Zusammenhang, daß die Helfer 
der Katastrophenschutzorganisatio­
nen auch im Verteidigungsfall freiwil­
lig und ehrenamtlich tätig würden. 

Abschließend verwies Molitor auf 
die Bedeutung einer qualifizierten 
Ausbildung der Zivilschutzhelfer und 
darauf, daß im Rahmen der Zivil-Mi­
litärischen Zusammenarbeit (ZMZ) 
auch die Bundeswehr unter ziviler 
Leitung zur Schadensbeseitigung 
nach Katastrophen eingesetzt wer­
den könne. 

Nächste Konferenz 
in Moskau 

In der sich anschließenden Dis­
kussion begrüßte es die Delegation 
der Russischen Föderation, daß die 
Bundesrepublik Deutschland erst­
mals zu einer solchen Konferenz mit 
Staaten Mittel-, Ost- und Südosteu­
ropas eingeladen habe. Sie äußerte 
den von allen Delegationen geteilten 
Wunsch, daß derartige Zusam­
menkünfte in gleichem Kreise jährlich 
stattfinden sollten und erklärte die 
Bereitschaft der Russischen Födera­
tion, die anwesenden Staaten zu die­
sem Zweck für das Jahr 1993 nach 
Moskau einzuladen. 

Die polnische Delegation wies auf 
die wachsende Katastrophenanfäl­
ligkeit in den Staaten der Konferenz­
teilnehmer hin und zeigte an hand des 
eigenen Landes auf, daß die politi­
schen Veränderungen der letzten 
Jahre durch die Bildung neuer Staa­
ten die Notwendigkeit zur Zusam­
menarbeit verstärkt hätten. 

Vertreter Sloweniens, Kroatiens, 
Moldawiens und Weißrußlands ver­
traten ebenfalls die Auffassung, daß 
die Probleme des Zivil- und Katastro-

phenschutzes in Europa nur in einer 
Zusammenarbeit der Staaten gelöst 
werden könnten und erklärten ihre 
Bereitschaft, dabei mitzuwirken. Sie 
begrüßten den Vorschlag, regel­
mäßig im Kreise der Teilnehmerstaa­
ten der Konferenz zusammenzukom­
men. 

Der Parlamentarische Staatsse­
kretär beim Bundesminister des In­
nern, Eduard Lintner, äußerte auf ei­
nen Hinweis der Delegation Öster­
reichs die Hoffnung, daß es gelingen 
werde, für den Fall des Transits von 
Hilfsmannschaften durch ein Dritt­
land eine multilaterale Regelung auf 
der Ebene der KSZE oder des Euro­
parats zu erreichen. Da die Erfahrung 
lehre, daß der Abschluß solcher Ab­
kommen eine erhebliche Zeitspanne 
beanspruche, sei es jedoch unver­
zichtbar, gleichzeitig auf bilateraler 
Ebene Hilfeleistungsabkommen zu 
schließen, die, wie der vorgelegte 
Musterentwurf, eine Regelung über 
den Transit von Hilfsmannschaften 
enthielten. 

Von der deutschen Delegation 
konnte bei der Konferenz festgestellt 
werden, daß alle anwesenden Dele­
gationen die Vorlage eines derartigen 
Musterentwurfs begrüßten. Diese er­
klärten sich dann auch bereit, ihre Re­
gierungen hierüber zu unterrichten 
und so schnell wie möglich die Ge­
spräche über den Abschluß entspre­
chender bilateraler Verträge aufzu­
nehmen. 

Der Vertreter der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften erläu­
terte als Schwerpunktder Kommissi­
onstätigkeit die Unterstützung der 
Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft 
durch Koordination sowie Schaffung 
eines Rahmens, um eine rasche und 
effiziente Zusammenarbeit der Mit­
gliedsstaaten zu erreichen. Zur Zeit 
befinde sich ein Büro für Notfallhilfe 
der Europäischen Gemeinschaft im 
Aufbau, dessen Aufgabe es auch sei , 
Hilfe bei Katastrophen außerhalb der 
Gemeinschaft zu leisten. 

Die an der Konferenz teilnehmen­
den Delegationen erklärten ihre Be­
reitschaft, für die nächste Konferenz 
in Moskau 1993 eine Zusammenstel­
lung über ihre staatlichen Hilfelei­
stungssysteme vorzubereiten und 
diese mit der Teilnahmezusage an 
das Gastgeberland zu übersenden. 

Die Delegation der Russischen Fö­
deration sagte ihrerseits zu, den Teil­
nehmerstaaten den Entwurf einer 
Konvention über die Koordinierung 
von Hilfe bei Unglücksfällen zur Be­
handlung auf der Konferenz in Mos­
kau 1993 zuzuleiten. 
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Dr. Bemhard Koch/Dr. Beate Kuschinsky (Institut für Rettungsdienst des DRK, Bonn) 

EG-Binnenmarkt 
und Rettungsdienst 

Eine Betrachtung zu potentiellen Auswirkungen des 
EG-Binnenmarktes auf den Rettungsdienst I die präklinische 

Notfallversorgung in der Bundesrepublik Deutschland] 

Mit der Verwirklichung des eu­
ropäischen Einigungsprozesses am 
1. Januar 1993 ist auch mit Auswir­
kungen auf den Rettungsdienst. d. h. 
die präklinische Notfallversorgung. in 
der Bundesrepublik Deutschland zu 
rechnen. 

Aus notfallmedizinischer Sicht 
muß ein Notfallpatient - unabhängig 

. in welchem europäischen Land er 
sich gerade befindet - so schnell wie 
möglich die für ihn dringend erforder­
liche adäquate notfallmedizinische 
Versorgung erhalten können. Diese 
Grundforderung impliziert mehrerlei. 
Einmal bedeutet dies, daß der Ret­
tungsdienst, d. h. die präklinische 
NotfaliversorgU11g, nicht an den 
Grenzen der jeweiligen EG-Staaten 
enden darf, sondern vielmehr die me­
dizinische Hilfeleistung zum Wohle 
des Patienten grenzüberschreitend 
wirken muß. Zum anderen muß dar­
über hinaus für die präklinische Not­
fallversorgung gelten , nicht eine Har­
monisierung2 der in den einzelnen eu­
ropäischen Ländern geltenden ge­
setzlichen Regelungen anzustreben, 
sondern auf möglichst hohem Niveau 
eine Angleichung vorhandener unter­
schiedlicher Standards im Rettungs­
dienst hinzuarbeiten, um so eine op­
timale präklinische Notfallversorgung 
der europäischen Bevölkerung si­
cherzustellen. Damit wäre auch der 
Grundforderung nach ähnlichen und 

1) Vortrag anläßlich ..Ambex International Gon­
gress" In Harrogate, England, August 1992. 

2) Die Harmonlslerung gilt mcht soweit wie die Ver­
etnh6lthchung oder Vergememschaftung und greift 
wentger lief In die natIOnalen Regelungen und Ver­
hältnisse in den Mitgliedsstaaten ein (DER BUN­
OESMINISTER FÜR WIRTSCHAFT 1989). 

vergleichbaren Rahmenbedingungen 
im europäischen Rettungsdienst 
Rechnung getragen (vgl. GERONDE­
AU 1991). 

Aufgrund dieser Entwicklung soll­
ten potentielle Auswirkungen des 
EG-Binnenmarktes auf den Ret­
tungsdienst in der Bundesrepublik 
Deutschland unter Berücksichtigung 
folgender Aspekte beschrieben wer­
den: 
1. Entwicklung des Rettungsdien­

stes, der präklinischen Notfallver­
sorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland 

2. zugrunde liegende Strukturprinzi­
pien 

3. Leistungsdaten 
4. mögliche Auswirkungen des Eu­

ropäischen Binnenmarktes auf 
den Rettungsdienst 

1. Entwicklung 
des Rettungsdienstes 

Der Rettungsdienst in Deutsch­
land mußte sich noch vor geraumer 
Zeit mit reinen Transportaufgaben 
begnügen. Bis Ende der 30er Jahre 
galt der Grundsatz, Verletzte oder Er­
krankte möglichst schnell zu errei­
chen, um sie dann zur nächstgelege­
nen Klinik zu transportieren. 

Die Weiterentwicklung des Ret­
tungsdienstes vom reinen Transport­
system zu dem der heutigen präkli­
nischen Notfallversorgung wurde 
nicht zuletzt auch aufgrund neuer 
medizinischer Behandlungsmetho­
den möglich, die eine qualifizierte 
ärztliche Behandlung bereits am Not­
fallort erlaubten. 
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So wurden seit Anfang der 50er 
Jahre die Methoden zur: 
- Schockbekämpfung durch Infusion 
- Wiederbelebung 
- künstlichen Beatmung und 
- elektrischen Defibrillation 
routinemäßig eingeführt. 

Zu Beginn der 70er Jahre wurde 
mit dem flächendeckenden Ausbau 
des bodengebuntlenen Rettungs­
dienstes begonnen. In Ergänzung 
dazu entwickelte sich im gleichen 
Zeitraum die Luftrettung zum integra­
len Bestandteil des gesamten Ret­
tungsdienstsystems. 

Die durch den Rettungsdienst ge­
währleistete vorgezogene (Intensiv)­
Therapie trägt dazu bei, sowohl die 
Letalitätsrate zu senken und die Ge­
fahr von Folgeschäden zu verringern 
als auch Behandlungs- oder Folge­
kosten einzusparen. 

Aus organisatorisch-infrastruktu­
reller Sicht stellt die Eintreffzeit - de­
finiert als die Zeitspanne zwischen 
Eingang der Notfallmeldung in der 
Rettungsleitstelle und Eintreffen des 
Rettungsmittels am Notfallort - ein 
wesentliches Kriterium für die Effek­
tivität dieses Systems dar (Abb. 1). 

Nach AHNEFELD beträgt die Leta­
litätsrate bei einer Eintreffzeit von bis 
zu 20 Minuten 40 %, dahingegen bei 
einer Eintreffzeit bis zu 5 Minuten 
15 % . Mit anderen Worten: die Über­
lebensrate unbehandelter Notfallpa­
tienten beträgt 85 %, wenn die Ein­
treffzeit des Rettungsdienstes am 
Notfallort 5 Minuten nicht überschrei­
tet. 
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gleichhohes Leistungsniveau im ge­
samten Bundesgebiet zu erreichen. 

Die Hauptinhalte der jeweiligen 
J..andesreltungsdienstgesetze sind in 
Tabelle 1 dargestellt. 

Organisationsform- des Rettungs­
dienstes 

5Mln. 15 Mln. 20 Mln. 

Wie Abbildung 2 zeigt, ist es Auf­
gabe des Rettungsdienstes, bei Not­
fall patienten - darunter versteht man 
Verletzte oder Erkrankte, die sich in 
Lebensgefahr befinden oder bei de­
nen schwere gesundheitliche Schä­
den zu befürchten sind, wenn sie 
nicht schnellstmöglich medizinische 
Hilfe erhalten - am Notfallort lebens­
rettende Maßnahmen durchzuführen 
und die Transportfähigkeit herzustel­
len sowie diese Personen unter Auf­
rechterhaltung der Transportfähigkeit 
und Vermeidung weiterer Schäden in 
ein geeignetes Krankenhaus zu brin­
gen (vgl. LlPPERTIWEISSAUER 
1984, 165). 

EIntreffzeitspanne 

Abbildung 1: Die Abhängigkeit der letalItätsrate vom Faktor Elntreffzeil, nach AHNEFELD 1987. 

2. Strukturprinzipien und 
Strukturkomponenten 
des Rettungsdienstes 

Rechtliche Grundlage des Rettungs­
dienstes 

Die kontinuierlich angestiegenen 
Zahlen der Verkehrsunfallopfer infol­
ge der Massenmotorisierung Anfang 
der70er Jahre, aber auch - wie schon 
zuvor erwähnt - neue Erkenntnisse in 
der Notfallmedizin, haben in den po­
litischen Gremien zur Auffassung ge­
führt, daß der Ausbau eines funk­
tionsgerechten Rettungssystems als 
öffentliche Aufgabe angesehen wer­
den muß (vgl. RUPP, 1978, 110ff; 
KÜHNER 1989, 5). Nicht nur der Aus­
bau, sondern die gesamte Durch­
führung des Rettungsdienstes wurde 
in eine öffentliche Aufgabe überführt, 
die dem Bereich der Daseinsvorsor­
ge und Daseinsfürsorge zuzuordnen 
ist und nach dem Grundgesetz (Art. 
30, 70, 83ff GG) den Bundesländern 
obliegt,. 

Darüber hinaus gilt der Rettungs­
dienst als eine staatliche und in man­
chen Bundesländern - vorwiegend 
im nordwestdeutschen Raum - zu­
dem als hoheitliche Aufgabe der all­
gemeinen Gefahrenabwehr und Ge­
sundheitsfürsorge (BREUER 1990, 
63; s. a. JARASS 1990, 11). 

Da der Rettungsdienst in der Bun­
desrepublik Deutschland in die Ge­
setzgebungskompetenz der Bundes­
länder fällt, regeln sie die rettungs­
dienstlichen Aufgaben durch Ret­
tungsdienst- oder Feuerwehrgesetze 
auf der Grundlage eines von Bund 
und Ländern gemeinsam erarbeiten-

den Musters für ein Landesgesetz 
über den Rettungsdienst. Dort sind 
die sachlichen Anforderungen an den 
Rettungsdienst mit der Zielvorstel­
lung beschrieben, ein möglichst 

- Allgemeine Bestimmungen 

Ferner gilt es, Kranke, Verletzte 
oder sonstige hilfsbedürftige Perso-

- Definition des Rettungsdienstes (einschließlich Definition 

von Notfallrettung und Krankentransport) 

• - Aufgaben , Organisation und Träger 

- Struktur (Rettungsdienstbereiche, Rettungsleitstellen , 

Rettungswachen) 

- Finanzierung 

- Genehmigungsverfahren für Leistungsträger 

- Anforderungen an Leistungsträger 

- Qualifikation des Personals 

- Hinweise für Luft-, Wasser und Bergrettung 

- unter Umständen Fristen für die Hilfeleistung 

- sonstige Regelungen, z. B. Dokumentationen 

Tabelle 1: Hauplinhalte der Ländergesetze:.;.. ___________ _ 
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nen, die keine Notfallpatienten sind, 
unter sachgerechter Betreuung zu 
befördern (vgl. ebenda). 

Die Versorgung von Notfallpatien~ 
ten vollzieht sich in der Bundesrepu­
blik Deutschland nach dem Modell 
der Rettungskette (Abbildung 3). 

Die Effizienz des Gesamtsystems 
Rettungskette hängt entscheidend 
davon ab, daß jedes einzelne Glied 
auf die Leistungsfähigkeit des näch­
sten abgestimmt ist, somit keine Ver­
sorgungslücke entsteht. Durch diese 
Aufeinanderfolge ergeben sich für die 
einzelnen Teilphasen definierte Funk­
tionsabläufe mit entsprechend klaren 
Anforderungen an das jeweilige Seg­
ment. 

Mit Bezug auf das Segment Ret­
tungsdienst läßt sich aus Abbildung 
4 ein durchgängiges Strukturprinzip 
des Rettungsdienstes ableiten. 

Träger des Rettungsdienstes 
Träger des Rettungsdienstes sind 

in der Bundesrepublik Deutschland 
die Landkreise bzw. kreisfreien Städ­
te oder sogenannte Rettungszweck­
verbände. Letztere umfassen häufig 
das Gebiet eines oder mehrerer 
Landkreise. 

Entscheidende Kriterien für eine 
Beteiligung am Rettungsdienst sind 
für die Leistungsträger, z. B. das 
Deutsche Rote Kreuz und die ande­
ren Hilfsorganisationen, 
- flächendeckender Einsatz 
- Einsatzbereitschaft Rund-um-die-

Uhr 
- Einhaltung einer bestimmten Hilfs­

frist und 
- Einsatz von qualifiziertem Personal. 

Mit ca. 65 % Anteil am Rettungs­
dienst ist das Deutsche Rote Kreuz 
der größte Leistungsträger in der 
Bundesrepublik Deutschland. Dieser 
Anteil bezieht sich auf 
- Rettungsleitstellen 
- Rettungswachen 
- Rettungswagen 
- Krankenwagen 
- nicht-ärztliches Personal urid 
- die jährlichen Leistungen. 

Der nächstgrößere Leistungsträ­
ger sind die Berufsfeuerwehren mit 
ca. 20 %, gefolgt von den anderen 
Hilfsorganisationen und einigen Pri­
vatanbietern. 

Vorhandene Einrichtungen des 
Rettungsdienstes/Infrastruktur 
• Rettungsdienstbereiche 

Um die Durchführung des Ret­
tungsdienstes zu gewährleisten, wer­
den von den zuständigen Ländermi­
nisterien per Rechtsverordnung Ret­
tungsdienstbereiche festgesetzt. 

r Rettungsdienst 1 

I 
I I 

Notfa ll rettung Krankentransport 

I 
Notarzteinsatz 

I 
I 
I 

<mit Notarzt) 

1 
Notfalieinsatz 

I 
I 

I 
I 

(ohne Notarzt) 

Abbildung 2: Organisalionslorm des Rettungsdiensles. ---

I 
I 

I 

I 

I 
I 

(betreuungspfl ichtiger 

Krankeni ransport) 

In jedem Rettungsdienstbereich 
sind eine Rettungsleitstelle und die 
nach den örtlichen Gegebenheiten 
(Infrastruktur, Topographie, etc.) er­
forderliche Anzahl von Rettungswa­
chen einzurichten. 

• Rettungs/eitstelle 

l 

Sofortmaß­
nahmen am 

Notfallort 
~-.,z 

Notfall­
meldung 

Erste­
Hilfe 

Die Rettungsleitstelle ist das stän­
dig einsatzbereite Kommunikations­
zentrum des gesamten Rettungs­
dienstes eines Rettungsdienstberei­
ches. 

Rettungs­
dienst 

definitive 
Versorgung 

Intensivstation 

Abbildung 3: Rellungskette . 
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Kombiniert mit 
Feuerwehr und 
Katastrophen­
schutz oder 

len Ausstattung auch die Ausrüstung 
der Rettungsmittel eine den allge­
mein anerkannten notfallmedizini­
schen Grundsätzen entsprechende 
Versorgung gewährleisten. 

Um zweckgebunden eingesetzt 
werden zu können, müssen (teilwei­
se) die Rettungsmittel über eine stan­
dardisierte Mindestausstattung (ent­
sprechend DIN) verfügen. 

Notruf 
-landesweit -

einheitlich Rettungs- separat nur 
leitstelle für medizinischen 

Rettungsdienst 
• Finanzierung 

Bevölkerung 

Rettungs­
wache 

Abbildung 4: Struktur des Rettungsdienstes. 

Die wichtigsten Aufgaben sind: 
- Annahme aller Hilfeersuchen 
- Einsatz und Koordinierung der Ret-

tungsmittel (inklusive Rettungs­
hubschrauber) in ihrem Zuständig­
keitsbereich (fachliches Weisungs­
recht) 

- Überwachung des Funkverkehrs 
und der Einsatzfahrt 

- enge Zusammenarbeit mit dem 
ärztlichen Bereitschaftsdienst, den 
Krankenhäusern, der Polizei , der 
Feuerwehr, dem Katastrophen­
schutz sowie anderen am Ret­
tungsdienst Beteiligten 

- Führung eines zentralen Nachwei­
ses für die Krankenhausbetten 

- Information über Dienst- und Auf­
nahmebereitschaft von Kranken­
häusern und anderen wichtigen 
Versorgungseinrichtungen. 

• Rettungswachen 
Die Rettungswachen sind funktio­

nelle Einheiten des Rettungsdienst­
bereiches. Sie erhalten ihre Informa­
tion über die Rettungsleitstelle. In ih­
nen sind die mobilen Rettungsmittel , 
hier insbesondere Rettungswagen, 
Krankentransportwagen sowie das 
notwendige Personal einsatz- und 
abrufbereit vorzuhalten. 

• Notarztsystem 
In der Bundesrepublik Deutsch­

land hat man sich für ein Notarztsy-' 

~~ 

stem entschieden, d. h. die Ret­
tungsleitstelle alarmiert, wenn es er­
forderlich ist, einen entsprechend 
qualifizierten Notarzt, der den Not­
fall patienten versorgt. 

• Personal im Rettungsdienst 
Für die Erfüllung der vielfältigen 

rettungsdienstlichen Aufgaben 
präklinischer Notfallversorgung ist 
entsprechend ausgebildetes Perso­
nal notwendig. 

Dazu gehört das ärztliche Perso­
nal, das, um im Rettungsdienst tätig 
werden zu können, über eine Zusatz­
qualifikation, den sogenannten 
"Fachkundennachweis Rettungs­
dienst", verfügen muß, sowie das 
nicht-ärztliche Personal (haupt- , ne­
ben-, ehrenamtlich Tätige, ein­
schließlich Zivildienstleistender), das 
ebenfalls eine entsprechende Ausbil­
dung als 
- Rettungsassistent (mit staatlicher 

Anerkennung) oder 
- Rettungssanitäter oder 
- Rettungshelfer 
absolviert haben muß. 

Grundsätzlich wurde das in der 
Krankenhausfinanzierung übliche 
dualistische Finanzierungsprinzip 
auch auf den Rettungsdienst über­
tragen. 

Das dualistische Finanzierungs­
prinzip legt fest: 

- Der Staat trägt die Aufwendungen 
für die Beschaffung und Wiederbe­
schaffung der Einrichtungen des 
Rettungsdienstes (Rettungsleit­
steIle, Rettungswachen, Rettungs­
mittel). 

- Die Betriebskosten werden von den 
Benutzern, im Regelfall von den 
Krankenkassen, getragen. Dazu 
handeln die Leistungsträger, also 
diejenigen, die den Rettungsdienst 
letztlich durchführen, mit den Kran­
kenkassen Benutzungsentgelte 
und Kilometerpauschalen für den 
Einsatz der Rettungsmittel aus, Be­
nutzungsentgelte, die die tatsächli­
chen Kosten decken sollen. 

Von diesem Prinzip gibt es in den 
einzelnen Bundesländern Abwei­
chungen, die im wesentlichen darin 
bestehen, daß einmal staatlicherseits 
auch Anteile der Betriebskosten bzw. 
aufgetretene finanzielle Unter­
deckungen übernommen werden 
oder die Leistungsträger andererseits 
Anteile der Investitionskosten auf­
bringen müssen. 

Landeseinheitliche oder gar für alle 
Bundesländer einheitliche Be nut­
zungsentgelte gibt es nicht. Sie wer­
den individuell zwischen den jeweili­
gen Kosten- und Leistungsträgern 
ausgehandelt, woraus sich eine ent­
sprechende Vielfalt ergibt. 

• Ausstattung der Rettungsmittel Die Leistungsträger sind zu hoher 
Durch die allgemein anerkannte Wirtschaftlichkeit in allen Fragen der 

Definition des medizinischen Notfalls Durchführung des Rettungsdienstes 
werden die Handlungsprinzipien des angehalten. Gewinne dürfen die 
Rettungsdienstes, d. h. der präklini- Hilfsorganisationen - aufgrund ihrer 
schen Notfallversorgung, vorgege- Gemeinnützigkeit - nicht erwirtschaf-
ben. Daher muß neben der personel- ten. 
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3. Leistungsdaten3 

Aufgrund der politischen Entwick­
lung ist es derzeit nicht möglich, ein 
einheitliches Leistungsbild der präkli­
nischen Notfallversorgung in der 
Bundesrepublik Deutschland zu 
zeichnen. Denn vor dem Hintergrund 
der Vereinigung beider deutscher 
Staaten galt es, zwei völlig unter­
schiedliche Rettungsdienstsysteme 
aufeinander abzustimmen; ein Ab­
stimmungsprozeß der längst noch 
nicht abgeschlossen ist. 

Um dennoch einen Eindruck hin­
sichtlich des Leistungsgeschehens 
vermitteln zu können, werden nach­
folgend einige Leistungsdaten der 
Alt-Bundesländer vorgestellt. 

Jährlich werden etwa 6 Millionen 
rettungsdienstliehe Einsätze gefah­
ren . Das heißt, etwa jeder 10. Bürger 
der Alt -Bundesländer nimmt im Ver­
laufe eines Jahres den Rettungs­
dienst in Anspruch. 

Wie zuvor dargestellt, umfaßt das 
rettungsdienstliche Leistungsspek­
trum sowohl die Notfallrettung als 
auch den Krankentransport. Wie Ta­
belle 2 darstellt, ist der Anteil der Not­
falleinsätze am Gesamteinsatzauf­
kommen von 1985 bis 1991 kontinu­
ierlich von 29 % auf 33 % gestiegen, 
während die Anteile des Kranken­
transportes entsprechend von 71 % 
auf 67 % abnahmen. 

Vergleicht man die Notfalleinsätze 
mit und ohne Notarztbeteiligung, so 
zeigt sich hinsichtlich der Einbindung 
des Notarztes ein kontinuierlicher An­
stieg von 32 % (1985) auf 39 % (1991) 
(Tabelle 3). 

Geht man der Frage nach, welche 
Einsatzanlässe überhaupt zu Notfall­
einsätzen führen, so ist (Abbildung 5) 
festzustellen, daß z. B. 1991 lediglich 
14 % der Notfalleinsätze durch Ver­
kehrsunfälle bedingt sind, dahinge­
gen aber akute Erkrankungen (inter· 
nistische Notfälle) nahezu 47 % der 
Notfalleinsätze ausmachen. Dieses 
Verhältnis ist über die Jahre hinweg 
relativ gleich geblieben. 

Wie Abbildung 6 verdeutlicht, wird 
der Notarzt besonders häufig bei 
?kuten Erkrankungen (über 63 %) 
und lediglich in knapp 14 % der Fäl­
le zu Verkehrsunfällen gerufen. Eben­
so hat sich dieses Verhältnis über die 
Jahre hinweg als relativ konstant er­
wiesen. 

3) Daten der Abbildungen 5-6 und der Tabellen 2 
und 3 entnommen aus den Unfallverhütungsbe­
nchlen Straßenverkehr von 1985-1991 (DER BUN­
DESMINISTER FUR VERKEHR). 

Notfalleinsatz Krankentransport 

1985 29 71 

1987 30 70 

1989 31 69 

1991 33 67 
rabeUe 2: Verhältnis von NoUaUelnsälzen (mit und ohne NotarzlbelelUgung) zu Krankentransporten 
In%. 

mit Notarzt ohne Notarzt 

1985 32 

1987 35 

1989 38 

1991 39 
rabeUe 3: NoUaUrenung mlVohne Nolarzt in %. 

Aus infrastrukturell-organisatori­
scher Sicht ist die Eintreffzeit ein we­
sentliches Kriterium zur Bestimmung 
der Leistungsfähigkeit des Rettungs­
dienstes. Es zeigt sich, daß über 
90 % aller Notfälle innerhalb von 
15 Minuten erreicht werden können, 
1991 betrug die Eintreffzeit in 38,S % 
der Fälle 5 Minuten. 

Abbildung 7 verdeutlicht aber auch 
den Trend, daß seit 1985 die Eintreff­
zeiten stetig länger werden. Ursache 
könnten unter anderem eine erhöhte 
Verkehrsdichte, aber auch besonders 
im städtischen Bereich Auswirkun­
gen der Maßnahmen zur Verkehrsbe­
ruhigung sein. 

Um die zuvor geschilderten ret­
tungsdienstlichen Leistungen erbrin­
gen zu können, stehen in den alten 
Bundesländern ca. 6000 Rettungs­
mittel zur Verfügung, wobei sich -
über die Jahre hinweg - eine charak­
teristische Entwicklung zugunsten 
des höher qualifizierten Rettungsmit­
tels, des sogenannten Rettungswa­
gens, eingestellt hat (Abb. 8). 
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4. Auswirkungen 
des Europäischen 
Binnenmarktes 
auf den Rettungsdienst 

Mit Inkrafttreten der Einheitlichen 
Europäischen Akte am 10. Juli 1987 
haben sich die Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft ver­
pflichtet, den einheitlichen Binnen­
markt bis Ende 1992 schrittweise zu 
verwirklichen. 

Nach der Definition des EWG-Ver­
trags umfaßt der Binnenmarkt einen 
"Raum ohne Binnengrenzen, in dem 
der freie Verkehr von Waren, Perso· 
nen, Dienstleistungen und Kapital 
gemäß den Bestimmungen dieses 
Vertrages geWährleistet ist" (Art. 8a 
EWGV). 

Die durch die Schaffung des Eu­
ropäischen Binnenmarktes veränder­
ten Rahmenbedingungen erfordern 
Anpassungsprozesse, die sich auch 
auf den Bereich des Rettungsdien­
stes, d. h. der präklinischen Notfall­
versorgung auswirken. 
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Nach EVERLING (1992) bedeutet 
dies aus rechtlicher Sicht für die Bun­
desrepublik Deutschland, daß gewis­
se Bereiche, die bisher in der Kom­
petenz des Bundes bzw. der Bun­
desländer lagen, nun der Europäi­
schen Gemeinschaft übertragen wer­
den. 

Auch nach JARASS (1990) kommt 
,,(d)en Vorgaben des EG-Rechts der 
Vorrang vor allem nationalen Recht 
zu. ... Insbesondere ist nationales 
Recht, das dem EG-Recht wider­
spricht, nicht unwirksam, sondern le­
diglich zu Lasten der Begünstigten 
nicht anwendbar. Wenn daher eine 
nationale Regelung wegen einer Dis­
kriminierung ausländischer Unter­
nehmer gegen EG-Recht verstößt, ist 
die Regelung auf einen ausländi­
schen Unternehmer nicht anwend­
bar, wohl aber auf einen deutschen 
Unternehmer. Dies ist deshalb be­
deutsam, weil die Grundfreiheiten 
des EWG-Vertrages eine Schlechter­
behandlung von Ausländern im Ver-

gleich zu Inländern verbieten, nicht 
jedoch eine SchlechtersteIlung von 
Inländern gegenüber Ausländern . Ob 
das deutsche Recht einer solchen In­
länderdiskriminierung entgegen­
steht, ist umstritten, wird aber über­
wiegend abgelehnt. Aus EG-rechtli­
eher Perspektive bleibt daher festzu­
halten , daß Vorschriften der Ret­
tungsdienstgesetze, die gegen die 
Niederlassungsfreiheit oder die 
Dienstleistungsfreiheit verstoßen, auf 
Sachverhalte weiterhin anwendbar 
bleiben, deren wesentliche Elemente 
sämtlich nicht über die Grenzen der 
Bundesrepublik hinausweisen" . 

Folglich kann der Rettungsdienst 
von der Anwendung des Gemein­
schaftsrechtes nicht ausgenommen 
werden . Es stellt sich somit die Fra­
ge, ob sich die Rettungsdienstgeset­
ze der einzelnen Bundesländer mit 
dem EG-Recht vereinbaren lassen. 

Im künftigen Binnenmarkt haben 
für den Rettungsdienst insbesondere 
das Recht auf 

- Niederlassungsfreiheit 
(Art. 52ff EWGV) 

- Dienstleistungsfreiheit 
(Art. 59ff EWGV) 

- Freizügigkeit (Art. 48ff EWGV) 
- Wettbewerb (Art. 85ff EWGV) 
große Bedeutung. 

Im folgenden wird hauptsächlich 
auf die Aspekte der Niederlassungs­
freiheit und Dienstleistungsfreiheit 
eingegangen. 

Niederlassungsfreiheit 
(Art. 52ff EWGV) 

Nach EVERLING (1992) ist auf­
grund des Niederlassungsrechtes je­
der Angehörige eines Mitgliedstaates 
berechtigt, in den anderen Mitglied­
staaten eine selbständige Erwerbs­
tätigkeit dauerhaft selbst oder durch 
eine Zweigniederlassung oder Toch­
tergesellschaft auszuüben; das gilt 
auch für Gesellschaften, die in einem 
Mitgliedstaat ihren Sitz haben (vgl. 
Art. 52ff EWGV). 
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Abbildung 7: 
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Abbildung 8: 
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Kernpunkt des Niederlassungs­
rechtes ist die Ausländerbehandlung. 
Sie betrifft die Aufnahme und Aus­
übung der selbständigen Erwerbs­
tätigkeit in einem anderen EG-Mit­
gliedstaat unter denselben Voraus­
setzungen wie sie für Inländer gelten 
(nach EVERLING 1992). 

Mit Bezug auf den Rettungsdienst 
stellt JARASS (1990) zum Aspekt der 
NIederlassungsfreiheit u. a. fest: 
- "Die Niederlassungsfreiheit ist nur 

anwendbar, wenn die fragliche Tä­
tigkeit nicht mit der Ausübung öf­
fentlicher Gewalt verbunden ist. . .. 
Lediglich die Tätigkeit der Ret­
tungsleitstellen wird von Art. 52ff 
EWGV nicht erfaßt." 

- "Die Niederlassungsfreiheit verbie­
tet zunächst alle rechtlichen Diskri­
minierungen. Sie sind nur aus­
nahmsweise zulässig , wenn sie 
zum Schutze der öffentlichen Si­
cherheit , Ordnung und Gesundheit 
erforderlich und verhältnismäßig 
sind." 

Jahr 

I Krankentransportwagen I Rettungs-/ Notarztwagen Sonstige 

- "Die in einigen Rettungsdienstge­
setzen enthaltene Privilegierung 
von Hilfs- bzw. Sanitätsorganisatio­
nen bei der Durchführung des Ret­
tungsdienstes verletzt die Nieder­
lassungsfreiheit, sofern eine Zulas­
sung entsprechender ausländi­
scher Organisationen pauschal 
ausgeschlossen ist. Die Benachtei­
ligung ausländischer privater Un­
ternehmen in diesem Bereich dürf­
te dagegen keine Beeinträchtigung 
der Niederlassungsfreiheit darstel­
len, da sie inländische private Un­
ternehmen in gleicher Weise trifft . 
Anderes muß lediglich gelten, wenn 
im Herkunftsland der Rettungs­
dienst ausschließlich oder überwie­
gend durch private Unternehmen 
ausgeübt wird ." 

Dienstleistungsfreiheit 
(Art 59ff EWGV) 

Wie die Niederlassungsfreiheit, so 
hat auch die Dienstleistungsfreiheit 
Auswirkungen auf den Rettungs-

dienst. So darf ein in einem Mitglied­
staat ansässiger Gewerbetreibender 
in einem anderen Mitgliedstaat vor­
übergehend tätig werden; die für In­
länder geltenden Vorschriften dürfen 
ihm nur insoweit entgegengehalten 
werden, als dies aus Gründen allge­
meinen Wohles gerechtfertigt ist 
(EVERLlNG, 1992). 

Wesentliche Punkte, die sich aus 
der Dienstleistungsfreiheit in Hinblick 
auf den Rettungsdienst ergeben, faßt 
JARRAS (1990) wie folgt zusammen: 
- "Die Dienstleistungsfreiheit der Art. 

59ft EWGV wäre auf die Rettungs­
dienstgesetze nicht anwendbar, 
wenn sie als Vorschriften für den 
Straßenverkehr i. S. d. Art. 84 Abs. 
1 EWGV einzustufen wären. Das ist 
aber weder für die Regelungen der 
Notfallrettung noch für jene des 
Krankentransportes der Fall, denn 
das Schwergewicht des Rettungs­
dienstes, und zwar in seinen beiden 
Teilelementen der Notfallrettung 
und des Krankentransportes, liegt 
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im Gesundheitsschutz und in der 
Gefahrenabwehr, nicht aber in der 
Beförderung. Dementsprechend 
wird der Rettungsdienst als medizi­
nisch-organisatorische Einheit der 
Gesundheitsvorsorge und Gefah­
renabwehr bezeichnet, nicht aber 
als Beförderung im Straßenverkehr. 
Die Artikel 74ff EWGV sind folglich 
auf den Rettungsdienst nicht an­
wendbar. Daraus folgt für unsere 
Fragestellung, daß die Regelungen 
der Rettungsdienstgesetze an der 
Dienstleistungsfreiheit der Artikel 
59ff EWGV gemessen werden müs-
sen." 

- "Der Vorbehalt der Ausübung öf­
fentlicher Gewalt steht der Anwen­
dung der Dienstleistungsfreiheit 
ebenso wie der Niederlassungsfrei­
heit nur hinsichtlich der Tätigkeit 
dov Rettungsleitstellen eOltgegen." 

- "Anforderungen im Hinblick auf die 
personelle Besetzung und techni­
sche Ausstattung von Kranken­
kraftwagen können gegenüber 
ausländischen Unternehmen nur 
gestellt werden, wenn das Hei­
matrecht der Unternehmer keine 
vergleichbaren Anforderungen 
stellt. " 

Beachtenswert ist weiterhin, daß 
die von der Niederlassungsfreiheit 
bzw. von der Dienstleistungsfreiheit 
geschützten Personen sich gegen­
über nationalen Regelungen auf Art. 
52 EWGV (Abbau der Beschränkun­
gen des freien Niederlassungsrechts) 
bzw. Art. 59ff EWGV (Freier Dienstlei­
stungsverkehr) berufen können, auch 
wenn noch keine Durchführungsvor­
schriften im Sinne des Art. 57 EWGV 
(Richtlinien zur gegenseitigen Aner­
kennung von Diplomen, Zeugnissen) 
oder des Art. 63 EWGV (Aufhebung 
der Beschränkungen und liberalisie­
rung) ergangen sind. Konkret heißt 
das, daß Vorschriften der Rettungs­
dienstgesetze nicht angewandt wer­
den dürfen, wenn und soweit sie ge­
gen die Niederlassungsfreiheit oder 
die Dienstleistungsfreiheit verstoßen. 
Dies kann vor allen nationalen Ge­
richten und Behörden geltend ge­
macht werden. 

Freizügigkeit (Art. 48ff EWGV) 
Die Bestimmung der Freizügigkeit 

der Arbeitnehmer im Binnenmarkt 
findet auch auf das Rettungsdienst­
personal Anwendung. So hat jeder 
Angehörige eines Mitgliedstaates 
das Recht, sich in andere Mitglied­
staaten zu begeben und dort aufzu­
halten, um sich eine Beschäftigung 
zu suchen. Er darf eine Arbeit wie ein 

Inländer mit gleichen Rechten und 
Pflichten aufnehmen. 

Ausgenommen sind nur Stellen, 
die eine unmittelbare oder mittelbare 
Teilnahme an der Ausübung hoheitli­
cher Befugnisse und an der Wahr­
nehmung solcher Aufgaben mit sich 
bringen (EVERLING 1990, Art. 55 
EWGV, Ausnahmen, insbesondere 
bei Tätigkeiten in Ausübung öffentli­
cher Gewalt; vgl. auch Art. 48 EWGV 
- "vorbehaltlich der aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit und 
Gesundheit gerechtfertigten Be­
schränkungen" -). 

Schließlich ist noch auf das Spra­
chenproblem hinzuweisen. Die For­
derung, ausreichende Kenntnisse in 
der deutschen Sprache nachzuwei­
sen, darf für ausländische Mitarbeiter 
im Rettungsdienst nicht als diskrimi­
nierend gewertet werden (vgl. EVER­
LlNG 1992). 

Wettbewerb (Art. 85ff EWGV) 
Für den Rettungsdienst von Be­

deutung sind ebenfalls die Wett be­
werbsregeln. Denn neben dem Ver­
bot von Kartellabsprachen und 
Mißbräuchen wirtschaftlicher Macht, 
sind staatliche Beihilfen (Subventio­
nen) - mit bestimmten Ausnahmen -
grundsätzlich verboten (Art. 85ff 
EWGV). 

Es gift, folgendes festzuhalten: 
Die Auswirkungen des Europäi­

schen Binnenmarktes auf den Be­
reich des Rettungsdienstes, d. h. der 
präklinischen Notfallversorgung in 
der Bundesrepublik Deutschland, 
sind derzeit nicht bis in das letzte De­
tail hinein quantifizierbar. Anderer­
seits gilt es aber zum Wohle der Not­
fall patienten, den erreichten Stan­
dard zu halten. 

Vor diesem Hintergrund führte das 
Deutsche Rote Kreuz im Dezember 
1991 den ersten Gesprächskreis der 
Europäischen Rotkreuz-Gesellschaf­
ten zum Thema Rettungsdienst 
durch, um trotz dieser Schwierigkei­
ten - oder gerade deshalb - hand­
lungsfähig zu werden. 

Als wesentliches Ergebnis faßten 
die beteiligten europäischen Rot­
kreuz-Gesellschaften u. a. folgendes 
zusammen: 
- Die Staaten und Völker Europas 

streben ein einiges und einheitli­
ches Europa an und haben dabei 
insbesondere auch einheitliche 
bzw. gleichwertige Lebensverhält­
nisse im Auge. Zu diesen einheitli­
chen Lebensverhältnissen gehören 
nicht zuletzt die sozialen, medizini­
schen und menschlichen Kompo-

nenten, damit auch der Rettungs­
dienst. Bei der Einigung Europas 
müssen deshalb auch der Stand­
ort, der Standard und die künftige 
Entwicklung des Rettungsdienstes 
berücksichtigt werden. Dabei muß 
das in einigen europäischen Län­
dern bereits Erreichte Maßstab für 
die anderen Länder sein, die dies­
bezüglich Hilfe und Förderung ver­
dienen. 

- Der Rettungsdienst ist eine öffent­
liche Aufgabe. Das bedeutet nicht, 
daß er deshalb vom Staat selbst 
durchgeführt werden muß. Der 
Staat trägt aber unabhängig davon, 
wer den Rettungsdienst durchführt 
(er selbst, die Kommunen, Hilfsor­
ganisationen oder freie Unterneh­
mer) die volle Verantwortung dafür, 
daß für den Rettungsdienst die not­
wendigen optimalen Rahmenbe­
dingungen geschaffen werden und 
daß die Durchführung des Ret­
tungsdienstes aufgrund dieser 
Rahmenbedingungen sicherge­
stellt ist. 

- Einen wesentlichen Beitrag für eine 
Fortentwicklung und Vereinheitli­
chung des Standards des europäi­
schen Rettungsdienstes leistet die 
Beachtung einer Hilfsfrist zwischen 
10 und 15 min, nicht nur in den 
Städten, sondern auch auf dem 
Lande, soweit dies topographisch 
und finanziell zu realisieren ist. Um 
allen Menschen möglichst einheit­
liche und gleichwertige Lebensver­
hältnisse zu verschaffen, sind des­
halb besonders für strukturschwa­
che Gebiete finanzielle Förde­
rungsmaßnahmen für den Ret­
tungsdienst erforderlich. 
Ein ganz wesentlicher weiterer Er­

gebnispunkt war folgende Feststel­
lung: 
- Der Rettungsdienst ist eine medizi­

nische Aufgabe und kein Trans­
portproblem. Im Zuge der Nieder­
lassungs- und Dienstleistungsfrei­
heit im geeinten Europa darf des­
halb der Rettungsdienst keinesfalls 
dem Verkehrsbereich im Sinne des 
Art. 74ff EWGV, insbesondere dem 
Art. 80 Abs. 1, zugeordnet werden, 
da der Schwerpunkt des Rettungs­
dienstes in der Gesundheitsfürsor­
ge und der Gefahrenabwehr liegt; 
dies gilt auch für den Kranken­
transport, bei dem durchschnittlich 
ca. 10 % der Transportfälle im Lau­
fe des Transportes zu Notfällen 
werden. Es wird deshalb von der 
Normumsetzung auf europäischer 
Ebene erwartet, daß sie die Erhal­
tung und Fortentwicklung des er­
reichten Standards des Rettungs-
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dienstes norm setzend sicherstellt 
und nicht etwa durch standardzer­
störende, sachlich unangemesse­
ne Deregulierungen erschwert. 

Zusammenfassend gilt es, folgendes 
festzustellen: 

Der Rettungsdienst - mit seinen 
beiden Teilbereichen der Notfallret­
tung und des Krankentransports - ist 
eine öffentliche Aufgabe, die dem Be­
reich des Gesundheitsschutzes, der 
allgemeinen Gefahrenabwehr und 
Gesundheitsfürsorge zuzuordnen ist , 
nicht aber der Beförderung im Stra­
ßenverkehr. 

Die Strukturprinzipien und Hand­
lungsstrategien der präklinischen 
Notfallversorgung werden durch die 
(allgemein anerkannte) Definition des 
medizinischen Notfalls vorgegeben. 
Da der medizinische Notfall jederzeit 
und überall auftreten kann, ist es Auf­
trag des Rettungsdienstes, flächen­
deckend, hilfsfristgemäß, Rund-um­
die-Uhr neben speziell ausgerüsteten 
Rettungsmitteln auch entsprechend 
qualifiziertes ärztliches und nicht­
ärztliches Personal vorzuhalten bzw. 
bereitszustellen, um eine adäquate 
präklinische Versorgung von Notfall­
patienten zu gewährleisten. Dies muß 
auch für die Staaten der EG gelten, 
wenn der europäische Binnenmarkt 
ernst genommen wird. Perspekti­
visch bedeutet dies, daß die Bürger 
der EG ein gleich hohes präklinisches 
Versorgungsniveau erwarten dürfen. 

Die EG-Kommission muß klarstel­
len, daß die Vorhaltung des Ret­
tungsdienstes kein Problem von Art. 
74ff EWGV ist. Zum Wohle der EG­
Bürger muß der Auftrag des Ret­
tungsdienstes/der präklinischen Not­
fallversorgung am Maßstab der allge­
mein anerkannten Definition des 
"medizinischen Notfalls" - implizit 
der daraus resultierenden Konse­
quenzen - gemessen werden. 

Um das (An-)Recht auf eine opti­
male präklinische Notfallversorgung 
zu gewährleisten, bedarf es dringend 
EG-weiter Regelungen. 
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Finanzielle 
Sicherstellung 

der Feuerwehren 
auf kommunaler 

Ebene 
Antwort des Thüringer Innenministeriums 

auf die Kleine Anfrage 
des Landtagsabgeordneten Helmut Rieth 

Seit dem 11 . Januar 1992 gilt in 
Thüringen das Thüringer Gesetz über 
den Brandschutz, die Allgemeine Hil­
fe und den Katastrophenschutz, wei­
ches die Aufgaben der Feuerwehren 
regelt. Der Unterhalt der Thüringer 
Feuerwehren ist Pflichtaufgabe der 
Kommunen. Neue Forderungen an 
die Ausrüstung der Feuerwehren, be­
gründet vor allem durch den Versi­
cherungsschutz, stellen die Kommu-

nen nach Angaben des SPD-Land­
tagsabgeordneten Rieth zur Zeit vor 
fast unlösbare Probleme. "läßt man 
die Kommunen mit der Finanzierung 
ihrer Freiwilligen Feuerwehren allein , 
bleibt beim derzeitigen Stand der fi­
nanziellen Situation der Kommunen 
eine Existenzbedrohung für diese 
Wehren nicht aus. Die alleinige Si­
cherstellung der Stützpunktwehren 
bedeutet die Aufgabe eines flächen-
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deckenden Brar.ld- und Katastro­
phenschutzsystems in Thüringen", 
so der Landtagsabgeordnete in sei­
ner Kleinen Anfrage an die Thüringer 
Landesregierung vom 22. Juli dieses 
Jahres. Das Dilemma der Kommu­
nen, so führte er unter anderem aus, 
bestünde in der Erfüllung der gesetz­
lich festgeschriebenen Pflichtaufga­
be und ihrer Finanzierung vor Ort. 

Frage 1: Wie gedenkt die Landes­
regierung die kleinen Gemeinden bei 
der anstehenden technischen Um­
strukturierung ihrer Freiwilligen Feu­
erwehren finanziell zu unterstützen? 

Antwort des Thüringer Innenmi­
nisters vom 15. September 1992: 

Das Land gewährt auf der Grund­
lage des Thüringer Gesetzes über 
den Brandschutz, die Allgemeine Hil­
fe und den Katastrophenschutz 
(Thüringer Brand- und Katastrophen­
schutzgesetz - ThBKG -) Zuwendun­
gen für die Beschaffung von Feuer­
wehrfahrzeugen sowie den Neu- und 
Umbau von Feuerwehrgerätehäu­
sern. Der Thüringer Landtag hat im 
Gesetz über den Landeshaushalt 
1992 in der Regel den Fördersatz auf 
30 Prozent der zuwendungsfähigen 
Gesamtkosten festgesetzt. Um ins­
besondere den kleinen Gemeinden 
bei der anstehenden technischen 
Umstrukturierung zu helfen, beab­
sichtigt das Thüringer Innenministeri­
um eine Sammelausschreibung für 
Feuerwehrfahrzeuge. Dadurch sind 
erhebliche Preisnachlässe für Fahr­
gestelle und Aufbauten (30 bis 50 
Prozent) zu erwarten. 

Der Fortfall alter Funkkanäle im 2-
m-Bereich der Feuerwehren zum 31. 
Dezember 1992 veranlaßt das Land 
Thüringen, eine Beschaffung von mo­
bilen Funkgeräten zur Umrüstung der 
Funktechnik auf BOS-Frequenzen 
(Frequenzen für Behörden und Orga­
nisationen mit Sicherheitsaufgaben) 
vorzunehmen. Diese Funktechnik 
wird vom Land mit 80 Prozent bezu­
schußt. Die Landesfeuerwehr- und 
Katastrophenschutzschule in Bad 
KöstrizlPohlitz sowie die vier In­
standsetzungsstützpunkte - diese al­
lerdings aus Landesmitteln nur bis 
31. Dezember 1993 - werden vom 
Land unterhalten. 

Das Land erstattet bis 31. Dezem­
ber 1996 darüber hinaus den Ge­
meinden für die Angehörigen der 
Freiwilligen Feuerwehren den Ver­
dienstausfall, die gesetzlichen Ren­
tenversicherungsbeiträge, die Beiträ­
ge für die Bundesanstalt für Arbeit 
sowie entgangene freiwillige Arbeit­
geberleistungen bei der Ausbildung 

an der Landesfeuerwehr- und Kata­
strophenschutzschule. 

Frage 2: Welche gesetzlichen Be­
stimmungen liegen derzeit der Viel­
zahl von versicherungstechnischen 
Forderungen zugrunde, die an die 
Ausrüstung der Feuerwehren gestellt 
werden? 

Antwort: Bereits vorhandene 
Technik und Ausrüstung der Feuer­
wehren der ehemaligen DDR sollten 
ursprünglich nach den Vorstellungen 
des Bundesverbandes der Unfallver­
sicherungsträger der öffentlichen 
Hand (BAGUV) nach einer dreijähri­
gen Übergangsfrist durch Ausrüstun­
gen ersetzt werden, die den Vor­
schriften der Unfallverhütungsvor­
schriften (UVV) entsprechen. Da dies 
kaum realisierbar ist und im übrigen 
auch den Festlegungen des Eini­
gungsvertrages widerspricht , hat der 
Deutsche Feuerwehrverband (DFV) 
auf Initiative der Landesregierung mit 
Schreiben vom 10. März 1992 beim 
BAGUV hiergegen Einspruch erho­
ben. Der BAGUV bestätigte mit 
Schreiben vom 8. April 1992 die Ar­
gumentation des Deutschen Feuer­
wehrverbandes, daß die in der ehe­
maligen DDR angeschaft1en Geräte 
und errichteten Arbeitsräume unver­
ändert weiter betrieben werden kön­
nen, sofern im Einzelfall die zuständi­
ge Behörde kein Verbot ausspricht. 
Hierüber hat das Thüringer Innenmi­
nisterium mit Schreiben vom 18. Mai 
1992 die Kreisverwaltungen und 
Stadtverwaltungen der kreisfreien 
Städte unterrichtet. 

Höherer Standard erfordert 
höhere Investitionen 

Frage 3: Welche Anforderungen 
kommen in welchem Zeitraum auf die 
Kommunen bei Inkrafttreten der EG­
Normen im Bereich der Feuerwehr­
technik - bis hin zu den medizini­
schen Untersuchungen - zu? 

Antwort: Die Verantwortung für 
die europäischen Normen liegt beim 
Europäischen Normenausschuß 
(CEN). Die Euro-Norm für Feuerwehr­
schutzkleidung "prEN 469" zum Bei­
spiel fordert ab 1993 höhere Schutz­
wirkung gegen Wärmestrahlung, als 
in vielen nationalen Vorschriften fest­
gelegt ist. Der höhere Sicherheits­
standard hat zwangsläufig auch 
höhere Anschaffungskosten zur Fol­
ge. Auf der Grundlage des Arbeitssi­
cherheitsgesetzes vom 12. Dezem­
ber 1973, Paragraph 16, in der Form 

vom 12. April 1976 (BGB!. IS. 965) der 
Unfallverhütungsvorschriften des 
Gemeindeunfallversicherungsver­
bandes Thüringen in Gotha werden 
Nachweise für Atemschutztauglich­
keit verlangt. Diese Nachweise waren 
für die Feuerwehrangehörigen teil­
weise bereits nach DDR-Recht der 
Richtlinie F 45 erforderlich , wurden 
jedoch nicht in der notwendigen Wei­
se umgesetzt. 

Die arbeitsmedizinischen Vorsor­
ge-Untersuchungen für Atemschutz­
tauglichkeit nach den berufsgenos­
senschaftlichen Grundsätzen "G 26", 
für Taucharbeiten nach "G 31 ", erfol­
gen durch vom Landesamt für Sozia­
les und Familie Thüringen in Jena au­
torisierte Fachärzte. 

Frage 4: Welche finanziellen Zu­
wendungen des Landes stehen den 
Kommunen zur Verfügung, um die 
Kosten der laufenden Unterhaltung, 
der Fortbildung und Schulung, der 
Jugend- und Frauenfeuerwehren so­
wie eventueller Lohnausfallzahlun­
gen zu decken? 

Antwort: Jugend- und Frauenfeu­
erwehren werden über die Zuwen­
dungen des Landes an den Thüringer 
Feuerwehr-Verband e. V. unterstützt. 
Des weiteren erhält der Thüringer 
Feuerwehr-Verband e. V. aus Lotto­
mitteln für die Förderung der Ju­
gendarbeit, Sozialleistungen an ver­
unfallte Mitglieder und für den Sport 
in den Feuerwehren eine Zuwendung 
in Höhe von 92 500 Deutsche Mark. 
Durch zum Teil noch fehlende infra­
strukturelle Voraussetzungen bei den 
Gemeinden, die gesamte Geräte­
technik der Feuerwehren in Selbst­
verwaltungsaufgabe zu warten, zu 
überprüfen und instandzuhalten, 
übernimmt das Land diese Kosten in 
den verschiedenen Instandsetzungs­
stützpunkten. Im übrigen verweise 
ich auf meine Antwort zur Frage 1. 

Feuerschutzabgabe wird 
pauschal festgesetzt 

Frage 5: Welche Kriterien setzt die 
Landesregierung zur einheitlichen 
Handhabung der Feuerschutzabga­
benerhebung? 

Antwort: Ermächtigungsgrundla­
ge zur Erhebung der Feuerschutzab­
gabe bildet Paragraph 13 des Thürin­
ger Kommunalabgabengesetzes 
(ThürKAG). Zum einheitlichen VollZU9 
des Paragraphen 13 ThürKAG hat 
das Innenministerium das Muster ei­
ner Satzung für die Erhebung einer 
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Feuerschutzabgabesatzung be­
kanntgemacht, das im Thüringer 
Staatsanzeiger Nr. 17/1992 Seite 571 
veröffentlicht wurde. In dieser Mu­
stersatzung wurde den Gemeinden 
empfohlen, die Feuerschutzabgabe 
nicht höher als 50 Deutsche Mark 
festzusetzen . Die Höhe der Feuer­
schutzabgabe ist gesetzlich nicht 
festgelegt. Neben den Grundrechten 
(vor allem Artikel 14 Abs. 1 GG - Ei­
gentumsrecht) ist daher insbesonde­
re die Rechtsnatur und Zielsetzung 
der Feuerschutzabgabe als Aus­
gleichsabgabe zu beachten. 

Die Feuerschutzabgabe ist keine 
Steuer, sondern eine Ausgleichsab­
gabe für die Nichtheranziehung zum 
Feuerwehrdienst, die die Gemeinden 
zweckgebunden für den gemeindli­
chen Feuerwehrdienst verwenden 
müssen. Mit ihr sollen die Vorteile, die 
dem Abgabepflichtigen dadurch er­
wachsen, daß er auf seine Freizeit 
nicht verzichten muß und die mit dem 
Feuerwehrdienst verbundenen Stra­
pazen und Gefahren nicht auf sich zu 
nehmen braucht, abgegolten wer­
den. Die Höhe der Abgabe ist nach 
dem Wert des nicht geleisteten Feu­
erwehrdienstes pauschal festzuset­
zen. Sie darf also nicht über die mit 
der Dienstleistung in der Feuerwehr 
verbundenen Belastungen hinausge­
hen. Die Erhebung und Bemessung 
der Feuerschutzabgabe ist unabhän­
gig vom Vermögen und Einkommen 
sowie vom Interesse des Pflichtigen 
am Feuerschutz. Deshalb kann bei 
einkommensschwachen Personen­
gruppen, z. B. bei Lehrlingen, 
Schülern und Studenten nicht allge­
mein von der Heranziehung der Feu­
erschutzabgabe Abstand genommen 
werden. In letz1genannten Fällen be­
steht jedoch die Möglichkeit des Er­
lasses durch die Gemeinde. 

Frage 6: Wie sieht die finanzielle 
Unterstützung der Kommunen bei 
Maßnahmen im Bereich der Investi­
tionen bei Großtechnik und Gebäu­
deneubau bzw. -sanierung aus? 

Antwort: Das Land Thüringen ge­
währt nach Paragraph 35 des ThBKG 
vom 7. Januar 1992 und nach Maß­
gabe der Richtlinien zur Gewährung 
von Zuwendungen des Landes 
Thüringen für die Förderung des 
Brandschutzes und Rettungswesens 
vom 6. Juli 1992 Zuwendungen an die 
Gemeinden und Gemeindeverbände. 

Nach Maßgabe des Haushalts­
plans (Gesetz über die Feststellung 
des Haushaltsplans des Landes 
Thüringen für das Haushaltsjahr 
1992) vom 2. Juni 1992, gewährt das 

Land Zuschüsse im Brandschutz, 
Rettungsdienst und im Katastro­
phenschutz in der Regel in Höhe von 
30 Prozent der zuwendungsfähigen 
Kosten. Dafür sind 1992 für den 
Brandschutz 34 Millionen Deutsche 
Mark und für den Rettungsdienst 2 
Millionen Deutsche Mark sowie für 
den Katastrophenschutz 500000 
Deutsche Mark vorgesehen. 

Die Höhe der Zuwendungen be­
trägt für: 
1. Fernmeldetechnik, wie Ausrü­

stung für die Umstellung auf BOS­
Frequenzen und sonstiges nach­
richtentechnisches Gerät, bis zu 
80 Prozent der zuwendungsfähi­
gen Ausgaben (im Haushalt 1992 
sind 10 Millionen Deutsche Mark 
vorgesehen); 

2. Feuerwehrfahrzeuge, Geräte, Aus­
rüstungen bis zu 30 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben (im 
Haushalt 1992 sind 7 Millionen 
Deutsche Mark vorgesehen); 

3. den Neubau, Erweiterung und Um­
bau von Feuerwehrhäusern sowie 
beim Erwerb eines Gebäudes zum 
späteren Umbau als Feuerwehr­
gerätehaus bis zu 30 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben (im 
Haushalt 1992 sind 19,3 Millionen 
Deutsche Mark vorgesehen); 

4. den Neubau, Erweiterung und Um­
bau von Zentralen Leitstellen und 
Rettungswachen bis zu 30 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausga­
ben, maximal jedoch 120000 
Deutsche Mark (im Haushalt 1992 
sind 600000 Deutsche Mark vor­
gesehen); 

5. die Beschaffung von Rettungsmit­
teln, wie Rettungswagen, Kran­
kentransportwagen, und Notarzt­
einsatzfahrzeugen, bis zu 30 Pro­
zent der zuwendungsfähigen Aus­
gaben (im Haushalt 1992 sind 1 ,34 
Millionen Deutsche Mark vorgese­
hen). 
Außerdem gewährt das Land Zu­

schüsse nach Maßgabe des Haus­
haltsplans 1992 für folgende Projek­
te: 
1 . Anteil des Landes Thüringen zur 

Brandschutzforschung im Institut 
der Feuerwehren Heyrothsberge 
mit 50000 Deutsche Mark; 

2. Zuschuß für den Thüringer Feuer­
wehrverband mit 220000 Deut­
sche Mark; 

3. Zuschuß für den Fachnormenaus­
schuß Feuerwehrwesen im Deut­
schen Institut für Normung e. V. 
Berlin mit 10000 Deutsche Mark; 

4. Zuschüsse in Höhe von 500000 
Deutsche Mark für die Hilfsorgani­
sationen. Im Land Thüringen sind 
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dies das Deutsche Rote Kreuz, die 
Bergwacht, der Arbeiter-Samari­
ter-Bund, die Johanniter-Unfall­
Hilfe und der Malteser-Hilfsdienst. 

Unzumutbare Nachteile 
dürfen nicht entstehen 

Frage 7: Welche Schutzgarantien 
haben aktive Mitglieder der Freiwilli­
gen Feuerwehren gegen willkürliche 
Entlassungsmaßnahmen des Arbeit­
gebers? 

Antwort: Die ehrenamtlichen Feu­
erwehrangehörigen sind nach Para­
graph 14 Abs. 1 ThBKG für die Zeit 
der Teilnahme an Einsätzen, Übun­
gen und Ausbildungsveranstaltun­
gen von der Arbeits- oder Dienstver­
pflichtung - und soweit erforderlich -
für einen angemessenen Zeitraum 
davor und danach freizustellen. 

Eine willkürliche Entlassung durch 
den Arbeitgeber unter fadenscheini­
gen Gründen, weil der Arbeitnehmer 
als Feuerwehrmann an Einsätzen und 
Übungen während der Arbeitszeit 
teilnimmt, ist gesetzeswidrig. An­
gehörige der Freiwilligen Feuerweh­
ren dürfen durch ihren Dienst in der 
Feuerwehr keine unzumutbaren 
Nachteile erleiden. 

Das Thüringer Innenministerium 
hat sich an die Industrie- und Han­
delskammer und an die Handwerks­
kammern gewandt und um Unter­
stützung in dieser Frage gebeten, da­
mit deren Mitglieder den Dienst der 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerweh­
ren im Interesse der Allgemeinheit an­
erkennen und die gesetzlichen Vor­
schriften achten. Dies gilt um so 
mehr, als das Land dem Arbeitgeber 
den finanziellen Ausfall- über die Ge.' 
meinden - ersetzt. 



SPD-Bundesfagsfraktion . 

Deutsche Weltrolle: 
"Ein helfendes Volk" 

Öffentliche Anhörung der SPD-Bundestagsfraktion in Bonn 
zur Gründung eines "Umwelt- und Katastrophenhilfskorps" 

Die SPD-Bundestagsfraktion in 
Bonn lud kürzlich Sachverständige 
aus den Bereichen Umweltfor­
schung, Katastrophenhilfe, Vertre­
ter der Hilfsorganisationen sowie 
der Bundeswehr zu einer An­
hörung ins Bundeshaus ein, um 
über ihren Vorschlag zur Gründung 
eines "Umwelt- und Katastrophen­
hilfskorps" bzw. "Friedens korps " 
(wir berichteten in Ausgabe 9/92) 
zu diskutieren. Im Auftrag seiner 
Fraktion hatte MdB Dr. Hans Wal­
low erste Gedanken formuliert und 
zu einem Konzept zusammenge­
faßt. Dieses schlägt unter anderem 
vor, daß die Bundesrepublik 
Deutschland für akute Nothilfeauf­
gaben eine sofort einsatzfähige, 
qualifiziert ausgebildete und hand­
lungsbereit ausgerüstete "task 
force" einrichten soll. Ihre Aufgabe 
soll nach Vorstellung der SPD­
Bundestagsfraktion in der Leitung 
und Kooperation der vorhandenen 

Als erfreulich ist vor allem der offe­
ne Dialog zwischen Politik, Bundes­
wehr und Hilfsorganisationen 
während der fast siebenstündigen 
Anhörung hervorzuheben. Kamen 
auch die eigentlichen Gedanken der 
SPD-Bundestagsfraktion - nämlich 
die Gründung einer "task force" aus 
von den Hilfsorganisationen unab­
hängigen Spezialisten - kaum zur 
Diskussion, so ist diese Veranstal­
tung doch als ein positiver Auftakt 
des Meinungsaustausches zu wer­
ten; gerade auch zwischen den Hilfs­
organisationen und der Bundeswehr, 
zwischen denen es seit einiger Zeit 
Mißstimmung aufgrund verschiede­
ner humanitärer Einsätze durch zu­
letzt Genannte gab. Die SPD ihrer-

staatlichen Ressourcen wie bei­
spielsweise der Bundeswehr, des 
Technischen Hilfswerks und priva­
ter Organisationen wie beispiels­
weise des DRK, der Hilfswerke 
oder Umweltverbände bestehen -
das hauptsächlich bei internatio­
nalen Hilfsaktivitäten. 

Doch statt konstruktiver Diskus­
sion über das vorliegende ,Wallow­
Konzept', geriet die Anhörung im 
Bundeshaus sowohl für den Beob­
achter als auch für manchen SPD­
Abgeordneten mehr zu einer Sinn­
findungsveranstaltung der Bun­
deswehr und zu einem "Abstecken 
der Claims" durch die vertretenen 
Hilfsorganisationen, die zudem un­
tereinander einen deutlichen 
Schulterschluß vollzogen. Die Ver­
t reter der Organisationen ließen 
deutlich erkennen, nicht bereit zu 
sein, sich politischer Weisung, in 
welcher Form auch immer, bei der 
Durchführung von Katastro-

seits hat dem Bundestag bereits ei­
nen Antrag zur Verfassungsänderung 
(Artikel 87 Absatz 3 Grundgesetz) 
vorgelegt , der auch den Streitkräften 
erlaubt, im Ausland für Umweltschä­
den, humanitäre Hilfeleistungen und 
Maßnahmen zur Katastrophenhilfe 
zur Verfügung zu stehen. Eine Präzi­
sierung dazu gibt es bereits in dem 
betreffenden Kooperationsmodell für 
ein deutsches Umwelt- und Kata­
strophenhilfskorps. Darin heißt es u. 
a.: "Die vorhandenen Kapazitäten 
werden im Einzelfall von der Bundes­
wehr und den Hilfsorganisationen ab­
gerufen. Die im Stammpersonal täti­
gen oder am Einsatz beteiligten Sol­
daten werden für den Einsatzzeit­
raum automatisch abgeordnet. Über 

pheneinsätzen zu unterziehen. 
Wohl halte man einige Punkte, ge­
rade bei der Absprache unterein­
ander, für verbesserungswürdig, 
eine zusätzliche Koordinierungs­
organisation wird jedoch für über­
flüssig empfunden - abgesehen 
von den enormen FinanzmitteIauf­
wendungen, die dazu nötig wären. 
Eine sinnvolle Alternative zu einem 
Koordinierungskorps sehen die 
Hilfsorganisationen in dem bereits 
bestehenden ,Gesprächskreis Hu­
manitäre Hilfe' beim Auswärtigen 
Amt (Kasten), der zur Zeit eine Art 
,Verhaltenskodex' für das Mitein­
ander der Hilfsorganisationen bei 
internationalen Katastrophenein­
sätzen erarbeitet. Des weiteren ist 
in diesen Tagen ein Beauftragter 
speziell für die Katastrophenein­
satzkoordination beim Auswärti­
gen Amt installiert worden (Um­
schau). 

das Stammpersonal hinaus wird das 
Korps entsprechend der Einsatzart 
temporär um Soldaten erweitert." 

Zu Beginn der Anhörung wies MdB 
Dr. Hans Wallow darauf hin, daß nach 
Meinung der SPD-Bundestagsfrakti­
on die Gründung eines "Umwelt- und 
Katastrophenhilfskorps" längst über­
fällig sei. "Das, was heute diskutiert 
werden soll, könnte zwischen allen 
Parteien längst geregelt sein, wenn 
diese wichtige Thematik in der Ver­
gangenheit die erforderliche Auf­
merksamkeit gefunden hätte." 

Nach Beendigung des Ost-West­
Konfliktes und der Wiedervereini­
gung würde von der Bundesrepublik 
Deutschland in Zukunft ein effiziente-
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rer und auch umfangreicherer Beitrag 
zur Schaffung einer stabilen Weltord­
nung erwartet, so Wallow weiter. Das 
Schlagwort von der neuen Weltrolle 
mache die Runde, ohne daß es bis­
her dazu eine konkrete konzeptionel­
le Vorstellung gäbe. 

"Angesichts der Tatsache, daß die 
Androhung militärischer Gewaltan­
wendung auf uns und andere Indu­
striestaaten praktisch bei Null ran­
giert, seh'en wir Sozialdemokraten 
unsere Weltrolle in Zukunft als ein 
,helfendes Volk'. Das trifft auch ein 
Bedürfnis in unserer Bevölkerung, in 
dem es erhebliche soziale Kräfte gibt, 
die sich der Destruktivität in der Welt 
und auch im eigenen Land mit posi­
tivem sozialen Engagement entge­
gensteIlen", stellte der Sozialdemo­
krat fest. 

Dabei geht die SPD-Fraktion da­
von aus, daß sich die globalen Be­
drohungslagen durch ökonomische 
und Ökologische Fehlentwicklungen 
verschärfend verändern: Das Zusam­
menwirken von Umweltzerstörung, 
exzessivem Energie- und Rohstoff­
verbrauch, Hunger, Verteilungs­
kämpfen, Ausbeutung sowie Armuts­
wanderungen gefährde in zuneh­
mender Weise die internationale Si­
cherheit - die Katastrophentendenz 
sei steigend. 

Wallow betonte, die bisherigen en­
gagierten Anstrengungen aller Hilfs­
organisationen nicht ändern zu wol­
len, aber sie seien - besonders bei 
der Katastrophenvor- und -nachsor­
ge - unzureichend und unzulänglich. 
"Heute geht es unter anderem darum, 
festzustellen, ob und wie diese Un­
verhältnismäßigkeit in Form von an­
deren Weichenstellungen geändert 
werden muß. Uns geht es nicht um 
Reparaturen an der Wirksamkeit der 
vorhandenen Sicherheitssysteme 
oder gar um Veränderung der Subsi­
diarität, sondern mehr darum, wie wir 
die vorhandenen Ressourcen in un­
serem Land kooperativ besser nüt­
zen können." 

In der ersten Runde der Anhörung 
wurde unter Leitung des Entwick­
lungspolitischen Sprechers der SPD­
Bundestagsfraktion, Dr. Ingomar 
Hauchler, über Grundfragen nichtmi­
litärischer Bedrohungs- und Sicher­
heitsaspekte referiert sowie anschlie­
ßend diskutiert. Die Referate basier­
ten auf einem umfangreichen Fra­
gen katalog der SPD, der den Sach­
verständigen vorab vorgelegen hatte. 

Internationale Solidarität 
zugunsten der Schwächeren 

Den Reigen der Referenten eröff­
nete Professor Ernst Ulrich von Weiz­
säcker, Präsident des "Wuppertalln­
stituts für Klima, Umwelt, Energie". 
Professor von Weizsäcker brachte 
zum Ausdruck, daß er die Initiative 
der SPD-Bundestagsfraktion grund­
sätzlich unterstütze. Denn es sei rich­
tig, daß das nichtmilitärische Gefah­
renpotential immer mehr zunehme, 
und in seiner Folge auch die militäri­
sche Bedrohung wieder zunehmen 
könnte. So beispielsweise würde die 
weitere Zunahme von Umweltkata­
strophen im Zusammenhang mit vor­
hersehbaren klimatischen Verände­
rungen von zahlreichen Wissen­
schaftlern vermutet. Auch die Er­
höhung des Meeresspiegels um nur 
wenige Zentimeter könne - vor allem 
im Zusammenhang mit Sturmfluten -
zu katastrophalen Gefährdungen von 
Küstengebieten führen. 

Des weiteren führe chronischer 
Nahrungsmittel- und Brennholzman­
gel in weiten Gebieten zu einer vor­
hersehbaren weiteren Wüstenaus­
breitung, die ebenfalls katastrophale 
Ausmaße annehmen könnte. Hier 
führte von Weizsäcker als Beispiel die 
Sahelzone an, die in den letzten Jahr­
zehnten mehrfach betroffen war. 
Auch die hygienische Situation in den 
Millionenstädten der Dritten Welt 
könne zur seuchenartigen Ausbrei­
tung ansteckender Krankheiten - wie 
Cholera - führen. Kriegs-, Bürger­
kriegs- und Umweltflüchtlinge ver­
mehrten den Druck auf die ohnehin 
überlasteten Ballungsräume, was zu 
Zeltstädten, rapide sich vergrößern­
den "shantytowns" und weiterer 
Übernutzung von Land und Wäldern 
führe - mit der Folge zusätzlicher Ka­
tastrophenanfälligkeit. "Die Staaten 
der Dritten Welt sollten im Rahmen 
der Daseinsvorsorge eine eigenstän­
dige Katastrophenabwehr aufbauen. 
Dies ist ihnen in aller Regel finanziell 
nicht möglich. Daher ergibt sich im 
Rahmen internationaler Solidarität 
und im Rahmen einer global verstan­
denen Daseinsvorsorge eine starke 
Veranlassung, daß die wohlhaben­
den Staaten des Nordens die Kata­
strophenvorsorge und -abwehr in das 
Konzept internationaler Sicherheits­
und Entwicklungspolitik aufneh­
men", so von Weizsäcker. 

Jedoch warnte der Wissenschaft­
ler vor einer Militarisierung des Um­
weltschutzes durch die Einbeziehung 
von Teilen der Bundeswehr in diesen 
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Bereich. Dies könnte, so von Weiz­
säcker zum Abschluß seiner Aus­
führungen, das Engagement der ver­
schiedenen Umweltschutzgruppen 
beeinträchtigen. Auch solle man 
nicht blauäugig und naiv in die Ent­
wicklungsländer eindringen, sondern 
deutlich mehr als bisher die konkrete 
Situation vor Ort berücksichtigen. 

Katastrophen oft 
vorhersehbar 

Professor H. GraßI vom Max­
Planck-Institut in Hamburg ging in 
seinem Statement ebenfalls auf dro­
hende Naturkatastrophen, insbeson­
dere durch Klimaveränderungen, ein. 
Er verwies in diesem Zusammenhang 
auf den Weltatlas der Münchener 
Rückversicherung, der alle Gefähr­
dungsgebiete in der Welt aufzeigt, mit 
Ausnahme der Dürregebiete, obwohl 
es sich dabei um große Katastro­
phengebiete handelt. 

Im weiteren Verlauf seines Vortra­
ges behandelte Professor GraßI 
hauptsächlich die Vorhersehbarkeit 
von Katastrophen. So beispielsweise 
könne man wohl das Gefährdungs­
potential eines Erdbebens vorhersa­
gen - nicht aber das Erdbeben selbst. 
Gut vorhersehbar seien Vulkanaus­
brüche, da vorab genügend eindeu­
tige Anzeichen vorlägen. Auch Wir­
belstürme ließen sich heute präzise 
vorhersagen - hier seien die Ameri­
kaner besonders gut vorangekom­
men. Doch während die hochindu­
strialisierten Staaten über derartige 
Vorhersageinstrumentarien verfüg­
ten, seien solche in den eigentlich be­
troffenen Regionen in den Entwick­
lungsländern meist nicht verfügbar, 
bemängelte Professor Graß!. Ganz 
gravierend zeige sich dies bei Sturm­
fluten, vor denen präzise gewarnt 
werden könne, aber Länder, die wirk­
lich betroffen seien, wie beispielswei­
se Bangladesch, hätten keine Mög­
lichkeit der Vorhersage und somit der 
Katastrophenvorbeugung. Fazit sei, 
daß die Besiedelung derartig gefähr­
deter Gebiete generell vermieden 
werden müsse - im Hinblick auf die 
oftmals gegebene Überbevölkerung 
in vielen Entwicklungsländern ein 
weitgehend aussichtsloses Unter­
fangen. GraßI forderte die gezielte 
Auswertung der Satelliten-Informa­
tionen sowie den Aufbau eines glo­
balen Informationssystems, "so daß 
jene Katastrophen, die vorhersehbar 
sind, weltweit auch vorhergesagt 
werden können" . 



Reform der 
Hilfskooperation gefordert 

Der Leiter des Geographischen In­
stituts der Technischen Universität 
München sowie Mitglied des Beirates 
der Deutschen Forschungsgemein­
schaft (DFG) für die Internationale 
Dekade für Katastrophenvorbeugung 
(IDNDR), Professor R. Geipel , nannte 
es angesichts der politischen Hypo­
thek der Bundesrepublik Deutsch­
land als Rechtsnachfolger des Deut­
schen Reiches in allen militärischen 
Fragen zwingend, der Bundeswehr 
eine neue und wichtige Rolle bei 
nichtmilitärischen globalen Aufgaben 
im Rahmen eines Umwelt- und Kata­
strophenhilfskorps zuzuweisen. 

Während die militärische Bedro­
hung abzunehmen scheine, häuften 
sich durch den Zerfall bisher autoritär 
gelenkter Staaten die ethnischen 
Konflikte, die häufig den Kampf um 
Ressourcen zum Hintergrund hätten 
(Verteilungskatastrophen). Und 
während in den Industrieländern bei 
Katastrophen die Sachschäden stei­
gen, aber die Bevölkerungsverluste 
sinken würden, sei es in den meisten 
Entwicklungsländern umgekehrt: 
Zwar sei kaum Substanz vorhanden, 
so daß sich die Sachschäden relativ 
niedrig hielten. Aber die schutzlose 
Bevölkerung könne die Verluste der 
vorangegangenen Katastrophe nicht 
aufarbeiten, bevor sie die nächste 
träfe. 

"Die vorhandenen Sicherheitssy­
steme und Hilfsdienste reichen nicht 
aus, mit grenzüberschreitenden, 
nichtmilitärischen Notsituationen fer­
tig zu werden. Dies ist noch nicht ein­
mal bei Katastrophenfällen innerhalb 
der Bundesrepublik der Fall. Sowohl 
bei der Sturmflut in Hamburg 1962, 
dem Schneewinter 1978/79 in 
Schleswig-Holstein, dem Donau­
hochwasser vom März 1988 oder den 
winterlichen Orkanen "Vivian" und 
"Wiebke" vom Februar/März 1990 
mußte die Bundeswehr eingesetzt 
werden, um Menschen und Sach­
werte zu retten" , so Geipel. Der Wis­
senschaftler stellte weiter fest: "Bei 
Katastrophen im Ausland können die 
Hilfsorganisationen im wesentl ichen 
nur noch durch Sammlungen von 
Geld und Hilfsgütern von außen so­
wie durch medizinische Einsätze im 
Katastrophengebiet selber helfen. 
Was vor Ort nötig ist, wäre aber vor 
allem eine ,task force', die beispiels­
weise bei Erdbebenkatastrophen 
über schweres Räumgerät, Hub­
schrauber, Sturmboote und große 

Transportmaschinen (Transall) ver­
fügt, um das genannte Gerät auch ins 
Katastrophengebiet bringen zu kön­
nen." 

Eine Reform der Kooperation von 
Hilfsorganisationen erachtet Geipel 
zweifellos bereits für die Bundesre­
publik selber und ganz besonders für 
internationale Hilfseinsätze als not­
wendig. 

"Das vorgeschlagene Friedens­
korps kann durch eine problemorien­
tierte Ausbildung noch schlagkräfti­
ger eingesetzt werden als die Bun­
deswehr, bei der die bisherige unbe­
strittene Leistung eher eine unbeab­
sichtigte Nebenwirkung der Ausbil­
dung für Verteidigungszwecke war", 
bemerkte der Wissenschaftler. 

Bezüglich der Verzahnung von 
Nothilfe und Entwicklungszusam­
menarbeit erklärte er: "Die deutsche 
Entwicklungshilfe sollte daraufhin 
überprüft werden, ob sie in Risikoge­
bieten in einer Form gegeben wird, 
die es erlaubt, gleichzeitig den Zielen 
der IDNDR zur Minderung von Kata­
strophenanfälligkeit zu dienen. Beim 
Bekanntwerden von Katastrophen 
sollten die deutschen Einsatzleiter 
umgehend Verbindung mit den in der 
betroffenen Region anwesenden Ent­
wicklungshelfern aufnehmen, um 
sich über die lokalen Lebensbedin­
gungen und die Mentalität der Bevöl­
kerung hinsichtlich der für die ge­
plante Hilfe relevanten Bezüge zu in­
formieren. " 

SPD-Konzept vage und 
Bundeswehr-freundlich 

Vor einem Risiko- oder Gefah­
renalarmismus warnte Dr. Wolfgang 
R. Vogt von der Führungsakademie 
der Bundeswehr, Hamburg, in seiner 
Eigenschaft als Mitglied der Arbeits­
gemeinschaft für Friedens- und Kon­
fliktforschung. "Auf der Suche nach 
Begründungen für ein bestimmtes 
Ziel kommt schnell alles auf den 
Tisch. Dies führt oftmals zu einer ,Be­
gründungssuppe'" , so Vogt bezüg­
lich der Rechtfertigung zur Gründung 
eines Umwelt- und Katastrophen­
hilfskorps. Tatsache ist es aber auch 
seiner Meinung nach, daß sich die 
Defizitschere zwischen den weltweit 
wachsenden Problemen und den zur 
Verfügung stehenden Gegeninstru­
menarien immer weiter öffnet. Dies 
zeige sich vor allem bei sogenannten 
Großkatastrophen. 

Den SPD-Vorschlag zur Gründung 
eines Umwelt- und Katastrophen-

hilfskorps bezeichnete Vogt zum ei­
nen als sehr vage in der Zielsetzung 
und zum anderen zu Bundeswehr­
freundlich . Ersteres, da ein soge­
nanntes ,Friedenskorps' allein keine 
Katastrophen verhindern könne und 
letzteres, weil es ohne eine grundle­
gende Bundeswehrreform kein ,Frie­
denskorps' geben würde, da der 
Konkurrenzkampf zwischen beiden 
zu groß wäre. Denn die Bundeswehr 
verfüge über Material, Personal und 
Kapital- all diese Kriterien müßten für 
das ,Friedenskorps' erst einmal ge­
schaffen werden. "Was soll es, in ei­
ner solchen finanziellen Situation des 
Staates, eine neue Organisation vor­
zuschlagen, ohne deren Finanzierung 
aufzuzeigen?", fragte Vogt in Rich­
tung SPD-Bundestagsfraktion. 

Seiner Ansicht nach muß man 
ZUkünftig Schritt für Schritt zu einer 
global organisierten Katastrophenhil­
fe-Politik gelangen, unter Einbezie­
hung der bewährten Hilfsorganisatio­
nen und in Abstimmung mit den Ver­
einten Nationen. Als wichtige Rah­
menbedingungen für eine funktionie­
rende Katastrophenhilfe führte Vogt 
unter anderem ein globales Alarmsy­
stem, ein qualifiZiertes Krisenma­
nagement, umfangreiche Katastro­
phenforschung im Sinne von Präven­
tion sowie spezifische Berufsausbil­
dungen an. 

Stellvertretend für Hans-Jürgen 
Wischnewski, Vorsitzender des Deut­
schen Komitees für die Internationa­
le Dekade für Katastrophenvorbeu­
gung (IDNDR), sprach das Vor­
standsmitglied des Deutschen 
IDNDR-Komitees und stellvertreten­
der Präsident der Deutschen Gesell­
schaft für Auswärtige Politik, Bot­
schafter a. D. Günther von Weil. Er 
unterstrich, daß das Deutsche 
IDNDR-Komitee den politischen 
Konsens zwischen allen politisch und 
gesellschaftlich relevanten Gruppen 
anstrebe. Dabei sei man eher auf die 
internationale Zusammenarbeit aus­
gerichtet. Auch sei das IDNDR-Ziel 
nicht nur die effektive Nothilfe, son­
dern läge vorwiegend bei präventiven 
Maßnahmen unter verstärkter Einbe­
ziehung des Umweltaspektes. 

Von Weil sprach sich für eine ver­
stärkte Zusammenarbeit mit den 
staatlichen Stellen in den betroffenen 
Ländern aus sowie mit den entspre­
chenden deutschen Vertretungen im 
Ausland. Auch das Auswärtige Amt 
müßte seiner Meinung nach viel stär­
ker eingebunden werden. Generell 
müsse man das Einsatztempo be­
schleunigen. 
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Die Möglichkeiten der 
Bundeswehr sind begrenzt 

Brigadegeneral M. Barteie von der 
Bonner Hardthöhe stellte aus Sicht 
der Bundeswehr klar, daß es für die 
Bundeswehr nicht darum gehe neue 
Aufgaben zu finden, sondern daß 
man bestrebt sei, die vorhandenen 
Kapazitäten zu nutzen. Denn die 
Möglichkeiten der Bundeswehr hin­
sichtlich humanitärer Einsätze seien 
begrenzt, dies läge in ihrer generellen 
Ausrichtung begründet. 

Barteie betonte, daß der ureigen­
ste Auftrag der Bundeswehr weiter­
hin der Schutz der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland sei. Hu­
manitäre Hilfseinsätze würden zwar 
zur Unterstützung der Hilfsorganisa­
tionen weiter geführt, würden aber 
keinesfalls dominieren. Es müsse 
auch berücksichtigt werden, daß die 
Bundeswehr beispielsweise im Sa­
nitätsdienst keinerlei stehende Ein­
heiten für derartige Einsätze und ge­
nerell ebensowenig personelle Re­
serven für solche Aktionen habe. Bar­
tele erklärte, daß die zur Verfügung 
stehenden Krisenreaktionskräfte der 
Bundeswehr auf das Einsatzgebiet 
der NATO beschränkt wären - Aus­
nahmeregelungen mit der Zielset­
zung der Erfahrungsgewinnung blie­
ben weiterhin Einzelfälle. 

Die zweite Runde der Anhörung, 
diesma1 unter Vorsitz von Hans Wal­
low, mit dem Schwerpunkt ,Huma­
nitäre Hilfe' eröffnete Dietrich Läpke , 
Referatsleiter In- und Auslands­
einsätze bei der Bundesanstalt Tech­
nisches Hilfswerk. Läpke sprach zu­
gleich stellvertretend für den Mal­
teser-Hilfsdienst, die Johanniter-Un­
fall-Hilfe und den Arbeiter-Samariter­
Bund. Er erklärte, daß Sicherheitssy­
steme und Hilfsdienste nicht derge­
stalt ausgelegt werden könnten, daß 
sie mit zum Teil nicht vorhersehbaren 
Existenzgefährdungen wie Hunger, 
Vertreibung und Umweltkatastro­
phen jederzeit fertig werden könnten. 

"Eine Katastrophe ist ja dadurch 
gekennzeichnet, daß die zur Verfü­
gung stehenden Potentiale zu ihrer 
Bekämpfung nicht ausreichen und 
bei der Schadensbekämpfung sekto­
rale oder regionale Prioritäten gesetzt 
werden müssen. Durch Vorbeugung, 
Ausarbeitung von Szenarien und Be­
reithaltung von Potential zur Hilfelei­
stung können die Folgen von Kata­
strophen gemildert werden." 

Oft unnötige 
Verzögerungen 

Läpke zu der Frage, ob bisher alle 
Hilfsanfragen von der Bundesrepu­
blik und den privaten Hilfsorganisa­
tionen positiv beantwortet werden 
konnten: "Die Problematik Hilfsanfra­
ge bzw. Hilfsangebot muß differen­
ziert betrachtet werden. Katastro­
phenbetroffene Staaten rufen zum 
Teil aus falschem nationalen Stolz 
nicht zu internationaler Hilfe auf oder 
aber sie rufen sehr schnell nach sel­
biger, um nationale Ressourcen zu 
schonen. Ebenso ist festzustellen, 
daß Hilfsangebote der Bundesregie­
rung erst sehr spät - oder auch zu 
spät - aufgenommen werden." Als 
Beispiel führte Läpke das Erdbeben 
in Armenien 1988 an, bei dem es zu 
zwei Tagen unnötiger Verzögerung 
kam und das Erdbeben in der Türkei 
1992, bei dem eine unnötige Verzö­
gerung von einem Tag verzeichnet 
wurde. Läpke weiter: "Nach dem 
Golfkrieg hatte die Bundesregierung 
Kuwait und Saudi-Arabien den Ein­
satz des THW zur ÖI-Schadens­
bekämpfung an den Küsten angebo­
ten und umfangreiche finanzielle Mit­
tel bereitgestellt. Die deutsche Bot­
schaft in Kuwait hat niemals eine Ant­
wort auf dieses Angebot erhalten." 

Soweit es materielle oder perso­
nelle Ressourcen beträfe, könnten 
die eingegangenen Hilfsangebote 
von deutschen Stellen in der Regel 
erfüllt werden. Dabei ginge es nicht 
darum, möglichst schnell möglichst 
viele Helfer in ein Katastrophengebiet 
zu entsenden, häufig würden auch fi­
nanzielle Mittel ausreichen. Jedoch 
sei der dafür vorgesehene Haus­
haltsansatz des Auswärtigen Amtes 
für die humanitäre Soforthilfe mit nur 
70 Millionen Mark sehr eng gesteckt. 
Der THW-Referatsleiter: "Als erste 
Maßnahme für eine Verbesserung der 
Humanitären Hilfe ist daher eine Er­
höhung (Vervielfachung) des entspre­
chenden Titels 686 12 des Auswärti­
gen Amtes zu fordern." 

Eine neue Koordinationsorganisa­
tion, wie von der SPD-Bundestags­
fraktion gefordert, hält man beim 
THW sowie den Sanitätsorganisatio­
nen für nicht erforderlich. "Es ist al­
lerdings notwendig, die vorhandenen 
Kapazitäten angesichts stark anstei­
gender Beanspruchungen und nicht 
ausreichender finanzieller Mittel ef­
fektiv einzusetzen. Hierzu ist insbe­
sondere eine Aufgabenteilung und 
-ergänzung durch intensive Abstim­
mung und Koordination erforderlich." 
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Läpke verwies in diesem Zusammen­
hang auf den von den Hilfsorganisa­
tionen eingerichteten ,Gesprächs­
kreis Humanitäre Hilfe' beim Auswär­
tigen Amt (Kasten), der die freiwillige 
Koordination und Kooperation der 
Hilfsorganisationen zum Ziel hat. 

Läpke: "Die von der SPD-Bundes­
tagsfraktion vorgeschlagene Einrich­
tung einer bundesunmittelbaren An­
stalt des öffentlichen Rechts als Ko­
ordinierungsinstrument birgt zwei 
wesentliche Probleme in sich. Einer­
seits besteht die Gefahr, daß die pri­
vaten Hilfsorganisationen sich in ihrer 
Eigenständigkeit der Hilfeleistung 
eingeschränkt fühlen. Andererseits 
hätte diese Anstalt keine politischen 
Befugnisse (auch keine Weisungsbe­
fugnisse gegenüber den Botschaften 
oder anderen Dienststellen), sondern 
wäre nur ausführendes Organ. Hier 
erscheint die schon vielfach gefor­
derte Bestellung eines hochrangigen 
Beauftragten der Bundesregierung 
für Humanitäre Hilfe im Auswärtigen 
Amt sinnvoller. Zusammen mit einem 
Stab von Fachleute könnten hier po­
litische, operative und finanzielle Auf­
gaben gebündelt werden. Der Beauf­
tragte ist dann der Ansprechpartner 
der EG und UN und anderer Regie­
rungen ebenso wie der Gesprächs­
partner der deutschen Hilfsorganisa­
tionen und Stellen. Der Gesprächs­
kreis Humanitäre Hilfe ist neben dem 
Beauftragten das zweite wesentliche 
Instrument der deutschen Hilfe als 
Abstimmungs- und Informationsgre­
mium. Die operative Hilfe wird wei­
terhin über die Hilfsorganisationen 
abgewickelt. Die bisherigen Aufga­
ben des Referates 301 des AA gehen 
darin auf und zusätzlich ist der - bis­
her fehlende - Bereich Rehabilitie­
rung (zwischen Soforthilfe und Ent­
wicklungshilfe) dort anzusiedeln." 

Dem humanitären Einsatz der Bun­
deswehr stehen die Hilfsorganisatio­
nen sehr skeptisch gegenüber. Die­
ser könnte zu einer Beeinträchtigung 
der Spendenbereitschaft in der Be­
völkerung führen. Der Einsatz der 
Bundeswehr sollte sich auf die Be­
reitstellung von Transportmitteln und 
Kommunikationstechnik, Entminung, 
Entschärfung von Blindgängern, die 
Absicherung von zurückgelassenen 
Kampfmitteln, Pionierleistungen, so­
weit diese nicht vom THW geleistet 
werden könnten, sowie Leistungen 
der ABC-Abwehrtruppe beschrän­
ken. Für die eigentlichen Aufgaben 
der Hilfsorganisationen wie z. B. Or­
tung, Rettung, Bergung sowie sozia­
le Betreuung sei die Bundeswehr we­
der ausgebildet noch ausgerüstet. 



"Der Vorschlag der SPD-Bundes­
tagsfraktion zur Änderung des Arti­
kels 24 Grundgesetz, soweit er die 
Humanitäre Hilfe betrifft, wird ent­
schieden abgelehnt, weil er der Hu­
manitären Hilfe der Bundeswehr Ver­
fassungsrang einräumen würde und 
damit eine Priorität zu lasten der bis­
her erfolgreich operierenden Hilfsor­
ganisationen schaffen würde", so 
Läpke bei der Anhörung im Bundes­
haus. 

Effiziente Koordination 
braucht gute Information 

"Der Vorschlag, alle Organisatio­
nen unter eine Leitung zu stellen, 
scheint so einfach, daß man sich 
wundert, war~m dies nicht schon 
lange geschehen ist. Aber es ist nun 
einmal nicht damit getan, auf Kom­
mando einen Automatismus in Be­
wegung zu setzen", stellte Botho 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein als Präsi­
dent des Deutschen Roten Kreuzes 
fest. Die Koordinierung der staatli­
chen internationalen Nothilfe hänge 
davon ab, daß klare und kurzfristig 
verfügbare Informationen über die 
Bedarfslage im Katastrophengebiet 
vorliegen würden. 

Zu Sayn-Wittgenstein: "Das Feh­
len von nationalen Katastrophen­
schutzplänen und entsprechenden 
arbeitsteiligen Hilfsstrukturen in vie­
len der am stärksten katastrophen­
gefährdeten Ländern erschwert ra­
sche und detaillierte Informationen 
über die Lage im Katastrophengebiet 
und damit über den Bedarf. Die not­
wendige Koordination im Katastro­
phengebiet selbst als Grundlage für 
die Leistungen, die durch externe Hil­
fen zu erbringen wären, kann in der 
Regel von den zuständigen nationa­
len Behörden nicht in dem Maße ge­
leistet werden, wie es notwendig 
wäre, um externe Hilfen arbeitsteilig 
zu kanalisieren." 

Nach Ansicht des Roten Kreuzes 
sind die Einrichtung eines nationalen 
Gesprächskreises unter Einbezie­
hung aller Träger von Hilfsaktionen 
und anderer beteiligter Stellen; die 
Förderung des Aufbaus weltweiter 
Katastrophenschutzstrukturen mit 
Vorrang in den besonders katastro­
phengefährdeten Gebieten; sowie 
die Einrichtung einer weltweiten In­
formations-Datenbank als geeignete 
Maßnahmen anzusehen, das beste­
hende Potential zugunsten einer 

bestmöglichen Hilfe für die Opfer von 
Katastrophen nutzbar zu machen. 
"Im Rahmen des neu gegründeten 
Gesprächskreises Humanitäre Hilfe 
beim Auswärtigen Amt haben die dort 
vertretenen Hilfsorganisationen Kon­
sens darüber erzielt, daß mit solchen 
Maßnahmen die schwerwiegendsten 
Defizite in der bisherigen Koordinie­
rung abgebaut werden können", so 
DRK-Präsident zu Sayn-Wittgen­
stein. 

Auf die Frage, inwieweit die vor­
handenen Ressourcen der Bundes­
wehr bei der internationalen Katq-
strophenhilfe umfangreicher genutzt 
werden könnten, antwortete der 
DRK-Präsident u. a. : "Die vorhande­
nen Ressourcen der Bundeswehr be­
dürfen einer systematischen Erfas­
sung des logistischen Potentials und 
der personellen Stärke. Bewertungs­
maßstab für die Einsatzfähigkeit in 
der Humanitären Hilfe muß dabei die 
Frage sein, ob die Ressourcen und 
das qualifizierte Personal eine ange­
messene Antwort auf die Auswirkun­
gen von Katastrophen, insbesondere 
in den Ländern der Dritten Welt, sein 
können. Im Rahmen einer verstärkten 
Abstimmung auf nationaler Ebene 
können die vorhandenen Ressourcen 
der Bundeswehr in die konzeptionel­
le und operative Planung deutscher 
Hilfen, vor allem unter dem Gesichts­
punkt der logistischen Unterstüt­
zung, einbezogen werden. Vorbehal­
te bestehen dagegen beim Deut­
schen Roten Kreuz, der Bundeswehr 
eine eigenständige Funktion und 
Kompetenz bei der Humanitären Hil­
fe zuzuerkennen. Entsprechende 
Überlegungen gehen von der Kur­
denhilfe vom Frühjahr 1991 aus,. die 
in der Operation ,Provide Comfort' 
fälschlicherweise ein Modellbeispiel 
künftiger Humanitärer Hilfe sehen." 

Hinsichtlich des Kooperationsmo­
dells der SPD-Fraktion gab der DRK­
Präsident zu bedenken, daß eine Hu­
manitäre Hilfe, die sich, wie das SPD­
Konzept vorsieht, der staatlichen Ko­
ordinierung unter der Maßgabe einer 
generellen politischen Weisung un­
terstellen soll, Neutralität und Unab­
hängigkeit der Hilfen nicht mehr für 
sich in Anspruch nehmen könne. Den 
Gefahren der damit verbundenen Po­
litisierung Humanitärer Hilfe könne 
und dürfe das Deutsche Rote Kreuz 
sich nicht aussetzen, wenn es wei­
terhin glaubwürdig das völkerrechtli­
che Gebot von Neutralität und Unab­
hängigkeit, die Grundlagen für die 
Akzeptanz seiner Hilfen vor allem im 

Geltungsbereich der Genfer Konven­
tionen und der Zusatzprotokolle, ver­
treten wolle. "Das Deutsche Rote 
Kreuz lehnt daher die Unterstellung 
unter eine wie auch immer geartete 
staatliche Entscheidungsbefugnis in 
der Humanitären Hilfe ab", verdeut­
lichte der DRK-Präsident zum Ab­
schluß seiner Ausführungen die Posi­
tion seiner Organisation. 

Staatliche Reglementierung 
dämpft freiwilliges 
Engagement 

Einen wichtigen Denkanstoß so­
wie ein Denkmodell nannte der Ge­
neralsekretär der Deutschen Welt­
hungerhilfe, Bernd Hoffmann, den 
Vorschlag zu einem Kooperations­
modell für ein Umwelt- und Katastro­
phenhilfskorps der SPD-Bundes­
tagsfraktion, der sich laut Hoffmann 
auf wichtige und nachvollziehbare 
Analysen und Schwächen des der­
zeitigen Hilfeleistungssystems stützt. 
Jedoch gibt es bei der Deutschen 
Welthungerhilfe einige grundsätzli­
che Bedenken. So befürchtet man bei 
einer zunehmenden staatlichen Re­
gelung in diesem Bereich einen 
Rückgang des freiwilligen, nicht­
staatlichen Engagements. Des weite­
ren, so Hoffmann in einem Thesen­
papier, müßte ein staatlich gesteuer­
tes Hilfskorps, das nicht-staatliche 
Organisationen und Institutionen ein­
bindet, schon von seiner Begründung 
her nachweisen können, daß es im 
Vergleich zum bisherigen System er­
heblich effizienter sei. 

"Ein historischer Rückblick zur 
Entwicklung eines Zivilschutzkorps 
für den nationalen Katastrophen­
schutz in den 50er Jahren hat gezeigt, 
daß dem Grundsatz der freiwilligen 
selbstverpflichtenden Mitwirkung 
von Institutionen und Organisationen 
der Vorrang vor einer staatlich regle­
mentierten und gesteuerten Einrich­
tung zu geben ist", rief Hoffmann in 
Erinnerung. Außerdem wäre es mög­
lich, daß ein derartiges Hilfskorps in 
einer Reihe von Situationen, in denen 
Hilfsorganisationen unterhalb der 
staatlichen Ebene tätig werden könn­
ten, selbst nicht aktiv würde. "Das 
könnte jedoch das Handeln dieser 
Organisationen, die in einem interna­
tionalen Verbund rechtlich verbindli­
che Verpflichtungen übernommen 
haben, in der Ausführung dieser hin­
dern", erklärte der Generalsekretär 
der Deutschen Welthungerhilfe. 
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Guter Denkansatz -
unverhältnismäßige Lösung 

Fazit: Die Vorstellung der SPD­
Bundestagsfraktion, eine zentrale 
Stelle einzurichten, welche die Ein­
satzkoordination der verschiedenen 
Hilfsorganisationen übernimmt - und 
dies sowohl im nationalen wie im in­
ternationalen Bereich - stößt bei den 
verschiedenen Hilfsorganisationen 
auf wenig Gegenliebe. Ihre Vertreter 
machten bei der öffentlichen An­
hörung in Bonn deutlich, daß es we­
der national noch international einer 
weiteren Organisation bedarf, um zu 
einer besseren Abstimmung der 
Hilfsaktionen zu kommen. Ein sol­
ches Abstimmungsinstrument sehen 
die Hilfsorganisationen im Ge­
sprächskreis Humanitäre Hilfe beim 
Auswärtigen Amt. Eine derartige Ab­
stimmung sei auch nur bei internatio­
nalen Hilfsaktionen erforderlich - bei 
nationalen Aktionen bestünde im 
Notfall kein besonderer Abstim­
mungsbedarf. 

Auch die Integration der Bundes­
wehr in ein Umwelt- und Katastro­
phenhilfskorps wird von den Hilfsor­
ganisationen skeptisch betrachtet. 
Dabei beruft man sich nicht nur auf 
einen wahrscheinlichen Verlust von 
Spendengeldern - sondern auch auf 
die fehlende Ausbildung und Vorbe­
reitung bei der Bundeswehr auf spe­
zielle Katastropheneinsätze - jedoch 
nur durch Qualifikation sei eine effek­
tive Soforthilfe möglich. Gerne aber 
sieht man die Bundeswehr als logi­
stischen Unterstützer, beispielsweise 
beim Transport von Hilfsgütern, um 
die eigenen Ressourcen für andere 
Aufgaben einsetzen zu können. 

Kritisiert wurde am SPD-Konzept 
ebenfalls, daß keinerlei Finanzie­
rungs-Konzept für ein "Umwelt- und 
Katastrophenhilfskorps' aufgezeigt 
wird. Für eine Anstalt des Offentli­
chen Rechts mit Stammpersonal und 
hochwertiger Ausrüstung wäre hier 
ein enormer Finanzaufwand notwen­
dig. Die Überlegungen der SPD-Bun­
destagsfraktion, Mittel aus dem Ver­
teidigungshaushalt zu diesem Zweck 
umzuschichten, stößt bei den Orga­
nisationen und Wissenschaftlern 
zwar auf große Akzeptanz, jedoch 
realistisch betrachtet erkennen nicht 
nur die Vertreter der Bundeswehr die 
Chancenlosigkeit dieses Unterfan­
gens. Und schließlich gilt es sogar in 
Kreisen der Bundeswehr als Fehlein­
schätzung, daß die Bundeswehr oder 
ein "Nationales Katastrophenkorps' 
das übliche Anfangschaos bei den 
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Verbesserung der ZusammenarbeH bei der deutschen 
Kafaslrophenhilfe Im Ausland 

Positionspapier des 
Gesprächskreises Humanitäre Hilfe 

beim Auswärtigen Amt 

1. Die in der Katastrophenhilfe tätigen Hilfsorganisationen und staatlichen 
Stellen haben den Gesprächskreis Humanitäre Hilfe gebildet. Die Hilfs­
organisationen haben schon bisher die Deutsche Humanitäre Hilfe in­
nerhalb ihres internationalen Netzwerks wesentlich durch Einsatz von 
Spenden, öffentlichen Geldern und freiwilligem Personal getragen. Der 
Gesprächskreis verfolgt angesichts neuer Herausforderungen das Ziel, 
die in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden bewährten Struk­
turen der internationalen Katastrophenhilfe durch Weiterentwicklung von 
Abstimmung und Zusammenarbeit besser zu nutzen. Er greift Impulse 
aus der gegenwärtigen Internationalen Dekade für Katastrophenvor­
beugung (IDNDR) auf. Der Gesprächskreis beschränkt sich nicht auf die 
Hilfe nach Naturkatastrophen. 

2. Der Gesprächskreis läßt sich von den folgenden Grundsätzen leiten: 
- Linderung des Leidens und Schutz der am härtesten Betroffenen; 
- die Hilfe erfolgt ohne Ansehen der ethnischen, religiösen und politi-

schen Zugehörigkeit der Katastrophenopfer; 
- Humanitäre Hilfe ist nicht an politische Bedingungen gebunden; 
- sie sucht enge partnerschaftliche Zusammenarbeit mit staatliChen und 

nichtstaatlichen Institutionen der betroffenen Länder; 
- die Hilfsorganisationen handeln in Eigenständigkeit und Eigenverant­

wortlichkeit. 

3. Die Hilfsorganisationen sehen in der Katastrophenhilfe drei wichtige Pha-
sen: 

Soforthilfe 
Weiterführende Nothilfen 
Rehabilitation und Wiederaufbau 

Die Katastrophenhilfe muß alle drei Aspekte, 
die Lebensrettung, 
die Sicherung des Überlebens der Opfer 
und die EntwiCklung von Ansätzen zur Zukunftsgestaltung 

miteinschließen. Wirksame Katastrophenhilfe darf sich nicht auf die kurz­
fristige Soforthilfe beschränken. 

4. Die deutschen Hilfsorganisationen setzten in den verschiedenen Phasen 
der Katastrophenhilfe unterschiedliche Schwerpunkte. Außerdem gibt 
es Spezialisierungen auf Einsatzsektoren. Es ist eine wichtige Aufgabe 
des Gesprächskreises, die Abstimmung und Zusammenarbeit unter den 
Hilfswerken zu fördern und eine optimale Ausnutzung und Ergänzung 
der bestehenden Hilfspotentiale zu erreichen. 

5. Die Katastrophenhilfe der Hilfsorganisationen, auch die lebensrettende 
Soforthilfe, wird in der Regel über Partnergesellschaften in den entspre­
chenden Ländern durchgeführt. Lokal verfügbare personelle und finan­
zielle Ressourcen können durch sofortige finanzielle Zusagen durch die 
Hilfsorganisationen mobilisiert und unterstützt werden. Der Einsatz von 
deutschen Helfern und die Lieferung von Hilfsgütern erfolgt ergänzend 
zu den lokal verfügbaren Mitteln. Die Selbsthilfeanstrengungen der Ka­
tastrophenopfer werden unterstützt. 

6. Katastrophenhilfe freier Träger nutzt die Zusammenarbeit und die struk­
turfördernden Kontakte mit Organisationen in katastrophenbetroffenen 
Ländern, in deren Rahmen Zuständigkeit und Kompetenz an Ort und 



Stelle entwickelt wurden. Damit wird auch in den katastrophenbetroffe­
nen Empfängerländern die Entwicklung pluralistischer Strukturen geför­
dert. 

7. Der Gesprächskreis stellt sich folgende Aufgaben: 
7.1 Verbesserung von Abstimmung und Zusammenarbeit unter Einbe­

ziehung aller Träger von Hilfsaktionen und beteiligter staatlicher 
Stellen mit dem Ziel, 
- im erklärten Katastrophenfall einen Ad-hoc-Kreis zu bilden und re­

gelmäßige Lagebesprechungen durchzuführen, 
- Hilfsmaßnahmen arbeitsteilig und einander ergänzend zu planen 

und durchzuführen, 
- Standard kriterien für den Einsatz von Personal und Material fest­

zulegen und fortzuentwickeln, 
- Einsatzerfahrungen auszutauschen und auszuwerten, 
- über Wiederaufbau- und Rehabilitationsprogramme zu informie-

ren und die Planung und Durchführung von Verbundprojekten in 
verschiedenen Sektoren zu fördern, 

- gemeinsame Evaluierungen zu planen, bestehende Frühwarnsy­
steme gemeinsam zu nutzen und ihre Entwicklung national wie 
international unter Einbeziehung lokaler Partner weiterzuent­
wickeln, 

- Grundlagen für die entwicklungsorientierte Durchführung von 
Hilfsmaßnahmen in Katastrophenfällen zu erarbeiten und fortzu­
schreiben, um dadurch auch einen Beitrag zur Minderung von Na­
turkatastrophen (IDNDR) zu leisten. 

7.2 Förderung des Aufbaus weltweiter Katastrophenschutzstrukturen 
mit Vorrang in den besonders katastrophengefährdeten Gebieten, 
mit dem Ziel, im Rahmen solcher Programme 
- mit Regierungen und Hilfsorganisationen in potentiellen Einsatz­

gebieten zu Vorabsprachen für den Fall notwendiger und interna­
tionaler Hilfsaktionen zu kommen, 

- Verantwortlichkeiten von Gebern und Empfängern gemeinsam ZlJ 
definieren und festzuschreiben, 

- die Analyse vorhandener Katastrophenrisiken voranzutreiben, 
- Hilfspotential in den katastrophengefährdeten Ländern zu erfas-

sen, zu erweitern, und das Maß notwendiger- und realistischer­
weise erwartbarer externer Hilfe zu bestimmen und plan bar für 
den Alarmfall zu machen, 

- geeignete Strukturen aufzubauen. 
7.3 Einrichten einer Datenbank mit Verzeichnissen über 

- Adressen, 
- Alarmspitzen, 
- Einsatzpotential personeller und sachlicher Art, 
- besondere Fachdienste (z. B. Such- und Bergungskapazitä'ten, 

medizinische Dienste, Wasseraufbereitung usw.), 
- einsatzbezogene länderinfomnationen, 
- vorhandene Kommunikationstechnologien. 

7.4 Förderung des Dialogs mit den Medien über 
- Berichterstattung, 
- Spendenaufrufe, 
- eigene Hilfsmaßnahmen. 

8. Der Gesprächskreis Humanitäre Hilfe will operative Verbesserungen für 
die Deutsche Katastrophenhilfe vorbereiten und fördern. Die vorhande­
nen Hilfspotentiale sollen abgestimmt und in gegenseitiger Ergänzung 
so zum Einsatz kommEln , daß ein möglichst rationaler und wirksamer 
Einsatz der begrenzten Mittel erreicht wird und Katastrophenhilfe in ihren 
unterschiedlichen Phasen sinnvoll geleistet werden kann. 

9. Der Gesprächskreis Humanitäre Hilfe sieht es darüber hinaus als seine 
Aufgabe an, in nationalen und internationalen Fragen der Humanitären 
Hilfe zu beraten und Stellung zu nehmen. 

ersten Hilfslieferungen und -aktionen 
bei einer internationalen Großkata­
strophe verhindern würde.1) Denn da 
sind sich Hilfsorganisationen und 
Bundeswehr einig, das Dilemma liegt 
meist in einer oft tagelang ungeklär­
ten Lage. Würden die zivilen Hilfsor­
ganisationen erst nach Klärung der 
Lage liefern, kämen dringend be­
nötigte Hilfsgüter eindeutig zu spät. 

Nicht umsonst fordern hochrangi­
ge Vertreter der Hilfsorganisationen, 
hier besonders des Deutschen Roten 
Kreuzes, bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit den Aufbau nationaler 
und politisch unabhängiger Hilfsor­
ganisationen, um in den betroffenen 
ländern auf eine funktionierende In­
frastruktur für die Hilfeleistung auf­
bauen zu können. Auch wird nach­
haltig eine Verbesserung des globa­
len Informationsaustausches gefor­
dert. Diese Forderung unterstützen 
besonders die Wissenschaftler aus 
dem Bereich Umweltforschung. So 
forderten sie auch bei der öffentlichen 
Anhörung in Bonn die Einrichtung ei­
ner internationalen Datenbank, auf 
die alle Länder Zugriff haben sollten. 

Jener Denkansatz der SPD-Frakti­
on im Deutschen Bundestag, den 
Umweltschutz mit dem Katastro­
phenSChutz zu verbinden, findet bei 
allen Verantwortlichen viel positive 
Resonanz. Geht es doch nicht nur um 
die Bekämpfung von Katastrophen­
folgen, sondern auch um eine sinn­
volle Prävention. Was heißt: Von 
Menschen gemachte Katastrophen 
sollen gerade auch in Entwicklungs­
ländern verhindert werden. Hierzu 
wird man zukünftig, bezogen auf län­
dern der Dritten Welt, zu einer Ver­
zahnung von Entwicklungs- und Um­
weltpolitik kommen müssen. Und 
auch die Katastrophenhilfe sollte im­
mer so gewährt werden, daß sie 
zukünftigen Entwicklungszielen nicht 
im Wege steht. 

-smf-

1) Klaus Uebetanz: .Humanitäre HUfe der Bundes· 
wehr im Ausland" in der Zeitschrift .. 018 Bundes­
wel1r" Ausgabe 9/1992 
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Großangelegte Femmeldeübung vom 9. bis 11. Oktober 1992 in Hoya 

"HEROS '92" 
Rund 300 Helferinnen und Helfer des Fernmeldedienstes 

verschiedener Katastrophenschutz-Organisationen 
zeigten ihre Leistungsfähigkeit - .. 

Fernsprechbau stand im Mittelpunkt der Ubung 

Sie haben schon Tradition, die 
HEROS-Übungen in Bremen und 
Niedersachsen. Seit 1984 treffen sich 
die Fernmelder aus verschiedenen 
Katastrophenschutz-Organisationen 
jährlich zu einer gemeinsamen 
Übung. Anlaufpunkt für die diesjähri­
ge Fernmeldefachdienstübung 
.. HEROS '92" vom 9. bis 11. Oktober 
ist der Wasserübungsplatz der Kata­
strophenschutzschule des Bundes, 
AußensteIle Hoya. Rund 300 Helfe­
rinnen und Helfer haben sich am Frei­
tagnachmittag aus ihren Standorten 
auf den Weg gemacht. Die Anfahrts­
wege sind teilweise lang, und das 
Wochenende nicht gerade der gün­
stigste Zeitpunkt, um zügig den 
Übungsort zu erreichen. Aber den­
noch, nach und nach treffen die 
Übungsteilnehmer aus den THW­
Ortsverbänden Bremen, Reckling­
hausen, Wolfenbüttel, Hameln, Han­
nover, Lehrte sowie der Freiwilligen 
Feuerwehren Hamburg-Altona, Ahl­
ten, Neustadt, Uetze, Hameln, Lehr­
te und die Regieeinheit des Landkrei­
ses Hannover in Hoya ein. 

Auf die Helferinnen und Helfer war­
tet eine lange Nacht. Das Übungs­
konzept sieht keine Pause vor. Es 
geht durch bis zum Abend des näch­
sten Tages, denn auf dem Prüfstand 
steht u. a. auch die Belastbarkeit der 
Einsatzkräfte. 

Einsatzspektrum darstellen 

.. Der Schwerpunkt der diesjähri­
gen Übung liegt im Fernsprechbau 
und Betriebsdienst" , sagt Jürgen 
Kardei , Fachberater Fernmelde­
dienst im Stab .. Rettung und Techni­
sche Abwehr" (RTA) Bremen und Ge­
samtübungsleiter . .. Daneben wollen 
wir auch das Einsatzspektrum des 
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In zwei Bussen, 
seit kurzem für 
den landkreis 

Hannover als TEL 
eingerichtet, ist 

die EInsalzleItung 
untergebracht. 

Feldkabelbau -
eine kn ifflige Ar­

beit bel Nacht. 

Mit von der Par­
ti e: Fernmelder 
der Feuerwehr. 



Fernmeldedienstes darstellen", er­
gänzt Dieter Diedrich, Ausbildungs­
leiter Fernmeldedienst für den Land­
kreis Hannover und bei dieser Übung 
verantwortlich für den FernmeIdeein­
satz. Die Führungskräfte weisen dar­
auf hin, daß die Aufgaben des Fern­
meldezuges seit längerer Zeit in der 
Diskussion seien. Es käme die Mei­
nung auf, der Fernmeldezug sei über­
flüssig. "Dies liegt daran, daß die Auf­
gaben nie richtig fortgeschrieben 
wurden. Es herrscht die Ansicht, der 
Fernmeldezug werde nur im Kata­
strophenfall benötigt", sagt Diedrich. 

Dem sei aber nicht so. Die Ein­
satzleitwagen der Feuerwehren hät­
ten nicht die ausreichenden techni­
schen Fernmeldemittel, um eine 
GroßschadensteIle, zumindest wenn 
der Einsatz über Tage gehe, fernmel­
demäßig abzudecken. Zwar sähe es 
im Funkbereich positiv aus, Defizite 
gebe es aber bei Telefonanschlüssen 
und Telefax. "Man hat sich hier jahre­
lang festgebissen und gesagt: ,Mit 
Funk machen wir alles!' Es hat sich 
aber gezeigt, daß die Funkkanäle 
meist überlastet sind. Deshalb sollte 
eine Befehlsstelle mit dem entspre­
chenden Fernsprechanteil eingerich­
tet werden", so Diedrich. 

leistungsfähige FernmeIde­
strukturen aufbauen 

Dieser Anteil könne durch einen 
Fernmeldezug rund um die Uhr ab­
gedeckt werden. "Der Zug kann die 
Einsatzleitwagen der Feuerwehren 
mit zusätzlichen Funkverbindungen 
aufstocken und er kann das sicherste 
Fernmeldemittel, den Drahtanschluß, 
herstellen und somit leistungsfähige 
Fernmeldestrukturen aufbauen. " 

Grundlage müsse heute sein, daß 
alle Fernmeldeverbindungen zur Feu­
erwehr-Einsatzleitstelle und zum Ka­
tastrophenschutzstab überwiegend 
über Draht gehen. "Das heißt, der 
Fernmeldezug muß u. a. vorhandene 
Telefonanschlüsse erkunden und sie 
auf die feldmäßigen Vermittlungen le­
gen. Diese Drahtverbindungen entla­
sten dann die Funkkanäle wesent­
lich." 

Daß dies funktioniere, beweise der 
Landkreis Hannover. Hier sei aufge­
räumt worden mit dem Vorurteil, der 
Fernmeldezug sei nicht schnell ge­
nug. "Im Landkreis Hannover stellen 
die Fernmeldezüge einen Trupp, der 
über Funkmeldeempfänger zu alar­
mieren ist. Bei einer Großschadenla­
ge werden die Helfer zur Einsatzstel-

Ein Überweg wird gelegt. 

le beordert. Sie übernehmen dann 
den fernmeldetechnischen Ausbau 
der Befehlsstelle und sorgen insbe­
sondere dafür, daß schnellstmöglich 
Telefonverbindungen geschaffen 
werden. Bewährt hat sich dieses 
Konzept bereits bei dem schweren 
Eisenbahnunglück im Februar 1992 
in Lehrte. 15 Minuten nach dem Ein­
treffen des Fernmeldetrupps an der 
SchadensteIle verfügte die Einsatz­
leitung über einen Telefonanschluß" , 
sagt Diedrich. 

Übung 
soll Qualifikation zeigen 

Daß die Helferinnen und Helfer die 
Qualifikation für diese Aufgaben ha-

Noch in der Nacht 
hat sich die f eu­
erwehr plazlert. 

ben, soll die großangelegte Übung 
zeigen. Bereitstellungsraum für die 
ankommenden Einheiten ist der 
Parkplatz vor dem Schwimmbad in 
Hoya. Die Zugführer fahren von hier 
aus zum Wasserübungsplatz, wo die 
Übungsleitung (Katastrophenschutz­
leitung) in zwei Bussen untergebracht 
ist. Die Fahrzeuge wurden kürzlich als 
Technische Einsatzleitung des Land­
kreises Hannover eingerichtet. 

Hier nehmen die Zugführer ihren 
Einsatzbefehl entgegen, der sich in 
die Punkte Lage, Auftrag, Durch­
führung, Versorgung sowie Führung 
und Verbindung gliedert. Jeder Ein­
heit wird ein Schadengebiet zuge­
ordnet, in dem der Fernmeldezug 
entweder für eine Technische Ein­
satzleitung oder einen Einsatzab­
schnitt die Fernmeldestrukturen 
schaffen muß. Die einzelnen Fern­
sprechtrupps haben durchschnittlich 
15 Kilometer Feldkabel zu verlegen. 
Eine Aufgabe, die sich über die ganze 
Nacht hinzieht. 

Parallel dazu sind die Sprechfunk­
trupps im rund 33 Quadratkilometer 
großen Übungsbereich mit Koordi­
~ierungsfahrten beschäftigt. Insge­
samt wurden 40 Ziele im Landkreis 
festgelegt. Jeder Funktrupp hat neun 
Ziele anzufahren. Auch hier gibt es 
keine Pause, die Fernmelder sind die 
ganze Nacht unterwegs. 

ZweiÜbungsphasen 

Die erste Übungsphase endet um 
7.00 Uhr. Nach dem gemeinsamen 
Frühstück steht der Samstag für 
Fernmeldebetriebsübungen zur Ver­
fügung. Bis 17.00 Uhr dauert der 
zweite Teil der Übung, in dem neben 
Sprechfunkübungen das installierte 
OB- und Wähl-Netz von vier Techni-
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sehen Einsatzleitungen sowie sieben 
Einsatzabschnitten für das richtige 
Absetzen und Aufnehmen von Nach­
richten genutzt werden. Eine Neben-

Die TEL des 
THW-OV Hameln. 

Hier Ist auch 
Telefax-Betrieb 

mögliCh. 

Am Samstagmor· 
gen beginnen die 

Fernmeldebe· 
triebsübungen. 

stellenanlage stellt das Netz der 
Deutschen Bundespost dar, über das 
auch Telefax-Verbindungen laufen. 
Zum Übungsprogramm zählen dane-

In Ihren Händen liegt die leitung der Übung (v. links): Klaus·Peter Strösau , leiter Sprechfunk; Die­
ter Oledrlch , leiter Fernmeideeinsatz; Jürgen Kardei , Gesamfübungsleiter, und Hans-Erich Schaper, 
leiter Fernsprechbetrieb. (Fotos: Sers) 
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ben das Ausfüllen der Nachrichten­
vordrucke und das Führen der Be­
triebsunterlagen. 

Die Übungslage sieht vor, daß alle 
Weserbrücken gesperrt sind. So kön­
nen auch die Ponton-Gruppen der 
THW-Ortsverbände Bad Wildungen, 
Hann. Münden, Hameln und Bremen­
Neustadt zeigen, wie sie sich die Un­
terstützung einer solch großen Ein­
satzübung vorstellen. Sie betreiben 
eine 8-Tonnen-Behelfsfähre und set­
zen die Einsatzfahrzeuge über die 
Weser. Eingebunden in das Übungs­
geschehen sind auch eine Notstrom­
Pumpengruppe des THW-OV Bre­
men-Hastedt und ein Beleuchtungs­
trupp des Ortsverbandes Bremen­
Huchting sowie der 3. Instandset­
zungszug des Ortsverbandes Bre­
men-Neustadt, sie stellen gemein­
sam die Stromversorgung für die auf 
dem Wasserübungsplatz aufgebaute 
Zeltstadt sicher. Daneben beteiligen 
sich der 2. ABC-Zug der Freiwilligen 
Feuerwehr Bremen-Seesenthom -
die Helfer betreiben ein Duschzelt -
und die Johanniter-Unfall-Hilfe Bre­
men, die im Notfall die sanitäts­
dienstliehe Versorgung übernimmt. 

Großeinsatz haben die beiden Ver­
pflegungstrupps des THW-OV Bre­
men-Neustadt und Bremen­
Huchting. Die Feldkochherde damp­
fen von Freitagnachmittag bis zum 
Übungsende am Sonntag. 

Einsatzübung motiviert 

Matthias Wi lkending , während der 
Übung Zugführer des 4. FernmeIde­
zuges des THW-OV Lehrte, zeigte 
sich zufrieden mit den Leistungen 
seiner Fernmeldetrupps. Zwar sei es 
schwierig gewesen, im Dunkeln mit 
dem Werkzeug umzugehen, Überwe­
ge zu bauen, überhaupt zu erkennen, 
was es tür ein Überweg ist und wie er 
überbrück! werden kann. Für die Hel­
fer sei es aber eine besondere und 
nicht alltägliche Herausforderung ge­
wesen, das Fernsprechnetz in der 
vorgegebenen Zeit aufzubauen. "Wir 
hatten ziemlich weite Wege, dennoch 
war es den Trupps noch zu wenig . Sie 
forderten stets weitere Aufgaben. So 
eine Einsatzübung motiviert die Hel­
fer sehr stark. Endlich können sie das 
in den wöchentlichen Ausbildungs­
stunden erlernte Wissen praktisch 
anwenden. Die Freude ist immer 
groß, wenn die Helfer sehen, es funk­
tioniert, die Leitung steht." 

- güse-



Deutscher Bundestag 

20 Millionen Mark 
zusätzlich für 'Bosnien­
Herzegowina gefordert 

"Hungerwinter" steht bevor - einstündige Debatte 
im Deutschen Bundestag 

Der Deutsche Bundestag befür­
wortet eine dringende, weiterge­
hende Hilfe für die Opfer des Krie­
ges in Bosnien-Herzegowina. In ei­
ner Aussprache am 15. Oktober 
1992 forderten Redner der im Bun­
destag vertretenen Parteien ein­
mütig, den von Tod und Hungers­
not bedrohten Menschen müsse 
dringend geholfen werden. Ein­
stimmig wurde ein Beschluß ver­
abschiedet, wonach die Bundesre­
gierung mindestens weitere 20 Mil­
lionen Mark für eine solche Hilfe 

Die SPD-Fraktion hatte am 8, Ok­
tober 1992 u. a. zwei Anträge im Bun­
destag eingebracht, die die Titel tru­
gen "Humanitäre Soforthilfe für die 
Menschen in Bosnien-Herzegowina 
gegen die Gefahren des kommenden 
Winters" und "Bürgerkriegsflüchtlin­
ge aus Bosnien-Herzegowina". Bei­
de Anträge waren im "vereinfachten 
Verfahren" ohne Debatte an den In­
nen- und Auswärt igen Ausschuß 
überwiesen worden. Gefordert hatte 
die SPD die unverzügliche außer­
planmäßige Bereitstellung von Gel­
dern für die Bürger Bosnien-Herze­
gowinas, da ohne diese Unterstüt­
zung große Gefahren im Winter droh­
ten. Durch den Krieg hätten viele 
Menschen Haus und Heim verloren 
oder wohnten in Notunterkünften. Die 
Hilfe sei erforderlich, weil die Men­
schen nicht die Flucht antreten könn­
ten oder wollten. Nach Angaben des 
Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen (UNHCR) vom 
September könnte bis zu 400000 

bereitstellen soll. Zugleich sprach 
sich der Bundestag dafür aus, alle 
Anstrengungen fortzusetzen, da­
mit dieser schreckliche und bluti­
ge Bürgerkrieg beendet wird. Auf 
die Einhaltung der gegen Serbien 
verhängten Sanktionen sei des­
halb zu achten. 

Der außerdem von der SPD­
Fraktion gestellte Antrag , aus hu­
manitären Gründen Flüchtlingen 
aus Bosnien ein Bleiberecht in 
Deutschland einzuräumen, fand so 
keine Mehrheit im Parlament. Es 

Menschen der Tod drohen, zwei Mil­
lionen brauchten im Winter dringend 
Nahrungsmittel. Die SPD forderte 
deshalb, die deutschen Hilfsmaßnah­
men mit denen anderer westeuropäi­
scher Staaten zu koordinieren und 
über den UN-Hochkommissar abzu­
wickeln. 

Zu Beginn der rund einstündigen 
Bundestagsdebatte begründete der 
SPD-Abgeordnete Freimut Duve die 
Anträge seiner Fraktion und meinte, 
man führe die Debatte "aus verzwei­
felter Hilflosigkeit", während in Bos­
nien die serbische Armee dabei sei, 
"ein ganzes Volk zu vernichten". Min­
destens anderthalb Millionen Men­
schen seien in Bosnien und jenseits 
seiner Grenzen auf der Flucht. "Wir 
helfen aus Hilflosigkeit, weil wir wirk­
same Hilfe, die den Krieg stoppt, 
nicht leisten können", erklärte Duve. 
Die SPD wolle, daß die Bundesregie­
rung zusätzlich 20 Millionen Mark für 
die Winterhilfe in Bosnien zur Verfü­
gung stellt: "Dies ist nur ein Tropfen 

seien bereits über 10000 Men­
schen, meist Frauen und Kinder, 
aufgenommen worden; nunmehr 
müsse eine europäische Lösung 
des Problems gefunden werden, 
meinten die Sprecher der Koali-
tionsfraktionen. . 

Ein Antrag der Gruppe POS/lin­
ke Liste mit der Aufforderung, die 
Bundesregierung möge die "ein­
seitige Parteinahme" gegen Serbi­
en aufheben, wurde heftig kriti­
siert. 

im bitterkalten Winter. Humanitäre 
Hilfe aber hilft vielleicht einem Teil der 
Menschen, zu überleben." 

Der CDUlCSU-Abgeordnete Frie­
drich Vogel zitierte "das Gefühl der 
Ohnmacht angesichts von Massa­
kern, Gemetzel, Massenflucht unmit­
telbar vor unserer Haustür hier mitten 
in Europa" . Man stehe vor der Gefahr, 
angesichts der Ohnmacht zu resi­
gnieren. Vogel sprach die Erwartung 
aus, daß die geforderten Mittel noch 
in diesem Jahr zur Verfügung gestellt 
werden. 

"Wenn wir uns an dem Hunger­
und Kältetod nicht mitschuldig ma­
chen wollen, müssen wir sofort han­
dein", erklärte der FDP-Abgeordnete 
Dr. Jürgen Schmieder und sprach zu­
gleich ein großes Lob den deutschen 
Hilfsorganisationen aus, die mit "be­
wundernswertem persönlichen und 
fast ausschließlich ehrenamtlichen 
Einsatz" bis in die Kampfzonen hin­
ein tätig seien. Schmieder meinte je­
doch, man dürle sich nicht nur auf 
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solche Hilfsaktionen beschränken, 
sondern müsse "mit Hochdruck" 
weiter an einer politischen Lösung ar­
beiten. 

Für die POS/Linke Liste begründe­
te der frühere DDR-Ministerpräsident 

Freimut Duve (SPD): Verzweifelte Hilllosigkeit. 

Friedrich Vogel (CDU/CSU): Gelühl der Ohn­
macht. 

Dr. Jürgen Schmleder (FDPI: Lob lür deutsche 
Hllfsorganlsalfonen. 

Dr. Hans Modrow den Antrag seiner 
Gruppe mit dem Titel "Zur Jugosla­
wienpolitik der Bundesregierung". 
Die POS unterstütze alles, "was hier 
für eine schnelle humanitäre Hilfe für 
die Menschen in Bosnien-Herzego­
wina vorgeschlagen wird" , warf der 
Bundesregierung aber vor, mit der 
"vorschnellen Anerkennung zweier 
Republiken" eine "einseitige Partei­
nahme" vorgenommen zu haben. 

Für das Bündnis gO/Die Grünen 
unterstrich der Abgeordnete Gerd 
Poppe die Unterstützung "aller For­
men der humanitären Hilfe"; sie 
genüge jedoch nicht: "Es geht um die 
Eindämmung des Krieges, um seine 
Austrocknung ... durch konsequente 
Durchsetzung des halbherzig ver­
hängten und noch halbherziger prak­
tizierten Embargos." Es müsse end­
lich dafür gesorgt werden, daß keine 
militärisch wichtigen Güter über die 
Grenzen gebracht werden. 

Die Staatsministerin im Auswärti­
gen Amt, Ursula Seiler-Albring (FDP), 
nannte die Lage in Bosnien-Herzego­
wina "erschreckend und fürchter­
lich": "Wir sind mit einer Bürger­
kriegs- und Flüchtlingskatastrophe 
von einem im Nachkriegseuropa bis­
her unbekannten Ausmaß konfron­
tiert." Die Staatsministerin nannte die 
Genfer Verhandlungen zwischen den 
Bürgerkriegsparteien "eine Nebel­
wand" , hinter der die bosnischen Ser­
ben ihre Kriegsziele "um so unge­
störter verfolgen können". Die Spre­
cherin forderte ein Festhalten an den 
Sanktionen "ohne Abstriche". Frau 
Seiler-Albring befürchtet in diesem 
Winter ein Herausdrängen Hundert­
tausender von Flüchtlingen aus Bos­
nien, die dem "Tod durch Hunger und 
Erfrieren" entgehen wollen. 

Der Abgeordnete Dr. Eberhard 
Brecht forderte für die SPD-Fraktion 
nochmals für die Bereitstellung von 
Nahrungsmitteln, Medikamenten, 
Brennstoffen und Notunterkünften 
die Aufstockung der bereits bewillig­
ten 50 Millionen Mark um weitere 20 
Millionen. "Durch Passivität werden 
wir mitschuldig, wenn Hunderttau­
sende von Menschen in Sarajevo 
oder anderswo in diesem Winter ver­
hungern oder erfrieren", sagte 
Brecht. 

Die grundsätzlichen Forderungen 
der CDU/CSU-Fraktion an die Bun­
desregierung faßte abschließend der 
Abgeordnete Meinrad Belle zusam­
men. Erstens dürfe die Regierung in 
ihren Bemühungen um eine Beendi­
gung des Konflikts nicht nachlassen, 
zweitens solle die "flexible Aufnah­
mepolitik" für Flüchtlinge aus Bosni-
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Dr. Hans Modrow (PDS/llnke Liste): Unterstüt­
zung fürschnelte Humanitäre HItfe. 

Gerd Poppe (Bündnis gOlDie Grünen): Huma-
nitäre Hilfe altein genUgt nlcht. ____ _ 

Staatsministerin Im Auswärtigen Amt, Ursula 
Selter-Albrlng: Herausdrängen Hunderttausen­
der von Flüchtlingen belürchtet. 

(Fotos: Deutscher Bundestag) 

en fortgesetzt werden, und drittens 
müsse mit Nachdruck auf eine "ge­
samteuropäische Kontingentlösung" 
in der Flüchtlingsfrage gedrungen 
werden. 



Ur. Christoph Steegmann, Referatsleiter Im Innenministerium NRW 

Ist eine Neugliederung 
des Katastrophenschutzes 

noch erwünscht? 

A. Einleitung 

Als sich Ende der achtziger Jahre 
die politischen Strukturen des Ost­
blocks aufzulösen begannen, waren 
sich alle am Katastrophenschutz be­
teiligten Organisationen und Behör­
den darin einig, daß dies eine große 
Chance sei , um die dringend erfor­
derliche Strukturreform des gesam­
ten Systems in Angriff zu nehmen. 
Der naheliegende Ansatz für neue 
Überlegungen war der Begriff des 
"Doppelnutzens" . 

Der Bundesminister des Innern 
ging in seinem Grundlagenpapier von 
13. 2. 1991 über die künftigen Struk­
turen im Zivilschutz (1) ebenso wie die 
Ständige Konferenz der Innenmini­
ster und Senatoren [IMI<] (2) davon 
aus, daß die Katastrophenschutz­
Einheiten in gleicher Weise die Auf­
gaben des friedens mäßigen Kata­
strophenschutzes wie die des erwei­
terten Katastrophenschutzes wahr­
zunehmen haben. 

Das Land Nordrhein-Westfalen. 
das s. Z. den Vorsitz im Unteraus­
schuß Katastrophenschutz der IMK 
hatte, hat auf dieser Grundlage unter 
Beteiligung aller im Lande am Kata­
strophenschutz beteiligten Organisa­
tionen ein Konzept erarbeitet. das 
ausgehend von der täglichen Gefah­
renabwehr und der Arbeit des Ret­
tungsdienstes die für diese Zwecke 
vorgehaltenen Einheiten zur Basis 
des Gesamtsystems machte, wei­
ches für Großschadenslagen und Ka­
tastrophen einschließlich des V-Fal­
les ergänzt und verstärkt werden soll 
(3). 

Dieses Konzept wurde in seinen 
wesentlichen Aussagen von allen 

Bundesländern mitgetragen und im 
Ergebnis zur Grundlage des IMK-Be­
schlusses vom 8. 11. 1991 . Aus der 
Sicht des Bundes hat seinerzeit Herr 
Dr. Andrews überwiegend positiv zu 
diesen Vorschlägen Stellung genom­
men (4). 

Der Bitte der IMK-Konferenz vom 
8. 11 . 1991 an den Bund, auf der 
Grundlage des dort beschlossenen 
Grundkonzepts möglichst bald ein ei­
genes Konzept zu erstellen und die­
ses mit den Ländern zu erörtern. ist 
der Bund bis heute nicht nachge­
kommen. In der Situationsanalyse 
der endgültigen Fassung des Grund­
lagenpapiers vom 20. 9. 1991 ist die 
oben zitierte Passage, in der als Aus­
gangspunkt eines neuen Konzepts 
die friedensmäßigen Aufgaben des 
Katastrophenschutzes genannt sind, 
wieder gestrichen worden. Schließ­
lich hat das Bundesinnenministerium 
mit Schreiben vom 20. 5. 1992 sog. 
"Eckdaten" zur Neukonzeption be­
kannt gegeben. Inhaltlich ist lediglich 
eine gleichmäßige Verteilung des vor­
handenen Potentials auf alle Bun­
desländer und eine Auflösung der 
auch schon vor den politischen Um­
wälzungen im Osten als entbehrlich 
angesehenen Fachdienste und Ein­
heiten übrig geblieben. 

Wenn nun diese Eckdaten als Er­
gebnis der Diskussion über die not­
wendigen Inhalte einer Neukonzepti­
on des Katastrophenschutzes darge­
stellt werden, für das sich "in einem 
längeren Diskussions- und Abstim­
mungsprozeß in Gesprächen mit den 
Bundesländern und den Hilfsorgani­
sationen aus fachlicher Sicht eine 
überwältigende Mehrheit" (5) gefun­
den habe, so ist das objektiv falsch 
(6) und macht deutlich, daß die Sa­
che. um die es geht, nämlich eine für 

den Bürger im Ereignisfall effektive 
und kostengerechte Hilfe zu errei­
chen, an den Rand der Überlegungen 
geraten ist. Die Zustimmung einiger 
Länder zu den Eckdaten des Bundes 
bezieht sich im übrigen ausschließ­
lich auf den Verteilungsmaßstab. 
Hingegen ist die weit überwiegende 
Mehrzahl der Länder z. B. gegen die 
Aufstellung neuer Instandsetzungs­
züge durch das Technische Hilfs­
werk. 

Die Sache selbst, nämlich ein neu­
es Konzept für den Katastrophen­
schutz. besser für die gesamte Not­
fallvorsorge, verdient es aber, daß 
man sich mit ihr ernsthaft beschäftigt. 
Sinnvoll erscheint mir. das Problem 
von der AufgabensteIlung her anzu­
gehen, ohne die Gesetzgebungs-

• kompetenz oder die Finanzierung zu­
nächst zu beachten, da nur so emo­
ti on si os eine sachgerechte Lösung 
zu finden ist. 

B. Ausgangsüberlegung 

Schon heute kann derselbe Helfer 
im Tagesgeschäft, im friedensmäßi­
gen und im verteidigungsbedingten 
Katastrophenfall eingesetzt werden. 
Die Reibungsverluste kommen da­
durch zustande, daß die Strukturen 
der Einheiten und der Führung von 
dem jeweils anzuwendenden Gesetz 
abhängen. Hinzu kommt, daß insbe­
sondere die ehrenamtlichen Helfer im 
Tagesgeschäft zu selten eingesetzt 
werden. 

Ziel der Überlegungen muß also 
sein, daß man 
1. die Führungsstrukturen angleicht. 
2. den Aufbau der Fachdienste und 

der Einheiten so festlegt, daß beim 
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Wechsel einer Lage, etwa vom 
Großbrand zur Katastrophe, keine 
Brüche entstehen, und schließlich 

3. einen häufigeren Einsatz der eh­
renamtlichen Helfer im Tagesge­
schäft ermöglicht. 

C. lösungsansätze 

1. Führung 

Das Führungsinstrumentarium, 
das sich bei Feuerwehr und Ret­
tungsdienst im Tagesgeschäft be­
währt, muß auch bei einer Katastro­
phe oder im V-Fall das richtige sein, 
da es die handelnden Personen aus 
der täglichen Routine heraus pro­
blemlos zu handhaben wissen. Es 
wäre deshalb töricht, die Führungs­
organisation gerade für die Lagen zu 
ändern, in denen der Führungsbedarf 
überproportional steigt. Deshalb lau­
tet die Kernaussage des im Lande 
Nordrhein-Westfalen entwickelten 
Modells auch: "Die Führungsorgani­
sation wächst je nach Schadensum­
fang auf und wird auch dann nicht im 
Grundsatz verändert, wenn der ,Ka­
tastrophenfall ' eintritt. 

Die an den Führungsbedarf anzu­
passende Führungsorganisation er­
fordert geeignete Führungsmittel. 
Hier ist als das wichtigste Führungs­
mittel die gemeinsame Leitstelle für 
den Feuerschutz, Rettung&dienst 
und Katastrophenschutz anzusehen. 
Diese ist je nach Schadenslage räum­
lich, personell und sächlich zu ver­
stärken, so daß sie auch den Anfor­
derungen im Groß schadens- und Ka­
tastrophenfall genügen kann." 

Das Führungsmittel "Gemeinsame 
Leitstelle" auf der Ebene der Kreise 
bzw. der kreisfreien Städte ist also 
das entscheidende Element für einen 
reibungslosen Ablauf und eine effek­
tive Koordination der an der Sc ha­
densbewältigung beteiligten Perso­
nen. 

Der Leitstelle übergeordnet ist im 
Bedarfsfall das Führungsorgan 
"Stab". Eine Trennung zwischen Stab 
und Katastrophenschutzleitung soll 
es nicht mehr geben. Gerade der Um­
stand, daß das Führungsorgan "Ka­
tastrophenschutzleitung" nur tätig 
werden kann, wenn der Katastro­
phenfall vom Hauptverwaltungsbe­
amten erklärt ist, führt dazu, daß die 
Führungskräfte, die bei Schadensla­
gen unterhalb der Katastrophen­
schweIle führen, die Führung abge-

ben müssen, was in vielerlei Hinsicht 
problematisch ist. Die konkreten Er­
fordernisse eines wie auch immer ge­
arteten Ereignisses können bei der 
neuen Führungsstruktur demge­
genüber lageangepaßt den räumli­
chen, personellen und sächlichen 
Rahmen eines Stabes bestimmen. 

2. Aufbau der Fachdienste und der 
Einheiten 

Wenn der Ausgangspunkt der 
Neukonzeption das Tagesgeschäft 
sein soll, muß man konsequenterwei­
se auch die Fachdienste und Einhei­
ten im Katastrophenschutz so struk­
turieren, daß sich die Organisations­
formen zumindest ergänzen, oder 
besser noch, daß sie deckungsgleich 
sind. 

Brandschutz - dieser jedenfalls 
bundesweit - und Rettungsdienst als 
wichtigste Einheiten für die tägliche 
Gefahrenabwehr sind anders struktu­
riert als die Fachdienste nach § 4 
KatSG. Deshalb ist es konsequent, 
den Aufbau dieser Einheiten dem Ge­
samtsystem zugrunde zu legen (7). 

Das Schaubild auf Seite 33 zeigt 
das Gesamtkonzept, so wie es in 
Nordrhein-Westfalen von allen am 
Katastrophenschutz beteiligten Be­
hörden und Orgartisationen erarbei­
tet wurde. 

Anders als die oben erläuterten 
Eckdaten des Bundesinnenministeri­
ums berücksichtigt dieses Konzept 
den gemeinsamen Ansatz einer Neu­
konzeption und verdient deshalb 
auch, daß man sich mit seiner Fort­
entwiCklung beschäftigt. 

3. Bessere Einbindung der ehren­
amtlichen Helfer 

Einer der wichtigsten Gründe für 
eine Neukonzeption des Katastro­
phenschutzes ist die bessere Einbin­
dung der ehrenamtlichen Helfer in die 
Gesamtstruktur des Hilfeleistungssy­
stems mit verbesserten Einsatzmög­
lichkeiten. Ohne die Arbeit der ehren­
amtlichen Helfer wären die am Kata­
strophenschutz beteiligten Organisa­
tionen personell niemals in der Lage, 
ihre Aufgaben zu bewältigen. 

Wir wissen alle, daß in der Vergan­
genheit viele ehrenamtliche Helfer 
nur solange in einem Fachdienst mit­
gewirkt haben, wie sie als vom Wehr­
dienst Freigestellte dazu verpflichtet 
waren. Wäre der Dienst attraktiv ge-
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wesen, hätten sich viele von ihnen 
auch über diese Zeit hinaus enga­
giert. 

Im Gegensatz zu allen anderen am 
Katastrophenschutz beteiligten Hilfs­
organisationen hat die Feuerwehr 
keine Nachwuchssorgen. Hier haben 
auch die freiwilligen Feuerwehrleute 
zahlreiche Einsätze. Selbst in Städ­
ten, in denen es eine Berufsfeuerwehr 
gibt, gelingt e~, die freiwilligen Feuer­
wehrleute in das Tagesgeschäft ein­
zubinden. Auch der Dienst der ande­
ren am Katastrophenschutz beteilig­
ten Hilfsorganisationen muß deshalb 
inhaltlich so attraktiv gestaltet wer­
den, daß er die Antriebsfeder für ei­
nen ehrenamtlichen Dienst am Mit­
menschen ist. 

Ich bin sicher, daß es auch in un­
serer angeblich so ichbezogenen 
Konsumgesellschaft genügend Men­
schen gibt, die nicht nur fordern, son­
dern auch geben wollen. Sie sind zum 
Dienst am Nächsten bereit. Diese Be­
reitschaft sollte für die Organisatio­
nen das Pfund sein, mit dem sie wu­
chern müssen. Nur wenn der ehren­
amtliche Helfer selbst das Gefühl hat, 
daß sein Dienst sinnvoll ist, wird er 
Bestätigung finden und Freunde an­
sprechen, Gleiches zu tun. Diese Mo­
tivation kann ihm aber nicht vermittelt 
werden, wenn er nur für einen fiktiven 
Katastrophenfall übt. Diese Motiva­
tion bringt nur das Heranführen an 
den Tagesdienst, da der Helfer zu­
nächst nur hier den von ihm ge­
wünschten Dienst am Mitmenschen 
leisten kann. Gerade darauf aber ist 
die oben beschriebene Neukonzepti­
on aufgebaut, während sie in den 
Eckpunkten des Bundesinnenmini­
steriums keine entscheidende Rolle 
spielt, obwohl auch dort das Problem 
als solches durchaus erkannt wurde 
(8). Erklärlich wird dieser Standpunkt, 
wenn man sich vor Augen führt, daß 
ein Fachdienst, dessen Aufgaben 
nach der Gesetzeslage nur für den 
Verteidigungsfall vorgesehen sind, 
naturgemäß keine Einsätze im Frie­
den haben kann. 

D. Konsequenzen 

Wenn man nach den obigen Aus­
führungen zu dem naheliegenden Er­
gebnis kommt, daß die Organisation 
des Katastrophenschutzes sich ring­
förmig um die Organisation für die 
tägliche Gefahrenabwehr legen muß 
und daß eine Katastrophe im Frieden 



Neukonzeption des Zivil- und Katastrophenschutzes 
Übersicht über die von den Arbeitsgruppen im Innenministerium NRW erzielten Ergebnisse 

Schadens- Beispielhafte Schadens- Führung vor Ort Führung durch die für die Gefahrenabwehr bzw. den 
stufe ereignisse (technisch-taktische Rettungsdienst zuständige Behörde (administrativ-

Entscheidungen) strategisch-logistische Entscheidungen) 

- Einsatzleitung - '.B Zust. Behörde Führung Rechtsgrundl. 

Alltägliche Schadensereignis geringen Führung durch den am Gemeinde Femmeldemittel oder 1 FSHG 
Gefahren- Ausmaßes, das nur den Ein- Ort anwesenden Füh- Leitstelle Q) 

lagen satz der Feuerwehr erfor- rer der Feuerwehr 
dert, und zwar nur mit ge-
ringen Kräften (ca. 1 Einh.) 

Schadensereignis geringen Führung durch einen Kreis Leitstelle 6 RettG NW 
Ausmaßes, das nur den Ein- am Ort anwesenden kreisfreie Stadt 
satz des Rettungsdienstes Angeh. des Rettungs-
erfordert, und zwar nur mit dienstes (Rettungs-
geringen Kräften (ca. 1 Einh.) assistent, Notarzt) 

Schadensereignis, das den Errichtung einer EL, Gemeinde Fernmeldemittel oder 1 FSHG 
Einsatz mehrerer Einheiten bestehend aus dem Kreis Leitstelle 6 RettG NW 
der Feuerwehr oder meh- Führer d. Feuerwehr kreisfreie 27 (1) Satz 3 
rerer RTW/NAW erfordert und ggf. Notarzt Stadt FSHG <!l 

Groß- Großschadensereignisse, EL aus Feuerwehr, FSHG: Ge- Leitstelle plus Stab 2 Satz 2 
schaden z. B. Großbrand, große An- Rettungsdienst, Fach- meinde, Kreis Oie Struktur und Besetzung FSHG 

zahl von Verletzten, Einsatz beratern gem. Bedarf; durch richtet sich nach dem 6 RettG NW 
von Feuerwehr, Rettungs- falls erforderlich Ab- Selbsteintritt @ 

Führungsbedarf, d. h. die 
Ausgestaltung des Stabes 

dienst und Hilfsorganisatio- schnittsleitungen kreisfreie Stadt reicht von geringer Struktu-
nen erforderlich RettG: Kreis, rierung (3 Mrtglleder) bis zu 

kreisfreie Stadt einer vielfältigen Struktur 
(Berater-Fachberater-Funk-
llOnen) 

Katastro- Katastrophe EL aus Feuerwehr Ret- Ermächtigte Leitstelle plus Stab 3 KatSG NW 
phenfall tungsdienst, ® Fach- kreisangehöri- [)e( Organisationsgrad und 17 KatSG NW 

beratern gem. Bedarf; ge Stadt die Besetzung richten sich 
nach dem FOhrungsbedarf; 

die Führungsarbeit er- kreisfreie Stadt die Aufgaben des Stabes 
folgt bei Bedarf als smd verwaltungsorientiert 

Stab, dessen organisa- @ 

torisehe Struktur sich 
ebenfalls nach dem je-
weiligen Bedarf richtet 

Verteidi- durch Kampfhandlungen Wie im Katastrophen- Wie im Kata- Leitstelle plus Stab 2,7 KatSG 
gungsfall ausgelöste Katastrophe fall strophenfall @ 

(j) Die Einsatzleitung wird regelmäßig von der Feuerwehr gebildet. Sie verfügt über das erforderliche technische In­
strumentarium und trifft früh am Schadensort ein; je nach den Erfordernissen des Schadensfalls t reten Angehörige 
anderer an der Schadensbewält igung beteiligter Dienststellen und Organisationen hinzu. 

@ DieLeitstelle fürFeuerschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz (Par. 20FSHG, Par. 5,6 RettG, Par. 19 KatSG 
NW) sollte grundsätzlich FÜhrungsinstrument der für die Gefahrenabwehr und den Rettungsdienst zuständigen 
Behörden in allen über den örtlichen Bereich hinausgehenden Schadenslagen (einschI. der durch Kampfhandlun­
gen verursachten) sein und hinsichtlich ihrer räumlichen und kommunikat ionstechnischen Ausstattung verbessert 
werden. Die Führungstätigkeit der zuständigen Behörden sollte möglichst im räumlichen Zusammenhang mit der 
Leitstelle und unter Abstützung auf die dort gespeicherten Daten vorgenommen werden. 

cr> Im Großschadensfall soll dem Kreis die Möglichkeit gegeben werden, durch Selbsteintritt die Zuständigkeit an sich 
zu ziehen. 

@) Die Bezeichnung "Technische Einsatzleitung" für d ie im Kat-Fall zu b ildende Einsatzleitung sollte zugunsten der Be­
zeichnung "Einsatzlei tung" fal lengelassen werden. 

@ Best immungen, die der freien Gestaltung der Stabsorganisation durch d ie KatS-Behörden entgegenstehen, sind 
aufzuheben. 

® Der Bund sollte seine Bestimmungen hinsichtlich des Stabes an den friedensmäßigen KatS anpassen. 
([) Nach Par. 27 (1) Satz 3 FSHG kann der Kreisbrandmeister die Einsatzleitung (vor Ort) übernehmen. 
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zwar andere Ursachen als im Krieg 
haben kann, daß aber die Bekämp­
fung der Katastrophe in bei den Fällen 
sinnvoller Weise mit den gleichen Mit­
teln erfolgt, muß man die Frage stei­
len, ob nicht das Potential für den 
Frieden auch für kriegsbedingte Ka­
tastrophen ausreicht. Wenn man 
dann aber nach den obigen Aus­
führungen richtigerweise diese Frage 
nur mit ja beantworten kann, muß 
man die Anschlußfrage stellen, war­
um dann der Bund, der ja nur für den 
Verteidigungsfall zuständig ist, eige­
ne und eigenständige Bundesein­
richtungen vorhält, die ihrerseits ein 
Betätigungsfeld im Frieden zu Lasten 
anderer Organisationen und Einrich­
tungen suchen. Die Bemühungen des 
Technischen Hilfswerks (9) seien in 
diesem Zusammenhang nur beispiel­
haft genannt. 

Sicher könnte man in diesem Zu­
sammenhang auch die Frage nach 
der Notwendigkeit von mehr als einer 
im Rettungsdienst tätigen Hilfsorga­
nisation stellen. Hierauf gibt aller­
dings unsere Staatsauffassung, wie 
sie im Grundgesetz niedergelegt ist, 
eine eindeutige Antwort. Jede Orga­
nisation, die sich dieser Aufgabe 
stellt, wird gerne und selbstverständ­
lich aufgrund des Vereinigungsrechts 
nach Art. 9 GG akzeptiert. Schließlich 
bietet sie ihre Dienste freiwillig dem 
Staat an. Das Technische Hilfswerk 
und der Bundesverband für den 
Selbstschutz aber sind Einrichtun­
gen, die der Steuerzahler zu finanzie­
ren hat. Es ist daher nicht einzusehen, 
daß diese Einrichtungen, die als 
staatliche Institutionen keine Exi­
stenzberechtigung mehr haben, 
durch die staatliche Finanzierung ge­
genüber allen anderen Hilfsorganisa­
tionen bevorzugt werden sollen. 

Sicher wäre nichts gegen diese 
Einrichtungen einzuwenden, wenn 
sie sich der gleichen Organisations­
form bedienen würden wie die ande­
ren Hilfsorganisationen auch (10). 
Dies wäre gerechter und würde zu ei­
ner Entkrampfung des Verhältnisses 
der am Katastrophenschutz beteilig­
ten Organisationen (11), aber auch zu 
einer Beendigung des Streites zwi­
schen Bund und Ländern über un­
zulässige Kompetenzanmaßung 
durch den Bund führen. 

Schließlich wäre noch die Frage 
nach der Finanzierung zu beantwor­
ten. Auf der Ebene der Länder und 
Kommunen wird die tägliche Gefah­
renabwehr und der friedensmäßige 

Katastrophenschutz finanziert. Bei 
aller Anerkennung der Leistungen 
des Bundes ist es in Anbetracht der 
immer wieder geäußerten Auffassung 
(12), die Länder finanzierten die Auf­
gaben des Katastrophenschutzes in 
erheblich geringerem Ausmaß als der 
Bund, doch einmal sinnvoll, die Fi­
nanzierungsrelationen am Beispiel 
Nordrhein-Westfalens darzustellen: 

Die Ausgaben des Bundes für den 
Katastrophenschutz betrugen im 
Jahre 1991 81 382464 DM (13). Im 
Land NRW wurden all eine für den 
Feuerschutz über 880000000 DM 
ausgegeben (14). Hinzu kommen 
über 12000000 DM für den regiona­
len Katastrophenschutz (15). Kosten 
für den Rettungsdienst sind in ähnli­
cher Höhe angefallen. 

Der Bund beteiligt sich an diesen 
Kosten, indem er es zuläßt, daß die 
von ihm finanzierten Fahrzeuge für 
den erweiterten Katastrophenschutz 
auch für friedensmäßige Aufgaben 
verwendet werden. Er bestimmt al­
lerdings auch z. Z. die Strukturen des 
friedensmäßigen Katastrophen­
schutzes, da sich die Katastrophen­
schutzgesetze der Länder, was die 
Struktur des Katastrophenschutzes 
anbelangt, noch nach dem Katastro­
phenschutzgesetz des Bundes rich­
ten. 

Würde nun das oben dargestellte 
Konzept eingeführt, brauchte die Fi­
nanzierung nicht geändert zu wer­
den, da ebenso wie heute, die für den 
friedensmäßigen Katastrophen­
schutz aufgestellten Einheiten im Ver­
teidigungsfall eingesetzt würden. Es 
wären lediglich anders strukturierte 
Einheiten, die aber die gleichen Auf­
gaben wahrnehmen sollen wie die 
Einheiten, die der Bund heute finan­
ziert. 

Den Menschen, die bei einem 
Schadensereignis oder einer Kata­
strophe verzweifelt auf schnelle Hilfe 
warten, ist zu wünschen, daß die fest­
gefahrenen Gleise auf dem Weg zu 
einer Neukonzeption schnell wieder 
aufgebrochen werden. Die richtigen 
Ansätze für die erforderliche Neukon­
zeption sind oben aufgeführt worden. 
Bund, Länder und Hilfsorganisatio­
nen trifft die Verpflichtung, umgehend 
gemeinsam zu einem praxisgerech­
ten Ergebnis zu kommen, damit nicht 
einzelne Länder aus dem Wissen um 
die Eilbedürftigkeit einer Neukonzep­
tion heraus auf ihrem Gebiet ein ei­
genes Konzept umsetzen müssen, 
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das u. U. mit dem Konzept anderer 
Länder und dem des Bundes nicht 
deckungsfähig ist. 

Anmerkungen: 

, . Grundlagenpapier A 2: . In die Überlegungen 
zur künftigen Struktur des Zivilschutzes müs­
sen daher auch die Gefährdungen einbezogen 
werden, die sich aus technisch becllngten Un­
glücksfällen oder aufgrund von Naturer&lgms­
sen ergeben können." 

2. In Ihrer Sitzung am 8. 11 . 1991 , Niederschrift 
Anlage 1 zu TOP 13 Grundkonzept. Das Hilfe­
leistungssystem: "Grundlage des Hilfelei­
stungssystems bildet das für die alltägliche 
Gefahrenabwehr bestehende Potential: die­
ses bedarf für Großschadenslagen und Kata­
strophen einschließlich des V-Falles der Er­
gänzung und Verstär1c:ung." 

3. Nähere Einzelheiten hierzu bei Salmon, .Das 
Konzept" tn Der Feuerwehrmann 1991, S. 3. 

4. Andrews, "Anpassungszwang an sich ändern­
de Bedrohungs- und Risikolagen" 10 Bevölke­
rungsschutz-Magazin 7-8191 , S. 9. 

5. Bayer, MDie Erweiterung des Katastrophen­
schutzes" In Bevölkerungsschutz-Magazln 
7-ll192. S . 11 . 

6 Neben vielen anderen Weidner, "Zivile VerteI­
digung und Zivilschutz" In Das Parlament 
Nr.37, 4. 9. 92, S. 16: ..Auf dem Felde, auf dem 
Bund und Länder, aber auch dIe Hilfsorgani­
sationen 1m Chnch um zukunftsträchtige Auf­
gaben liegen, mit der Bundeswehr als mögli­
chem w91teren Kontrahenten und dem Fi­
nanzmlOlsler als wachsamen Zuschauer .. _ 
muß erst eInmal Ruhe herrschen." 

7. Dieser Ansatz ist auch Im Vorschlag des Deut­
schen Roten Kreuzes zur Neuformierung von 
Einheften im Zivil- und Katastrophenschutz 
vom 9. 10. 1992 wiederzufinden 

8. vgl. Beyer, a. a. 0. , S. 14. 

9. Hierzu Beyer, "Uberlegungen zur Zukunft des 
Technischen Hitfswerks"ln Technisches Hilfs­
werk 1192, S. 8. 

10. Vgl. hierzu auch Haedge, . Kntlsche Betrach­
tung des Beschlusses des Bundestags-In­
nenausschusses vom 3. 6. 92" in Brand­
schutz/Deutsche Feuerwehr-Zeitung 1992, S. 
492. 

11. Hierzu u. a. Gerster, Offener Bnef, in Techni­
sches Hilfswerk 3192, S. 5. 

12. Vgl. Anm. 10, S. 11 . 

13. Vgl. Anm. 5 , S . 9 . 

14. Jahresbencht 1991 über das Brandschutzwe­
sen, S. 21. 

15. Haushaltsplan 1991, Kap. 03020 , litelgrup­
pe 70. 



Premiere in Thüringen 
Delegiertenversammlung des Deutschen Feuerwehrverbandes 

erstmals in einem neuen Bundesland -
Die Weichen für die Zukunft gestellt 

Ilmenau in Thüringen - ein noch 
ungewohntes Ziel für die meisten De­
legierten und Gäste der 40. Delegier­
tenversammlung des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, denn erstmals 
war eine Stadt in den neuen Bundes­
ländern Treffpunkt der Führungskräf­
te der Feuerwehr. Ilmenau, südlich 
von Erfurt am Fuße des Thüringer 
Waldes gelegen, bot mit der Mensa 
der TH und der Festhalle im Stadt­
kulturhaus einen würdigen Rahmen 
für die Versammlung. 

Vier Tage lang-vom 22. bis 25. Ok­
tober - stand die durch ihre Verbun­
denheit mit Johann Wolfgang von 
Goethe bekannte Stadt im Zeichen 
der Feuerwehr: Der Tagung des DFV­
Vorstands am Donnerstag folgten die 
Präsidiumstagung und der nichtöf­
fent liche Teil der Delegiertenver­
sammlung am Freitag, während der 
öffentliche Teil am Samstag durchge­
führt wurde. Den Abschluß des "Feu­
erwehr-Wochenendes" bildete die 
Verbandsversammlung des Landes­
feuerwehrverbandes Thüringen am 
Sonntag. 

Zum öffentlichen Teil der Delegier­
tenversammlung konnte der Präsi­
dent des Deutschen Feuerwehrver­
bandes, Hinrich Struve, neben den 
rund 200 Delegierten und Gästen aus 
Politik und Verwaltung besonders 
Staatssekretär Dr. Johannes 
Vöcking, der in Vertretung von Bun­
desinnenminister Seiters an der Ver­
sammlung teilnahm, und den Thürin­
ger Innenstaatssekretär Dr. Michael 
Lippert willkommen heißen. Den Be­
grüßungsworten des Präsidenten 
schlossen sich Vertreter von Stadt 
und Kreis IImenau an. 

Im Rahmen dieses Berichtes 
soll auf den öffentlichen Teil der 
Delegiertenversammlung einge­
gangen werden, während auf Sei­
te 66 der nichtöffentliche Teil be­
handelt wird . 

DFV-Präsident Struve heißt Delegierte und Gäste in der tlmen. uer Festh. tle wil lkommen. 

"Eckpfeiler des Staates" 

Innenstaatssekretär Dr. Lippert 
überbrachte die Grüße von Thürin­
gens Ministerpräsidenten Dr. Bern­
hard Vogel und drückte seine Freude 
über die Wahl des Veranstaltungsor­
tes aus. Der Staatssekretär betonte, 
daß dem Bereich Feuerwehr im Auf­
gaben katalog seines Ministeriums 
zentrale Bedeutung zukomme. Sicht­
barer Ausdruck dafür sei das Thürin­
ger Gesetz über den Brandschutz, 
die allgemeine Hilfe und den Kata­
strophenschutz vom Januar 1992, 
mit dem den Feuerwehren eine mo­
derne und fortschrittliche Rechts­
grundlage geschaffen wurde. Weite­
re Verordnungen und Erlasse, so der 
Staatssekretär, befänden sich in Ar­
beit und würden zur Jahreswende 
veröffentlicht. 

In seinem Überblick über die der­
zeitigen Strukturen der Feuerwehren 
in Thüringen wies Dr. Lippert darauf 
hin, daß über 66000 Feuerwehrleute 

in 1700 Gemeinden rund um die Uhr 
für die Sicherheit der Bürger bereit­
stehen. "Das Land ist sich dieser Lei­
stung voll bewußt und hat erkannt, 
daß diese Arbeit mit hauptamtlichen 
Kräften nicht leistbar wäre. Die Feu­
erwehren stellen somit einen wichti­
gen Eckpfeiler des Staates dar", be­
tonte der Staatssekretär. Er kündigte 
an, daß Anfang 1993 die Thüringer 
Feuerwehrunfallkasse ihre Dienstge­
schäfte aufnehme, wodurch die so­
ziale Absicherung der Thüringer Feu­
erwehrleute gewährleistet sei. 

Zur Unterstützung des Brand­
schutzes und der Feuerwehren zählt 
nach den Worten Dr. Lipperts auch 
die finanzielle Hilfe durch die Lan­
desregierung aus dem allgemeinen 
Haushalt in Höhe von 34 Millionen 
DM. Außerdem stelle das Land dem 
Thüringer Feuerwehrverband noch 
weitere finanzielle Hilfen, etwa für die 
Jugendarbeit sowie für Sozialmaß­
nahmen, aus einem besonderen 
Fonds zur Verfügung. 
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Der Staatssekretär faßte zusam­
men: "Das Thüringer Innenministeri­
um läßt die Feuerwehren nicht im 
Stich. Dies gilt auch für eine Zeit der 
schwierigen Haushaltslage. Den Feu­
erwehren danke ich im Namen der 
Thüringer Landesregierung herzlich 
für ihre Aufbauleistung und ihren 
Dienst an der Allgemeinheit. Ich wün­
sche der Arbeit der Feuerwehren 
auch weiterhin den verdienten Er­
folg. " 

Einheitliche Ausbildung 
gefordert 

In seinem Referat "Das Rettungs­
assistentengesetz und seine Auswir­
kungen" nahm Bundesfeuerweh(arzt 
Prof. Dr. Peter Sefrin zum Feuerwehr­
Tätigkeitsbereich Retten Stellung. 
Ausführlich schilderte er die Entwick­
lung, die über viele Jahre hinweg 
schließlich 1989 zum Rettungsassi­
stentengesetz führte. Nach einem 
Überblick über die im Gesetz festge­
legte Ausbildung zeigte er die 
Schwierigkeiten auf, die sich durch 
die Zuständigkeit von insgesamt 17 
Ausbildungsstätten für Rettungsassi­
stenten ergeben. 

Bundesleuerwehrarzl Prol. Dr. Selrln. 

"Es ist eine der vielen Besonder­
heiten des Gesetzes, daß drei Jahre 
nach Inkrafttreten der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung noch immer 
keine ebenso verbindlichen Umset­
zungsgrundlagen existieren und jede 
Schulungsstätte nach eigenen Vor­
stellungen den Unterricht, den Um­
fang und den Inhalt gestalten kann", 
stellte der Mediziner fest und forder­
te, daß der Bund-länder-Ausschuß 
Rettungswesen durch klare Vorga­
ben zu einer Vereinheitlichung der 
Ausbildung beitragen solle. 

Kombination 
statt Konkurrenz 

Staatssekretär Dr. Vöcking über­
brachte den Delegierten die Grüße 
von Bundesinnenminister Rudolf Sei­
ters, der wegen anderer dringender 
Termine an der Teilnahme gehindert 
war. Dr. Vöcking wertete die erste 
DFV-Delegiertenversammlung in ei­
nem neuen Bundesland als "beson­
deres Zeichen dafür, daß wir im wie­
dervereinigten Deutschland leben, 
nach der Wiedergewinnung der 
äußeren Einheit ein weiteres Zeichen 
setzen für die Gestaltung auch der in­
neren Einheit". 

Der Staatssekretär würdigte die 
Arbeit des DFV: "Neben der vielfälti­
gen Mitwirkung in zahlreichen natio­
nalen und internationalen Fachgremi­
en möchte ich hier seine unverzicht­
bare Mitarbeit in landes- und bundes­
politischen Fragen des Brand­
schutzes im weitesten Sinne hervor­
heben. Ohne diese ständige fachlich 
fundierte Mitwirkung hätte das Sy­
stem unserer öffentlichen Sicherheit 
sein heutiges hohes Niveau niemals 
erreichen können." Zum Engagement 
der Feuerwehren stellte er fest: "Der 
ehrenamtliche Dienst in der Freiwilli­
gen Feuerwehr ist ein sichtbarer Aus­
druck gelebten Gemeinsinns. Die hier 
praktizierte Solidarität im Zusam­
menleben der Bürger ist ein tragen­
des Element unserer Demokratie." 

Zum Themenbereich Feuerwehr 
und Katastrophenschutz führte der 
Staatssekretär aus: "Brandschutz, 
Katastrophenschutz und Zivilschutz 
dienen dem gleichen Ziel, nämlich 
dem Schutz der Bürger vor Gefahren 
für Leben, Gesundheit und Eigentum. 
Mit ihrem Dienst dokumentierten die 
Feuerwehren, daß der Staat nicht alle 
Aufgaben der Gesellschaft allein be­
wältigen kann und muß. Die Feuer­
wehren sind damit auch ein Beispiel 
für ein weiteres Prinzip unserer staat­
lich verfaßten Gemeinschaft, der 
Subsidiarität von Bürgerleistungen 
gegenüber staatlicher Hilfe. Mit aller 
Deutlichkeit füge ich aber gleich hin­
zu: Staatliche Unterstützung ist und 
bleibt unerläßlich." 

Dr. Vöcking weiter: "Und der Staat 
leistet auch diese notwendige Unter­
stützung: Grundlage der Förderung 
der Feuerwehren durch den Bund ist 
allerdings ausschließlich deren Mit­
wirkung im erweiterten Katastro­
phenschutz, der in die Bundeskom­
petenz für den Zivilschutz fällt. Die 
Verteilung der hierzu zur Verfügung 
stehenden Bundesmittel richtet sich 
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ausschließlich nach Zahl und Art der 
mitwirkenden Einheiten und nach der 
Helferstärke. Um der Wahrheit die 
Ehre zu geben, muß man feststellen, 
daß die Feuerwehren weniger als '/, 
der gesamten Helferzahl stellen, je­
doch mehr als 50 % der für die Be­
schaffung von Ausstattung insge­
samt veranschlagten Bundesmittel 
von 1,2 Miliarden DM erhalten." 

Dr. Vöcking stellte fest, daß es in 
jüngster Zeit Irritationen zur Förde­
rung von Feuerwehren und THW ge­
geben habe, zu denen er einige klar­
stellende Worte sagen wolle: "So wie 
jede Gemeinde ständig bemüht sein 
muß, die eigene Feuerwehr materiell 
und personell möglichst leistungs­
fähig zu halten, so muß auch der 
Bund seinerseits dafür sorgen, daß 
die Aufgabe des Katastrophen­
schutzes wirksam wahrgenommen 
werden kann. Dazu gehört natürlich 
auch, daß neben anderen die Bun­
desanstalt Technisches Hilfswerk die 
ihr übertragenen gesetzlichen Aufga­
ben erfüllen kann. 

In diesem Zusammenhang sind -
aus Sicht der F.euerwehren - die 
Einsätze des THW im Inland hinter­
fragt worden, da sich hier im Einzel­
fall eine gewisse Nähe zu dem Auf­
gabenbereich Technische Hilfelei­
stung der Feuerwehr ergeben kann. 
Meines Erachtens besteht für einen 
Konkurrenzstreit kein Anlaß: Da das 
THW im Inland nur auf Anforderung 
der für die Gefahrenabwehr zuständi­
gen Stellen tätig werden darf, sind 
unerwünschte und unberechtigte 
Kompetenzausweitungen zu Lasten 
einer jeweils anderen Organisation 
ausgeschlossen. 

Aber auch unabhängig von dieser 
klaren und eindeutigen Regelung will 
und kann das THW mit seinen nur ca. 
56000 aktiven Helfern nicht in Kon­
kurrenz zu den Feuerwehren treten. 
Ausstattung und Ausbildung der Ein­
heiten des THW sind überwiegend 
auf die Bereiche Bergung und In­
standsetzung ausgerichtet und daher 
schon für die Wahrnehmung von feu­
erwehrtypischen Aufgaben nicht vor­
gesehen. Schließlich liegt es gerade 
im Interesse des Bundes, daß die 
verschiedenen Aufgabenbereiche 
weiter klar abgegrenzt bleiben. Sie 
sollen von den verschiedenen jeweils 
spezialisierten und besonders quali­
fizierten Organisationen wahrgenom­
men werden. 

Für Konkurrenzdenken ist hier kein 
Raum, vor allem nicht bei der Hilfe vor 
Ort, nicht auf der Ebene der Einsatz­
leitung und der Helferschaft. Im Ein­
zelfall entscheidet allein die behördli-



DIe Ausführungen von Staatssekretär Dr. Vöcking werden mit großem tnteresse aufgenommen. 

ehe Einsatzleitung der Gemeinde 
oder des Kreises, welche Einheiten 
von welcher Organisation entspre­
chende Hilfsaufgaben wahrnehmen. 

Die Helfer selbst stehen den Hel­
fern anderer Organisationen mit Re­
spekt und Anerkennung gegenüber. 
Gerade auf der örtlichen Ebene sind 
gute persönliche Kontakte unerläß­
lieh und auch vorhanden für ein kon.­
struktives fachliches und kamerad­
schaftliches Zusammenwirken. Nicht 
Konkurrenz, sondern sinnvolle Kom­
bination sollte weiterhin das Gebot 
sein. 

Nicht erst, weil der Haushaltsaus­
schuß des Deutschen Bundestages 
es empfohlen hat, sondern weil es 
von der Sache her geboten ist , steht 
für die Bundesregierung fest, daß 
auch beim Aufbau des erweiterten 
Katastrophenschutzes in den neuen 
Bundesländern keine Hilfsorganisati­
on bevorzugt wird . Entscheidend ist 
die sachliche Gebotenheit. 

Ich appelliere deshalb eindringlich 
an alle Verantwortlichen, nach der 
teils heftigen Diskussion in den 
zurückliegenden Wochen zur Sach­
lichkeit zurückzukehren. Ich biete je-

Gäste am Tisch des Präsidenten (von links): landra t Dr. Kaufholl, Staatssekretär Dr. Vöck ing (Bun­
desinnenministerium), Staatssekretär Dr. lippert (tnnenministerium Thüringen). DFV-Präsident 
Struve und Bürgermeister Seeber. 

denfalls meinerseits gerne das per­
sönliche Gespräch an, um im Inter­
esse der Sache weiterzukommen. 
Die ohnehin schwierige Situation des 
Zivil- und Katastrophenschutzes ge­
bietet es, sich zusammen für die ge­
meinsame Aufgabe einzusetzen. 

Mit einem Blick auf zukünftige Ent­
wicklungen schloß Staatssekretär Dr. 
Vöcking seine Ausführungen: "Ich 
denke, wir haben trotz der sich uns 
allen stellenden großen Aufgaben 
Grund, die Perspektiven, die mit der 
Vollendung der Deutschen Einheit, 
des Gemeinsamen Binnenmarktes 
und der Europäischen Einigung bie­
ten, als große Chance und Heraus­
forderung zu sehen. Wenn wir dies 
gemeinsam mit allem Engagement 
angehen, sollte es gelingen, die rich­
tigen Weichen für die Zukunft zu stei­
len und sie gemeinsam zu meistern. 
Dafür brauchen wir Menschen, die 
freiwillig Verantwortung für andere 
MitbOrger und die Allgemeinheit 
übernehmen. In diesem Sinne sind 
die Feuerwehrleute vorbildlich und 
dafür möchte ich nochmals herzlich 
danken." 

DFV-Präsident Struve dankte Dr. 
Vöcking für seine Worte und fügte an, 
daß die akuten Probleme nicht auf 
Orts- , Kreis- oder Landesebene, son­
dern nur in Bonn in Zusammenarbeit 
von Bundesinnenministerium, THW­
Leitung und DFV gelöst werden 
könnten. Dafür reiche der DFV - so 
Struve - die Hand und hoffe, daß es 
in nicht allzu ferner Zukunft zu einem 
Gespräch komme, um die gegensei­
tigen Standpunkte darzulegen. Dar­
auf aufbauend müsse sich eine Lö­
sung finden lassen, die - so der Prä­
sident weiter - letztlich demjenigen 
diene, der in Not und Gefahr der Hil­
fe bedürfe. 

Überblick über DFV-Arbeit 

Umfassend ging Präsident Struve 
eingangs seines Rechenschaftsbe­
richtes auf die Facharbeit des DFV 
ein. Er wies darauf hin, daß die Fach­
arbeit seit Anfang des Jahres in 20 
Referate aufgegliedert worden sei, 
wodurch der Verband eine größere 
Effektivität erwarte. Struve dazu: 
.. Wenn wir Ansprechpartner in allen 
Fragen, die den Brandschutz betref­
fen, sin·d und sein wollen, müssen wir 
schnelle und qualifizierte Antworten 
geben können. Die Verstärkung des 
hauptamtl ichen Personals in der 
Bundesgeschäftsstelle, speziell für 
den Bereich der Facharbeit, soll dazu 
beitragen. Denn wenn man auf die 
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Beantwortung einer wichtigen Frage 
zu lange warten muß, wird man sich 
die Antwort an anderer Stelle holen." 

Seinen Worten zur Arbeit des 
Fachreferates "Katastrophenschutz" 
fügte der Präsident eine Frage an: 
"Wie wird nach der gesellschaftspo­
litischen Veränderung im Osten der 
Stellenwert des Zivil- und Katastro­
phenschutzes sein, wird man die 
Chance nutzen und eine den Bedürf­
nissen und dem Schutz der Bevölke­
rung besser gerecht werdende Struk­
tur finden - eine, die von unten, von 
den Ländern, nach oben zum Bund, 
aufgebaut ist?" 

Seit längerer Zeit - so Struve - be­
schäftige den DFV das Thema Sire­
nen in den neuen Bundesländern. 
Obwohl die Frage heute müßig sei, 
warum die erkannten Fehler nicht 
rechtzeitig beseitigt wurden, müsse 
allen Beteiligten klar sein, daß ein Ab-

bau von Sirenen erst beim Vorhan­
densein eines anderen flächen­
deckenden Alarmierungssystems er­
folgen könne. Unverständnis zeigte 
der Präsident für die von ihm ge­
schilderte Praxis, den Kommunen in 
den neuen Bundesländern die Sire­
nen lediglich gegen Entgelt zu über­
lassen, während die Überlassung in 
den alten Ländern stets kostenfrei er­
folge. 

Auch zum Thema Europäische Ge­
meinschaft und die Verwirklichung 
des europäischen Binnenmarktes 
nahm Präsident Struve Stellung. In 
diesem Zusammenhang zitierte er ei­
nen am Vortag gefaßten Beschluß: 
"Ab 1 . Juli 1994 müssen die Kommu­
nen als Träger des Feuerschutzes 
wegen der EG-weiten Aufhebung der 
Monopolbildung der öffentlich-recht­
lichen Brand- und Versicherungsan­
stalten jährlich mit ca. 100 Millionen 
DM weniger Feuerschutzsteuermit-

Wurde In IImenau vorgeslellt: Die neue DFV·Broschüre gibl aul 24 
attraktiv geslattelen Seilen umlangreiche Informationen über das 
Feuerwehrwesen In Deulschland . 
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tein rechnen. Trotz vielfältiger Bemü­
hungen des Bundes, der Länder und 
der Feuerwehrverbände ist es nicht 
gelungen, den diesbezüglichen Be­
schluß der EG zu ' verhindern. Der 
Deutsche Feuerwehrverband unter­
stützt daher die Bemühungen des 
Bundes und der Länder, den Einnah­
meausfall der Feuerschutzsteuer 
durch geeignete Maßnahmen auszu­
gleichen. Nur dadurch kann auch in 
Zukunft die Sicherheit der Bürgerin­
nen und Bürger gewährleistet blei­
ben." 

Zur Mitarbeit in der EG-Normung 
stellte Struve fest, daß sich dort un­
ser föderalistischer Staatsaufbau, so 
gut er auch sonst sei , negativ be­
merkbar mache. Die deutschen Ver­
treter in den entsprechenden Aus­
schüssen könnten oft keine einheitli­
che deutsche Meinung vertreten, an­
dere Staaten seien hier im Vorteil. 

Zum Thema Europa faßte der Prä­
sident zusammen: "Trotz allem ist Eu­
ropa die Chance für uns. Wir sollten 
mithelfen, daß es ein Europa der Bür­
ger wird , in welchem die Vielfalt der 
einzelnen Staaten das Bild prägt und 
daß es nicht ein Europa der Gleich­
macherei und der Bürokraten wird." 

Nach einem Ausblick auf die wich­
tigsten Veranstaltungen 1993 und 
dem Dank an die Delegierten für die 
aktive Mitarbeit schloß Präsident 
Struve seinen Bericht: "Als unsere 
Vorgänger die ersten Freiwilligen 
Feuerwehren gründeten, taten sie es 
in dem Bewußtsein, daß man Dinge, 
die man selbst regeln kann, auch 
selbst in die Hand nimmt. Daran soll­
ten wir uns erinnern, wenn rege­
lungsbedürftige Dinge anstehen. 
Denn, wer nicht handelt, wird behan­
delt. " 

IImenau ist vorbei 

DFV-Vizepräsident Rolf Englerth 
blieb es vorbehalten, das Schlußwort 
zu sprechen. Im Namen aller Dele­
gierten dankte er Präsident Struve für 
das große Engagement zum Wohle 
der Deutschen Feuerwehren. In sei­
nen Dank schloß er auch den Thürin­
ger Landesfeuerwehrverband und 
die Feuerwehr IImenau ein, die für ei­
nen reibungslosen Ablauf der Veran­
staltung und einen angenehmen Auf­
enthalt in IImenau gesorgt hatten. 

IImenau ist vorbei, es bleibt die Er­
innerung an eine gastfreundliche 
Stadt, in der 1992 ein Stück Feuer­
wehrgeschichte geschrieben wurde. 

-cl-



Lid. Ministerialrat Manfred Gallwitz, Niedersächsisches Ministerium des Innern 

•• 

Die Uberwindung eines 
Traumas 

In Niedersachsen können Waldbrände doch erfolgreich 
bekämpft werden! 

1992 war erstmal alles noch viel 
schlimmer als 1975! Die Dürre-Heim­
suchung dauerte schon wesentlich 
länger als im Waldbrand-Katastro­
phenjahr, erreichte die Dimension ei­
ner Jahrhundertdürre und wollte und 
wollte nicht enden. Die Temperaturen 
lagen bei wochenlangem gnadenlo­
sem Sonnenschein weit über den 
Werten von 1975, die Luftfeuchtigkeit 
war auf vernachlässigbare Werte ab­
gesunken - die niedersächsischen 
Wälder waren ein explosives Pulver­
faß bisher nicht gekannten Aus­
maßes in einer ausgedörrten Heide­
landschaft. Die niedersächsischen 
Brand- und Katastrophenschützer 
standen auf ihren Nervenspitzen -
von der Orts- über die Kreis- bis zur 
Ministerialebene. Das Trauma des 
Jahres 1975 zeigte Wirkung und das 
besonders an Wochenenden. 

Und dann passierte es tatsächlich: 
Es passierte im Landkreis Gelle und 
damit prompt in einem Waldgebiet, 
das sofort alle Erinnerungen an 1975 
heraufbeschwor. 

Am Dienstag, dem 30. Juni 1992, 
steht die Temperatur im Raum Gelle 
bei 31 °G, am Boden 45 °G. Die Luft­
feuchtigkeit beträgt 18 Prozent, es 
weht ein leichter bis mittlerer Süd­
wind. 

Alles, was im Landkreis Gelle auch 
nur entfernt mit Brandbekämpfung zu 
tun hat, hält Augen, Ohren und Nase 
offen, um auch nur das kleinste An­
zeichen für eine Brandentwicklung so 
früh wie möglich wahrzunehmen. Der 
Polizei Bergen gelingt dies zuerst. 

Bei einer routinemäßigen Streifen­
fahrt entdeckt sie "starke Rauchent­
wicklung ostwärts von Hermanns­
burg" und meldet diese Beobachtung 
umgehend der Feuerwehr-Einsatz­
Leitstelle (FEL) des Landkreises Gei­
le. Parallel dazu bemerkt der Ge-

meindebrandmeister von Eschede 
die Rauchentwicklung. Zufällig befin­
det er sich mit mehreren Feuerwehr­
Fahrzeugen unweit der gemeldeten 
Brandsteile zur Bekämpfung eines 
Kornfeldbrandes bei Scharnhorst. 
Kurzentschlossen setzt er seine 
Fahrzeuge nach Nordwesten in Rich­
tung auf den Brandherd in Marsch. 

Erfahrungen von 1975 

Damit hat die für eine Waldbrand­
bekämpfung so ausschlaggebende 
Anlaufphase begonnen. Nicht nur 
niedersächsische Erfahrungen ha­
ben gelehrt, daß die Weichenstellun­
gen in dieser Zeit wesentlich über Er­
folg oder Mißerfolg von Bekämp­
fungsmaßnahmen entscheiden. 

Und schon hier zeigt sich, welche 
Erfahrungen aus der Waldbrandkata­
strophe von 1975 man im Landkreis 
Gelle nutzbringend anwenden kann. 
Selbst auf die Gefahr hin, über­
schießend zu reagieren , gilt es: erfor­
derliche Kräfte frühzeitig aktivieren, 
Verzettelungen vermeiden, Bekämp­
fungsmaßnahmen konzentrisch an­
setzen. Hier muß einfach die militäri­
sche Maxime zitiert werden, nach der 
im Landkreis Gelle sehr bewußt ge­
handelt worden ist: Nicht kleckern, 
sondern klotzen! 

Folgerichtig veranlaßt der Gemein­
debrandmeister von Eschede die 
Alarmierung aller benachbarten Orts­
feuerwehren. Seit der Entdeckung 
des Brandes um 15.26 Uhr sind ge­
nau sechs Minuten vergangen. Inner­
halb derselben Frist begibt sich der 
Kreisbrandmeister, der die Alarmie­
rung durch den Gemeindebrandmei­
ster mitgehört hat, zur BrandsteIle 
und übernimmt die Einsatzleitung. 

Glückliche Zufälle gehören eben 
auch zu einer erfolgreichen Wald­
brandbekämpfung durch Tüchtige. 

In Minutenfolge veranlaßt der 
Kreisbrandmeister über die Feuer­
wehr-Einsatz-Leitstelle die Alarmie­
rung aller verfügbaren Tanklöschfahr­
zeuge des Landkreises und der Feu­
erwehrbereitschaft der Stadt Gelle. 
Darüber hinaus hält er es für angera­
ten, die Einsatzmöglichkeiten seines 
Landkreises durch die Anforderung 
von fünf Tanklöschfahrzeugen vom 
Nachbarlandkreis Uelzen zu erwei­
tern. 

Erst nachdem die wichtigsten Wei­
chenstellungen zur Mobilisierung des 
Einsatzpotentials vorgenommen 
worden sind, erfolgt die offizielle In­
formation von Kreisverwaltung und 
Bezirksbrandmeister. Seit Ent­
deckung des Brandes ist etwas mehr 
als eine Stunde vergangen. 

Einsatzstab gebildet 

Gegen 16.15 Uhr entschließt sich 
die Feuerwehr zu einem entschei­
denden Schritt. Die mittlerweile rund 
einen Quadratkilometer große Brand­
fläche wird in zwei Bekämpfungsab­
schnitte aufgeteilt. Die Einsatzleitung 
wird den Gemeindebrandmeistern 
von Unterlüß und Eschede übertra­
gen; die Gesamtleitung liegt beim 
Kreisbrandmeister. Dieser macht der 
Brandbekämpfung proportional zur 
Entwicklung des Feuers weitere 
Tankfahrzeuge aus den Nachbarkrei­
sen Gifhorn und Soltau-Fallingbostel 
und schließlich sogar aus dem ent­
fernter gelegenen Landkreis Hanno­
ver zugänglich. 

Gegen 16.30 Uhr greift der erste 
Bundeswehrhubschrauber aus Faß-

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 11-12/92 139 



Am 30. Juni 1992 brennt der Wald im Landkreis Celle. 

berg mit Wassereinsatz aus der Luft 
in die Brandbekämpfung ein. Auch 
hier ein glücklicher Umstand: Das 
Waldgebiet gehört zu den ständigen 
Überflug-Zonen der Faßberger Hub­
schrauber; der Brand war von ihnen 
frühzeitig bemerkt worden, man hat­
te sich rasch auf eine Beteiligung an 
der Brandbekämpfung einstellen 
können. 

Im Kreishaus in Gelle tritt ein Ein­
satzstab der Kreisverwaltung zusam­
men. 

Inzwischen hatte der Waldbrand 
ein Ausmaß erreicht, das eine Ein­
schätzung aus ebenerdiger Perspek­
tive problematisch machte. In dieser 
Situation stand dem Landkreis Gelle 
in einer Art selbstverständlichem Zu­
sammenspiel aller Bekämpfungspo­
tentiale, also ohne spezielles Anfor­
derungsverfahren, ein Polizeihub­
schrauber zur Verfügung, mit dem 
eine erste Lageerkundung aus der 
Luft durchgeführt werden kann. Sie 
ergibt, daß der Brand nicht unerheb­
lich über die Quadratkilometer-Be­
grenzung hinausgreift und nicht mehr 
unter Kontrolle ist. Er droht sich in 
Waldflächen auszuweiten, die witte­
rungsbedingt in höchstem Maße 
brandanfällig sind und in denen -
auch wegen der Dehnung der 
Bekämpfungsstrecken - eine Brand­
beherrschung mit den vorhandenen 
Kräften äußerst problematisch er­
scheinen muß. Das Feuer frißt sich in 

genau die Waldflächen, die auch 
1975 gebrannt haben und bei denen 
dem Katastrophenschutz die End­
lichkeit seiner Möglichkeiten demon­
striert worden war. 

Bundeswehr 
übernimmt Spezialaufgabe 

In dieser Situation begibt sich der 
Oberkreisdirektor des Landkreises 
Gelle zur Einsatzleitung an der Brand­
steIle. Ab 17.50 Uhr beurteilt er vor 
Ort, ob es der Feststellung des Kata­
strophenfalles bedarf. 

Zunächst wird die Bundeswehr 
massiv in die Waldbrandbekämpfung 
einbezogen. Ab 17.50 Uhr erledigen 
Berge- und Pionierpanzer der Bun­
deswehr eine Spezialaufgabe: Sie 
schieben systematisch die aufge­
häuften Holz- und Wurzelreste von 
der Waldbrandkatastrophe des Jah­
res 1975 auseinander. Diese Holz­
und Stubbenwälle bildeten Brand­
herde, die ohne den Einsatz von Pan­
zern der Bundeswehr kaum hätten 
wirksam bekämpft werden können. 
Insgesamt sind vier Berge- und drei 
Pionierpanzer im Einsatz. Auch hier 
muß als Glücksumstand festgehalten. 
werden, daß in Niedersachsen in der 
Nähe von waldbrandgefährdeten Ge­
bieten Bundeswehrgarnisonen mit 
zur Waldbrandbekämpfung beson-
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ders geeignetem Gerät stationiert 
sind und stationiert bleiben werden. 

Von besonderer Bedeutung ist 
auch die Brandbekämpfung durch 
insgesamt acht Hubschrauber aus 
Faßberg, die von ihren Löschbehäl­
tern je 900 Liter Wasser punktgenau 
und nach einem koordinierten Sy­
stem auf Brandsteilen niederlassen 
und diese ablöschen. Später kom­
men auch noch zwei Hubschrauber 
größeren Typs aus Rheine-Bentlage 
und zwei Helikopter des Bundes­
grenzschutzes zum Einsatz. 

Um 18.25 Uhr stellt der Oberkreis­
direktor des Landkreises Gelle als 
Hauptverwaltungsbeamter im Sinne 
des Niedersächsischen Katastro­
phenschutzgesetzes nach einem Be­
obachtungsflug über das Brandge­
biet den Katastrophenfall fest . Damit 
bündelt er alle Einsatzkräfte unter sei­
ne zentralen Einsatzbefugnis und öff­
net sich alle erforderlichen Anforde­
rungswege über die Bezirksregierung 
Lüneberg und das Innenministerium 
in Hannover. 

Um eine ebenso lageangepaßte 
wie effektive Einsatzleitung sicherzu­
stellen, wählte der Oberkreisdirektor 
eine nicht alltägliche räumliche Auf­
teilung seines Katastrophenschutz­
stabes. Während er sich selbst mit 
dem S 2 und S 3 am Ort des Ge­
schehens aufhielt und - sozusagen 
"von vorne führend" - unmittelbar auf 
die Brandentwicklung reagierte, leite­
te sein Stellvertreter die verbleiben­
den Stabsgliederungen als in der 
Ausführung eigenständige Führungs­
gruppe vom Geiler Kreishaus aus. 

Organisationstheoretikern und An­
hängern reiner Lehren werden hierzu 
eine Menge Einwände einfallen. Aber 
in Gelle hat es hervorragend ge­
klappt. Vielleicht kann dies unseren 
Katastrophenschutz-Schulen Veran­
lassung sein, das "Geiler Stabs-Mo­
dell" in ihre Aufmerksamkeit einzu­
beziehen. 

Dieser Waldbrand hatte bei weitem 
nicht das Ausmaß der Katastrophe 
von 1975. Gemessen daran ist der 
Katastrophenfall schon frühzeitig 
festgestellt worden. Aber auch dies 
ist eben eine Lehre aus den unver­
gessenen Katastrophenjahren: Durch 
frühzeitige Bündelung und konzentri­
schen Einsatz aller Kräfte sowie die 
Öffnung aller Möglichkeiten, sich bei 
Bedarf rasch verstärken zu können, 
kann Schlimmeres wirksam verhin­
dert werden. Der rechtliche Weg hier­
zu führt über die Feststellung des Ka­
tastrophenfalles. 

Um 18.30 Uhr wird die Brandzone 
in einen weiteren, einen dritten 



Bekämpfungsabschnitt unter einheit­
licher Leitung unterteilt. Interessant 
hieran ist die Umsetzung der Er­
kenntnis, daß selbst auf Landkreis­
ebene erfolgreiche Schadens­
bekämpfung am besten" vor Ort" zu 
organisieren ist und deshalb Dezen­
tralisierungen unter einheitlicher Ka­
tastrophenschutzleitung angezeigt 
sein können. So wurden z. B. die 
Hubschrauber aus Rheine gezielt in 
dem neugebildeten Einsatzschwer­
punkt "West" eingesetzt. Die weitere 
Zuspitzung der Lage gegen 18.50 
Uhr machte es erforderlich, auch auf 
Einheiten des erweiterten Katastro­
phenschutzes, also die Feuerwehr­
bereitschaften aus den Landkreisen 
Gifhorn, Soltau-Fallingbostel und 
Uelzen, zurückzugreifen. 

Nicht immer 
der formale Weg 

Um ein Wiederaufflammen des 
Brandes an bereits abgelöschten 
Stellen zu verhindern, forderte der 
Katastrophenschutzstab 175 Solda­
ten aus nahegelegenen Garnisonen 
an. Hierbei erwies sich, daß sich die 
regionalen Verbindungsstrukturen 
auch dann als funktionsfähig und ef­
fizient erweisen, wenn nicht immer 
der formale Weg vom Landkreis zum 
Verteidigungskreiskommando einge­
halten wurde. Es wäre fatal, wenn die­
ses effektvolle Beziehungsgeflecht 
durch eine allzu weitgehende Aus­
dünnung der Ansprechstrukturen der 
Bundeswehr auf der Landkreisebene 
beeinträchtigt 'werden würde. 

Zu dieser Zeit, dem Höhepunkt des 
Brandes, waren neben den Soldaten 
und Panzern der Bundeswehr zur 
Brandbekämpfung im Einsatz: 72 
Tanklöschfahrzeuge, 29 Löschfahr­
zeuge, 55 Fahrzeuge anderer Art der 
Feuerwehr mit insgesamt 733 Feuer­
wehrmännern; zu den insgesamt 
zehn Hubschraubern der Bundes­
wehr waren zwei weitere des Bun­
desgrenzschutzes gestoßen; die Po­
lizei unterstützte die Aktionen mit ins­
gesamt 17 Fahrzeugen und einem ei­
genen Beobachtungshelikopter. 

Die logistische Versorgung, insbe­
sondere mit Kraftstoff, wurde zentral 
von einem Einsatzpunkt südöstlich 
von Hermannsburg aus betrieben; 
der Versorgung und Betreuung des 
eingesetzten Personals widmete sich 
das DRK mit 21 Fahrzeugen und 104 
Helfern. 

Dieses Potential war in knapp fünf 
Stunden aufgewachsen, organisato-

risch und kommunikationsmäßig er­
faßt und schließlich unter einer ein­
heitlichen Katastrophenschutz-Lei­
tung zum Einsatz geführt worden. Der 
Leiter der Polizei abteilung der Be­
zirksregienung Lüneburg beobachte­
te das Geschehen am Brandort; das 
Brandschutzreferat im Innenministe­
rium war mit seinen Koordinierungs­
und Anforderungsmechanismen ein­
satzbereit; das Katastrophenschutz­
referat konnte sich mit einer beob­
achtenden Rolle im zentralen Lage­
zentrum begnügen. 

Dieser raschen Kräftekonzentrati­
on zeigte sich das Feuer nicht ge­
wachsen. Gegen 20.20 Uhr konnte es 
an allen Einsatzabschnitten als "un­
ter Kontrolle" gemeldet werden. Um 
21.20 Uhr hob der Hauptverwal­
tungsbeamte den Katastrophenfall 
auf. Erleichterung von Celle über Lü­
neburg bis nach Hannover! 

Dieser Katastrophenverlauf mag 
auch die Medien überrascht haben. 
Da Niedersachsen bei Waldbränden 
so seinen Ruf hat, waren sie in fast 
erdrückender Zahl im Brandgebiet 
versammelt, Hubschrauberflüge mit 
Kamera-Teams werfen die Frage auf, 
ob der Luftraum im Brandbereich 
nicht für Einsatzflüge freigehalten 
werden muß. 

In jedem Fall wurde auch hier eine 
markante Änderung gegenüber 1975 
deutlich. 1975 gab es in Niedersach­
sen zwei Fernsehanstalten und einen 
Rundfunksender. Heute berichten 
vier konkurrierende TV-Programme 
und ebenso viele Rundfunksender. 
Wenn da jeder nur einmal den Ober­
kreisdirektor interviewen will ... 

Waldbrandtrauma 
überwunden 

Wenige Tage nach diesen Ereig­
nissen wird der Einsatz bei den zu­
ständigen Stellen von Landkreis und 
Bezirksregierung aufgearbeitet. Bei 
einem Einsatz dieser Dimension gibt 
es immer etwas zu verbessern und zu 
lernen. Aber schließlich ist da der Er­
folg. Durch frühzeitigen, wuchtigen, 
konzentrischen und sinnvoll dezen­
tralisierten Einsatz aller verfügbaren 
Kräfte, nicht zuletzt rechtlich ermög­
licht durch die baldige Feststellung 
des Katastrophenfalls, hat ein ver­
heerender Flächenbrand der Dimen­
sion von 1975 verhindert werden 
können. Und das - anders als 1975-
ohne die Hilfe von Regen und feuch­
tem Wetter, sondern bei Fortdauer 
von Trockenheit und Hitze in extrem 

brandanfälligen Nadelwäldern. Nie­
dersachsen hat mit Hilfe des land­
kreises Celle sein Waldbrandtrauma 
überwunden! 

Ach ja - da ist dann ja auch noch 
die Kostenfrage. Die Kosten der Ka­
tastrophenbekämpfung sind auch 
nach niedersächsischem Recht -
außer bei Katastrophen "ungewöhn­
lichen Ausmaßes" - von den Kata­
strophenschutzbehörden, also den 
Landkreisen und kreisfreien Städten, 
zu tragen. Verständlich, daß manche 
Kommune darin die "Katastrophe 
nach der Katastrophe" sieht und mit 
dem Gedanken spielen mag, die 
Feststellung des Katastrophenfalles 
so lange wie möglich hinauszuschie­
ben. 

Im Fall des Landkreises Celle hat­
ten wir feststellen können, daß er die 
Einsatzkräfte schon frühzeitig zu ei­
nem schlagkräftigen Katastrophen­
schutz bündelte und damit eine Aus­
weitung des Waldbrandes in die 
gänzliche Unkontrollierbarkeit ver­
hinderte. Der Bundesgrenzschutz hat 
übrigens seine Kosten von rund 
20000 DM gegenüber dem Landkreis 
geltend gemacht. Bei der Bundes­
wehr zeichnet sich ab, daß - anders 
als beim BGS - mit der Waldbrand­
bekämpfung Übungszwecke verfolgt 
werden konnten und Kosten nicht 
geltend gemacht werden. 

Dieses alles ist möglich geworden, 
weil man in Celle aus der Katastrophe 
des Jahres 1975 die richtigen Lehren 
gezogen hatte. Von den einsatztakti­
schen Maßnahmen war schon mehr­
fach die Rede. Den Erfolg sichern hal­
fen aber entscheidend auch langfri­
stig angelegte infrastrukturelle Maß­
nahmen. So war die Löschwasser­
versorgung seit 1975 systematisch 
verbessert worden. Die Feuerwehr 
konnte sich aus eigens gebohrten 
Tiefbrunnen und fest installierten 
Löschwassertanks versorgen, die 
Hubschrauber schöpften aus dem 
Feuerlöschteich Angelbeck. Und 
trotzdem war die Mithilfe von land­
wirten aus der Umgebung hochwill­
kommen, die mit Wasser aus ihren 
Güllefahrzeugen angrenzende Hei­
deflächen und Randstreifen feuerre­
sistent machten. 

Seit dem 14. August regnet es 
auch im Landkreis Celle und in der 
Lüneburger Heide wieder in ange­
messenen zeitlichen Abständen und 
Portionierungen. Die FElststellung: 
"Auch in Niedersachsen können 
Waldbrände erfolgreich bekämpft 
werden!" beginnt etwas Endgültiges 
an sich zu haben. 
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I. bis 3. Apri l 1993: "Ret · 
ten und Bergen", Fachausstel· 
lung für den Brand- und Kata­
slrophenschulL, Rellungs­
dienst und Umweltschutz 

Berlin 
Info: Weber Werbung, Klus 

7- 12, 3223 Delligsen 

6. bis 8. Mai 1993: "UBA 
93", 3. Fachmesse für Um­
welt-, Brand- und Arbeits­
schutz 

COllbus 
Info: BIB GmbH , Karl ­

Mraße 52. 0 -7500 Cottbus 

18. Mai 1993: Brandschutz­
tagung 1993 mit Fachausstel­
lung 

GraL (A) 
Info: Landesstelle für 

Brandverhütung, Roseggerkai 
3. A-8010 Gral 

27. bis 30. Mai 1993: X. In­
ternationale Feuerwehr-Stern­
fahn 

Gyula (H) 
In fo: Organisationskomitee 

der X. Internationalen Feuer-

wehr-Stemfahn. Postfach 64. 
H-570 1 Gyula (Ungarn) 

17. bis 20. Juni 1993: 125 
Jahre Landesfeuerwehrver-
band Niedersachsen 

Hannover 
Info: LFV Nieder"achsen, 

Am Maschpark I/ Haus 4 , 
3000 Hannover I 

26. und 27. Juni 1993: 
3. Museumsfe't des Deutschen 
Feuerwehnnuseums 

Fulda 
Info: Deutsches Feuerwehr­

museum, St.-Laurentius-Stra­
ße 3, 6400 Fulda 

11. bis 17.JlIli 1993: 10. ln­
ternationale Feuerwehrwett­
kämpfe lind 9. International er 
Wellbewerb für Jugendfeuer­
wehren 

Berlin 
Info: Berliner Feuerwehr, 

Nikolaus-Groß-Weg 2, 1000 
Berlin 13 

26. bis 29. Oktober 1993: 
Arbeitsschutt und Arbeit~ll1e-

Akademie für zivile Verteidigung 

Lehrgangsprogramm I. Halbjahr 1993 

19. 1.- 22. I. Straßenverkehrssicher- (Lg. 1/93) 
ste llungslehrgang 
- Grundlagen -

26. 1.- 29. I. Grund lagenlehrgang (Lg.2/93) 

2.2.- 5.2. Wi nschaftssicher- (Lg. 3/93) 
ste llu ngslehrgang 

9.2.- 12.2. Aufbaulchrgang (Lg.4/93) 

2.3.- 5.3. Ernährungss icherstcl- (Lg.5/93) 
lungslehrgang 

9.3.- 12.3. Grundlagenlehrgang (Lg. 6/93) 

16.3.- 19. 3 . ZMZ-Lehrgang (Lg. 7/93) 

diLin "A+A 93" - Fachmesse 
und Kongreß 

Düsseldorf 
In fo: Messegesell schaft 

mbH, Postfach 320203. 4000 
Dlisseldorf 30 

23. bis26. November 1993: 
"Sicherhei t '93",9. Internatio­
nale Fachmesse für Sicherheit 
mit In formationstagungen 

Zürich (CH) 
Info: Blenheim AG, Buck­

hauser"traße 24, CH-8048 
Zürich 

24. bis 26. November 1993: 
Fachmesse für Katastrophen­
schutL und Hilfeleistung ,.Res­
cue 93" 

Utrecht (N L) 
Info: Jaarbeurs, Jaarbeu,,­

plein 6, NL-3521 Utrecht 

3. bis 8. Juni 199-': Inter­
schutz - Der Rote Hahn 

Hannover 
Info: Deutsche Messe- und 

Ausstellungs-AG. Messe-
gelände, 3000 Hannover 82 

Seminare und Lehrgänge von 
Instituten und Finnen 

Technische Akademie Ess­
lingen, Postfach 1265, 7302 
Ostfildern : 

31. Mär7 und I. Apri l 1993: 
Das Große Gefahrgut-Semi­
nar. 

Technische Akademie 
Wuppel'tal c. V., Postfach 
100409,5600 Wuppertall: 

4. März 1993: Wieviel 
Brand~chutz braucht eine Ge­
meinde?; 

2 1. und 22. April 1993: 
Grundlagenseminar Brand-
scnut l: 

18. und 19. Mai 1993: 
Brand- und Katastrophen­
'>chutz in Krankenhäusern, Al­
ten- und POegeheimen ; 

I. und 2. Juni 1993: Um-
welt;chutl durch Brand-
~chut z; 

7. und 8. Juni 1993: Brand­
schutz in Verkehr,tunnelanla­
gen. 

20.4.-23.4. Alarmkalenderlehrgang (Lg.8/93) 
- V -

27.4.-30.4. Aufbaulehrgang (Lg. 9/93) 

4.5.- 7.5. Straßenverkehrs;icher- (Lg. 10/93) 
stellungslehrgang 

- Aufbau -

25. 5.-28. 5. Grund lagenlehrgang (Lg. 11 /93) 

7.6.- 9.6. Alarmkalenderlehrgang (Lg. 12/93) 
- K -

15.6.- 18.6. ZMZ-Lehrgang (Lg. 13/93) 

22.6.-25. 6. Ernährungssicher- (Lg. 14/93) 
stellungslehrgang 

Nähere Einzelheiten (Tei lnehmerkreis. Meldeverfahren 
usw.) sind bei der Akademie für 7ivile Veneidigung (Tel. 
0228/33 1084 App. 11 ) LU erfragen. 
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Einsatz zwischen 
Tribüne und Spielfeld 
500 MHD-Helfer übten in Paderb.9rn - Umfangreiche 

Vorbereitungen und sorgfältige Ubungsauswertung 

"Die Übungsleitung war mit den 
gebotenen Leistungen zufrieden, das 
Ubungsziel wurde erreicht." Bevor 
Helmut Esser, Ausbildungsreferent 
für den Katastrophenschutz des Mal­
teser-Hilfsdienstes in Nordrhein­
Westfalen, die 'Übungsauswertung 
mit diesen Worten abschließen konn­
te, hatte es einer gehörigen Portion 
Arbeit bedurft. Über fast ein ganzes 
Jahr erstreckten sich die Übungsvor­
bereitungen, die Durchführung der ei­
gentlichen Übung und schließlich die 
Zusammenfassung der Erfahrungen 
der Verantwortlichen zur gemeinsa­
men Übungsauswertung. 

Arbeitsgruppe beginnt 

Begonnen hatte es im Herbst vori­
gen Jahres mit der Einberufung einer 
Arbeitsgruppe zur Übungsvorberei­
tung. Diese bestand aus der Übungs­
leitung Ausbildungsreferent Esser 
und Wilhelm Hadrian, MHD-Bezirks­
beauftragter für den Regierungsbe­
zirk Detmold - sowie je einem Fach­
berater aus den Bereichen Sanitäts-, 
Versorgungs-, Fernmelde- und Lei­
tungsdienst. Diesem Gremium oblag 
es nun, die Voraussetzungen für ei­
nen erfolgreichen Übungsablauf zu 
schaffen, wobei als feste Vorgaben 
ledil).lich Ort, Termin und annähern­
der Ubungsumfang festgelegt waren. 

Jedes Mitglied der Arbeitsgruppe 
erhielt bestimmte Aufgaben zugewie­
sen, deren Erledigung in periodisch 
stattfindenden Besprechungen fort­
geschrieben wurde. In welch hohem 
Maße arbeitsintensiv die Vorberei­
tungsphase war, läßt sich unschwer 
aus dem Aufgabenkatalog der Ar­
beitsgruppe ersehen. Was sich bei­
spielsweise simpel "Beschaffung 
Übungsobjekt" liest, bedeutet in der 
Praxis wochen- oder monatelanges 
Verhandeln mit Behörden, Ge-

spräche mit Nutzern der Einrichtung, 
Klärung der Versorgungslage bezüg­
lich Strom und Wasser, Abschluß von 
Versicherungen und, und, und . .. 

Die insgesamt 18 Schwerpunkte 
des Aufgabenkatalogs reichten von 
der Erarbeitung der Übungslage über 
das Festlegen der übenden Kräfte 
und das Erstellen von Übungsanwei­
sungen bis hin zur Einweisung der 
Schiedsrichter in den Ablauf der 
Übung. Wobei - wie könnte es anders 
sein - der Teufel immer im Detail 
steckte. 

Geeignetes Übungsobjekt 

Im Sommer endlich war es soweit: 
Die Arbeitsgruppe konnte den Ab­
schluß der Vorbereitungen melden. 
Mit dem Hermann-Löns-Stadion in 
Paderborn war ein geeignetes 
Übungsobjekt gefunden worden, die 

MHD-Helfer standen ebenso wie 
Feuerwehr, Krankenhäuser, Polizei, 
Verletztendarsteller, Schminktrupps 
und Schiedsrichter bereit, es konnte 
losgehen. 

Das Übungsszenario, betitelt 
.. Fußballpokalspiel '92", beschreibt 
die Lage: "Im Hermann-Löns-Stadi­
on in Schloß Neuhaus/Paderborn fin­
det das Fußballpokalspiel zwischen 
dem TUS Paderborn und Blau-Weiß 
04 statt. Mit 20000 Zuschauern ist 
das Stadion bis' auf den letzten Platz 
besetzt. 

Wegen der großen Zuschauerzahl 
und der Vorkommnisse in anderen 
Fußballstadien bei ähnlichen Anläs­
sen hat der Veranstalter den Sanitäts­
und Sicherheitsdienst im Stadion ver­
stärkt. Darüber hinaus haben der 
Malteser-Hilfsdienst, die Feuerwehr 
und die Polizei zusätzliche Sanitäts-, 
Rettungs- und Sicherheitskräfte in 
Alarmbereitschaft versetzt. Die Poli­
zei erwartet unter den angereisten 

Über 200 Verletztendarsleller sind im Stadion versammelt. 
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Der Notarzt nimmt eine erste SIchtung vor. 

Hinter dem Stadion werden Verletztenablagen eingerichtet. 

Blau-Weiß-Fans etwa 500 gewalttäti­
ge Hooligans, deren harter Kern 40 
bis 60 Personen umfaßt. 

Oie Schmlnk­
trupps haben 
ganze Arbeit 

geleistet. 

Endlich beginnt das Spiel. Schon 
wenige Minuten nach dem Anpfiff 
geht Paderborn in Führung. ,Abseits' 
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brüllen die Blau-Weiß-Fans und wer­
fen Gegenstände auf das Spielfeld. 
Es kommt zu Auseinandersetzungen 
mit dem Ordnungsdienst, die bald zu 
Schlägereien auswachsen. Mehrere 
kleine Gruppen des harten Kerns der 
Blau-Weiß-Fans haben sich unter die 
Paderborner Zuschauer gemischt, so 
daß die Gewalt aus der Ecke der 
Blau-Weißen auch auf die restlichen 
Ränge übergreift. Es gibt erste Ver­
letzte, da bricht im Wald hinter der 
Haupttribüne ein Feuer aus. In der all­
gemeinen Panik werden im Bereich 
der Ausgänge und an der Umzäu­
nung an der Ostseite des Stadions 
200 Personen verletzt. In unmittelba­
rer Nähe der Ausgänge und Zäune 
kommt es sogar zu Todesfällen. Das 
Feuer wird immer stärker und droht, 
die Haupttribüne zu erfassen. Die Sa­
nitätskräfte im Stadion haben inzwi­
schen über die Rettungsleitstelle den 
Rettungsdienst mit Notarzt und Lei­
tendem Notarzt sowie die Feuerwehr 
alarmiert. 11 

Die Übung beginnt 

Es ist Samstag, 13.00 Uhr. Ein 
Blick in das weite Rund der Fußball­
arena zeigt die Realitätsnähe der 
Übung. Über 200 "Verletzte" liegen 
auf den Tribünen, das vielstimmige 
Stöhnen wird vom Gegröle der "Ran­
dalierer" übertönt. Die im Stadion an­
wesenden MHD-Helfer sind hoff­
nungslos überfordert. Doch von fern 
sind schon die Martinshörner der 
alarmierten Einheiten zu hören. 

Wie im Übungsplan vorgesehen, 
läuft nun das Eintreffen der übenden 
Einheiten ab. Der städtische Ret­
tungsdienst wird durch Notarz1 und 
Leitenden Notarzt verstärkt, gefolgt 
von der Schnelleinsatzgruppe des 
MHD Paderborn. Um 13.30 Uhr tref­
fen der Löschzug (LZ -Rl der Freiwilli­
gen Feuerwehr sowie die Technische 
Einsatzleitung am Schadensort ein. 
In kurzen zeitlichen Abständen folgt 
das Gros der MHD-Helfer mit drei Sa­
nitätszügen und je einem FernmeIde­
und Betreuungszug. 

500 Helfer aktiv 

Die Übung ist in vollem Gange. Ins­
gesamt sind jetzt rund 500 MHD-Hel­
fer - sei es als Verletztendarsteller 
oder als Helfer - im Stadion aktiv. 70 
Fahrzeuge sind auf dem weiten Platz 
hinter der Tribüne aufgefahren. 



Stehen für den 
Transport in die 
Krankenhäuser 

bereit: die 
Krankentransport­

wagen der 
Sanitätszüge. 

Während bei den Verletztenablagen 
Ärzte und Helfer die Erstversorgung 
der "Verletzten" übernehmen, wird 
nebenan ein großer Verbandplatz mit 
mehreren Zelten aufgebaut. Die Feu­
erwehr hat den Buschbrand schnell 
"im Griff" und kann anschließend 
beim Transport der "Verletzten" zum 
Verbandplatz eingesetzt werden. 

Die Versorgung der "Verletzten" er­
folgt so zügig, daß bereits um 14.45 
Uhr die ersten Transporte zu den drei 
mitübenden Krankenhäusern erfol­
gen können. Bei der großen Anzahl 

Auch die Frelwit­
IIge Feuerwehr 
Ist am Einsatz 

beteiligt. 

(Fotos: Claes) 

der zu behandelnden Personen zeigt 
die Uhr doch schließlich 16.30 Uhr, 
als es heißt: "Übungsende". 

Korrektheit im Vordergrund 

"Fußballpokalspiel '92" - für den 
Zuschauer eine interessante, rea­
litätsnahe Übung, bei der trotz klei­
nerer Pannen ein systematischer Ab­
lauf erkennbar war. Doch wie sehen 
es die Verantwortlichen? Helmut Es-

ser, sein Urteil eingangs schon vor­
weggenommen, ergänzt: "Uns kam 
es vor allem auf das Üben des Auf­
wuchses der Kräfte und auf die Zu­
sammenarbeit der einzelnen Einhei­
ten sowie die Koordination der Helfer 
an. Die Schnelligkeit der Hilfeleistung 
war nicht so sehr gefragt wie die Kor­
rektheit ihrer Durchführung." Doch 
die Übungsleitung ist nicht nur voll 
des Lobes, auch einige Kritikpunkte 
werden in der Übungsauswertung 
angesprochen: So wird die erste Ver­
sorgung der "Verletzten" als ungeübt 
bezeichnet und ein schnellerer erster 
Überblick gefordert. Auch der Einsatz 
von Notarzt, Leitendem Notarz1 und 
Schnelleinsatzgruppe könne verbes­
sert werden, was für die Zusammen­
arbeit mit den übrigen Sanitätsein­
heiten ebenso gelte. 

Besonderes lob 

Ein besonderes Lob für die MHD­
Helfer kommt vom Leitenden Notarzt, 
das, weil von fachlich qualifizierter 
Seite, besonders wiegt: "Insgesamt 
hatte ich den Eindruck, daß alle Kräf­
te die Lagebewältigung optimal be­
herrschten." Über den Wert der 
Übung urteilt der Mediziner: "Ohne 
die Teilnahme an solchen hervorra­
gend organisierten Übungen scheint 
mir bei einem tatsächlichen Katastro­
phenfall jeder nur theoretisch ausge­
bildete Leitende Notarz1 hoffnungs­
los überfordert." 

Auch die drei an der Übung teil­
nehmenden Krankenhäuser konnten 
Nutzen aus der Übung ziehen, bot 
sich ihnen doch dadurch die Mög­
lichkeit, unter realistischen Bedin­
gungen die maximale Aufnahmeka­
pazität ihrer Häuser festzustellen: 
"Nach den gewonnenen Erfahrungen 
können wir im Notfall 20 bis 25 Pati­
enten verschiedenen Schweregrades 
versorgen." - "Im Rahmen der Ubung 
konnten wir feststellen, daß die sach­
gerechte Versorgung von 17 Verletz­
ten aller Schweregrade in unserem 
Krankenhaus reibungslos bewältigt 
werden kann." - "Bei einem Massen­
anfall von Verletzten können wir 20 
bis 30 Patienten unterschiedlicher 
Schweregrade aufnehmen sowie ver­
sorgen." Zahlen aus den drei Kran­
kenhaus-Stellungnahmen, die auch 
für unterhalb der Katastrophen­
SchweIle gelegene Ereignisse von 
höchster Bedeutung sind. Und die 
dank "Fußball pokalspiel '92" festge­
schrieben werden konnten. 

-cl-

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 11-12/92145 



Symposium des THW-Landesverbandes NRW zum Thema Erdbeben 

"Was können wir tun?" 
Wissenschaftler referierten über Erdbebenvorhersage und 
erdbebensicheres Bauen - Wirtschaftliche Schäden gehen 

jährlich in die Milliarden US-Dollar 

"Erdbeben - unberechenbare Na­
turgewalt oder kalkulierbares Risiko" 
war das Thema eines Symposiums, 
zu dem der Landesbeauftragte des 
Technischen Hilfswerks Nordrhein­
Westfalen, Dipl.-Ing. Siegfried Dro­
gies, Vertreter aus Regierungspräsi­
dien, Katastrophenschutzbehörden, 
der kommunalen Spitzen verbände, 
Botschafter aus Ländern mit erdbe­
bengefährdeten Regionen und 
Führungskräfte der Katastrophen­
schutz-Organisationen in das Kon­
greß-Center der Düsseldorfer Messe 
eingeladen hatte. 

Die Veranstaltung lief im Rahmen 
der Verbraucheraussteilung "aktiv le­
ben '92" vom 15. bis 23. August auf 
dem Düsseldorfer Messegelände, 
auf der auch das Technische Hilfs­
werk und der Bundesverband für den 
Selbstschutz mit einem Gemein­
schaftsstand vertreten waren. Hier 
hatten die THW-Helfer u. a. einen 
Trümmerkegel vor der Kulisse eines 
zerstörten Gebäudes aufgebaut und 
demonstrierten mehrmals täglich un­
terschiedliche Bergungsmethoden. 
Mitarbeiter der .Schnelieinsatzein­
heit Bergung Ausland" (SEEBA) stan­
den bereit, um Einblick in ihre Aufga­
ben zu geben und Fragen der Aus­
steilungsbesucher zu beantworten. 
Mitarbeiter des BVS informierten 
über Aufgaben und Organisation des 
Zivilschutzes. 

Großes 
Informationsbedürfnis 

Aktueller konnte die Veranstaltung 
im Kongreß-Center nicht sein. Der 
Hörfunk hatte gerade in den Nach­
richten die Meldung über ein Erdbe­
ben im Norden Chinas verbreitet, bei 
dem nach ersten Schätzungen 50 
Menschen ums Leben kamen und 

rund 7000 Häuser zerstört wurden, 
als Guido Selzner M. A. , Leiter des 
Referates Presse- und Öffentlich­
keitsarbeit in der THW-Leitung, die 
zahlreichen Teilnehmer des Symposi­
ums begrüßte und die eingeladenen 
Dozenten vorstellte. Das schwere 
Erdbeben im Rheingebiet in der 
Nacht zum 13. April 1992 sei der An­
laß zu dieser Veranstaltung, so Selz­
ner. In den Leitstelien von Polizei und 
Feuerwehr hätten für Stunden die Te­
lefone nicht stiligestanden. Tausende 

THW-Helfer de­
monstrieren auf 

einem Trümmer-
kegel unter­

schied ti ehe 8er­
gungsmethoden. 

Viel bestaunt von 
den Messebesu· 

ehern: ein Ret· 
tungshund sucht 

VerschüHete. 
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von verschreckten Bürgern hätten 
angerufen und wissen wollen, was 
geschehen war und wie sie sich ver­
halten sollen. Viele Bürger sowie 
Behörden und die Medien hätten sich 
am nächsten Morgen und an den fol­
genden Tagen auch an das THW ge­
wandt, mit der Bitte um Information. 
Deshalb wolle die Bundesanstalt sich 
dieser Thematik annehmen. 

Als erster referierte Prof. Dr. Jo­
chen Zschau, Leiter des Großfor­
schungszentrums Potsdam und 



- .. 
Auf dem Podium vertreten sind (v. links): Dr. Dno Henseleit, Institut für Massivbau der Universität 
Karlsruhe, Prof. Dr. Zschau, Großforschungszentrum Potsdam, Guido Selzner, THW-lellung, Dr. Hans 
Ingo SChllwlenskl, THW-landesbeauftragter, und Albert Sturm, Technischer leiter der SEEBA. 

(Fotos: Hilberath) 
--------------------------------------~ 

gleichzeitig Leiter der Desasterfor­
schung im Zentrum. Auch er ging zu 
Beginn auf das Erdbeben Mitte April 
im Rheingebiet ein und erläuterte, 
daß dieses Beben mit der Magnitude 
6 zwar für Deutschland ein sehr star­
kes Beben gewesen, im Weitmaßstab 
aber als schwächeres Beben einzu­
stufen sei. Mehrere hundert dieser 
Erdbeben würden jährlich auf der 
Welt stattfinden. Aber auch stärkere 
Beben mit einer Magnitude bis 7 wie 
z. B. im März dieses Jahres in Erzin­
canfrürkei oder das Erdbeben in Ar­
menien zählten nicht zu den stärksten 
Beben und würden jährlich in Zehner­
Größenordnung stattfinden. 

Gewaltiges 
Katastrophenpotential 

"Wir sehen also, daß in der Natur 
noch ein gewaltiges Katastrophen­
potential steckt. Glücklicherweise 
fallen bisher nicht alle dieser Beben 
in bewohnte Gebiete, aber man muß 
auch sagen, noch fallen sie nicht in 
bewohnte Gebiete. Die Zunahme der 
Weltbevölkerung, der Industrialisie­
rung und der gefährlichen Industrie­
anlagen führen dazu, daß die Bevöl­
kerung immer mehr gefährdet ist und 
die durch Erdbeben verursachten 
Schäden stark zunehmen", sagte der 
Experte. 

Was ein wirklich starkes Beben be­
wirken könne, wenn es in ein Bal­
lungsgebiet fällt, habe die vielleicht 
größte Erdbebenkatastrophe dieses 
Jahrhunderts in China gezei!!t. "Rund 

240000 Menschen sind nach offiziel­
len Schätzungen durch dieses Beben 
am 27. Juli 1976 ums Leben gekom­
men. Nach inoffiziellen Angaben sol­
len rund 600000 Menschen getötet 
worden sein." 

Während in den fünfziger Jahren 
die wirtschaftlichen Erdbebenschä­
den bei rund zehn Millionen US­
Dollar pro Jahr lagen, würden für die 
neunziger Jahre Schäden in Höhe 
von zehn Milliarden US-Dollar jährlich 
prognostiziert. "Es muß also das In­
teresse aller Gesellschaftsschichten 
größer werden, um die Folgen sol­
cher Katastrophen zu begrenzen", 
sagte Prof. Dr. Zschau und stellte 
dann die Frage: "Was können wir 
tun?U 

An erster Stelle würde das Bestre­
ben stehen, erdbebensicher zu bau­
en. An zweiter Stelle stünde - wenn 
auch erst in absehbarer Zeit zu reali­
sieren - die Erdbebenvorhersage, sie 
könnte Schäden vermindern. Im fol­
genden stellte der Wissenschaftler 
die einzelnen Schritte der heutigen 
Strategie dar. "Zunächst wird in den 
e(dbebengefährdeten Regionen das 
sogenannte seismische Klima, der 
Gefährdungsgrad, bestimmt. Im 
nächsten Schritt wird versucht, eine 
Langzeitvorhersage über Jahrzehnte 
hinweg zu erstellen. Die Aussage, 
daß in San Franzisco, das 1906 von 
einem verheerenden Erdbeben heim­
gesucht wurde, in nächster Zeit wie­
der ein starkes Beben zu erwarten ist, 
fällt unter eine solche Langzeitvor­
hersage. Dieses Beben kann schon 
morgen auftreten, es kann aber auch 
noch zwanzig Jahre dauern", so Prof. 
Dr. Zschau. 

Schwierig sei eine mittelfristige 
Vorhersage über Monate oder einige 
Jahre hinweg. "Überhaupt nicht 
gelöst ist das Problem der Kurzzeit­
vorhersage über Tage oder Stunden, 
die Angaben macht über den Ort, die 
Zeit, die Stärke und die Wahrschein­
lichkeit eines Erdbebens." 

Im weiteren Verlauf seines Vortra­
ges erläuterte Prof. Dr. Zschau detail­
liert die einzelnen technischen Me­
thoden und Verfahren, die für eine 
Erdbebenvorhersage genutzt werden 
und deren Ergebnisse in Gefähr­
dungskarten münden. Aufgezeigt 
wurden auch neue Wege, die zu einer 
genaueren Vorhersage führen. Zum 
Schluß meinte der Wissenschaftler: 
"Zwar werden wir in der Internationa­
len Dekade für Katastrophenvorbeu­
gung der Vereinten Nationen das Pro­
blem der Erdbebenvorhersage nicht 
lösen können, ich bin aber zuver­
sichtlich, daß in einzelnen Regionen 
Beben bestimmter Art vorhersag bar 
sein werden." 

Erdbebensicheres Bauen 

Dr. Otto Henseleit, Akademischer 
Oberrat im Institut für Massivbau der 
Universität Karlsruhe, erläuterte an­
schaulich an hand von Schadensbil­
dern der Erdbeben in San Salvador, 
Mexiko, 1986, San Francisco, USA, 
1989, Erzincan, Türkei, 1992, und 
Albstadt, BRD, 1978, die Auswirkun­
gen von Erdbeben auf Bauten. 

Sein Vortrag mündete in dem Re­
sümee, daß erdbebensicheres Bauen 
ein wirkungsvolles Mittel ist, um Per­
sonenschäden zu verhindern. Es 
müßten nur die Vorschriften konse­
quent angewendet werden. In allen 
Ländern würden die technischen 
Möglichkeiten vorhanden sein. Wenn 
bei den Bauarbeiten "nicht gepfuscht 
wird", sei die Erdbebensicherheit 
gratis und inklusive. 

Anschließend erläuterte Dr. Hans 
Ingo Schliwienski, THW-Landesbe­
auftragter in Schleswig-Holstein, die 
administrativen nationalen und inter­
nationalen Regelungen, die mit einem 
Auslandseinsatz des THW verbun­
den sind. 

Albert Sturm, Technischer Leiter 
der "Schnelleinsatzeinheit Bergung 
Ausland" des THW's, stellte zum 
Schluß die Taktik und Technik bei 
Bergungseinsätzen der Einheit vor. 
An die Vorträge schloß sich eine rege 
Diskussion an. 

- güse-
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I Bundesyerband für den Selbsuchua 

BVS setzt neue Konzeption um 
BVS-Direktor Helmut Schuch antwortet DFV-Präsident Hinrich Struve 

Die Neus trukturierung 
des Zivilschutzes a ls E rgeb­
nis der veränderten sicher­
heitspoli t ischen Lage be­
schäftigte in den vergange­
nen Monaten Politik, Ver ­
waltung und Hilfsorganisa­
tionen_ Unterschiedliche 
Denkansätze fanden ihren 
Niederschlag in unterschied­
lichen O rganisationsvor ­
schlägen und Tätigkeitsbe­
sch reibungen. So wurde 
auch die Frage, wie zukünf­
tig Selbstschutz sowohl im 
Pla nungs- wie Praxisbereich 
sta ttfinden soll , teilweise 
kont rovers diskutiert. Im 
Zusammenhang mit der 
Mitwir kung der Feuerweh­
ren im Zivilschutz ha t 
der Präsident des Deut­
schen Feuerwehrverbandes 
(DFV), Hin r ich Struve, auch 
zu Aufgaben und Arbeits­
weise des Bundesverbandes 
fü r den Selbstschutz SteI­
lung genommen. Da bei die­
seil sowie bei anderen Äuße­
rungen des DFV-Präsidiums 
a uch d ie Frage nach der Exi­
stenz des BVS gestellt wurde, 
hat BVS-Direktor Helmut 
Schuch dem DFV-Präsiden­
ten die neue Konzeption des 
BVS, wie sie VOnt Bundesmi­
nister des Innern dem In­
nenausschuß des Deutschen 
Bundestages vorgelegt und 
von diesem am 4. November 
1992 abschließend bera ten 
wurde, in einem ausführli­
chen Schreiben erläutert, 
das folgenden Wortlaut hat: 

Sehr geehner Herr Struve, 

mir wurde Ihr Schreiben 
vom 29. September 1992 an 
die Damen und Herren Abge­
ordneten de~ Deutschen Bun­
destages Lur Kenntnis gege-

ben. Mit diesem Schreiben be­
fassen Sie sich erneut mit Fra­
gen der Neuordnung des Zivil ­
schutzes und ste llen in der bei­
gefügten Anlage 2 Behauptun­
gen und Bemerkungen über 
die Arbeit und AufgabensteI­
lung des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz (B VS) auf. 
Ähnliche Meinungen zur Ar­
beit des BVS elllhält der Be­
schluß des Präsidiums des 
Deutschen Feuerwehrverban­
desvom 19. Juni 1992. 

Da mich Rückfragen der 
Adressaten Ihrer Schreiben er­
reichen, gestatten Sie mir, sehr 
geehner Herr Stru ve, daß ich 
zur Weiterentwicklung des Z i­
vil - und Selbstschutzes e inige 
grundSätzliche Bemerkungen 
voranstelle: 

Am I. Oktober 199 1 hat der 
Bundesminister des Innem 
(BMI) seine grundSätzlichen 
Erwägungen .,Strukturen der 
zivilen Verteidigung" vorge­
legt. Bei der Bewenung der 
ZV-Aufgaben geht der BMI 
zutreffend davon aus, daß 
"eine verantwortungsbewußte 
staat liche Vorsorgepolitik auf 
die Fähigkei t zur Veneidigung 
nicht verzichten kann. Dazu 
gehören die zivile und mi­
litärische Veneidigung als 
demselben Ziel verpflichtete, 
jedoch organisatorisch von­
einander unabhäng ige, 
gleichrangige Komponenten 
der Gesamtveneidigung als 
staatliche Aufgabe" (S. 9). 

Der Bund wi rd seiner Ver­
pflichtung nach Art. 73 Nr. I 
GG auch zukünftig uneinge­
schränkt nachkommen, damit 
der Schutz der Bevölkerung si­
chergestellt ist. Die Förderung 
des Selbstschutzes der Bürger 
gehön zum Kembestand der 
staatlichen Notfa ll vorsorge. In 
den entscheidenden ersten Mi-
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nuten nach' derh Eintritt ei ner 
Katastrophe kann staatliche 
Hilfe nicht übera ll gle ichzeitig 
und in hinreichendem Umfang 
geleistet werden. Bei der Vor­
beugung vor Schäden und der 
Schadensverminderung kann 
auf die Mitwirkung der Bevöl­
kerung nicht verzichtet wer­
den. Gerade Sie als Präsident 
des Deutschen Feuerwehrver­
bandes wissen . daß dem vor­
beugenden Brandschutz e ine 
mindest so hohe Bedeutung 
wie dem abwehrenden Brand­
schutz zukommt. "Schutz und 
Eigenhilfe" geht vor Rettung. 
Der Selbstschutz gewinnt 
umso mehr an Bedeutung, je 
mehr der Staat seine o rganisa­
to rischen Maßnahmen zum 
Schutz der Bevölkerung 
zurücknimmt. 

Der Selbstschutz umfaßt 
alle Maßnahmen von Bevölke­
rung, Behörden und Belrieben 
l um eigenen Schutz vor Waf­
fenwirkungen. Wenn auch die 
Wahrscheinlichkeit eines 
fl ächendeckenden Krieges auf 
dem Boden der Bundesrepu­
bli k Deutschland auBerordent­
lieh gering geworden ist, so 
änden die geringer geworde­
ne Eintriuswahrscheinl ichke it 
nichts an dem nach wie vor 
vorhandenen Gefahrenpoten­
tial. 

Unzweifelhaft ist für die 
Planung und Realisierung die­
ses Selbstschutzes der Bund 
zuständig. Im Sinne des spar­
samen Umgangs mit ö ffentli ­
chen Mitte ln wäre es j edoch 
geradezu fahrläss ig. würde der 
Bund nicht auf den Doppel­
nu tzen dieser für den Verte idi­
gungsfa ll getroffenen Vorbe­
reitungen hinweisen. Brand­
und Trümmerverletzungen. 
deren Ursache Waffeneinwir­
kungen sind. werden letztlich 

nicht anders zu versorgen sein, 
als wenn andere Ursachen die­
se Schädigungen gese tzt hät­
ten. Diese Argumentation gilt 
übrigens auch fürden Erweite­
rungste il des Kataslrophen­
schutzes, der gerade in Ihrer 
Organisation erheblich dazu 
beiträgt, die Erfüllung der 
Aufgaben in den Ländern zu 
ermöglichen. Gerade die vom 
Bund zur Verfügung gestellten 
Hilfen zum Selbstschutz des 
e inzelnen im Veneidigungsfall 
zeichnen sich durch eine hohe 
Friedensnülzl ichkeit aus. 
Hierauf hinzuweisen, sollte 
dem Bund und dem Bundes­
verband fü r den Selbstschutz 
nicht verboten sein. Der Ge­
setzgeber darf sich dabei eben 
nicht auf ausschließlich plane­
rische Maßnahmen beschrän­
ken . 

Bei den Vorkehrungen ge­
gen die besonderen im Venei­
digungsfa ll drohenden Gefah­
ren sind di e Länder und Ge­
meinden für Aufbau, Förde­
rung und Leitung des Selbst­
schutzes im Rahmen der Bun­
desauflragsverwaltung zu­
ständig. Die Gemei nden kön­
nen sich dabei insbesondere 
des vom Bund fin anzierten 
Bundesverbandes für den 
Selbstschutz sowie der aner­
kannten Hilfsorganisationen 
bedienen. Es unterliegt keinem 
Z",eife l. daß dem Selb, tschutz 
in einem Schadensfall die ent­
scheidende Bedeutung zu­
kommt. Gerade die Feuerwehr 
macht tag täg lich die Erfah­
rung. daß vor allem die ersten 
Minuten darüber entscheiden. 
ob sich ein Feuer. ein techni ­
scher Unfall . ei n Naturereignis 
zu e inem beherrschbarem 
Schrecken mit geringen Fo l­
gen oder zu einer schreckli ­
chen Katastrophe entwickeln. 

Wenngleich es im friedens­
mäßigen Katastrophenschutz 
e ine Vielzahl von Hilfsakti ­
viüüen für den einzelnen gibt. 
sehen die Landeskataslro­
phenschutzgesetze den so de­
fin ienen Selbstschutz nicht 
vor. Hieraus resultie rt auch, 



daß es bislang keine für einen 
so umfassenden Selbstschutz 
gerüstete Organisation gibt. 

Mit dem Gesetz zur Ergän­
zung des Katastrophenschutz­
gesetzes vom 23. Januar 1990 
hat der Gesetzgeber dem BVS 
zusätzlich die Aufgabe über­
tragen, die Bevölkerung über 
den Zivilschutz, insbesondere 
über drohende Gefahren und 
über Schutz- und Hilfelei­
stungsmöglichkeiten zu infor­
mieren und aufzuklären. 

Mit einem breiten Spek­
trum öffentlichkeitswirksamer 
Hilfsmittel werden wir uns 
bemühen, die staatlichen orga­
nisatorischen Maßnahmen 
zum Zivilschutz der Bevölke­
rung darzustellen. Der Staat 
muß dem Bürger diese Infor­
mation über existierende Hil­
feleistungsmöglichkeiten ge­
ben, weil nur so der einzelne 
erst in die Lage versetzt wird, 
zu wissen, welche Anstren­
gungen er selbst unternehmen 
muß - wie also er für sich 
Selbstschutz organisieren 
muß. 

Bei der Befahigung der Be­
völkerung zum Selbstschutz 
handelt es sich um eine lang­
fristige Aufgabe. Selbstschutz 
bedeutet nicht nur das Erlernen 
theoretischer Kenntnisse, son­
dern verlangt insbesondere 
den Erwerb praktischer Fähig­
keiten. 

Der [nnenausschuß des 
Deutschen Bundestages hat in 
seiner Sitzung am 4. Novem­
ber 1992 die vom BMI vorge­
legte Konzeption zu den Auf­
gaben, derOrganisationsstruk­
tur und der Stellenausstattung 
des BVS erörtert und abschlie­
ßend zur Kenntnis genommen. 
Unter Berücksichtigung des 
gesetzlichen Auftrages soll der 
BVS künftig folgende Aufga­
ben wahrnehmen. 
- Aufklärung und Information 

über den Zivilschutz 
- Erarbeitung und Bereitstel­

lung von Informationsmate­
rial und Ausbildungsunter­
lagen für den Selbstschutz 

- Unterstützung der Gemein­
den bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben im Bereich 
des Selbstschutzes (§ 10 
KatSG) durch Beratung und 
Ausbildung 

- Ausbildung von Ausbildern 
und Multiplikatoren in den 

Ländern und Gemeinden so­
wie in den Behörden und Be­
trieben 

- Unterstützung der obersten 
Bundesbehörden bei Auf­
bau, Förderung und Leitung 
des Selbstschutzes (§ 15 
KatSG) 

- Unterstützung der sonstigen 
Behörden und Betriebe bei 
Aufbau. Förderung und lei­
tung des Selbstschutzes, so­
lange die Gemeinden dazu 
nicht in der L.1ge sind. 
Wir werden uns bemühen, 

diese Aufgaben unter 
Berücksichtigung der verän­
derten sicherhei tspolitischen 
Lage - in die Praxis umzuset­
zen. Hierbei wünschen wir uns 
eine enge und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit den Feu­
erwehren in Deutschland und 
dem Deutschen Feuerwehr­
verband sowie allen anderen 
im Bevölkerungsschutz mit­
wirkenden Einrichtungen und 
Organisationen. Damit diese 
Zusammenarbeit zukünftig -
wie es in der Vergangenheit 
überwiegend der Fall war- frei 
von Mißverständnissen ist, 
darf ich zu nachstehenden 
Aussagen Ihres o. a. Schrei­
bens an die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages Stei­
lung nehmen. 

Sie führen aus: .,Der Bun­
desverband für den Selbst­
schutz )11it jährlichen Kosten 
von rd. 70 Millionen DM 
könnte eingespart werden. 
Fand das bisherige Wirken des 
BVS in der Bevölkerung keine 
Akzeptanz, so wird dieses bei 
der jetzigen Entspannungslage 
keineswegs besser. Der DFV 
erkennt keine Kostenein­
sparungen darin. wenn der 
BVS-Stellenplan ab 1993 um 
ca. 200 Stellen auf rd. 500 re­
duziert wird und diese Stellen 
dem THW-Stellenplan zuge­
schrieben werden. Es ist ledig­
lich eine Verschiebung von 
Stellen bei gleichbleibend ho­
hen Kosten. Im BVS besteht 
danach ein Helferverhältnis, 
daß auf je vier Ehrenamtliche 
ein Hauptamtlicher kommt!" 

In einem anderen Schreiben 
wiederholen Sie: "Daß man 
künftig für je ca. vier ehren­
amtliche BVS-Helfer einen 
zusätzlichen Hauptamtlichen 
benötigt." Die von Ihnen ge­
wählte Formulierung könnte 

den Eindruck aufkommen las­
sen, daß die hauptamtlichen 
Mitarbeiter ausschließlich 
oder überwiegend zur Betreu­
ung der ehrenamtlichen Mitar­
beiter eingesetzt würden. Dies 
ist - wie Ihnen inzwischen be­
kannt sein dürfte - absolut 
nicht der Fall. Im BVS arbei­
ten haupt- und ehrenamtliche 
Mitarbeiter gleichberechtigt in 
der Ausbildung und in der Öf­
fentlichkeitsarbeit. Eigene Be­
treuungsmitarbeiter kennt un­
ser Organisations- und Stel­
lenplan nicht. 

Wie die Ergebnisz.1hlen der 
Selbstschutz-Ausbildung und 
der Öffentlichkeitsarbeit zei­
gen, findet die Arbeit des BVS 
in der Öffentlichkeit sehr wohl 
Akzeptanz. Die vorhandenen 
ehren- und hauptamtlichen 
Mitarbeiter sind bis an die 
Grenze der Belastbarkeit aus­
gelastet. Die Frage des 
Arbeitsumfangs ist jedoch 
auch abhängig von der zur Ver­
fügung stehenden Zahl der 
ehren- und hauptamtlichen 
Mitarbeiter sowie dem Um­
fang der zur Verfügung ste­
henden Mittel. Diese haben in 
der Vergangenheit zu keinem 
Zeitpunkt ausgereicht, ein 
flächendeckendes Angebot zu 
unterbreiten. Unter geänderten 
sicherheitspolitischen Vorga­
ben wird dies auch in Zukunft 
nicht so sein. Deswegen sieht 
unsere neue Konzeption die 
Schwerpunklsetzung in der 
Arbeit auf der Ebene der Re­
gierungsbezirke vor. Ohne Ab­
striche in der Akzeptanz ist 
dies die Folge der Einsicht in 
finanzpolitische Notwendig­
keiten und sicherheitspoliti­
sche Gegebenheiten. 

[n o. a. Schreiben führen Sie 
weiterhin aus: "Die ehrenamt­
lichen Aktiven in den Feuer­
wehren nehmen ungläubig zur 
Kenntnis, daß die rd. 2000 Eh­
renamtlichen des BVS für 
nicht erkennbare (für Außen­
stehende) außerdienstliche 
Tätigkeiten eine Aufwands­
entschädigung in Höhe von bis 
zu 300,- DM erhalten:' 

Diese Formulierung könnte 
ungewollt den Eindruck er­
wecken, als wenn der Auf­
wandsentschädigung (AE) 
keine entsprechenden Ausga­
ben bzw. Leistungen der eh­
renamtlichen Helfer gegen-

über stehen. Bei der vom B VS 
gewährten Aufwandsentschä­
digung handelt es sich um eine 
funktions- und zeitbezogene 
Aufwandsentschädigung für 
die Tätigkeit der ehrenamtli­
chen Helfer in der Ausbildung 
und Öffentlichkeitsarbeit. Die­
se beträgt nicht durchschnitt­
lich 300,- DM, vielmehr wer­
den für die ersten 6 Stunden ei­
ner Tätigkeit überhaupt keine 
All fwa nd sentschäd i gu ngen 
gezahlt und bei einer Tätigkeit 
von 7 bis 12 Stunden 93,-DM. 
Darin eingeschlossen ist der 
gesamte Zeitaufwand, der den 
Helfern für ihre Dienstleistung 
entsteht und auch der Aufwand 
für zusätzliche Verpflegung 
etc., der sonst mit Reiseko­
stenvergütung abgegolten 
wird. 

Erst wenn z. B. ein BVS­
Fachlehrer bis zu 40 Stunden 
im Monat in der Selbstschutz­
Ausbildung tätig ist, erhält er 
einen AE-Betrag von 329,­
DM; dies ergibt eine Abgel­
tung von Aufwand und Zeit 
von 8,23 DM pro Stunde 
Dienstleistung. 

Im Gegensatz zu dem bei 
anderen Organisationen und 
Einrichtungen üblichen Ver­
fahren einer pauschalen Aus­
bildungsvergülUng bzw. Auf­
wandsentschädigung wird 
beim BVS eine solche nur zeit­
bezogen für nachweisbar ge­
leistete Stunden gewährt. 

Sehr geehrter Herr Struve, 
wenn ich Ihnen meine Sicht 
der Dinge so ausführlich schil­
dere, dann deswegen, weil ich 
zuversichtlich davon ausgehe, 
daß wir nach den beiderseiti­
gen fachlichen Positionsbe­
stimmungen zukünftig - wie in 
der Vergangenheit auch - im 
lnteresse des von uns gewoll­
ten Schutzes der Bevölkerung 
effektiv zusammenarbeiten 
können. 

Da Ihre Beschlüsse und 
Schreiben einem großen 
Adressatenkreis zugänglich 
waren, darf ich Ihr Einver­
ständnis unterstellen , daß ich 
meine Antwor1 in der nächsten 
Ausgabe des Bevölkerungs­
schutz-Magazins veröffentli­
chen lasse. 

Ich freue mich auf eine kon­
struktive und partnerschaftli­
che Zusammenarbeit mit Ih­
nen. 
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lw/seilen No,d­
und ()stsee 

Kiel 

Im Herb" gabe, in Kiel eine 
schle.wig-hobteinische Mes­
se-Premiere: ErMrnals wurden 
auf Einladung des Frnuenmi ­
nisteriull1s alle in der Frauen­
arbeittätigen Verbände, Initia­
tiven und Gruppen eingeladen. 
sich und ihre Ideen einem brei­
ten Publikum 7U präsentieren. 
Unter dem MOllO: "Markt der 
Möglichkeiten für Frauen" 
gab diese erste Frauen-Mit­
mach messe einen Überblick 
über die vielftiltigen Aktivitä­
ten von Frauen für Frauen und 
förderte als Ideenbörse den 
Infonnationsaustausch zwi­
schen Besucherinnen und 
Ausstellerinnen . 

Die BVS-Landesstelle 
Schleswig-Holslcin war mit 
einem auf die Frauenarbeit zu­
geschniucnen InfomlaLions­
land vertreten, der besonders 

durch seine Quizaktionen L.um 
M iunachen anregte. 

Die BVS-Fachgebietsleite­
rinnen für Frauenarbeit, die am 
gleichen Wochenende in Kiel 
eine ArbeitMagung durchführ­
ten, integrierten einen Messe­
besuch in ihr Tagungspro­
gramm. Dabei ergaben sich in­
teressante Begegnungen. u. a. 
mit der FraucnminiMcrin des 
Landes Schleswig-Holstein. 
der Landwgspräsidentin und 
der Vorsitzenden des Landes­
frauenrales. 

Die auf der Frauen-Mit­
m3chmesse gewonnenen Ein­
drücke und Erfahrungen wur­
den innerhalb der BVS-Ar­
beilSwgung anschließend als 
praktiSChes Lembeispiel mit 
einbezogen und sollen bei der 
anstehenden Bundes-Frauen­
messe umgesetzt werden. 

Ber/ellte 
tlUS Htlmbur9 

Hamburg 

Am 30. September 1992 
ging Harald Deters, langjähri­
ger Fachbearbeiter der BVS­
Dienststelle Hamburg-Süd, in 
den Ruhestand. Anläßlich der 
Abschiedsfeier dankte ihm 
Landesstellenleiter Nitschke 
für seinen außerordentlichen 
engagierten Einsatz. 

Seit 1957 beim BLSV eh­
renamtlich tätig. begann er 
seine hauptamtliche Lauf­
bahn 1960 als Sachbearbeiter 
und erwarb im gleichen Jahr 
die Lehrberechtigung. Seit er 
1974 nach Hamburg-Harburg 
kam, wo er von 1980 an als 
Fachbearbeiter tätig war, hat 
sich die BVS-Dienststelle zu 
einem Ansprechpanner in Sa­
chen Selbstschutl entwickelt. 
dessen Kompetenz im Ham­
burger Süden geschätzt wird. 

Insbesondere die seitdem 
intensivierte Betreuung der 
ehrenamtlichen Helfer hat den 
Stamm der Aktiven anwach­
sen lassen, die zusammen mit 
den hauptamtlichen Mitarbei-

Treffen run 8 VS-Messestand (\00 rechts): Frauenministerin Giselu 
8 öhrk. Landtagspräsident in Vle Erdsiek-RuH, Lundesfraucnratsvor­
sitzende Siglinde Porsch und IlVS-Mitarbeiterio Doris Wille. 
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Harald Delers (links) nimmt ein Abschicdsgcschenk aus der Hand von 
BVS-Landcsslellenleiler Nitschke entgegen. 

tern ein beachtliches Pensum 
absolvieren: Lehrgänge und 
Informationsgespräche in Be­
trieben und Behörden sowie 
Öffentlichkeitsarbeit auf 
Stadlleilfesten und Messen 
sorgen I' Ur ein ständiges Ge­
spräch mit der Bevölkerung. 

Nt/ell,/ellten 
tlus8,emen 

Bremen 

Seit zehn Jahren nehmen 
alle Absolventen der HandeIs­
und Höheren Handelsschule in 
Bremen an den Info- Veranstal­
tungen des BVS teil. Im Rah­
men der Gemeinschaftskunde 
bzw. der politischen Bildung 
sind in diesem Zeitraum ca. 
270 Jahrgangs-Klassen von 
der Bremer BVS-Dienststelle 
über den Selbstschutz in der 

Bundesrepublik Deutschland 
informiert worden. 

Wesentlichen Verdienst an 
der Organisation der jährli­
chen Veranstaltungsreihe halle 
- neben dem Leiter der Schu­
le. Erich Meyer, - der Be­
reichsleiter Walter Meyer. 
Diesem wurde für die gute Zu­
sammenarbeit zwischen Schu­
le und BVS kür/lieh die BVS­
Ehrenmedaille überreicht. 

Walter Meyer stellte an läß­
lieh der Verleihung fest . daß 
sich seine Einrichtung als 
Schu le für das Leben versteht. 
Gerade in den Vorträgen 
des BVS, die im Laufe der 
Veranstaltungsjahre vielHilti­
ge Schwerpunktverlagerun­
gen erlebt haben , sei vermillelt 
worden. daß eine Gemein­
schaft nicht nur von der stati­
stisch erfaßten Einwohnerzahl 
lebt, sondern von den Bürgern, 
die sich für das Gemeinwohl 
engagieren und mehr tun als 
andere. 

Ehrung in Ilremen (von links): Schulleiter E. Meyer, Bereichsleiter W. 
Meyer, ßVS-L~lndesslellcnleitcr Singcr und stell vertretender Schullei­
ter Hecker. 

---



(luerdurc" 
Niedersac"sen 

Holzminden 

"Mit dem Bürger - für den 
Bürger"; unter diesem Motto 
stand eine Rundzelt-Ausslel­
lung, die der BVS in Holzmin­
den zeigte. Die Schirmherr­
schaft hane Bürgermeister 
Semert übernommen und an 
der Eröffnungsveranstaltung 
nahmen außer Kommunalpoli­
li kern auch Vertreter von 
Behörden, Schulen, Betrieben 
und Organisationen teil. 

Der Bevölkerung Holzmin­
dens wurde damit Gelegenheit 
gegeben, sich über Fragen des 
Zivi l- und Katastrophen­
schutzes umfassend zu infor­
mieren. Von dieser Möglich­
keit wurde reger Gebrauch ge­
macht. Da Holzminden auch 
kultureller Anziehungspunkt 
ist, wurde die Ausstellung 
auch von einer Vielzahl von 
Touristen besucht. 

Die Deutsche Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft hatte zu­
sätzlich ein Ausstellungszelt 
aufgebaut. Moderne Ausrü­
stungsgegenstände sowie ein 
Rettungsboot konnte den Be­
suchern gezeigt werden. 

Blickpunkt Nord­
r"ein-Westfalen 

Herne 

B vs-Landesstellenleiter 
Peter Eykmann überreichte 
dem Oberbürgermeister der 
Stadt Herne, Willi Pohlmann, 
in einer FeiersllInde im Rat­
haus die Ehrennadel des BVS. 
Pohlmann, der als ehemaliger 
Leiter der Berufsfeuerwehr 
Heme schon immer einen be­
sonderen Bezug zum Zivil­
und Selbstschutz hat, bekam 
diese Auszeichnung, weil er 
sich in vielen Jahren im be­
sonderen Maße für den Selbst­
schutz engagiert hat. 

Bei vielen Veranstaltungen 
des BVS - wie Selbstschutz­
Wochen, Sicherheitswettbe­
werben und A usstellungen -
stand OB Pohlmann zur Verfü­
gung und nutzt jede Gelegen-

Ehrung in Herne (von links): ßVS-Oienslstellenleiterin Margrel Block, 
OB Pohlmann und BVS-Landesstellenleiler Eykmann. 

heit, die Aufgaben des BVS in 
den Vordergrund zu stellen. 

Durch seine positive Hal­
tung zum Selbstschutz hat er 
wesentlich dazu beigetragen, 
daß der B VS in Herne einen 
hohen Stellenwert besitzt. 

Bonn 

Die Bundestagsabgeordnete 
Erika Steinbach-Herrmann 
(CDU), Mitglied des Innen­
ausschusses, hatte 45 Frauen 
aus ihrem Frankfurter Wahl­
kreis nach Bonn eingeladen. 
Erste Station des Besuchspro­
gramms war die BVS-Bundes­
hauptstelle. Peter Eykmann, 
Referatsleiter Öffentlichkeits­
arbeit, begrüßte die Gäste und 
referierte in kurzen Worten 
über Ziele und Möglichkeiten 
des Bevölkerungsschutzes. 

(Foto: Monschau) 

Schwerpunktthema des Vor­
mittags war der Selbstschutz 
der Bevölkerung. Anita Lind­
lar, Mitarbeiterin im Referat 
Öffentlichkeitsarbeit, infor­
mierte hierüber die Gruppe in 
Wort und Bild. Besonderen 
Anklang fanden dabei die 
praktischen Demonstrationen, 
an denen sich die Teilnehme­
rinnen selbst intensiv beteilig­
ten. 

Höhepunkt war, bei der Be­
trachtung einer Ausstellung, 
eine die Treppe hinunter stür­
zende weibliche Person, die 
verletzt und blutend I iegen­
blieb. Jetzt mußte sofort ge­
handelt werden. Die Versor­
gung der Verletzten, der Not­
ruf zur Alarmierung des Ret­
tungsdienstes und viele andere 
Details brachten die Teilneh­
merinnen sehr schnell in Ver­
legenheit. Zeigte es doch, wie 
wichtig es ist, sich und ande-

Die BVS-Mitarbeiter demonstrieren die richtige Behandlung einer ver­
letzten Person. 

ren helfen zu können, sich also 
selbstschutzmäßig zu verhal­
ten. 

Groß war die Erleichterung, 
als sich die "verletzte Person" 
als BVS-Mitarbeiterin ent~ 
puppte, die Sturz und Verlet­
zung realistisch demonstriert 
hatte. In der anschließenden 
Diskussion, waren alle mit Be­
geisterung und Eifer bei der 
Sache. Ein abschließendes 
"Mini-Quiz" gab Gelegenheit, 
neu erworbenes und aufge­
frischtes Wissen unter Beweis 
zu stellen. 

Bei der Verabschiedung wa­
ren sich die Besucherinnen ei­
nig darüber, daß sie demnächst 
gemeinsam einen Selbst­
schutz-Grundlehrgang besu­
chen werden und daß die In­
formationen zu diesen The­
men viel stärker der Öffent­
lichkeit nahegebracht werden 
müssen. 

Hessenspiegel 

Frankfurt am Main 

Alljährlich beteiligt sich die 
BVS-Dienststelle Frank­
furtlM. am "Tag der offenen 
Tür" der Stadt Frankfurt am 
Main. Dabei präsentieren sich 
neben dem BVS alle Ämterder 
Stadtverwaltung und die Hil fs­
organisationen. Schauplatzder 
Veranstaltung war das histori­
sche Zentrum Frankfurts mit 
Paulskirche, Römer und Main­
ufer. 

Schwerpunkt der diesjähri­
gen Veranstaltung war eine 
Aktionsbühne, die der BVS 
zusammen mit der Polizei, der 
Feuerwehr und dem Allgemei­
nen Renungsverband betrieb. 

Manfred Bergner, ehren­
amtlicher Mitarbeiter der 
BVS-Dienststelle Frankfurt, 
moderierte mehrmals täglich 
ein attraktives und publikums­
wirk,sames Programm. 

So mußten z. B. "Verletzte" 
aus verunfall ten Autos gerettet 
werden und in Brand geratene 
Bekleidung an Personen ab­
gelöscht werden. 

Die Resonanz war so groß, 
daß der BVS zwei Selbst­
Schulz-Grundlehrgänge zu­
sätzlich in seine Planung auf-

. nehmen mußte. 
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Im R~lhmen des 15. Hessischen Feuerwehrtages bt>suchte auch der Prä­
sident des DrV, Hinrieh Stru\e (rechts), den Stand des BVS. 

Michelstadt 

Auf dem 15. Hessischen 
Feuerwehnag in Michelstadt 
demonstriene der BVS den 
derzeitigen Stand einer Ent­
wicklung, wie umweltfreund­
lich Feuerlöscherausbildung 
für den Selbstschull in Wohn­
und Arbeitsstätten betrieben 
werden kann. Der Präsident 
des Deutschen Feuerwehrver­
bandes, Hinrich Struwe. und 
viele Feuerwehrangehörige 
ließen sich die Ausbildungs­
möglichkeiten erläutern. 

Während in der Halle die 
notwendigen Geräte ausge­
stellt wurden, konnte im Frei­
gelände die praktische An­
wendung demonstriert wer­
den. Auch von der Leitung der 
Hessischen Feuerwehrschule 
wurde dieser Ausbildungsme­
thodeAnerkennung zuteil. Der 
BVS-DienSlStelle Darmstadt 
liegen bereits mehrere Anmel­
dungen für Veranstaltungen 
nach der neuen M ethode vor. 

IIlttuelles t/US 
Rllelnlt/nd-Pft/lz 

Worms 

Die Wichtigkeit von Zivil­
und Selbstschutz betonte 
Oberbürgenneister Gernot Fi­
scher bei der Eröffnung der 
BVS-Ausstellung in der 
Wormser Stadtverwaltung. 
Das Foyer des Ämterhauses 

(Foto: Kern) 

hatte der BVS zum Standon 
der fahrbaren Zivilschutz­
Ausstellung mit dem Motto 
. ,ZivilschutL- mit dem Bürger, 
für den Bürger" gewählt. Vor­
sorge und Eigenhilfe als we­
sentliche Begriffe von Selbst­
schutz konnten so aufgrund 
des hohen und regelmäßigen 
Publikumsverkehrs einer brei­
ten Öffentlichkeit anschaulich 
vermittelt werden. 

Südwest t/ltfuell 

Plorzheim 

Bereits seit 1981 ist der BVS 
mit wechselnden Ausstellun­
gen Gast im Treffpunkt Baden­
Württemberg auf den Landes­
gartenschauen. Die diesjähri­
ge Veranstaltung fand in der 
"Goldstadt" Pforzheim, der 
Stadt, in der BVS-Präsident 
Dr. Joachim Becker Oberbür­
germeiste r iSI, "lall. Dr. Becker 
ließ es sich nicht nehmen, der 
Eröffnungsrede von B VS­
Landesstellenlciter Wolfgang 
Raach zur Zivilschutzausstel­
lung vor zahlreichen Ehrengä­
sten beizuwohnen und an­
schließend selbst über den 
Verband in seiner derzeitigen 
Situation zu sprechen . 

Für die außerordenti ich gute 
und erfolgreiche Zusammen­
arbeit zwischen BVS und den 
Verantwortlichen des Treff­
punktes Baden-Württemberg 
zeichneten Oberbürgermeister 
Dr. Becker und Landesstellen-
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Ehrung in Pforzheim (von links): Oberbürgermeister Dr. Becker, 
Wolf Grünenwa ld , Peter-Uwe Helfrich und UVS-Landcsstellenleiler 
Rauch. 

leiter Raach im Anschluß dar­
an dessen Leiter Peter-Uwe 
Helfrich sowie seinen Stell­
vertreter Wolf Grünenwald 
aus. Beide erhielten die BVS­
Medai lle für ihr über den 
dienstlichen Bereich hinaus­
gehendes persönliches Enga­
gement für den BVS. 

Schwerpunkt der AusteI­
lung war neben Selbstschutz­
informationen und Helferwer­
bung für die im Katastrophen­
schutz tätigen Organisationen 
vor allem das Au bildungsan­
gebot für Behörden und Be­
triebe. Hierlu hatten Mitarbei­
ter der BVS-Dienststelle 
Karlsruhe Modelle und Origi­
nale vom Greifzug über Drei­
back bis hin zum Bergungs­
mehrzweckgerät anschaulich 
aufgebaut. 

Sigmaringen 

Im Rahmen einer Arbeitsge­
meinschaft wurde im Sigma­
ringer Offizierskasino der eh­
renamtliche Mitarbeiter Lo­
thar Albert für 30jährige Mit­
arbeit geehrt. Aus der Hand 
von BVS-Landesstellenleiter 
Raach erhielt er Dankurkunde 
und eine Ehrengabe. 

Albert trat 1962 in den 
BLSV ein und wurde zum 
Ortsstellen leiter in Pfullingen 
berufen. 1977 wechselte er zur 
BVS-Dienststelle nach Tübin­
gen und übernahm dort die 
Aufgaben des BVS-Beauf­
tragten für RottenburgIN . Aus 
berunichen Gründen verlegte 

er 1982 >einen Wohnsitz nach 
Mengen und arbeitet seit die­
ser Zeit bei der BVS-Dienst­
stelle Ravensburg . 

ach ruf 

Die haupt- und ehren­
amtlichen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter der 
BVS-Dienstste lle Stutt­
gart trauern um ihren eh­
renamtlichen Helfer 

Egon Mages 

der am 12. September 
1992 nach langer, schwe­
rer Krankhei t im Alter von 
65 Jahren verstarb. 

Mages war seit 1959 
Mitarbeiter des BVS, vor­
mals BLSV. Durch seine 
hil fsbereite Art und sein 
großes Engagement, auch 
als langjähriger Helfer­
vertreter der Dienststelle 
Stuttgart, erwarb er sich 
überall große Sympathie 
und Wertschätzung. Hel­
fersehaft und Bedienstete 
der Dienststelle Stuttgan 
werden ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren. 



ITechnisches Hilfswerk f) 1 
40 Jahre THW-Landesverband 

Niedersachsen 
Seiters: Durch Verselbständigung des THW klare Organisationsstrukturen schaffen 

Sein 40jähriges Jubiläum 
beging kürzlich der Landes­
verband Niedersachsen der 
Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk. Anwesend beim 
Festakt in Bad Essen war auch 
Bundesinnenminister Rudolf 
Seilers. Er unterstrich in seiner 
Festansprache seine Verbun­
denheit mit dem THW und be­
tonte, daß die Bedeutung des 
Technischen Hilfswerks für 
die staatliche Notfallvorsorge 
auf der politischen Ebene all­
gemein anerkannt sei. Mit der 
vorgeschlagenen Herauslö­
sung des Technischen Hilfs­
werks aus dem Bundesamt für 
Zivi lschutz solle die derzeitige 
organisatorische und personel­
le Gemengelage zwischen 
dem Bundesamt für Zivil­
schutz und dem Technischen 
Hilfswerk durch klare Organi­
sationsstrukturen abgelöst 
werden. 

Der Minister im Wortlaut: 
" Ich freue mich, daß wir 

heute gemeinsam das 40jähri­
ge Jubiläum des Landesver­
bandes Niedersachsen der 
Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk feiern können. Ich 
erinnere mich noch gut an die 
Feierlichkeit zum 30jährigen 
Bestehen des Landesverban­
des vor 10 Jahren in Vahren­
wald. 

Im Rahmen dieser Veran­
staltung bin ich seinerzeit zum 
Landesvorsitzenden der 
THW-Helfervereinigung Nie­
dersachsen gewählt worden. 
Dieses Amt ist inzwischen in 
die bewährten Hände meines 
Freundes und Kollegen Diet­
mar Kansy übergegangen. 
Heute bin ich als der für das 
Technische Hilfswerk zustän-

dige Bundesminister bei Ih­
nen. 

Zur Erfolgsgeschichte der 
Bundesrepublik Deutschland 
gehön inzwischen auch die 
Geschichte des Technischen 
Hilfswerks. Diese Bundesein­
richtung hat sich in 40 Jahren 
aus den schwierigen Anfangen 
der Aufbauphase heraus zu ei­
ner leistungsfahigen und in­
zwischen weltweit anerkann­
ten Hi lfsorgani sation ent­
wickelt. 

Die hohe fachliche Qualifi­
kation des Führungspersonals, 
die uneingeschränkte Hilfsbe­
reitschaft der Helferschaft und 
der Leistungswille der haupt­
amtlichen Mitarbeiter haben 
zusammen das hohe Ansehen 
des Technischen Hilfswerks 
im In- und Ausland begründet. 

Ich glaube, daß alle, die an 
den verschiedensten Stellen 
haupt- oder ehrenamtlich im 
THW arbeiten oder das THW 
in der Helfervereinigung un­
terstÜlzen, mit Stolz auf die 
Entwicklung dieser Organisa­
tion in den letzten Jahren 
zurückblicken können. Die 
Bundesregierung, die Länder 
und die Kommunen greifen 
auch heute außerhalb von Ka­
tastrophen immer dann auf das 
THW zurück, wenn es Notla­
gen zu bewältigen gilt. Ich 
nenne in diesem Zusammen­
hang beispielhaft: Die Betreu­
ung der Über- und Umsiedler 
im Herbst 1989 sowie die 
Bekämpfung der Sturm- und 
Waldschäden im Frühjahr und 
Sommer 1990. 

Vor allem aber die Aus­
landshilfe ist inzwischen ein 
Markenzeichen des Techni­
schen Hilfswerks über die 

Grenzen Deutschlands hinaus 
geworden. 

ach dem sie 1990 mit 100 
Einsätzen bereits einen 
Höchststand erreicht hatte, 
konnte sie im vergangencn 
Jahr mit 271 Einsätzen 
nochmals gesteigen werden. 
Der wiChtigste und in der Ge­
schichte des THW bislang 
größte Einsatz war die vom 
Mai bis Dezember 1991 
währende Unterstützung des 
UNHCR bei der Wasserver­
sorgungunddemBauvon ot­
unterkünften in iranischen 
Flüchtlingslagern durch rd. 
450 Helfer. Seit dem Spenden­
aufruf von BundeskanzJer Dr. 
Kohl im Herbst 1990 haben rd. 
3500 Helfer mit mehr als 400 
Konvois ca. 15000 Tonnen 
hochweniger Hilfsgüter zu 
Kmnkenhäusern, Schulen und 
Altenheimen in der ehemali­
gen Sowjetunion gebracht und 
don direkt an Hilfsbedürftige 
verteilt. 

Dieses beispielhafte - in der 
Öffentlichkeit viel zu wenig 
beachtete - humanitäre Enga­
gement war nur möglich dank 
der Bereitschaft der ehren- und 
hauptamtlichen Angehörigen, 
die damit verbundenen erheb­
lichen Belastungen und Risi ­
ken auf sich zu nehmen. 

Ich gedenke in diesem Zu­
sammenhang insbesondere der 
drei Helfer, die bei Verkehrs­
unHilien in Rußland ihr Leben 
lassen mußten. 

Der Landesverband Nieder­
sachsen war stets in der vor­
dersten Reihe zu finden . wenn 
das THW im In- oder Ausland 
geforden war. 

Ich danke der Helferschaft 
und den hauptamtlichen Mit-

arbeitern vor allem auch für die 
vielen spontanen Hilfsaktio­
nen vor und nach der Wieder­
vereinigung für die Bevölke­
rung der ehemaligen DDR. 
Durch den Transpon von 
Spenden, die Sanierung von 
technischen Einrichtungen in 
Altenheimen und Kranken­
häusern, den Bau von STÜcken 
und Stegen und die Mitwir­
kung beim Abriß der Mauer 
haben Sie einen wichtigen Bei­
trag zur inneren Wiederverei­
nigung unseres Vaterlandes 
geleistet. Das THW Nieder­
sachsen ist auch ein bewährter 
Panner der Bundesregierung 
und des Hohen Flüchtlings­
kommissars im Rahmen der 
Humanitären Hilfe der 8un­
desrepublik Deutschland und 
der Flüchtlingshilfe der Ver­
einten mionen. Der Landes­
verband hat im vergangenen 
Jahr einen wesentlichen Teil 
der Transponmaßnahmen in 
die GUS-Staaten und der Hil­
fe für die Flüchtlinge im Iran 
geleistet. Allein in diesem Jahr 
hat der Landesverband rd. 
1200 Tonnen Hilfsgüter in die 
ehemalige Sowjetunion trans­
ponien. Auch für die derzeit 
laufenden Hilfsmaßnahmen in 
dem ehemaligen Jugoslawien 
ist der Sachverstand des nie­
dersächsischen THW's bei der 
Planung und Sanierung von 
Flüchtlingslagern gefragt. 

Es ist mir ein Anliegen, al­
len Angehörigen des Techni­
schen Hilfswerks iedersach­
sen meinen Dank und meinen 
Respekt für die in den vergan­
genen Jahren erbrachten 
großartigen Leistungen in 
Deutschland und in aller Welt 
auszusprechen. 
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Es ist durchaus nicht selbst­
vemändlich, daß sich Bürger 
freiwillig und ohne jedes Ent­
gell in Hilfsorgani sationen or­
ganisieren und sich don über 
lange j ahre aus- und fortbilden 
lassen, um im otfa ll anderen 
Menschen helfen LU kö nnen. 
Das Ausland beneidet uns um 
d ie mehrals 1,5 Millionen Hel­
fer, Frauen und Männer in den 
zahlreichen karitat iven und so­
zialen Verbänden und Organi­
sationen. die sich dem Dienst 
am ächslcn verschrieben ha­
ben. Der Staat kann - selbst 
wenn er wolile - nicht Iücken­
los fü r a lle Bereiche und für 
alle Fälle mit hauptamtlichen 
Kräften selbst sorgen, dafür 
fehll ihm das Geld und das er­
forderliche Personal. 

Ich bille deshalb a lle ehren­
amtlich tätigen Bürger im 
THW und In den anderen 
Hil fsorga nisationen, ihre 
wichtige und unverlichtbare 
Arbeit mit dem bisher gezeig­
ten vorbildlichen Einsatz fort­
zusel/cn. 

Die Bedeutung des Techni­
schen Hil fswe rks für die staat­
liche NOifallvorsorge ist auf 
der politi schen Ebene inzwi­
schen allgemein anerkannt. 
Die Bundesregierung und ihre 
Vorgängerinnen haben sich 
stets zur Olwendigkeit des 
Technischen Hilfswerks be­
kannt. Auch die Innenmini­
sterko nferenz hat sich am 3. 
Mai 199 1 mit überwälligender 
Mehrheit für die Beibehallung 
des Technischen Hilfswerks 
als unverlichtba(en Bestand­
tei I des Katastrophenschutzes 
ausgesprochen. Der Aufbau 
des Technischen Hilfswerks in 
den neuen Ländern wird in den 
kommenden Jahren ein 
Schwerpunkt sein. 

Ich freue mich. daß an der 
heutigen Veranstaltung auch 
Führungskräfte des Techni ­
schen H il fswerks aus Sachsen­
Anhall te ilnehmen. Der Auf­
bau der in diesem Land ge­
gründeten 10 Ortsverbände ist 
bislang vom Landesverband 
Niedersachsen getragen wor­
den. Ich danke allen. die sich 
hieran beteiligt haben . An er­
ster Stelle möchte ich Herrn 
Landesbeauftragten Leiser 
und seinen Vertreter Herrn 
Rohwedder nennen, die erheb­
liche BelaslUngen freiwillig 

und unentgeill ich auf sich ge­
nommen haben. Aberauch den 
vielen Führungskräften und 
Helfern danke ich, die die Auf­
bauarbeit vor Ort durch Hel­
ferwerbung und Ausbildung 
untcrMützen und so die Wie­
dervereinigung in der Praxis 
verwi rklichen. 

Ich weiß wie belastend die­
se Arbeit ist. Ich werde mich 
deshalb dafür ei nsetzen, daß 
möglichst umgehend dieerfor­
derlichen hauptamtlichen 
Strukturen auch in den neuen 
Bundesländern geschaffen 
werden. 

Der Bund fördert den Auf­
bau des Katastrophenschutzes 
in den neuen Bundesländern 
massiv. In eincm5-Jahres- Pro­
gramm werden 80 Katastro­
phenschulzgebiclc mit den 
Fachdiensten Brandschutz, 
ABC- Dienst, Bergung, In­
standsetzung, Sani tät und Be­
treuung mit insgesamt 27 {)()() 
Helfern ausgestaltet. Dabei ha­
ben die Feuerwehren Vorrang. 
Sie erhallen 240 Brand­
schutl züge, während in den 
übrigen Fachdiensten nur j e­
weil s 80 Züge aufgestelll wer­
den. Das THW erstellt die vor­
gesehenen 80 Bergungs- und 
80 Instandsetzungszüge. Hier­
für sollen 80 Ortsverbände er­
richtet werden. von denen bis 
Ende dieses Jahres 50 gegrün­
det werden sollen; die restli ­
chen 30 Ortsverbände werden 
dann im nächsten Jahr errich­
tet. 

Die problemat ischen Ver­
hältnisse in den neuen Bun­
desländern und die schwierige 
Haushallslage des Bundes fUh­
ren dazu, daß der weitere zügi­
ge Aufbau des Technischen 
Hilfswerks im Osten unseres 
Vaterlandes nur durch Solida­
ritätsopfer des THW in West­
deutschland ermöglicht wer­
den kann . So haben beispiels­
weise 100 westliche Ortsver­
bände je einen Geräte- oder ei­
nen Mannschaftskraftwagen 
an die ersten 50 östlichen Orts­
verbände abgegeben. Zur wei­
teren Kostenersparni s wird im 
großen Umfang auf Ausstat ­
tung der ehemaligen Nationa­
len Volksarmee LUrückgegrif­
fen. Das Technische Hilfswerk 
ist d ie e inzige Hilfsorgani sati ­
on, die diesen Weg geht. Auch 
der für 1993 vorgesehene Auf-
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bau von 30 weiteren Ortsver­
bänden ist wegen der Spar­
maßnahmen im Bundeshaus­
hall ohne Einschränkungen im 
restlichen THW nicht mach­
bar. 

Ich bille a lle Angehörigen 
im Technischen Hilfswerk, 
hierfür Verständnis aufzubrin­
gen. Auch das ist eine wichti­
ge Form der Hilfe für Ost­
deutschland . 

Lassen Sie mich noch auf 
ein wei teres aktuelles Thema 
eingehen, nämlich auf die an­
slehende Neuordnung des Zi­
vilschutzes. 

Die Bedrohung der Bundes­
republik und des ATO-Bünd­
nisses haben sich in den letz­
ten Jahren geändert . Durch 
die Überwindung der Teilung 
Deutschlands und Ellropas. die 
Aunösung des Warschauer 
Paktes. die Demokrat is ierung 
im Ostblock und die weilwei­
ten Abrüstungsbemühllngen 
ist der großeSchlagabtausch in 
der Mille Europas sehr un­
wahrscheinlich geworden. 
Andererseits können auch in 
Zukun ft Sicherheitsrisiken 
nicht ausgeschlossen werden, 
di e sich aus dem nach wie vor 
vorhandenen Nuklear-Potenti­
al in der ehemaligen Sowjet­
union und der pol itisch labilen 
Lage in Osteuropa. aber auch 
aus der Instabilität außerhalb 
Europas ergeben . Der Zerfall 
des ehemaligen Jugoslawiens 
ist ein Beispiel dafür. wie in 
den Randlagen des von der 
NATO geschützten Territori ­
ums neue, nicht kalkulierbare 
Gefahren entstehen können. 

Die Verteidigungsbereit-
schaft und Fähigkeit der Bun­
desrepublik Deutschland und 
des Bündnisses müssen des­
halb auch in Zukunft gewähr­
leistet werden . Das gilt unter 
Berücksichtigung der geän­
derten Bedrohungs lage auch 
für den Z ivilschutz. 

Auf dem Gebiet des e rwei­
terten Katastrophenschutzes, 
der e in wichtigerTeil auch der 
friedensmäßigen Gefahrenab­
wehr ist bin ich bestrebt, das 
bisherige Schutzni veau in den 
allen Bundesländern grund­
sätzlich beizubehalten und 
dieses auch auf die neuen Bun­
des länder zu erstrecken. 

Es ist j edoch eine Konzen­
tration auf die vorrangigen 

Fachdienste, zu denen auch 
der Bergungs- und der I n­
standsell ungsdienst gehören, 
vorgesehen. Ferner ist eine 
gleichmäßige Zuordnung der 
Einheiten und Fachdienste auf 
die 16 Länder nach einem be­
völkerungsbezogenen Schlüs­
sel geplant. Diese fachlichen 
Überl egungen haben die 
grundsätzliche Zustimmung 
der U inder, der kommunalen 
Spitlenverbände und der 
Hilf,organisationen gefunden . 
Es muß nun innerhalb der Bun­
desregierung geklärt werden, 
wie weit sich dieses Konzept 
angesichts der bisher restrikti ­
ven Linie des Finanzministers 
durchsetzen läßt. 

Auch unter der geänderten 
Bedrohungslage wird das 
Technische Hilfswerk weiter­
hin seinen Platz im Z ivil­
und Katastrophenschutzsy­
stem und in der humanitären 
Auslandshilfe behalten . 

Ich habe in diesen Tagen 
dem Innenausschuß des Deut­
schen Bundestages vorge­
schlagen, das Technische 
Hilfswerk aus dem Bundesaml 
für Z ivilschutz herauszulösen 
und es zu verselbständigen . 
Durch die Herauslösung soll 
die derzeitige organisatorische 
und personelle Gemengelage 
zwi schen dem Bundesamt für 
Zi vilschutz und dem Techni­
schen Hilfswerk durch klare 
Organisationsstrukturen und 
Verantwortungsbereiche ab­
gelöst werden. Die Verselb­
ständigung läßt die gesetZli­
chen Aufgaben des Techni­
schen Hilfswerks und seine 
Einbindung in den erweiter­
ten Katastrophenschutz un­
berührt. Sie wirkt sich auf die 
Aufgaben der Feuerwehren 
und der anderen Hilfsorgani sa­
tionen nicht aus. Mit der Ver­
selbständigung wird einem 
jahrzehntelangen Wunsch der 
Helferschaft entsprochen. Ich 
verbinde mit dieser Organisa­
tionsänderung die Erwartung 
einer l usätzlichen Moti vie­
rung a lle r THW-Angehörigen , 
einer Straffung und Vereinfa­
chung der Verwahungsabläufe 
und damit letztlich einer wei­
teren Steigerung des Einsatz­
wertes des Technischen Hilfs­
werks. 

Ich möchte abschließend Ih­
nen als den Führungskräften 



des THW-Landesverbandes 
Niedersachsen sagen, daß ich 
es auch in Zukunft als eine 
wichtige Aufgabe der Politik 
ansehe, die ehrenamtliche Tä­
tigkeit unserer Bürger zu för­
dern. Ich werde mich deshalb 
auch weiterhin allen Versu­
chen widersetzen, die darauf 
abzielen, das ehrenamtliche 
Engagement zu beseitigen 
oder zu schmälern. Sie werden 
mich stets an Ihrer Seite fin­
den, wenn es darum geht, An­
griffe d ieser Art gegen das 
THW oder gegen andere Hilfs­
organisationen abzuwehren. 

Ich wünsche dem Techni­
schen Hilfswerk in Nieder­
sachsen noch viele weitere er­
folgreichejahre im Dienste am 
Nächsten." 

Schieswig-Holslein 

Mit Gästen 
unterwegs 

Pinneberg. Zu einer Wo­
chenendübung startete der 
THW-Ortsverband Pinneberg 
an die Schle i. Die Pontongrup­
pe des Ortsverbandes, war ge­
beten worden, einer Pfadfin­
dergruppe aus Koblenz den 
einmaligen Naturraum der 
Schlei vom Wasser aus zu­
gänglich zu machen. Nach ei­
nigen Fahnnanövern zur Ret­
tung über Bord Gegangener 

ging es dann mit den Pfadfin­
dern von deren Zelt lager aus 
auf die Schlei hinaus. In Grup­
pen zu 15 Personen zeigten die 
THW-Helfer, was Oezüglich 
Schiffahrt, Naturschutz und 
Tourismus von I nteresse war. 
Eine weitere Tour führte bis 
vor die Tore Schleswigs. Zu 
den Gästen des THW gehörte 
auch die amtierende Weinkö­
nigin zu Trier, die am Vortage 
ihren Amtspflichten nachkom­
men mußte. Bester Laune klet­
terte sie nach gut 90 Minuten 
von Bord. 

Gegen 19.00 Uhr trafen die 
Helfer des THW wohlbehalten 
wieder in Pinneberg ein. Eine 
lohnende Aktion. darüber wa­
ren sich alle einig; auch THW­
Ortsbeauftragter Wolfgang 
Gebers war in jeder Hinsicht 
zufrieden mit dem Verlauf der 
Übung. 

G.H. 

Hamburg 

THW auf "Du und 
Deine Welt" 

Hamburg. Die interna­
tionale Familien-Ausstellung 
"Du und Deine Welt '92" ging 
am 6. September nach zehntä­
giger Dauer auf dem Hambur­
ger Messegelände zu Ende. 
Wie in den Jahren zuvor be­
suchten auch in diesem Jahr 
über 250000 Besucher die 
Messe, davon viele den THW­
Stand. 

Der Pinneberger THW-Kran leistcl bei der Übung gute DienSIe. 

8ürgermeister Voscherau trägt 
sich in die Cästcliste des THW ein. 

(Foto: Clasen) 
-----'--

Der Informationsstand des 
THW Hamburg zeigte in einer 
eindrucksvollen Ausstellung 
das Motto "Mit dem Bürger ­
für den Bürger" mit Doku­
menten, Video-Filmen, Fotos, 
Material und Gerät. 

Die Standleitung lag. wie 
schon in den vergangenen Jah­
ren. in den Händen des Ehren­
Bezirksbeaufuagten von 
Hamburg-Mitte, Erwin Sie­
bert, und vielen ehrenamtli­
chen Helfern. 

TH W -Landesbeau ftragter 
Trautvetter konnte viele pro­
minente Gäste auf dem THW­
Messestand begrüßen. An der 
Spitzeder I. Bürgermeisterder 
Hansestadt Hamburg, Dr. Hen­
ning Voscherau, und GUS­
Generalkonsul Dr. W. 1. Kus­
nezow. Weiterhin besuchten 
den Messestand der Standort­
kommandant Kapitän z. S. 
Kähler, der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesmini-

Der THW-Orts­
verband Cux­
haven präsen­
tierl seine ÖI-

wehrgeräte. 

sterium der Justiz, Funke, der 
Polizeidirektor im BGS, Fritz 
Waldrich, und der Bezirks­
amtsleiter von Hamburg-Mit­
te, Peter Reichelt, mit seinen 
Ortsarntsleitern. 

Nach zehn turbulenten Mes­
setagen konnte das T HW be­
friedigt feststellen, daß sich 
das THW einer breiten Öffent­
lichkeit wirkungsvoll präsen­
tiert hatte und eine große An­
l.ahl von interessierten jungen 
Leuten das In fo rmationsange­
bot dankbar aufgenommen 
hat. 

A. K. 

Niedersachsen 

Rückblick auf 
40 Jahre 

Cuxhaven.DerTHW-Orts­
verband Cuxhaven blickt auf 
e ine 40jährige Tätigkeit 
zurück. Der Ortsverband unter 
der Leitung von Klaus Kum­
mer nahm dies zum Anlaß, bei 
einem Empfang einen Rück­
blick zu halten. Dazu wurden 
auf dem Cuxhavener Markt­
platz mehrere Zelte, eine 
Schiffschaukel , ein Hän~e­
steg, eine Seilbahn sowie 01-
abwehrgeräte und Fahrzeuge 
aufgebaut, die nicht nur den 
zahlreichen Repräsentanten 
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von Behörden und Verbänden 
gezeigt wurden. sondern vor 
allem der Cuxhavener Bevöl­
kerung. 

Mit seinen 40 Jahren zählt 
der Onsverband tu den Hlte­
sten in N iedersachsen. Heute 
hat da, THW in Cuxhaven 177 
Helfer. davon 38 Althelfer. Ihr 
lehnjährige, Jubiläum kann 
die aus 60 j ungen Leuten be­
stehende Jugendgruppe bege­
hen. 

Nachruf 

Der T HW-On sverband 
Bonn-Beuel trauen um 
sein Gründ ungsmitglied 

Hermann Cha mpion 

Er verstarb am 22. Sep­
tember 1992 im Alter von 
57 Jahren. Seine Verdien­
ste UI11 da~ Technische 
Hilf,werk wurden noch 
am 14. März 1992 mit der 
Verleihung des THW-Eh­
renzeichens in Silber ge­
würdigt. An diesem Tag 
vor 39 Jahren trat Her­
mann Champion in den 
neu gegründeten Onsver­
band Beuel ein. 

Bei der Trauerfeier wür­
digte On,beauft ragter 
Wi lI i He»e die Tapferkeit . 
mit der H. Champion sei­
ne Krankhei t enragen hat. 
wobei er den Dienst im 
THW noch bi s kurl vor 
seinem Tod versah. 

Die menschliche Größe 
und die Hilfsbereitschaft 
von Hemlann Champion 
werden uns sehr fehlen. 

Willi Hesse, 
On,beauftragter 
Gerh. Schm itz, 

Krei,beauft ragter 

Der Direktor des TH W. 
Gerd Jürgen Henkel. umri ß die 
Konsequenzen für den Zivil ­
und Katastrophenschutz, die 
sich aus dem Wandel im poli­
tischen Bereich ergeben und 
sprach sich für eine Straffung 
und Neuorganisation in den al­
tcn und neuen Bundesländern 
aus. ,.Die THW-Auftrags­
bücher sind fü r den weltweiten 
Einsatz gut gefüllt. Ich gehe 
davon aus. daß auch der Ons­
verband Cuxhaven scinen An­
te il bekommt", sagte Henkel. 

Der Präs ident der THW­
Helfervereinigung, Johar1l1es 
Ge"ter (MdB), äußene sich 
erfreut über das ehrenamtliche 
Engagement im Dienst für die 
Gemeinschaft bei Katastro­
phen im In- und Ausland. Der 
Vorsitzende der Helfervereini­
gung Niedersachsen e. V., Dr. 
Dietnl3f Kansy (MdB ), 
wünschte dem OV Cuxhaven 
viel Erfo lg in der Zukunft. Der 
stell ven re tende THW-Lan­
desbeauftragte Niedersachsen, 
Jochen Rohwedder. umri ß die 
vielf.i ltigen Aufgaben, die 
heute vom THW erfüllt wer­
den. 

THW-Onsbeauftragter 
Kl aus Kummer bedankte sich 
für das Lahlreiche Erscheinen 
und hi elt ei nen Rückblick über 
die letzten 40 Jahre. Abschlie­
ßend verwies er darauf, daß der 
THW-Onsverband Cuxhaven 
mit Unterleichnung des ÖI­
bekämpfun gsvenrages 1m 
Niedersächsischen Umwelt­
ministerium 1988 als erster 
Onsverband die Aufgabe der 
Ölabwehr Küste übernahm . 

Baden-Württemberg 

Üben, um helfen 
zu können 

Backnang. Sieger des ba­
den-wüntembergischen Lan­
deswettkampfes 1992 im Ber­
gungsdienst wurde in Back­
nang der Bergungszug des 
THW-Onsverbands Lörrach. 
Au f die allgemein hingenom­
mene Selbstverständlichkeit 
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Eine \'orbi ldliche Orgnnisation Iiißt den Landes"ettkal1l l)fzu einem Er· 
lebnis \\erden. (Foto: Larsen) 

des Dienstes für die Bürger 
wies Backnangs Oberbürger­
meister Hannes Rickhoff, der 
di e Schirmherrschaft über­
nommen haue. in seiner Be­
grüßung hin . In der Öffentlich­
kei t werde viel zu wenig Notiz 
vom Dienst des Technischen 
H ilfswerkes genommen. 
Rieckhoff weiter: "Auf diese 
Hilfe kann die Bevölkemng 
nicht ver l ichten". 

So halfdas THW zusammen 
mi t der Feuerwehr. die Folgen 
des Orkans Wibke schnell zu 
be~ei tigen . Bei der M urr-Rei­
nigung helfen THW-Helfer 
mit. Darüber hinaus sichern 
Übungen über das ganze Jahr 
Ei nsatzbereitschaft und fachli­
ches Können. 

Besonders her/ lieh begrü ß­
te der Oberbürgermeister den 
TH W- La nd es bea u ft rag te n 
Di rk Göbel und die Venreter 
der verschiedenen Hilfsorga­
nisationen. Behördenvenreter. 
K reis- und Gemeinderäte. 

T H W -Landesbea u ftrag ter 
Göbel dankte Oberbürgermei­
ster Rieckhoff für sein Enga­
gement und die Bereitstellung 
des PlatLes sowie dem THW­
On sverband Backnang für die 
Mitarbeit. Göbel würdigte die 
Z usammenarbeit mit den an-

deren Organisationen und be­
tonte, daß die Probleme im 
wiedervereiniglen Deutsch­
land nur gemeinsam zu lösen 
seien. Den acht Wettkampf­
mannschaften mit einer StUrke 
von jeweils 22 Helfern sagte 
er eine interessante Aufga­
bensteIlung zu. 

Zwei Stunden lang kämpf­
ten die acht M annschaften um 
Punkte und hatten fünf Aufga­
benbereiche zu bewältigen . 
Die Ausgangslage. eine 
GroßschadenssteIle. stellte an 
die Helfer einige Anforderun­
gen, mußte sie doch auch die 
..Sonderfunktionen" wie Sa­
nitäter. Sprech funker, ABC­
Helfer. Atemschutzgeräteträ­
ger und Brennschneider ab­
decken. ach dem Lösen von 
theoretischen Aufgaben und 
der Schadenserkundung durch 
den taktischen Führer hatten 
die Helfer alle Hände voll zu 
tun. So mußte eine Acetylen­
flasche unter A temschutz lind 
Hitzeschutzan/ ug geborgen 
werden. Anschließend begann 
die Gerätegru ppe mit ihrer 
Aufgabe. Fingerspitzengefühl 
zeigten die Helferbeim Bau ei­
ner Holz-Stahlkonstruktion 
nach vorgegebener Zeich­
nung. Anschließend mußte mit 



einem Hebekissen das Holz ei­
nige Zentimeter auseinander­
gedruckt werden. Alle Hände 
kamen beim Bau des "Schlit­
tens" zum Einsatz. Fast alle 
Mannschaften erreichten vor 
Ablauf der Zweistundenfrist 
das gesteckte Ziel. 

Zur Infonnation der über 
200 Gäste zeigte die Backnan­
ger THW-Hundestaffel mit ei­
ner Hundeführerin und fünf 
Hundeführern ihr Können. Bei 

Meßfahrzeug und 
Informations­

system vorgestellt 
. Drei Tage lang flatterte der 
"Berliner Bär" über dem 
Hunsruck. Neben der bundes­
deutschen und der rheinland­
pfalzischen Flagge ziert er den 
Eingang zum Fest- und Aus­
stellungszelt auf der DeuseI­
bacher "Römerkirch-Höhe": 
Das Umweltbundesamt 
(UBA) - Sitz Berlin - gab sich 
die Ehre. Seine AußensteIle 
Deuselbach feierte ihr 25jähri­
ges Jubiläum. 

"Europaweit anerkannt" ist 
die seit 25 Jahren ununterbro­
chene "exzellente" Arbeit der 
Meßstelie Deuselbach. Dies 
wurde dem Personal der Meß­
station, im besonderen dem 
Leiter der Meßstelle, Karl-Jo­
sefRumpel, von allen Rednern 
immer wieder bestätigt. 

Prominenteste Ehrengäste 
waren der Präsident des Um­
weltbundesamtes, Dr. Hein­
rich von Lersner, der Staatsse­
kretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Dr. Paul 
Laufs, sowie die rhein land­
pfalzische Umweltministerin 
Klaudia Martini. Als Vertreter 
des Bundesamtes rur Zivil­
schutz war Abteilungspräsi­
dent Bruno Bertel angereist. 

Mit Besichtigungen, 
Führungen, Vorträgen und 
Diskussionen zu Immissions-

einer Flächen-Suchübung de­
monstrierten die sieben Hunde 
erfolgreich das Auffinden ei­
nes .. Verletzten". Außerdem 
zeigten die Vierbeiner Körper­
beherrschung beim Gerätepar­
cours auf einem beweglichen 
Steg, einer Wippe und auf ei­
ner Drahtplaue. 

Mit Spannung erwarteten 
Helfer und Gäste das Ergebnis 
der Auswertung des Wett­
kampfes. 

messungen setzten sich die 
Deuselbacher "Tage der offe­
nen Tür" fort. Meßgebäude, 
Meßfeld sowie Containerla­
bors standen zur Besichtigung 
bereit. 

Langjährige kollegiale Zu­
sammenarbeit zwischen dem 
Leiter des Warnamtes VII, 
Baurat Dipl.-Ing. Gerd Hardt, 
und dem Leiter der Meßstelie 
Deuselbach, Karl-Josef Rum­
pel, wurde genutzt, das nuklid­
spezifische Meßfahrzeug zur 
Erfassung der Bodenkontami­
nation sowie das rechnerge­
stützte Warndienst-Inforrnati­
onssystem WADIS vorzustel­
len . Die technische Betreuung 
während der Ausstellungstage 
oblag den Meßtechnikem 
Rolf-Dieter Scheick (Warnamt 
VII) sowie Friedrich Schmut­
terer (WarnamtiX). Fachkom­
petent stellten sie sich allen 
Fragen des interessierten Pu­
blikums; schwerpunktmäßig 
standen dabei die Aufgaben 
gemäß Strahlenschutzvorsor­
gegesetz und deren Durch­
führung im Vordergrund. 

Rundfunk sendet 
live aus 

Warnbunker 
Das Studio Siegen des West­

deutschen Rundfunks wandte 
sich an das Warnamt IV in 
Meinerzhagen. um von dort di­
rekt zu übertragen. Geplant 

Von I ()()() Punkten erreichten 
- 598 Ortsverband Kirch-

heimffeck, 
- 606 OV Stungart 111 , 
- 650 OV Münsingen, 
- 679 OV Neunkirchen. 
- 758 OV Laufenburg, 
- 824 OV Haßmersheim, 
- 837 OV Ofterdingen und 
den ersten Platz errang der 
Bergungszug des Ortsverban­
des Lörrach mit 893 Punkten. 

TH W -Landes beau ftragter 
Göbel bedankte sich bei den 

Ausrichtern für die gelungene 
Kombination von Technik und 
theoretischem Wissen bei der 
AufgabensteIlung. Besonders 
dankte er dem Vertreter des In­
nenministeriums Baden­
Wümemberg, Ministerialrat 
Dr. Gerhard Müller, Referats­
leiter für Katastrophenschutz 
und Notfallvorsorge. Sein wei­
terer Dank galt der Feuerwehr, 
dem DRK und der Polizei so­
wie allen befreundeten Orga­
nisationen. U. L. 

Stand im Mittelpunkt: Das Warnamt IV in Meinenhagen. 

war zunächst ein Beitrag in der 
Sendung .. Radio für Südwest­
falen" im Regionalprogramm 
WDR 5. Hierzu lädt der WDR 
während der Ferienzeit inter­
essierte Hörer ein, im allge­
meinen nicht zugängliche Ein­
richtungen zu besuchen. Die 
Einladung in das Warnamt IV 
hauen zehn Hörer angenom­
men. Ein Übertragungswagen 
wurde auf das Warnamtsgelän­
de beordert. 

Um 8.15 Uhr meldete sich 
vom Bunkereingang aus Rolf­
Joachim Rutzen, Korrespon­
dent des Westdeutschen Rund­
funks, und stellte den Standort 
des Warnamtes kurz vor. An­
schließend berichtete der Ein­
salzleiter des Warnamtes, 
Wolfgang Stahl, über die von 
Hörern gestellten Fragen und 
beantwonete weitere Fragen 
des Korrespondenten. 

Am gleichen Tag waren in 
der landes weiten Sendung 

.. Echo West" ab 11.00 Uhr auf 
WDR 5 und in der Magazin­
sendung ,.zwischen Rhein und 
Weser" ab 15.00 Uhr aufWDR 
2 weitere Beiträge über das 
Warnamt und über den Warn­
dienst zu hören. Beide etwa 
sechsminütigen Beiträge wur­
den direkt aus dem Warnbun­
ker gesendet. 

Vorteilhaft war, daß die 
Beiträge live gesendet wurden. 
Durch infonnative Antwonen 
auf die vorher nicht abgespro­
chenen Fragen haue Wolfgang 
Stahl als Vertreter des Warn­
amtes größtmöglichen Einfluß 
auf den Sendeinhalt. Am 
Schluß konnten alle Beteilig­
ten in Meinerzhagen das Fazit 
ziehen, daß der Warndienst mit 
drei Beiträgen, davon zwei 
landesweiten, und einer Ge­
samtsendezeit von 20 Minuten 
bei einer großen Hörerschaft in 
Nordrhein-Westfalen Auf­
merksamkeit gefunden hat. 
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Gemeinsame Erklärung der vier Hilfsorganisationen 
Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) 
Deutsches Rotes Kreuz (DRK) 

Johanniter-UnfalI-Hilfe (JUH) 
Malteser-Hilfsdienst (MHD) 

zur Neukonzeption des Zivil- und Katastrophenschutzes 

1. Verfassungsauftrag des 
Bundes zum Schutz der 
Bevölkerung 

Die vier Hilfsorganisatio­
nen ASB , DRK, JUH und 
MHD sind der Überzeugung, 
daß trotz einer veränderten Si­
cherhei tslagc weiterhin ein ef­
fekti ver Zivil - und Katastro­
phen,chu ll zwingend erfor­
derlich iM . Der Bund muß sei­
nen VerpnichlUngen nach An . 
2 Abs. 2 und 73 r. I GG auch 
künftig uneingeschränkt nach­
kommen. damit der Schutl der 
Bevölkerung sichergestellt ist. 
Gleichzeitig sind notwendige 
Reformen einzuleiten. 

2. Neugestaltung des 
Hllfelelslungssystems 

Die vier HilfsorganisHtio­
nen - mit ca. 8 Millionen akti ­
ven und fördernden Mitglie-

dem eine wesentliche gese ll ­
schaftspoliti sche Kraft unseres 
Staates - fordern ein einheitli­
ches, integrienes Hilfelei­
stungssystem, das den verän­
denen Anforderungen an ei­
nen modernen und effi zienten 
Zivil- und Katastrophenschutz 
gerecht wird. Der Gesetlgeber 
darf sich dabei nicht auf pla­
nerische M aßnahmen be­
schränken. 

Sie stimmen einer Konzen­
tration auf die operati ven 
Fachdienste Brandschutz. Sa-
nitätsdienst, BClreuungs-
dienst, Fernmeldedienst, 
ABC- Dienst, Bergungs- und 
In st a nd sc t z u ngs d i e nst 
grundSätzlich zu . Sie sind al­
lerdings der Auffassung, daß 
durch einfache linear berech­
nete Arrondierungsmaßnah­
men alleine der nächen­
deckende, gleichmäßige, aber 
doch strukturgerechte und an 
Gefahren schwerpunkten ori ­
entierte Aufbau eines effizien­
ten HilfeleislUngssystems 
nicht erreicht werden kann. 

Die vier Hil fsorganisatio­
nen könnten einer vom Bun­
desministerium des Innern 
vorgeschlagenen .. Paketlö­
sung" als nex ibel zu handha­
bende Berechnungsgrundlage 
für die zukünftigen Stärke-

58 1BEVÖLKERU NGSSCHUTZMAGAZIN 11-12/921 

und Aufstellungserlasse als 
unteJ1,te planeri sche Grenze 
grundsälllich und noch ohne 
Festlegung auf bestimmte 
Zahlenverhältni sse zwischen 
der Bevölkerung und der An­
L.ahl von Einheiten zustimmen. 
Die .. Paketlösung" enthält da­
bei bereits die "Friedensdivi ­
dende", den Aulbau in den 
neuen Bundesländern sowie 
die Arrondierungsmaßnah­
men in den alten Bundeslän­
dern. 

3. Fachdienste Sanitäts­
und Betreuungsdienst 

Die vier Hilfsorganisatio­
nen bestehen auf dem Erhalt 
der Fachdienste Sanitätsdienst 
und Betreuungsdienst. DieZu­
sammenführung von Teilein­
heiten der bei den Fachdienste 
7U fachdienstlich übergreifend 
L.usarnrnengesetzten Einsatz­
einheiten bei Bedarfmuß mög­
lich werden. 

Nach den bisher entwickel­
ten Vorstellungen ist für die 
zukünftige Einsalzeinheit die 

Einsatzpersonalstärke den 
neuen Gegebenheiten anzu­
passen und zu finanzieren. Die 
Einsatzstärke der Einheit ist 
bei Reduzierung der STA -
Stärke doppelt zu besetzen, um 
die Anlriusstärke und Beset­
zung der Führungs- und Fach­
funktionen im Alarmfalle si­
cherzustellen. 

4. Ausbildung der HeHer 
und des Führungs­
personals 

Hierw fordern die Hilfsor­
ganisationen eine verbessel1e 
und an den Bedürfnissen neu 
orientiene Ausbi ldung der 
Helfer und des Führungsper­
sonals. Die Finanzierung der 
Ausbildung muß auch die Re­
servehelfer mit einschließen . 



5. Das Ehrenamt im ZIvil­
und Katastrophenschutz 

Grundlage des Zivil- und 
Katastrophenschutzes muß 
auch in Zukunft insbesondere 
aus geselischaftsp<)litischen 
und finanziellen Grunden die 
Mitwirkung freiwilliger Hel­
ferinnen und Helfer in den 
Hilfsorganisationen sein, die 
ausschließlich ehrenamtlich 
tätig sind. Mit fast einerhalben 
Million aktiver Mitglieder 
stellen die vier Hilfsorganisa­
lionen einen wesentlichen Teil 
derGesamthelferschafl im Ka­
tastrophenschutz. Neben der 
günstigen Auswirkung auf den 
Haushalt des Zivil- und Kata­
strophenschutzes ist besonders 
auf das von den Hilfsorganisa­
tionen verwirklichte Subsi­
diaritätsprinzip und das well­
volle freiwillige Element in 
der Mitwirkung an einer Auf­
gabe der Daseinsvorsorge hin­
zuweisen. 

Um den derzeit feststellba­
ren Motivationsdefiziten ent­
gegenzuwirken, muß neben 
der notwendigen Effektivitäts­
steigerung dieses Bereichs der 
Gesetzgeber Maßnahmen er­
greifen, um dem ehrenamtli­
chen Element zu stärkerer An­
erkennung durch die Gesell­
schaft und verbesserter sozia­
ler Stellung zu verhelfen. Dar­
über hinaus ist die Gleichstel­
lung und Gleichbehandlung 
der Helfer aller im Zivil- und 
Katastrophenschutz mitwir-

kenden Organisationen zu ge­
währleisten. Es darf keine 
Zwei - Klassen- Hel ferschaft 
durch einseitige Bevorzugung 
in helferrechtlicher, admini­
strativer und finanzieller Hin­
sicht geben. 

6. Finanzierung 

Die Erfüllung dieser verfas­
sungsmäßigen Pnichten ver­
langt, daß der Bund ausrei­
chend Millel für die Finanzie­
rung des Zivil- und Katastro­
phenschutzes zur Verfügung 
stellt. Bereits heute ist der Etat 
des Katastrophenschutzes auf 
weniger als 0, I % des Bundes­
haushalLs gesunken. Eine wei­
tere Reduzierung ist unvertret­
bar. 

Die derLeitigen Vorstellun­
gen des Bundesministers der 
Finanzen zur zukünftigen Fi­
nanzierung des Katastrophen­
schutzes greifen die Mitwir­
kung der Hilfsorganisalionen 
substantiell an und werden mit 
Nachdruck zuruckgewiesen. 

Die Hilfsorganisationen ha­
ben durch ihre Helfer, Struktu­
ren und Finanzierungen bisher 
den Katastrophenschutz we­
sentlich getragen. Der Bund 
muß sich bewußt sein, daß er 
ggf. die gesamte Vorhaltung 
von Schutzpotential in Frage 
stellt, wenn sich die Rahmen­
bedingungen zu Lasten der 

Arbeiter-Samariter-Bund 
Fritz Tepperwien 

Bundesvorsitzender 

Hilfsorganisationen weiter 
verschlechtern. Zudem würde 
durch eine solche Entwicklung 
der Status der Hilfsgesell­
schaften gemäß den Genfer 
Rotkreuz-Abkommen faktisch 
ausgehöhlt. 

In Zusammenhang mil der 
eustrukturierung des Zivil­

und Katastrophenschutzes ist 
die Neugestaltung des Finan­
zierung"ystems im Hinblick 
Huf Transparenz, einfache 
Handhabung und Verständ­
lichkeit durch die Bearbeiter 
und geringsten Verwaltungs­
aufwand erforderlich. 

7. SchluBbemerkung 

Die sachgerechte Einbin­
dung der Hilfsorganisationen 
in die KatS-Leitungs- und Ent­
scheidungsgremien bei gleich­
zeitiger Wahrung der Autono­
mie und Eigenständigkeit der 
Organisationen würde von 
ASB, DRK,JUHundMHDals 
angemessene Würdigung der 
aktiven, zuverlässigen und 
partnerschaft lichen weiteren 
Mitarbeit der Hilfsorganisatio­
nen bei dieser staatlichen Auf­
gabe seit Bestehen der Bun­
desrepublik Deutschland ver­
standen werden. 

Bonn/Köln, den 9. 9. 1992 

Deutsches Rotes Kreuz 
Botho Prinz zu Sayn-Wiugenstein 

Präsident 

Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
Wilhelm Graf v. Schwerin 

Präsident 

Malteser-Hilfsdienst e. V. 
Dr. Constantin v. Brandenstein-Zeppelin 

Präsident 

Flüchtlinge 
bekommen Dach 

über den Kopf 
Auf dem einstigen Truppen­

übungsplatz von Gasinci, ei­
nem Dorf unweit der ostsla­
wonischen Hauptstadt Osijek, 
kampieren mehrere hundert 
Bosnien-Flüchtlinge seit Mo­
naten auf dem nackten Lehm­
boden. Denn die vorhandenen 
Unterkünfte reichen nicht für 
alle 2800 Lagerbewohner. 

In einer Sofortmaßnahme 
errichtet das Deutsche Rote 
Kreuz gemeinsam mit dem 
Zentralverband des Deutschen 
Baugewerbes (ZDB) auf dem 
Gelände 36 Holzhäuser. Alte, 
Kinder und Schwangere, ins­
gesamt 216 Menschen, erhal­
ten so noch rechtzeitig vordem 
Einzug der kalten Jahreszeit 
ein festes Dach über dem 
Kopf. 

Das Rote Kreuz versorgt be­
reils seit September im Raum 
Osijek monatlich rund 100000 
Menschen mit Nahrungsmit­
teln und Hygieneartikeln. Die 
Winterhilfe - u. a. Lebensmit­
tel, Kleidung, Öfen, Kerzen -
erstreckt sich auch auf andere 
Teile des ehemaligen Jugosla­
wien, besonders Bosnien, aber 
auch Serbien. Finanziert wird 
dies aus Spendenmiueln ge­
meinsamer Hilfsaktionen mit 
ZDFund ARD. 

Das DRK hat seit Kriegsbe­
ginn im ehemaligen Jugosla­
wien Hilfe im Wert von 25 
Millionen Mark geleistet. Dem 
steht ein Spenden aufkommen 
von 16 Millionen Mark gegen­
über. Das Rote Kreuz braucht, 
um auch während der kalten 
Wintermonate effizient helfen 
zu können, dringend weitere 
Geldspenden. Das Spenden­
konto des DRK: 414141 bei 
allen Banken und Sparkassen 
und beim Postgiroamt Köln, 
Kennwort: "Menschen in ot" 
(DRK-ZDF) oder .,Nachbar in 
Not" (DRK-ARD). 
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/ArbeHe ... SamarHe ... Bund 

Hilfe für Behinderte 
in der Ukraine 

Die Städtepartnerschaft 
lwischen Kiew und München 
ist nicht 'nur voh ,ymbolischer 
Bedeutung. Unter dem Stich­
wort .. Hilfe für Behinderte" 
,tartete die Stadt München 
mehrere lIilfsaktionen, denn 
für ~ie j,( UntCr..lütLung am 
notwendig"'tcn. Unter \oziali­
,tischer Herrschaft wurden 
Behinderte im allgemeinen 
vernachlä'''gt. Den Hilf,pro­
jekten der Stadt München und 
der bayeri,chen Landesregie­
rung hat "ch der Münchner 
Kreisverband des ASB ange­
schlossen. Zusammen mit dem 
Sozial referat der Stadt ,pende­
te der AS B der Stadt K iew ei­
nen behindertengerechten 
Kleinbus: die Landesregie­
rung übergab einen behinder­
tengerechten Kombi-Perso­
nenwagen . Der ASB über­
nahm die Organisation und 
den Transport der Kraftfahr­
zeuge. 

Auf längere Hilfe gerichtet 
sind die Projekte der Münch­
ner, die den Aufbau eigener 
Werkstätten vorantreiben. So 
unterstützt die Stadt einen 
ukrainischen BCLrieb, in dem 
Rollstühle nach einem deut­
schen Patent gefertigt werden. 
Früher arbeiteten die 10 000 
Beschäftigten filr die Luft- und 
Raumfahrt im militärisch-in­
dustriellen Bereich. Für die 
Aus- und Fortbildung ukraini­
scher SOlialarbeiter, Kranken­
schwestern. Arlte und Mecha­
niker seilt sich der ASB ein: 
Vom 4. ovember 1992 bis 
zum 23. Detember 1992 sind 
10 Ukrainer 7ur Hospitation in 
Münchner Betrieben bzw. 
Krankenhäusern eingeladen. 
Die Mechaniker erhalten 
gleichzeitig eine Fortbildung, 
in der ~ie lernen, Kleinbusse 
behindertengerecht umzubau­
en. 

Rettungsdienst in 
Prag aufgebaut 

Der tschechische Samariter­
bund i,t der erste Rettungs­
dienst in der Tschechei, der als 
nichtstaatliche Gesundheitsor­
ganisation anerkannt ist. Seit 
den Sommermonaten '\ind die 
ehrenamtlichen Helferder As­
soziation der Samariter der 
Tschechischen Republik 
(ASCR) beim Aufbau des Ret­
tungsdienstes in Prag-We't ak­
tiv: 

Schlechte Straßenverbin­
dungen, Siedlungen. die mit 
dem Auto nicht zu erreichen 
sind, das sind Bedingungen, 
die die Rettungssanitäter des 
ASCR im Westen Prags vor­
finden. Doch von der tschechi­
schen Krankenkas>e bekamen 
die Samariter ein Wasserret­
tungsboot, denn über den Stau­
see Slapy können viele Dörfer 
und Siedlungen direkt ange­
fahren werden. Durchschnitt­
lich acht Leuten pro Tag ~onn­

ten die tschechischen Samari­
tcr mit ihrem Reltung~boot in 
den ersten Monaten helfen, da­
bei haben sie ca. 120 Kilome­
ter pro Tag zurückgelegt. Seit 
Mitte des Jahres sind für den 
ASCR auch zwei geliehene 
Rettungswagen des Bundes-

verbandes und ein NotarLlein­
satlfahr7eug, das der Bundes­
\ erband den Tschechen ge­
spendet hat. im Rettungsdienst 
unterweg\. 

Im Oktober übernahm 
schließlich der erste offizielle 
tschechische Orts verband die 
Aufgaben des Rettungsdien­
stes. sein Einsallgebiet umfaßt 
das gesamte westliche Ein­
tugsgebiet von Prag. Mit dem 
ASCR sind in diesem Be7irk 
zum eNen Mal genügend Ka­
pU/itäten Hif den Rettungs­
dienst vorhanden. Jirf Brozek. 
der Leiterdes Gesundheitsam­
tes Prag-West spricht für die­
~en Bc/ir"- sogar von einer Ef­
fi/ienNeigerung von 250 Pro­
lenl. 

Die gesetzlichen Grundla­
gen für den Aufbau und die 
Privati\ierung von Gesund­
heitsdiensten in der Tschechei 
wurden erst in diesem Jahr ge­
schaffen. Ein Rettungswagen 
und 30 Krankenwagen des 
"'laatlichen Rettungsdienstes 
fahren bereits unter dem Zei­
chen der Samariter. im Mai 
1993 werden sie den tschechi ­
schen Samaritern als Eigen­
tum überlassen. 

Aufden Stranen I'rags ist der ASC R mit Fahrzeugen des deutschen ßun­
des"erb:lIldes unler"cgs. (Foto: Boys) 
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01 
ASB-Landesvor­
sitzender erhält 

höchste belorussi­
sche Auszeichnung 

Johann Hinrich Vollstedt 
beschreibt sich selbst beschei­
den als langjährigen Helfer im 
Katastrophenschutz. Dabei ist 
er viel mehr: eng;:lgierter Aus­
landshelfer des Arbeiter-Sa­
maritcr-Bundes und Vorsiuen­
der des ASB-Landesverban­
des Schleswig-Holstein. Auch 
in Beiorußland wird seine Ar­
beit hoch eingeschättt. Das be­
lorussische Kabinett übergab 
ihm in Minsk die höchste Aus­
zeichnung für se,"e Arbeit. die 
jemab ein deutscher Bürger in 
Beiorußland bekommen hat. 
Zahlreiche Hilfsgütertrans­
porte hat er in den letzten bei­
den Jahren für Beiorußland or­
ganisiert. 

Ihm ist auch die Entstehung 
eines Arbeiter-Samariter-Bun­
des in Minsk LU verdanken. 
Aus den Kontakten, die sich 
während der Hilfslieferungen 
lU den Belorussen entwickel­
ten. wurde am 19. Februar 
1991 der Arbeiter-Samariter­
Bund Weißrußland. Vol!;tedt 
unler~lülzl die Freunde in 
Minsk auch weiterhin: Von Ja­
nuar bis Oktober 1992 organi­
siel1 er neun Transporte mit 
insgesamt mehr al!\ 400 Ton­
nen Hilf\gütern. meistens Me­
dikamente und Lebensmittel. 
Die Beloru"ische Gesell­
schaft ftir Freundschaft und 
kulturelle Verbindungen hat 
seinen Namen bereits im lelz­
ten Jahr auf einem Gedenk­
stein ge,et't. der die Freunde 
und. Helfer der Belorussen 
würdigt. 

Der ASB.in 
den neuen 

Bundesländern 
Der Arbeiter-Samariter-

Bund ist in den neuen Bundes­
ländern zu einem wichtigen 



Partner im Gesundheits- und 
im Sozial wesen geworden: 62 
Rettungswachen sind für den 
Einsatz im OIfali ausgerüstet, 
106 ASB-Sozialstationen bie­
ten ambulante Hilfsdienste in 
der Kranken-. Alten- und Fa­
milienpnege an. Als Träger 
von Einrichtungen für Senio­
ren und behinderte Menschen 
engagiert sich der AS B auch in 
der stationären Betreuung. Er 
betreibt 23 Alten- und pnege­
heime. Trotl der Konnikte 
zwischen ausländischen und 
deutschen Bürgern hat der 
ASB in den neuen Ländern be­
reits 15 Asylbewerberheime 
übernommen. 

Schon in den 20er Jahren lag 
im damaligen Mitteldeutsch­
land ein Schwerpunkt des 
ASB, heute unterstützen wie­
der mehr als 100000 Mitglie­
der die Leistungen dieser 
Hilfs- und WOhlfahrtsorgani­
sation. Obwohl der ASB im 
Nationalsozialismus und in 
der DDR verbOIen war, konn­
te er nach mehr als 60 Jahren 
beim Aufbau der neuen Orts­
verbände aufseine Tradition in 
Mitteldeutschland zurückgrei­
fen . So erklärt sich auch das 
schnelle Wachstum des ASB 
in den neuen Ländern; seit der 
Wende gründeten sich 87 Orts­
verbände, die wesentlich zum 
Aufbau des Rettungsdienstes 
und der Sozialen Dienste bei­
getragen haben. Zusammen 
haben sie mehr als 5000 Ar­
beitsplätze im Gesundheits­
und Sozial wesen geschaffen. 

Jahrbuch 1992 
gibt Auskunft 

in Wort und Bild 
Soeben erschienen ist das 

Jahrbuch 1992 des Arbeiter­
Samariter-Bundes. Es gibt in 
Daten und Fakten, Wort und 
Bild umfassend Auskunft über 
das Leistungsspektrum der 
Hilfsorganisation. Es berichtet 
über die Bewältigung der sat­
zungsgemäßen Aufgaben des 
ASB ebenso wie über die zah l­
reichen Auslandseinsätzc. Das 
rund 100 Seiten starke, vier­
farbig illustrierte Heft ist über 
den ASB-Bundesverband, 
Sülzburgstraße 140, 5000 
Köln 41, zu beziehen. 

.. -
Ibtr "lIIIPdI*' -­_ .. 

Das neue Jahrbuch wird von 
einem gemeinsamen Vorwort 
von Fritz Tepperwien, ASB­
Bundesvorsitzender, und Wil­
helm Müller, ASB-Bundesge­
schäftsführer, eingeleitet: 

,.Einen Teil sei ner ge;ell­
schaftlichen Aufgaben kann 
der Arbeiter-Samariter-Bund 
wahrnehmen, weil Menschen 
sich in ihrer freien Zeit für an­
dere Menschen , die in eine 
Notsituation geraten sind, ein­
setzen wollen. In einer Gesell­
schaft, in der die Freizeitange­
bote immer vielfältiger" wer­
den, ist ein solches Engage­
ment nicht selbstverständlich . 
Die Freizeitgestaltung ist zu­
gleich zum Ausdruck eines so­
zialen St~tus geworden; sie 
orientiert sich in immer größe­
rem Ausmaß an den Werten ei­
ner Lei stungsgesellschaft. Für 
die Menschen, die sich ehren­
amtlich in der sozialen Arbeit 
engagieren, bleibt die Aner-

BI-. 
lIIaoIIarz 
lIesoea 
Meddeaburg-VotpotnnItm 21h 
NIedenocbsea 12 
NordrlIdn-WesIfaIen 29 
RheinIand·1'faIz ; 
Saarland 
Sacbseo 3 
Sacbseo-AnlWI 2 
Schleswig-Holscein 11 
Thüringen 2 
Gesamt 127 1h 

kennung nur zu häufig aus. Die 
Diskussion über das freiwilli­
ge soziale Jahr, die wir in die­
sem Jahrbuch anregen, soll zu­
gleich dazu beitragen, über 
den Wert von gesellschaftli­
chem Engagement nachzuden­
ken. 

In den letzten beiden Jahr­
zehnten hat sich das Aufga­
benfeld des Arbeiter-Samari­
ter-Bundes erweitert: Von ei­
ner traditionellen Hilfsorgani­
sation sind wir zu einer Hilfs­
und Wohlfahrtsorganisation 
geworden. Wie notwendig und 
richtig diese Aufgabenerwei­
terung war, zeigt der Aufbau 
des sozialen etzes in den neu­
en Bundesländern. Während 
sich die Sozialen Dienste in 
den ahen Bundesländern in­
nerhalb einer festen Struktur 
der freien Wohlfahrtspnege 
entwickeln konnten, mußte 
das Angebot an Sozialen Dien­
sten in den neuen Bundeslän­
dern innerhalb kürzester Zeit 
eingerichtet werden. Das ist 
der Grund dafür, daß hier das 
Angebot des ASB stärker auf 
die soziale Arbeit ausgerichtet 
ist. Zugleich ist aber auch der 
Bedarf an ambulanter Betreu­
ung und pnege, an betreu­
ungsinlensiven Wohnfonnen 
für psychisch Kranke und Be­
hinderte in den letzten Jahren 
gewachsen. Und auch an die­
sem Bedarf, dem eine geän­
derte Haltung zu kranken und 
behinderten Menschen zu­
grundeliegt, richtet der ASB 
sei n Dienstleistungsangebot 
aus. 

a 
1 
I 
4 
; 
7 
3 
I 
6 
3 
6 
; 

63 4 

Die Aufgaben werden wei­
ter wachsen: Bereits heute 
spielt der ASB auch auf inter­
nationaler Ebene eine wichtige 
Rolle. Im letzten Jahr haben 
wir uns zum Beispiel verstärkt 
eingesetz.t für den Aufbau ei­
nes Gesundheitssystems in 
osteuropäischen Ländern. Be­
gonnen hat diese Form der 
Auslandshilfe mit den Hilfsak­
tionen einzelner Ortsverbände 
in diesen Ländern. Vielfach 
entstanden aus diesen Kontak­
ten in den einzelnen osteu­
ropäischen Ländern eigene 
ASB -Verbände. 

Die Erweiterung unseres 
Aufgabengebietes bedeutet je­
doch keinesfalls eine Vernach­
lässigung der traditionellen 
Aufgaben: Im Rettungswesen 
des ASB stehen beispielswei­
se drei niegende und zwei fah­
rende Intensivstationen zur 
Verfügung - Hinweise darauf, 
daß wir auch bestmögliche Be­
dingungen für die Patienten­
verlegung schaffen. Das ASB­
Jahrbuch soll einen Einblick 
ermöglichen in das ganze 
Spektrum unserer Tätigkeiten. 
Und es soll die Notwendigkeit 
des gesellschaftlichen Enga­
gements hervorheben . Denn 
um all diese Aufgaben zu be­
wältigen, brauchen wir auch in 
Zukunft ehrenamtliche und 
hauptamtliche Mitarbeiter." 

8 

19 147 

Mit zahlreichen Tabell en \'ermittelt das Jahrbuch umfassende Informationen. 
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!JOhannHer-Un'all-Hille 8 ' 
Auslandsarbeit: Gemeinsam in einer Welt 

Kaum ein Tag vergeht ohne 
Nachrichten und Bilder von 
kriegerischen Auseinanderset­
zungen, Katastrophen und 

otlagen in aller Welt. Doch 
der Schock über das furchtba­
re Ereignis läßt allzu leicht ver­
gessen, daß das Ausmaß und 
der Schrecken der Situation oft 
menschliche Ursachen haben. 
Wenn heute bei einem gleich­
star~en Erdbeben in einem 
Land Wohnblocks und Kran­
kenhäuser einstürzen, wäh4 
rend anderswo nur Dachtiegel 
und Kamine fallen, dann ist der 
Mensch selbSi die Ursache für 
den Umfang des Leides. Doch 
auch wer weit entfernt vom Ort 
der Kata'trophe zu sein 
scheint, ~ann seinen Wohl­
stand mit der Not anderer Men­
schen erkauft haben. 

Gemeinsam 
für den Neuanfang 

Es fühn heute kein Weg an 
der Erkenntni .. vorbei. daß wir 
alle gemeinsam auf einer Welt 
leben. Hilfe für andere Men­
schen ist immer auch Hilfe für 
uns seJb':tt. Gemeinsam j,t ein 

euanfang nötig. Die Johanni­
lcr wagen ihn durch ihre Aus­
land,arbelt, 

• die am Bedarf aller Notlei­
denden orientiert i~t, 

• die nicht nur an Symptomen 
kuriert, sondern versucht 
Ursachen für otlagen IU 

bekämpfen, 
• deren lebe,mellende Sofon­

hilfen mit längerfristig wir­
kenden Projekten verknüpft 
werden, 

• die ihren Schwerpunkt in der 
Verbesserung der medizini­
schen Versorgung siehl. 

Heute ",chon an morgen den­
ken, i.,t MaXime der Arbeit der 
Johannilcr. 

Dank~iclt er medizinischer Hil fe ka nn dieses H:lby in Minsk gereUel "erden. (Foto: Lorenz) 

Gemeinsam in die Zukunft 

Im Bewußtsein der Traditi­
on der christlichen Nächsten­
liebe verknüpften die Johanni­
ler ihre Humanitäre Unterstüt­
zung im Au~land nicht mit po­
litischen Bedingungen oder 
Gegenleistungen. Im MilleI­
punkt steht der gemeinsame 
Stan in die Zukunft mit den 
nOlleilicnden Men\chcn. Im 
Schwerpunktgebiet der Johan­
niter. der medi7inischen Hilfe, 
bedeutet die" daß der Versor­
gung der Kmawophenopfer 
die Entwicklung einer medizi­
nischen Infrastruktur in dem 
betroffenen Land folgen muß. 
Kein europäisches Mustermo­
deli, sondern ein System. das 
sich am regionalen Bedarf und 
den kulturellen Gegebenheiten 
orientiert. PatenLlö~ungen ha­
ben die Johanniter nicht parat, 
aber sie sind stet) bereit. auf 
die Menschen einlugehen und 
selbst dUlu/ulernen. 

Ein Bei'piel: Minsk (Haupt­
'tadt von Weißrußland). Mit 
dem Zu..,ammenbruch der 
wirt\Chaftlichen und sOLialen 
Strukturen in den Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion wur­
de auch die Versorgung der 
Krankenhäuser mit Medika­
menten und medi7inischelll 
Gerät IU einem ernsten Pro­
blem. Seit 1991 helfen die Jo­
hanniter in Minsk ge.delt, 01-

stände 7U beseitigen und die 
Au\Stattung der Kliniken tU 
verbessern. Aber auch in den 
baltischen Staaten Lelliand 
und Estland arbeiten die Jo­
hanniter an einem Projekt l.ur 
Verbesserung der medil.ini­
schen Versorgung und Breiten­
au\bildung. 

Gemeinsam geht's 

Für ,chnelle und koordinier­
te Hilfe im Ausland steht den 
Johannitern die Katastro­
phcncin~ml..7entrale in Köln 

zur Verfügung. Durch sie ist 
eine schnelle und systemati­
sche Koordination aller Hilfs­
maßnahmen möglich. Die 
Katastrophene i nsa t z/en tra I e 
kümmen sich um die Beschaf­
fung der Hilfsgütercbcnso wie 
um die Vorbereitung lind Ent­
sendung von Hrlfspersonal. 

Der wichtig,te Panner der 
Johanniter bei der Auslands­
hilfe iM das Diakonische Werk 
der Evangeli,chen Kirche 
Deutschlands. Miteinander 
können beide Organisationen 
mehr erreichen für die Men­
schen in den notlcidenden 
Liindern. Erfahrungs-, Infor­
mationsaustau'-ch und die ge­
meinsame Durchführung von 
Projekten im Ausland sind die 
Wurzeln einer jahrelangen Zu­
sammenarbeit. 
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Angola: 
Der Krieg ist still -
Erfahrungen vor Ort 

Mit der UnterLeichnung ei­
nes Waffenstillstandsveltrages 
zwischen der angolanischen 
Regierung und der Führung 
der U ITA am 31. Mai 1991 
hat in Angola - auch wenn die 
Zeichen inzwischen schon 
wieder auf Sturm zu stehen 
scheinen - eine neue Zeitrech­
nung begonnen. Auf 15 Jahre 
Unabhängigkeitskrieg gegen 
die portugiesische Kolonial­
macht folgten fast nahtlos 15 
Jahre Bürgerkrieg zwischen 
den verfeindeten Parteien 
MPLA und UNITA. In diesen 
Tagen hauen die Angolaner 
zum ersten Mal die Chance, 
demokratisch ein Parlament 
und einen Präsidenten zu be­
stimmen. Doch das an Roh­
stoffen reiche Land liegt wirt­
schaftlich am Boden. Es 
braucht dringend Hilfe. 

Nach 30 Jahren militäri­
scher Auseinandersetzungen 
kann es nicht mehr überra­
schen, daß Angola einer kata­
strophalen wirtschaftlichen 
Lage gegenübersteht, verbun­
den mit einer zerstörten medi­
zinischen Infrastruktur, massi­
ven Flüchtlingsbewegungen 
und einer großen Zahl von Be­
hinderten durch Kriegseinwir­
kungen. Die Johanniter wollen 
sich deshalb insbesondere im 
med i zi n i sch -orthopäd ischen 
Bereich engagieren und haben 
hier LU Kontakt mit der Deut­
schen Welthungerhilfe herge­
stellt, die bereits seit vielen 
Jahren inder Nothilfe in Ango­
la arbeitet. Geplant ist, daß die 
Johanniter medizinisch-or­
thopädische Projekte in den 
Regionen durchführen, in de­
nen die Deutsche WeIthunger­
hilfe Nothilfe leistet. 

Die ersten Berührungs­
punkte nach Ankunft in der 
Hauptstadt Luanda gelten der 
wirtschaftlichen Situation. Die 
einheimische Währung, der 
Cuanza, benannt nach dem 
größten Fluß des Landes, ist 
praktisch nichts mehr wert. 
Für einen US-Dollar wird auf 
den sogenannten Parallel­
märkten das Dreizehnfache 
des offiziellen Kurses des 
Cuanzas bezahlt. Die Läden in 

Luanda sind nahezu leer: Le­
bensmiuel und Waren des täg­
lichen Bedarfs können nur auf 
dem Parallel markt besorgt 
werden, für die Einheimischen 
7U unerschwinglichen Preisen. 
Angesichts der hygienischen 
und sanitären Bedingungen ist 
es gar nicht so einfach, sich 
selbst mit Nahrung zu versor­
gen. Wasser- und Stromversor­
gung sind auch in den besser 
gestellten Stadtvierteln keine 
Selbst verständl ichkei t. 

Angesichts dieser Tatsa­
chen wird es für den Außen­
stehenden zu einem Rätsel, 
wie die meisten Menschen mit 
ihrem Leben zurechtkommen. 
Vom Hafen in Luanda wird be­
hauptet, daß ein großerTeil der 
eintreffenden Waren "ver­
schwindet". Kann man dies 
angesichts der herrschenden 

01 den Menschen zum Vor­
wurf machen? Rechtfertigt 
sich daraus Untätigkeit? Die 
Antwort kann nur Nein lauten. 
Den gängigen Vorurteilen von 
Korruption und Bestechung in 
Afrika sollte dabei ganz und 
gar nicht das Wort geredet wer­
den. Ganz im Gegenteil. Was 

bei uns meist der persönlichen 
Bereicherung und Vorteil nah­
rne dient und in Afrika als Kor­
ruption bezeichnet wird, ist 
dort, gerade auch in Angola, 
oft ein Ausdruck des täglichen 
Kampfes um das nackte Über­
leben. 

Auf unserer Fahrt durch das 
Landesinnere zum zentralen 
Hochland sehen wir, daß die 
Bauern eifrig den Boden be­
stellen. Hauptanbauprodukte 
sind Kartoffeln, Bohnen, Ma­
niok und Mais. Insgesamt ist 
Angola ein potentiell reiches 
Land an Rohstoffen und Bo­
denschätzen. Trotzdem wirkt 
ein Besuch in den abseits der 
Hauptstraße gelegenen Dör­
fern ernüchternd. Die Fahrt 
geht ausschließlich über Pisten 
und wir werden einmal mehr 
kräftig uun.:hgeschüttelt. Ir­
gendwann taucht das Dorf auf. 
Die Hütten bestehen aus ge­
trocknetem Lehm oder nur aus 
Holz und sind mit Stroh oder 
Schilf bekleidet und bedeckt. 
Unsere Ankunft wird zu einem 
Ereignis. Ein Blick auf die 
Kinder macht auch dem Laien 
deutlich, daß Fehl- und Man-

Die Folgen des Bürgerkriegs in Angola sind unübersehbar. 
(Foto: Decker-Hon) 

gelernährung hier normal sind 
und das ständige Husten belegt 
die nichtexistierende Gesund­
heitsversorgung. Und dennoch 
erstaunt die Gastfreundschaft 
und Hilfsbereitschaft, mit der 
wir nach der Begrüßung durch 
das Dorf geführt werden. 

Mit widersprüchlichen Ein­
drücken kehrt unsere Gruppe 
vom Besuch des zentralen 
Hochlandes wieder nach Lo­
anda zurück. Durch Vermiu­
lung der Deutschen WeIthun­
gerhilfe und deren einheimi­
schen Partnern gelang es, ei­
nen Tennin beim angolani­
schen Außenminister zu ver­
einbaren. Zweck dieses Besu­
ches war es, die 10hanniter 
vorzustellen und das im Vor­
feld erarbeitete Rahmenab­
kommen zwischen der angola­
nischen Regierung und der Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe zu be­
sprechen. Dies soll es uns er­
möglichen, in Angola tätig zu 
werden. Hiersind Einzelheiten 
wie die zollfreie Einfuhr von 
Hilfsgütern und der Status un­
serer Helfer festgeschrieben. 

Nicht zuletzt hängen Akti­
vitäten der Johanniter aber 
auch von der weileren friedli­
chen Entwicklung des Landes 
ab. Unverkennbar sind positi­
ve Signale auf dem wirtschaft­
lichen Sektor durch Reprivati­
sierung und marktwirtschaftli­
che Reformen. Sicher ist, daß 
solche Refornlen nicht über 
Nacht greifen und daß die Sta­
bilität des Landes letztendlich 
von der Reintegration der jetzt 
aufzulösenden Armeen be­
stimmt wird. Transparente, die 
quer über die Straßen gespannt 
sind, kündigen immer noch 
vom Wahlkampf und doku­
mentieren, daß es inzwischen 
mehr als die zwei großen Par­
teien MPLA und UNITA gibt. 
Auf die immer wiederholte 
Frage, wie es mit der friedli­
chen Zukunft bestellt ist, gibt 
es unterschiedliche Antwor­
ten. Am treffendsten beschrieb 
eine Mitarbeiterin einer 
großen internationalen Hilfs­
organisation die gegenwärtige 
Lage in Angola: "Der Krieg ist 
still. " 

Heinz Bitsch 
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I MaHeser-Hillsdiens1 I 1 
Wiederholung attraktiv gemacht 

Bislang konnten Erste-Hil­
fe-Kenntnisse nur durch den 
erneuten Besuch eines Erstc­
Hilfe-Grundlehrganges aufge­
frischt werden. Dies führte bei 
Teilnehmern, die zu einer Wie­
derholung verpnichtet sind 
(zum Bei'piel Ersthelfer in Be­
lrieben), LU Motivationspro­
blemen. Die vier ausbildenden 
Hilfsorganisationen (Deut­
sches Rotes Kreuz, Malteser­
Hilfsdien't, Johanniter-Un­
fall -Hilfe und Arbeiter-Sama­
riter-Bund) fiihren daher das 
Erste-Hilfe-Training ein: ein 
Fonbildungsangebot, in dem 
Kursteilnehmer ihre Grund­
kenlllni"e auffrischen und be­
reils erlernte Erste-Hilfe-Maß­
nahmen trainieren können. 

Zielsetzung des 
Erste-Hllfe-Trainings 

Erste-Hilfe-Kenntnisse und 
-Fertigkeiten vergiBt man im 
Laufe der Zeit. Spätestens 
nach zwei Jahren ist ein deran 
hoher Verlust an Wisse. und 
Fenigkeiten eingetreten, daß 
der Laie ~ich kaum noch in der 
Lage fühlt, fachgerechte Erste 
Hilfe zu leisten. Die Motiva­
tion, im Notfall einzugreifen, 
sinkt. Denn je handlungskom­
petenter der L.1ie sich fühlt, de­
sto höher ist ,eine Bereitschaft 
zur Hilfeleistung. 

Die Atlraktivität des neuen 
Wiederholungsangebotes .. Er­
ste-Hilfe-Training" ist ge­
kenn7eichnet durch 

• die Konzentration des ver­
bindlich vorgeschriebenen 
Inhalts auf die lebensreuen­
den Maßnahmen. 

• die im Vergleich zur Erste­
Hilfe-Grundausbildung kür­
zere lcitliche Dauer sowie 

Erste Hilfe auffrischen 

• die Möglichkeit, sich spezi­
ell an den Handlungproble­
men der Zielgruppe und der 
Teilnehmer zu orientieren. 

Inhalte des 
Erste-Hilfe-Trainings 

Von den vier ausbildenden 
Hilfsorganisat ionen wurde 
eine Mindestausbildungsdau­
er von vier Doppelstunden 
festgelegt, jedoch kein leitli­
ches Rasterdereinzelnen Dop­
pelstunden. Der Ausbilder 
kann die Akzente und Wenig­
keilen einzelner Themen 
selbst festlegen und sie durch 
einen entsprechenden Zeitan-

Salz gewichten. Der Inhalt des 
Erste-Hilfe-Trainings konzen­
trien sich auf die Wieder­
holung der lebensreuenden 
Maßnahmen und das Erlernen 
der Herz-Lungen-Wiederbele­
bung in der Zwei-Helfer-Me­
thode. Darüber hinaus können 
Themen nach Interessenlage 
der Teilnehmer oder nach den 
Erfordernissen des Betriebes 
eingebracht werden. 

Der Ausbilder muß darauf 
achten, daß sich der gesamte 
Unterricht am Training prakti­
scher Maßnahmen orientiert. 
So ist es zum Beispiel möglich, 
daß ein betriebsinterner Not­
ruf, der in einer Sicherheits-

Ersle-Hil re-Kennlnisse und -Fertigkeiten geraten mil der Zeit in Ver­
gessenheit. 
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zentrale oder beim Pfönner 
aunüuft, von den Teilnehmern 
realistisch geübt wird. Medizi­
nisches Hintergrundwissen ist 
nur an den Stellen zu erläutern, 
an denen es für das unbeding­
te Verständnis der Maßnahme 
notwendig, den Teilnehmern 
aber nicht mehr präsent ist. 

Bei der Durchführung prak­
tischer Maßnahmen muß der 
Ausbilder darauf achten, daß 
sie im Gesamtablauf der Hilfe­
leistung geübt werden: Jede 
Hilfeleistung beginnt folglich 
beim Reuen und endet mit ei­
ner umfassenden seelischen 
Betreuung. Im Rahmen des Er­
ste-Hilfe-Trainings sind auch 
komplexere Situationen in den 
Miuelpunkt zu stellen als dies 
im Grundlehrgang üblich ist: 
ein Patient kann unter Um­
stünden mehrfach verletzt sein 
oder es sind mehrere Verletzte 
zu versorgen. 

Methodik 

Der Ausbilder kann bei den 
Teilnehmern aufvorhandenem 
Wissen aufuauen. Mehr als im 
Erste-Hilfe-Kurs ist er deshalb 
ModeraLOr und Organisator 
des Unterrichts. Wichtig ist 
hierbei eine ausreichende Vor­
bereitung des Ausbilders. Er­
folgt der Unterricht in einem 
Betrieb, so kann er zum Bei­
spiel bei der Sicherheitsfach­
kraft, der Personalabteilung, 
beim technischen Aufsichts­
beamten oder beim medizini­
schen Dienst herausfinden, ob 
spezielle Themen rur diesen 
Personenkreis not wendig sind. 
sowohl in seiner Themenwah l 
als auch bei der Wahl der Fall­
beispiele soll er sich an den 
Gefahren des Betriebes orien­
tieren. Alltagsnähe ist dabei 
ein wichtiger Gesichtspunkt. 



Die Teilnehmen.ahl des Erste-Hilre-Trainings soll höchstens zwanzig Personen betr~lgen. 

Deshalb sollen die Ziele und 
die zu erarbeitenden Erste-Hil­
fe-Informationen in allen Pha­
sen des Erste-Hilfe-Trainings 
• verknüpft sein mit dem, was 

die Teilnehmer an Erfahrun­
gen einbringen; 

* bezogen sein auf das. was sie 
als Probleme, Hilfsmöglich­
keiten oder Ängste begrei­
fen oder auch nicht begrei­
fen; 

• bezogen sein auf das, was sie 
tun oder auch nicht tun wol­
len. 

Vor dem Unterricht muß der 
Ausbilder wissen, wie Ersthel­
fer in dem Betrieb. in dem er 
ausbildet, erreicht werden 
können; ob es Betriebssanitä­
ter gibt, wie der betriebsinter­
ne Notruf organisiert ist und ob 
Sanitätsräume zur Verfügung 
stehen, ob spezielle Erste-Hil­
fe-Materialien zur Verfügung 
stehen, wobei es nicht zu den 
Aufgaben des Ausbilders 
gehört, über spezi fische Ge­
fahren des Betriebs zu infor­
mieren. 

Zum Lehrgangsabschluß 
empfiehlt sich die realistische 
Darstellung eines Betriebsun­
falles. So wurde in einer Er­
probungsphase des Erste-Hil­
fe-Trainings durch den MHD 
mit der Leitstelle eines betei­
ligten Betriebes abgespro­
chen, daß im Verlauf des Erste­
Hilfe-Trainings em Notruf 
aunaufen wird. Die Teilneh­
mer mußten den Notruf real 
absetzen und den Sanitäts­
dienst in den dargestellten Un­
fall einweisen. 

Das ÜlM!n der Maßnahmen wird auch beim Erste-Hilfe-Training grollgeschrieben. ----

Ergebnisse der Probephase 

Ein halbes Jahr lang wurde 
das Erste-Hilfe-Trainingdurch 
den Malteser-Hilfsdienst in 
der Diözese Paderborn er­
probt. Die Möglichkeit, spezi­
elle Zielgruppen anzuspre­
chen, wurde für sehr gut be­
funden und dementsprechend 
genutzt (Elektriker der Deut­
schen Bundespost, Kinder­
gärt neri nnen/Erzieheri nnen, 
pnegekräfte der Altenpnege, 
Büroangestellte und Arbeiter 
metallverarbeitender Betrie­
be). Bei der Themenwahl wur­
den zielgruppenorientierte 
Schwerpunkte gesetzt: Die Er­
zieherinnen konnten mehr zu 
leichten Blutungen und zur 
Wundversorgung erfahren, die 
Reanimation von Kindern 
wurde geübt. Bei den Alten­
pnegerinnen standen vor al­
lem Maßnahmen bei Schädel­
verletzungen, Apoplex, Herz­
infarkt und Frakturen im Vor­
dergrund. 

In der Erprobungsphase 
wurden folgende weitere Er­
fahrungen gemacht: 
• Die Teilnehmer waren zum 

Teil so begeistert, daß sie 
kurzfristig Wiederholungen 
wünschten. 

* Die Konzentration aufweni­
ge, wiChtige Themen ermög­
lichte den Teilnehmern eine 
intensivere Mitarbeit. 

• Die Teilnehmer fühlten sich 
gefordert, da intensives Mit­
machen und Arbeiten nötig 
war. 

• Auch die Motivation der 
Ausbilder stieg. da die moti­
vierten Teilnehmer höhere 
Anforderungen an den Aus­
bilder stellten. 

• Selbst in Gruppen. in denen 
sich die Teilnehmer zuvor 
nicht kannten, kam ein 
Gruppenprozeß in Gang. 
Eine "Muß-Stimmung" 
wurde vermieden und Ein­
zelheiten wurden bedeut­
sam. 
Im Gegensatz zu den übli­

chen Erste-Hilfe-Kursen wur­
de in der Erprobungsphase 
festgestellt, daß der Ausbilder 
eine vollkommen neue Rolle 
einnimmt: Er ist nicht mehr 
Lehrender, sondern vielmehr 
Partner der Kursteilnehmer. 
Darauf sollte ersieh einstellen. 

Jörg Greis 
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I Deldscher Feuerwehnerband 

Im Mittelpunkt der Dele­
gienen versammlung des 
Deutschen Feuerwehrverban­
des am 23.124. Oktober 1992 
in der thüringischen Univer­
sitätsstadt Ilmcnau Manden 
Fragen Lur Neu>trukturierung 
des Zivilschutles und die be­
kannt gewordenen Planungen 
der THW-Leitung. Die eu­
Slfukturicrung des Zivil­
schutzes ist nach Auffassung 
de~ Deut'tchen Feuerwehrver­
bandes seit Monaten überfal­
lig. nachdem sich die äußere 
Bedrohung durch die deutsche 
Einheit und den Zusammen­
bruch des Wa"chauer Paktes 
gänzlich veränderte und dar­
au, resultierend frühere Struk­
turen teilweise überflüssig ge­
worden sind. 

Fraktionen eingeladen -
Feuerwehren brüskiert 

Im Juli d. J. wurden von Prä­
sident Struve die Fraktions­
vorsitLcnden der im Deut­
schen Bundestag vertretenen 
Fraktionen/Gruppen LUr Dele­
gienenversanlln)ung eingela­
den. Die Delegiertenver­
sammlung wertete es als eine 
nicht hinnehmbare Brüskic­
rung aller Feuerwehren. daß 
weder ein Mitglied der jewei­
ligen Fraktion,führung noch 
ein Sachkundiger der Fraktion 
aus dem Innen- oder Haus­
haltsau"chuß des Bundesta­
ges der Einladung folgte. Die 
FDP unu SPD schickten Ver­
treter aus dem örtlichen Wahl­
kreis, die zur anstehenden 
Thematik ,achunkundig wa­
ren. Der Vertreter der 
CDU/CSU kam mit der Be­
gründung verkehrstechnischer 
Schwierigkeiten erst nach Ta­
gungsende in Jlmcnau an. 

Zivilschutz im Wandel 
Möglichkeiten einer Neukonzeption 

Prlisident Struve führte in 
der Eröffnung aus: "Wir sind 
der Meinung, daß man beim 
Bund längst hätte überlegen 
müssen, wie es bei der verän­
derten Bedrohungslage mit 
dem Zivilschutz künftig kon­
kret weitergehen soll. Es stellt 
sich die Frage, ob das. was 
über Jahrlehnte gemacht wur­
de. auch unler veränderten Be­
dingungen noch richtig ist. 
Dieses führte im Juli im Vor­
stand zu den Überlegungen, 
die Verantwortlichen der Frak­
tionen zu bitten, der heutigen 
Versammlung zu erläutern, 
wie man die künftige Struktur 
des Zivil- und erweiterten Ka­
tastrophenschutzes sieht und 
was die Fraktionen planen. 

Ich habe darum gebeten, 
heute auch Fragen zu beant­
worten. um Ihnen, meine Ka­
meradinnen und Kameraden, 
die Sie als Führungskräfte 
draußen für die Allgemeinheit 
wirken. zu sagen, mit welcher 
politischen Vorstellung, mit 
welcher UnterMützung Sie 
rechnen können. 

Die Fraktioncn der 
CDUICSU, FDP und SPD sag­
ten eine Teilnahme zu. Vorn 
Bündnis 90/Die Grünen kam 
eine zeitlich begründete Ent­
schuldigung, die PDSILL mel­
dete sich nicht. Ich stelle hier 
jetzt fest. daß bisher nur je ein 
Veltreter der FDP und SPD er­
schienen ist und der Vertreter 
der CDU/CSU noch fehlt. 

Die Feuerwehren und ich 
sind von dem Verhalten der im 
Bundestag vertretenen Partei­
en bitter berührt und ent­
täuscht. Ich muß die Frage stei­
len: Gibt es im Grunde ge­
nommen viel wichtigere Ter­
mine, als einmal und erstmal ig 
in der Nachkriegszeit vor der 
Bundesversammlung einer 
Organisation mit 1,4 Millio­
nen aktiven Mitbürgern zu 
sprechen? Welchen Stellen­
wert hat eigentlich für die Po­
litik noch der ehrenamtlich 
helfende Bürger? 

Umso mehr freuen wir uns, 
daß Herr Professor Dr. Schnitt­
lerfürdie FDP-Fraktion zu uns 
gekommen ist. Für die SPD-

40. Delegiertenversammlung 
des 

DeutSChen Feuerwehrverbandes 
vom 23. bIS 24 Okt. 1992 in IImenau Thur. 

Blick auf den Vorsl:lIldSlisch in IImen :1U (v. rechts): DFV-Priisident 
Stru\'e und die Vizepräsidenten Englerth. ßinai. Uriiunig und Steuer. 

(Folo: I-I ornung) 
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Fraktion darf ich Sie, Frau 
G leickc. als örtliche Wahl­
kreisabgeordnete recht herz­
lich begrüßen." 

Stand einer 
Neustrukturlerung 

Vizepräsident Englerth, als 
für Zivil-/Katastrophenschutz 
im Vorstand Verantwortlicher, 
gab zum gegenwärtigen Stand 
der Neustrukturierung des Zi­
vi lschutzes nachfolgenden Be­
richt: .. Die vergangenen vier 
Jahrzehnte im Zivilschutz sind 
gekenn,eichnet durch ständi­
ge Diskussionen zwischen 
dem Bund, den Ländern, den 
Kommunalen Spitzenverbän­
den und den im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organi­
sationen, wobei sich ausge­
hend vom jeweiligen Diskus­
sionsanlaß die Beteiligten LU 
unterschiedlichen Interessen­
blocks LUsammenschlossen. 

In der deutschen Sicher­
heitspolitik kam es durch die 
Wiederherstellung der deut­
schen Einheit und die Aunö­
sung des Warschauer Paktes zu 
einer unerwal1elen Wende. 
Seit Anfang 1990 g ibt es im 
politischen Raum und bei den 
Organisationen weitgehende 
Übereinstimmung, daß der 
heutigen Bedrohungslage an­
gepaßt auch der Zivilschutz zu 
reduzieren bt. Vernünftige 
Maßnahmen waren zu hören. 
Bei der Bundeswehr wurde mit 
der Reduzierung der Soldaten­
stärke auf künftig 370 000 
Mann und durch AbrüslUngs­
maßnahmen bereits die Kon­
sequenz gezogen_ 

Dagegen wird im Zivil­
schut? ?wischen den Behörden 
von Bund und Ländern, KatS­
Organisationen und Kommu-



nalen Spitzenverbänden über 
mögliche Konsequenzen dis­
kutien, ohne daß sich bisher 
ein Ergebnis abzeichnet. Die 
Fronten scheinen derzeit un­
überbrückbar verhänet zu 
sein. Der Bund betreibt eine 
Taktik, die alle Beteiligten 
schockien und mißmutig 
stimmt. Zwischenzeitlich ma­
chen sich in diesem Zusam­
menhang auch verschiedene 
politische Standpunkte für den 
Ziv ilschutz negativ bemerk­
bar. Hatte der Zivi lschutz 
schon in den vergangenen 
Jahrzehnten in der Bevölke­
rung wenig Akzeptanz. wird 
dieses unter den veränderten 
Bedingungen nicht besser. Er­
gänzt wird dieses durch Vor­
gänge auf Bundesebene, die 
eine Plattform für eine große 
Politik- und Stamsverdrossen­
heit sein könnten. 

Wie könnte es 
weitergehen? 

Der Deutsche Fcucrwehr­
verband nennt hierfür fo lgen­
de Punkte: 
* Im Zusammenhang mit ei­

ner eustrukturierung des 
Zivilschutzes ist eine Lage­
analyse erforderlich. 

* Der derzeitige Zivilschutzl­
erweitene KatS hat überhol­
te Strukturen und muß über­
arbeitet werden. 

* Die bisherigen teils hinderli­
chen Trennungen zwischen 
Katastrophen.chutz und Zi­
vi lschutzlerweitcrter KatS 
sind nicht länger venrctbar. 
Diese "Zweiklassengesell­
schaft" ist zu beseitigen. 

* Künftige europäische Ge­
sichtspunkte sind bei der 
Ncustrukturierung ein7ube-
7iehen. 

* Die bisherige BMI-Position 
"Zurückhaltung gegenüber 
in der EG anstehenden KatS­
Fragen" ist auflugeben. Wer 
sich in Verhandlungen auf 
EG-Ebene nicht aktiv betei­
I igt. kann später nur noch 
vollziehen. 

* Bei der Neu~trukturierung 
des Zivilschutles sind be­
sondere friedenszeitliehe 
Gefahrenlagen zu berück­
sichtigen; z. B. auch mögli­
che terroristische Anschlä­
ge, auch mit chemischen 
Waffen. 

* Eine Neustrukturierung darf 
nicht 7U einem Funktions­
klau werden und nicht nur IU 

einer Ressourcensicherung. 
* Eine Neustrukturierung muß 

realistisch volllogen werden 
und nicht als Etiketten­
schwindel. 

VorsChläge und 
Forderungen 

I. Zur Anpassung an die 
veränderte internationale Si­
cherheitslage ist die bisherige 
Konzeption des Zivilschutzes 
zu überprüfen und unter 
Berücksichtigung der Risiko­
faktoren neu zu bewerten. 

2. Der Bundesverband für 
den Selbstschutl mit jährli­
chen Kosten von rund 70 Mil­
lionen DM könnte eingespan 
werden. Der DFV erkennt kei­
ne Kosteneinsparungen darin, 
wenn im BVS ab 1993dieZahi 
der Hauptamtlichen um Lirka 
200 Stellen auf rund 500 redu­
zien wird und diese Stellen 
dem THW zugeschrieben wer­
den. Es ist lediglich eine Ver­
schiebung von Stellen bei 
gleichbleibend hohen Kosten 
im Haushalt. Im BVS be.teht 
danach ein Helferverhältnis, 
daß auf je vier Ehrenamtliche 
ein Hauptamtlicher kommt! 
Die ehrenamtlichen Aktiven in 
den Feuerwehren nehmen un­
gläubig zur Kenntnis, daß die 
rund 2000 Ehrenamtlichen des 
BVS Im Bundesdurchschnitt 
für nicht erkennbare außer­
dienstliche Tätigkeiten eine 
monatliche Aufwandsentschä­
digung in Höhe von bis lU lir­
ka 300 DM erha lten. 

3. Die Bundesanstalt Tech­
nisches Hilfswerk mit einem 
derzeit jährlichen Ansatz im 
Rlindeshallc.:;halt von c.:;ch;iI­
zungsweise 180-200 Millio­
nen DM könnte aufgrund der 
zwischenzeitlich geringeren 
äußeren Bedrohungslage und 
den damit entfallenen V-Fall­
bedingten Aufgaben erheblich 
reduziert werden. Der im 
Herbst im Bundestag in erster 
Lesung behandelte Bundes­
haushaltsplan 1993 enthält 
eine nicht begrUndbare und 
nicht hinnehmbare Bevortei­
lung des THW im Vergleich zu 
den anderen Fachdiensten des 
erweiterten KatS. Hierfür als 
Beispiele: 

Für Neubeschaffung von 
Fahrzeugen des THW (im 
KatS) beträgt 1993 die MitteI­
erhöhung gegenüber 1992 ca. 
75 %. Dagegen wurde der An­
satz bei den anderen Fachdien­
sten um ca. 61 % gekürzt. 

für Ausstattung/Dienstklei­
dung des THW (im KatS) be­
trägt 1993 die Mittelerhöhung 
gegenüber 1992 ca. 9.2 %. Da­
gegen wurde der Ansatz bei 
den anderen Fachdiensten um 
ca. 25 % gekürzt. 

4. Bemerkenswen ist für 
uns, daß der Bundesinnenmi­
nister für den Haushalt 1993 
für das THW 302,5 zusätzliche 
Stellen für Hauptamtliche be­
antragte. der Bundesfinanzmi­
nister diesen Antrag aber ver­
antwonungsbewußt ablehnte, 
so daß im Haushaltsentwurf 
1993 nach wie vor 690 haupt­
amtliche Stellen für das THW 
enthalten sind. In den letzten 
Tagen wurde bekannt, daß die 
Prüfgruppe des BMI durch 
eine ürgHnisationsüberprü­
fung des THW festgestellt ha­
ben soll , daß im THW zur sinn­
vollen Aufgabenerledigung 
500-580 zusätzliche Stellen 
für Hauptamtlicheerforderlich 
wären. Insbesondere wird die­
ses mit den GUS-Transponen 
und zunehmenden Auslands­
einsätzen begründet. Es bleibt 
ab/uwanen, was das BMI 
hieraus ableiten wird. 

5. Der Bundestags-Innen­
ausschuß beschloß am 3. Juni 
1992 die Verselbständigung 
der Bundesanstalt THW, so­
fern dieses kostenneutral mög­
lich ist. Dem hierzu zwi­
schenzeit lich vorliegenden 
Bericht des Bundesinnenmini­
Mers ist zu entnehmen, daßdie­
se Voraussetzung nicht erfüllt 
wird. da laut Bericht minde­
stens 13 weitere Planstellen für 
Hauptamtliche in der inneren 
Verwaltung mit der Verselb­
ständigung erforderlich wer­
den. Dieses entspricht jährli­
chen Mehrkosten für Personal 
in Höhe von etwa I Million 
DM. Aus diesem Grunde ver­
mutet der DFV, daß der Innen­
ausschuß in den nächsten Ta­
gen der vorgesehenen Ver­
selbständ igung nicht zustim­
men kann. 

6. Die privatrechtliehe 
TH W - Bundeshel ferverei n i-

gu ng e. V. erhält laut Bundes­
haushaltsplan 1993 einen För­
derbetrag in Höhe von DM 
816000; davon DM 650000 
zur Projektförderung für den 
pnvatrechtlichen THW-Ju­
gendverband e. V. (entspricht 
jährlich pro Jugendlichen ca. 
DM 180). Die Ausrüstung für 
die Jugend lichen wird ander­
weitig finanziert. Hierin liegt 
ellle nicht vertretbare bzw. 
nicht begründbare Ungleich­
behandlung der anderen 
gleichanigen im KatSG veran­
kenen Verbände/Organisatio­
nen und deren Jugendverbän­
dei-organisationen. Der DFV 
forden eine Gleichbehand­
lung; gleich auch, wie diese 
hergestellt wird. 

7. Bei einer Änderung der 
Strukturen im Zivilschutz ist 
anluMreben, den derzeitig auf­
wendigen Verwaltungsauf­
wand im Bund und in den Län­
dern erheblich zu reduzieren." 

So plant das THW mit 
"THW-2000" 

13 u ndesgeschä fts fü hrer 
Voßmeier gab vor der Dele­
gienenversammlung 1992 
zum "THW-2ooo" folgenden 
aktuellen Sachstandsbericht: 

,.Durch eine Pressemittei­
lung des Deutschen Feuer­
wehrverbandes vom 2. Juni 
1992 wurde der Öffentlichkeit 
das Konzept ,THW-2ooo · in 
der Fassung vom 22. 8. 1991 
mit seinen Auswirkungen be­
kannt. Auf die Auswirkungen 
ging der DFV in seiner ver­
breiteten Studie vom 29. 5. 
1992 ausführlich ei n. 

ach Monaten der Mei­
nungsverschiedenheiten wur­
de von taatssekretär Neusei 
mit Schreiben vom 25. Sep­
tember 1992 ein gemeinsames 
Gespräch mit der BMI-Fach­
abteilung und der THW-Lei­
tung anboten, welches wenige 
Tage später am 9. 10. 92 im 
BMI stattfand. Es folgten am 
12. und 14. 10. 1992 Ge­
spräche zwischen dem THW 
und dem DFV, worin die 
THW-Leitung ihre Planungen 
mit dem Konzept ,THW-2ooo' 
erläuterte. Er/üwerullgell ::'UI1I 
gesamten Bereich der derzeit;· 
gell und der kü"ftigen Ausst(lf­
ltmg wurden l'enveigerr. 
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Aufgrund der in den Infor­
mat ionsgesprächen von der 
THW-Leitung genannten Pla­
nungszahlen hat der DFV sei­
ne Studie vom 29. 5. 1992 ak­
tualb ie rt und mit Stand 20. 10. 
1992 den DFV-Gremien zur 
Verfügung ges te I It. 

Verwirrende Darstellungen 

Zum Kon/ept ,THW-2ooo ' 
ist es notwendig darauf hinzu­
weisen, daß die Planungen des 
THW dertei t nur auf Bundes­
ebene laufen und somit Lur 
Zeit weder in den Ländern 
noch vor Ort Auswirkungen 
zeigen. Es handelt sich um Pla­
nungen der THW-Leitung, die 
womöglich erst in e inigen Jah­
ren an der Basis bemerkbar 
werden. 

Es ist notwendig darauf auf­
merksam I U machen, daß die 
bisherigen 7U diesem Kom­
plex von der Bundesregierung 
abgegebenen Stellungnahmen 
zum Teil unzutreffend sind. 
Die vom ßundesinnenminislC­
rium und daraufilin auch von 
zahl re ichen Bundestagsabge­
ordneten in zahlreichen Brie­
fen fast wort gle ich gegebenen 
Auskü nfte erzeugen bei den 
Lesern beim Vergleich mit den 
DFV-Stellungnahmen eine 10-
tale Verwirrung. Dieses des­
halb, da die Inhalte der BMI­
Schreiben vom Kern der Pro­
blemati k ablenken, in den 
Aussagen ,Zahlenspielereien' 
enthalten , ind sowie aus dem 
Zusammenhang gerissene 
Da" tellungen. Der Bund ver­
sucht mi t a llen Mitteln, die 
Wahrhei t lum ,THW-2ooo' 
nicht bestätigen zu müssen. 

Bisheriger Stellenwert 
des ,THW-2000' 

Der wirkliche anfangliehe 
Ste llenwert des Konzeptes 
,THW-2ooo' (Stand 22. 8. 9 1) 
geht aus dem Schreiben des 
THW-Direktors vom 15. 10. 
199 1 unmißverständl ich her­
vor; nämlich: 

,Das Ergebnis dieser von allen 
maßgeblichen Ste llen im 
THW mi tgetragenen Überle­
gungen hat ein 
• planerbches Elldstat/ium er­
reicht. welches sowohl als 
rund wuJ schlüssig, als uuchfl-

1/{1II ,;}ell dllrchflihrbar gelten 
kann .' 
,Ich bitte, das Kon/ept 
• nicht als Diskussiollsgrund­
lage zu verstehen. sondern als 
abschließende Fassung unse­
rer gemeinsamen Zielvorstel­
lungen. ' 

Der geplante zeitl iche Rah­
men l ur Umsetzung des 
,THW-2ooo' geht aus e inem 
Schreiben des THW-Direktors 
vom Mürz 1992 an das THW-

RW hervor, wo es lautet: 
,Das Neukonzept »THW-
2000« wird wohl kaum vor 
1995 realisiert werden. Bis da­
hin arbeitet das THW weiter 
auf der Basis der bisherigen an­
erkannten Grundlagen, insbe­
sondere der STAN von 1980.' 

Diese Feststellungen der 
THW-Leitung sind jetzt im 
Wissen um die offi zielle 
THW-Strategie noch bedeut­
samer anl usehen. weil näm­
lich der Tex t des Konzeptes be­
wußt so abgefaßt wurde, daß 
den Empfa ngern keine Hoch­
rechnung der gepl anten THW­
Strukturen ermög licht werden 
soll. Für e ine dem Bundesin­
nenminister unterstehende 
Bundesbehörde e ine Unglaub­
lichkei t. 

Bedeutung von Angaben 

Bedeutsam für künftige 
Schlußfo lgerungen ist auch 
die Aussage der THW-Lei­
tung, daß die vom Bundesin­
nenmini sterium und derTHW­
Leitung 7um Ausslattungsum­
fang verschiedentlich genann­
ten Zahlen der jeweilige" Fra­
ge eil/sprechend l usammenge­
stellt werden; 
- mal entsprechend dem Auf­

ste ll ungstand-I ST, 
- mal e inschließlich dem bi s 

1995/97 genehmigten ,Auf­
bau Ost' 

- oder in Form der Zusam­
menfassung verschiedener 
Fahrzeugtypen als Antwort 
LU einer besti mmten Fahr­
zeugart. 

,Zahlenspielereien' 

Die für dell DFV er­
schreckende Erkenntnis dieser 
Aussagen ist, daß es sich of­
fensichtlich bei Antworten des 
8 undes i nnen m i n iSleri u ms 
vielfach um angepaßte Zahlen 
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handelt. Durch die Ausflihrun ­
gen der THW-Leitung sieht 
sich der DFV hinsichtlich ei­
ner ge7ielten Irreführung der 
Empfanger de; Konzeptes 
,T HW-2ooo' bestätigt. In der 
DFV-SlUdie vom 29. 5. 92 ist 
in diesem Zusammenhang u. a. 
I U lesen: 

,Die verschiedenen THW­
Unterlagen lesen sich im er­
sten Augenblick sehr »schlüs­
sig« und in manchen Punkten 
als »se l b~t versttindl jc h ~(. Erst 
bei genauem Studium der sich 
crgänLcnden unterschiedl i­
chen Unterlagen wird deutlich, 
daß vom THW eine bundes­
weite kostenintensive Struk­
luriinderung geplant wi rd, eine 
fl ächendeckende Ausdehnung 
der Bundesanstalt Techni sches 
Hilfswerk in allen Kreisen/ 
kre i ~ fre i e n Städten aller Bun­
des länder '. 

Der vom DFV und THW ge­
meinsam unterzeichnete Ge­
sprächsvermerk vom 14. 10. 
92 beinhalte t hie rzu als THW­
Erklärung: ,Das Konzept 
»THW-2000« wurde als Kurz­
fass ung (Stand 22. 8. 9 1) an die 
haupt- und ehrenamtlichen 
Flihrungskräfte des THW 
übersandt mit dem Ziel, diese 
über die konzeptionellen 
Grundzüge einer Neustruktu­
rierung zu infonnieren. Das 
Konzept »THW-2ooo« mit 
Stand 22. 8. 1991 ist somit die 
Ku rzfassung einer Planung der 
THW-Leitung vom März 
199 1. Die Kriterien für e ine 
künftige Stärkefestlegung 
wurden darin so dargestellt , 
daß es den THW-Or/sl'erbän­
den nichr direkt ermöglicht 
!I'ure/e, eigene Bedolf \·zohlen 
::' 11 ermilIellJ : 

Neuer Planungsstand 

Die für den DFV wichtig­
Men Erkenntni sse aus den Ge­
sprächen mit der THW-Lei­
tung am 12./ 14. 10.92 sind, 
• daß dem DFV keine falsche 
Auswertung des ,THW-2ooo' 
in der Fassung vom 22. 8. 199 1 
nachgewiesen werden konnte, 
daß seine Auswenungen nach 
dieser Fassung richtig sind ; 
• daß die THW-Leitung ihre 
e rläuterten Planungszahlen 
nach einem Konzpet vom 
März 199 1 (also einer früheren 
Fassung) begründete; 

• daß die von der THW-Lei­
tung genannten Planungszah­
len, d ie von der Fassung 22. 8. 
9 1 abweichen, L U Ergebnissen 
führen, die \'on der e rsten 
DFV-Hochrechnung (29. 5. 
92) abweichen müssen; 
• daß das verschickte Konzept 
laut THW bewußt so abgefaßt 
wurde, daß den Empfängern 
keine Hochrechnung der ge­
planten THW-Stmkturen er­
mögliCht werden soll ; 
• daß laut THW-Leitung durch 
di e textliche Fassung des Kon­
zeptes verhindert werden soll , 
daß die THW-Ortsverbände 
ihren künftigen Ausstattungs­
umfang selber e rrechnen kön­
nen und die~en dann gegen­
über der THW-Leitung gel­
tend machen: 
• daß alle Empninger des 
,THW-2ooo' die tatsächlichen 
gepl anten Strukturen bewußt 
nicht e rkennen sollten ; 
• daß die THW-Leitung sich 
weigen. Auskünfte zum Um­
fang der derleitigen Ausstat­
tung im THW und zum künfti ­
gen Ausstattungsumfang nach 
den neuen STAN-Entwürfen 
des ,THW-2ooo' zu machen; 
• daß die THW-Leitung nach 
eigenen Angaben die finan zi­
e llen Auswirkungen des dem 
DFV am 14. 10. 92 vorgetra­
genen Konzeptes ,THW-2ooo' 
noch nicht hochgerechnet hat ; 
• daß sich die THW-Leitung in 
den Gesprächen mit dem DFV 
außers tande sah, die in der 
Ant wort der Bundesregierung 
vom 17. 8. 1992 genannten 
AusMattungs/.ahlen l U erläu­
tern. 

Angaben zu Helferzahlen 

Die vom THW und BM I ge­
nannten Helfe rzahlen tragen 
nicht Zur Klarheit über die 
wirklichen Zahlen bei. ß eide 
geben HeiferlA1 hlen an mit der 
Textangabe ,akti ve' und ver­
binden damit nur die Einfach­
besetzung ( 100 %) der STA -
Plälte. Die 50 %ige Helferre­
serve ist in diesen Zahlenanga­
ben nicht enthalten. Des wei­
teren verwenden beide Stellen 
vielfac h die Bezeichnung 
,STAN-SolI ' , womit die Sum­
me des gegenwänigen Auf­
stellungsstandes einschließ­
lich des gesamten genehmig-



ten ,Aufbau Ost' und aller als 
Aufstellungs-Soll vorgesehe­
nen Einheiten gemeint ist. 

Diese Rechenan zur Helfer­
zahl ist teilweise der Grund flir 
Aussagen des THW und BMI, 
warum die gemäß ,THW-
2000' benötigten Helferzahlen 
entweder geringer oder nur un­
bedeutend höher sind. Der 
DFV geht bei den Helferzah­
len von der Gesamtsumme der 
Einsatzkräfte aus, nämlich den 
vom THW betitelten, ,aktiven 
Helfern ' und den ,Reservehel­
fern ', 

Finanzielle Folgen 

Anhand der Erläuterungen 
derTHW-Leitung vom 14. 10. 
92 hat der DFV diese offiziel­
len THW-Planungen hinsicht­
lich der finanziellen Auswir­
kungen ausgewenet und 
kommt zum Ergebnis, daß die 
künftige THW-Struktur 
• zusätzliche Investitionen 
miuelfristig in Höhe von etwa 
I, I Milliarden DM für Aus­
stattungen und Liegenschaften 
erforden; 
• jährliche Mehrausgaben in 
Höhe von rund 72 Mio. DM für 
Unterhaltungskosten im THW 
(Kostenerhöhung von rund 30 
Prozent) erforden; 
• eine Erhöhung der Helfer­
zahlen in den STAN des THW 
der ,KatS-Einheiten' und orga­
nisationseigenen Einheiten auf 
rund 80100 Helfer zur Folge 
hat: 
somit 
- gegenüber gültiger ver­
gleichbarer STAN eine Er­
höhung um rund 60 Prozent, 
- unter Berücksichtigung von 
rund 8500 Helfern einer nicht 
STAN-gemäßen Reserve eine 
Erhöhung um rund 31 Prozent; 
• die Aufstockung der STAN­
mäßigen THW-A usstaUung 
auf rund 8900 Fahrzeuge/ An­
hänger (Erhöhung um rund 
106 % gegenüber derzeitiger 
STA -Ausstattung) bewirkt. 

Hierbei ist daraufhinzlIwei­
sen, daß vom DFV nur das 
STAN-mäßige Aufstellungs­
IST der derleitigen Fachdien­
ste des THW berücksichtigt 
werden konnte, da die THW­
Leitung eine Erläuterung zur 
Ausstattung am 14. 10.92 ab­
lehnte. Vom DFV wurden auch 
keine Ausstattungen betiick-

sichtigt. die lediglich als soge­
nannte Platzhalter dienen, um 
ggf. nach kürzerer Zeit den 
Anspruch füreine schnelle und 
technisch andere Ersatzbe­
schaffung zu rechtfenigen. 
Dem DFV ist bekannt, daß der­
anige Verfahrensweisen auch 
im Bundesfinan l ministcriurn 
bekannt sind und nicht gebi l­
ligt werden. 

Stellenwert von Aussagen 

Es stellt sich ernsthaft die 
Frage nach dem Stellen wen 
der bisherigen Behauptungen 
des THW und des Bundesin­
nenministeriums zu den Be­
rechnungen des DFV, die da 
sinngemäß lauten 
- daß die Helfer13hlen im 

THW nicht steigen, sondern 
gesenkt werden? 

- daß die Ausstattung im 
THW nicht nennenswen 
vergrößert wird? 
Das Bundesi nnenministeri­

um muß sich fragen lassen, 
• ob es weiterhin bei den bis­
herigen ausweichenden Aus­
sagen zum ,THW-2000' 
bleibt, oder 
• ob es sich nun zur Erfüllung 
der DFV-Forderung ent­
schließt, das Konzept ,THW-
2000' 
- sowohl in der verteilten Fas­

sung vom 22. 8. 1991 
- wie auch in der am 14. 10. 

1992 von der THW-Leitung 
erläutenen Fassung 

offiziell aus dem Verkehr zu 
ziehen. Das THW untersteht 
verantwonlich dem Bundesin­
nenminister. 

An dieser Stelle wird erin­
nen an die Prüfmilteilungen 
des Bundesrechnungshofes im 
,THW-Prüfbericht ' vom 29. 3. 
88, die bisher im Bundestag 
noch nicht beraten wurden. 
Ein etwas merkwürdiger Sach­
verhalt. 

Die THW-Erläuterungen 
vom 14. 10. 92 beinhalten in 
den wichtigen Grundstruktu­
ren grundlegende Abweichun­
gen vom ,THW-2000'/Fas­
sung 22. 8. 91, sodaß sich ein 
anderes/ein neu es THW-Kon­
zept ergibt. 

Fragen 

In Kenntnis der Planungs­
vorhaben und der sonstigen 

das THW betreffenden Ent­
wicklungen sind in der Öffent­
lichkeit erneut folgende Fra­
gen zu stellen: 

I. Da das THW keine frie­
densmäßigen Aufgaben auf­
grund eigener Zuständigkeiten 
hat und insbesondere vor dem 
Hintergrund 
• dringend notwendiger Ein­
sparungen im Bundeshaushalt, 
• einer sparsamen und effekti ­
ven Verwendung der Staatsfi­
!lanzen 
wäre zu prüfen, ob das THW 
in der derzeitigen Form noch 
weiterhin bestehen muß, ob es 
weiterhin unverzichtbar ist. 

Anmerkung: Was fiir die 
Bundeswehr richtig iSI, kllllll 
sinngemäß fUr das THW n;cht 
falsch sein! 

2. Es scheint kaum noch be­
gründbar zu sei n, die Bundes­
anstalt TH W insbesondere für 
staatliche Verpflichtungen bei 
der humanitären technischen 
Hilfeleistung im Ausland vor­
zuhalten. wenn diese Leistun­
gen auch \'on der Bundeswehr. 
die sich derleit in Richtung 
neuer Aufgaben orientien, mit 
übernommen werden können, 
ohne daß dem Staat dabei nen­
nenswene zusätzliche Vorhal­
tekosten entstehen. 

In den Gesprächen mit der 
THW-Leitung verwies der 
DFV auf das Konzept, ,THW-
2000', wo unter ,Positionsbe­
st immung ' nach der Lesan des 
Textes ,Technische Leistungen 
der Feuerwehr sind unter 
»Brandschutzdienst« zu sub­
summieren' zu verstehen ist, 
daß dasTHW nach Umsetzung 
des ,THW-2000' mit den dann 
vorhandenen technischen 
Ausstattungen anstrebt. die 
nach den Brandschutzgesetzen 
der Länder zum Aufgabenbe­
reich der Feuerwchren 
gehörende Technische Hilfe 
ganz oder teilweise zu über­
nehmen. soweit dieses nicht 
mit den für den Brandschutz 
bestimmten Fahrzeugen gelei­
stet werden kann. Auch ande­
re TextsteIlen im ,THW-2000' 
untermauern diese Annahme. 

Für den DFV unbefriedi­
gend war hierzu die Erklärung 
der THW-Leitung: Sie erläu­
tene, daß diese Annahme in 
keiner Weise eine Planung der 

THW-Leitung sei. Diese 
Textaussage müsse gesehen 
werden vor dem Hintergrund 
eines Strukturvorschlages des 
Landes NRW vom Frühjahr 
1991 zur Neukonzeption des 
crweitenen KatS, wonach es 
künftig nur noch zwei Fach­
dienstblocks gibt, nämlich 
,Brandschutz' und ,Sanitäts­
dienst'. Nach den NRW-Vor­
stellungen gehöre der ganze 
Bereich des Bergungsdienstes 
künftig mit zum Aufgabenbe­
reich der Feuerwehren. Der 
Hinweis unter ,Positionsbe­
stimmung' im ,THW-2000' sei 
zu verstehen nach der Aufga­
benfestlegung für das THW 
gem. § 4 KatSG und § 2 THW­
HelfRG, wonach der Ber­
gungsdienst ausschließlich 
Aufgabe des THW sei; nur 
hierum gehe es. 

Forderung des DFV 

Der Deutsche Feuerwehr­
verband forden das Bundesin­
ncnministerium und die mit 
der Thematik befaßten Gremi­
en des Deutschen Bundestages 
auf, dieser Entwicklung Ein­
halt zu bieten. 

Die in dieser aktualisienen 
Studie erläutenen finanziellen 
Auswirkungen der Planungen 
der THW-Leitung sind weder 
erforderlich noch verantwon­
bar. 

Der DFV erwanet ein 
klärendes Gespräch mit den 
politisch Verantwonlichen des 
Bundes," 

FDP-Fraktion 

Der FDP-Abgeordnete Prof. 
Christoph Schnittier fühne na­
mens der FDP-Fraktion des 
Bundestages zum Themenbe­
reich des Zivilschutzes u. 3. 

aus: 
"Die übergeordnete Proble­

matik des Zivilschutzes und 
des erweitenen Katastrophen­
schutzes ist von kompliziener 
Natur. Eine Neubestimmung 
seiner Aufgaben und seiner 
Strukturen nach Wegfall der 
Ost-West-Konfrontation ist 
gewiß notwendig. Aber auch 
wenn das nicht überall gern 
gehön wird: Ihn überhaupt in 
Frage zu stellen hielten wir für 
töricht - für ebenso töricht wie 
die voreiligen Stimmen, die 
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plöt7lich den Verfa»ung'­
schull für überflü"ig erkHiren 
wollen. So ,ehr wir uns alle 
darüber freuen. daß ein 
men sc h hc It,bed rohende r 
Krieg ,ehr unwahrscheinlich 
geworden ist : Die Gefahr klei­
ner Kriege ist nicht geringer 
geworden. Im Gegenteil. ~ie 

hat mit der seuchenanig auf­
nackernden Krankheit de, Na­
lionali~mll' cher zugenommen 
- und Saddam Hussein oder 
die Situation in Jugoslawien 
mahnen dllrchau~ lur Be­
dacht;amkell. Jedoch verfol­
gen Sie biue die schwierigen 
Disku"ionen über den Auf­
trag der Bundeswehr heute -
und haben Sie etwas Geduld: 
Der Meinungsbildung'proleß 
iM im Gange, viele müssen da­
bei gehön werden. Und ich 
ven.prechc Ihnen: Auch die 
VOßtellungen des Deutschen 
Feucrwehrverbandc\ werden 
in die Di,ku\'iion eingehen. 

Zu dem Papier ,THW-2000' 
will ich inhaltlich nicht; sagen. 
da es mir auch im Wortlaut 
nicht vorliegt. Ich schlage Ih­
nen jedoch vor. die,es IU­

näch'il als eine Meinungsäuße­
rung unter anderen an.fu'ichen: 
Ich möchte mich jedenfalls erst 
einmal auf diesen Standpunkt 
stellen, wenn ich auch Ihre Be­
fürChtungen damit noch nicht 
Icrslreucn kann. 

Was die finanlielle AUS\lat­
tung (mt Bundesmitteln im 
Sinne des erweiterten Kata­
strophenschutzes betrifft, so 
kann die Feuerwehr nach wie 
vor einen tiberproportionalen 
Anteil beanspruchen - das 
möchte ich ausdrücklich her­
vorheben. Ich darf Ihnen ver­
sichern, daß Frau Albowill als 
Luständige Berichterstauerin 
unoo;ercr Fraktion für den Ein­
lei plan 36 und unser innenpo­
litischer Sprecher. Dr. Hir\ch. 
sich dafür einsetzen werden, 
daß die Feurwehren keine Be­
nachteiligung im Rahmen des 
crweitcncn Kata~trophen­

~chutle!o, hinnehmen mü~~en. 
Die FDP venriu die Mei­

nung, daß das vom Bund allein 
finan/iene Technische Hilfs­
werk durcham, seine eigen­
ständige Aufgaben hat. sich 
aber auch auf diese beschrän­
ken sollte. eben den Aufga­
ben in einern glücklicherweise 
welllge".u befürchtenden Ver-

lcidigungsfalJ sehen wir in er­
ster Linie humanitäre und 
technische Hilfeleistungen im 
Ausland. Solchem Anliegen 
muß ,ich die Bundesrepublik 
ange~ichts der der/eiligen 
Weltlage in lunehmcndem 
Maße stellen, wir mü"en sie 
als wesentlichen Bestandteil 
unserer internationalen Ver­
pnichtungen ,erstehen. Daß 
hierbei möglichemei;e auch 
die Bundeswehr tiitig werden 
kann. ist nicht in Abrede zu 
"ellen. Jedoch scheint uns d" 
eher eine politische als eine 
technisch -organ isatori sehe 
Frage zu sein und diese ist 
natürlich sowohl innen- wie 
außenpolitisch außerordent­
lich ,ensibel und bedarf weite­
rer sorgsamer Diskw."ion, 
durchaus auch mit derOpposi­
(ion. 

Die Auwauung de, Techni­
schen Hilfswerks mit schwe­
rem Bergung,gerät ist häufig 
moderner und umfangreicher 
ab die der önlichen Feuer­
wehren. Es wäre d<lher unver­
antwonlich, das THW auf An­
forderung nicht auch bei Kata­
strophenfallen und Großscha­
denslagcn in Fricdenveiten 
heranzuliehen. Hier muß. 
durchaus bei gewissen Über­
lappungen. eine deutliche Ab­
grenzung der Kompetenten 
und Aufgaben erfolgen. Und 
wir meinen, daß auf dieser 
Grundlage ein fruchtbares. 
Miteinander im Intere~..,e de<; 
Bürge" gefunden werden soll­
te. Das muß möglich >ein. und 
die FDP wird ;ich dafür ein­
setzen. hier/u günl.,tige Vor­
aussetzungen IU schaffen. Sol­
che VOrau\Sel/ungen "-önnen 
nicht in einer umfangreichen. 
den Bunde;haushalt lusätzlich 
belastenden Ausdehnung de; 
Technischen Hilfswerks be;te­
hen. Deshalb ist der Haus­
haltsanSali 1993 für das THW 
entgegen dem Regierungsent­
wurf auf der alten Höhe von 
125.7 Millionen DM gehalten 
worden. wnhrend die Feuer­
wehren 173 Millionen DM an 
investiven Mitteln erhalten 
sollen - mehr ab alle Hilfsor­
ganismionen des erweiterten 
Kala\lrOphen\chutze\ lusam­
men. Ich wei\c freilich 
nochmah darauf hin. daß die 
Gespräche über die Neuord­
nung deI., erweiterten Kat3SlrO-
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phen,chulle, mit Ländern. 
Hilrl.,organi",ationen und kom­
munalen Spitzenverbtinden 
noch nicht abge,chlo"en ,ind 
und wohl auch Zeit brauchen. 

Meine Damen und Herren. 
ich habe wahrscheinlich Ihr In­
formalion\bedürfni.., nicht in 
allen Fragen befriedigen kön­
nen . Das lieglSicherdaran.daß 
ich nicht Mitglied des Innen­
aU\l.,chu\"es bin; aber auch 
daran, daß zu vielen Fragen der 
Mcinung,bildungsprozeß ein­
fach noch nicht abgeschlossen 
ist. Ich hoffe jedoch, im 
GrundloiUt/lichen die Meinung 
der FDP deutlich gemacht IU 

haben ." 

SPD-Fraktion 

Die SPD-Abgeordnete Iris 
Gleicke fiihne namens der 
SPD-Fraktion des Bundesta­
ges lum Themenbereich des 
Zi\il\chutze\ u. a. aus: 

.,Wie Ihnenja sicherlich be­
kannt ist. hat die SPD-Bundes­
tag;fraktion schon seit Jahren 
auf eine eukonzeption der zi­
vilen Vel1eidigung gedrängt. 
Auf Ihre Fmgen. die Sie dieser 
Einladung beigefügt haben. 
will ich im folgenden einge­
hen. Ioioweit es mir als Mitglied 
einer Oppo;itionspanei mög­
lich ist. 

Sie fragen nach der Bedeu­
tung des künftigen Zivil­
schulle">. \Vir sind nach der 
Bewenung der sicherheitspo­
liti,chen Lage der Auffassung, 
daß die Möglichkeit eine, be­
waffneten Angriffs sehr un­
wahrscheinlich geworden ist. 
Allerdings bleiben Risiken be­
..,tehen. die au\ den unvorher­
schbaren Folgen von In\tabl­
lit • .lIen. die in Zeiten ra":lchen 
und tiefgreifenden politischen 
und wimchaftlichen Wandels 
entstehen können. Angesicht; 
des verbleibenden Militärpo­
(entiall., Rußlands sowie mög­
licher Stabilitäsbedrohungen 
au\ außereuropnischen Regjo­
nen muß im Rahmen deI., Kon­
leple.., der Gesamlverteidi­
gung auch die zivile Verteidi­
gung ,elb"verständlich an­
gepaßt an diesen tiefgreifen­
den Entspannungspro/eß -
ihren entsprechenden Stellen­
wert bekommen. 

Sie wi'isen sicherlich auch, 
daß die SPD-Venreter im In-

nenau"chuß den Erwägungen 
des BundesminISters des In­
nern zu den ,Strukturen der Li­
,ifen Verteidigung' am 3. Juni 
1992 ihre grundsälLliche Zu­
\til11l11ung erteilt haben. da die 
don getätigten Ausführungen 
durchauloi kon'ien\ftihig er­
'ichienen. Der Bundesinnen­
minister v.;urde jedoch in die­
~er Sillung aufgefordert. dem 
Innenaus..,chuß eine neue Kon­
leption über die künftige 
Struktur der Zhi lveneidigung 
vorzulegen. 

Dm, Innenmllli"erium hat 
numehr drei Berichte vorge­
legt, die sich mll den Auswir­
kungen die;er neuen Konzep­
tion befas;en. Diese Berichte 
~ind im Innenausloichllß noch 
nicht beraten worden. Auf Ini­
tiative der SPD-Fraktion hat 
der Innenau\schuß das BM I 
aufgeforden. im Rahmen der 
Haushaltsberatungen - in ei­
ner der näch\tcn Sitzungen -
über den Stand und die Au,­
wirkungen dieser Neukon7ep­
tion zu berichten. 

Im Rahmen dieseran~tehen­
den Beratungen werden wir 
überprüfen. inwieweit noch 
welche Forderungen der be­
troffenen Verbände und Hilf,­
organl ... ationen berück",ichtigt 
werden können und wir wer­
den un\ auch dafür ein\clzen, 
daß vor einer abschließenden 
Entscheidung die von dieser 

euregelung direkt oder indi­
rekt betroffenen Organisatio­
nen elllsprechend beteiligt 
werden . 

Sie wis~el1. daß ich nicht 
Mitglied des Bundestags- I n­
nenallv~chus\c ... bin. Deshalb 
kann ich auch schwer in der 
an"ehenden Diskussion in der 
Tiefe die Sachlage erläutern. 
Natürlich werde ich die anste­
henden Fragen und Kri­
tikpun"-te meiner Fraktion lur 
Kennlnis bringen." 

Diskussionen 

Den Ausftihrungen der bei­
den Bundestagsabgeordneten 
folgten aus den Reihen der De­
legierten eine Reihe von Fra­
gen lum Zivi ischlill und zu 
den bekanlllen Planungen der 
THW-Leitung. Aus den in den 
Ausführungen der Abgeordne­
ten dargelegten Gründen folg­
ten "-eine Beantwortungen. 



Meldeliste Volkslauf 

für die 7. Deutschen Feuerwehr-Skilanglauf-Meisterschaften 
am 30./31 . 1.1993 (Ausweichtermin 13./14. 2. 1993) 
In BRAUNLAGEIHARZ 

An die 
Stadt Braunlage 
- Feuerwehrmeisterschaften -
Postfach 1140 

W-3389 Braunlage 

Volkslauf am 31. 1. 1993 

Nr. NameNorname 

Absender: 
(mit Telefonnummef tOr evtl. ROckfragen) 

Feuerwehr/Abteilung: 

PLZlOrt: 

Telefon: 

Meideschluß: 25. Januar 1993 

Feuerwehrabteilung Volkslauf 
10 km 20 km 

Startgeld' 

") Startgeld: Bel Voranmeldung bis zum Meidetermin: DM 14.- le Teilnehmer/Lauf, bel Nachmeldung: DM 16,' le Teilneh­
mer/Lauf. Das Startgeld muß beim Abholen der Startkarten entrichtet werden. 

Datum Unterschrift 



Meldeliste Leistungsläufe 

für die 7. Deutschen Feuerwehr-Skilanglauf-Meisterschaften 
am 30./31 . 1. 1993 (Ausweichtermin 13./14. 2. 1993) 
In BRAUNLAGEIHARZ 

An die 
Stadt Braunlage 
- Feuerwehrmeisterschaften -
Postfach 1140 

W-3389 Braunlage 

Leistungsläufe am 30. 1. 1993 

~ Nr. NameNorname Geb.-Datum 

- c-

---

--- - --- - - ---
- - -

-_. 

I-

~ 

Absender: 
(mit Telefonnummer rur evtl. Rückfragen) 

Feuerwehr/Abteilung : 

PLZlOrtc--: ----

Telefon: 

Meideschluß: 25. Januar 1993 

Eintrittsdatum 
in die Feuerwehr 

r---
. - r-

-

Startgeld' 

-

-

-

+ -

-

-.. 
' ) Startgeld: Fur die Klassen "Jugend": DM 8,-, fur die ubngen Klassen : DM 14,-. Das Startgeld muß beim Abholen der 

Startnummern entrichtet werden. 
Die Richtigkeit der obigen Angaben wird bestätigt. Die genannten Personen sind Angehörige unserer Feuerwehr und wer­
den zu den Wettkämpfen entsandt. 

Datum Unterschrift 
KommandantlWehrtührer 



DLRI DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Dr. Joachim Pröhl neuer Präsident 

1 Million DM für die DLRG 
in den nenen Ländern 

Dr. Joachim Pröhl (60) heißt 
der neue Prüsident der Deut­
schen Lebens-Rellungs-Ge­
seilschaft. Mit überwältigen­
der Mehrheit wählten die 160 
Delegienen auf der ersten ge­
samtdeutschen Bundestagung 
in Friedrichshafen den in Ber­
lin geborenen Admiralarzt a. 
D. zum achfolger von Hans­
Joachim Bartholdt, der nach 
sechsjähriger Amtszeit nicht 
mehr kandidiene. Dennoch 
bleibt Banholdt der DLRG er­
halten: Einstimmig benannte 
ihn das höchste Gremium zum 
Ehrenpräsidenten auf Lebens­
zeit mit Sitz und Stimme ins 
Präsidium. Mit stehenden 
Ovationen slatteten die Dele-

gierten Hans-Joachim Bart­
holdt ihren Dank ab. 

Die wichtigste Entschei­
dung traf die Bundesversamm­
lung am Samstag vormittag. 
Mehrheitlich stimmten die De­
legienen dafür. in den kom­
menden drei Jahren eine Mil­
lion Mark aus den Mitglieds­
beiträgen für den Aufbau der 
DLRG-Gliederungen und den 
Ausbau des Wasserrcllungs­
dienstes in Ostdcutschland be­
reitzustellen. 

Dr. Pröhl bezeichnete in 
seiner Antrittsrede das Votum 
als wichtige Entscheidung für 
die Zukunft der DLRG. Harald 
SChÜll, Mitglied des Präsidial ­
rates aus Mecklenburg-Vor-

pommern, dankte den Dele­
gierten im Namen aller Mit­
glieder aus den neuen Bundes­
ländern für diese ,.dringend 
benötigten Hilfen, ohne die die 
Arbeit in Zukunft gefahrdet 
wäre", 

Festakt 

Ganz im Zeichen der Pro­
bleme des Zusammcnwach­
sens der alten und neuen Bun­
desHinder standen die Reden 
von Kanzleramtsminister Dr. 
Friedrich Bohl, Frieder Bieze­
le, Innenminister Baden­
Wümemberg, und Hans-Joa­
chim Banholdt. Dr. Bohl , 

Das neue DLRG-Präsidium (von links nach rechts): Volkmar F'riemcl (Technischer Leiter), Bernd Schäfer 
(Leiter der Öffentlichkeitsarbeit), Uwe SchJodtmann (stellvertretender Technischer Leiter), Jürgen lIIing 
(Vizepräsident), Klaus Oaniel (stell vertretender Technischer Leiter), Dr. Joachim Pröhl (Präsident), Jochen 
Brünger (stel lvertretender Vorsitzender DLRG-Jugend), Hnns-Joachim ßartholdt (Ehrenpräsident), Hans­
Joachim Sperling (Vizepräsident), Roland Fahl (stellvertretender Vorsilzender DLRG-Jugend), Klaus ß~'rt­
nitzke (Ehrenmitglied), Dr. Klaus Wilkens (Schatzmeister), Astrid Löber (stell vertr. Justitiarin), Friedr.­
Wilh. v. Delten (Justithlr), Or. Peler I>ietsch (Arzt), Helmut Gungelh off (Vors. der DLRG-Jugend), Waller 
Beuchel (stelh<ertr. Schatzmeister), Manfred Lölgerillg (Vizcl)räsident). Auf dem Foto fehlen: Susanne Mey 
(stelhrertr. Leiterin der Öffentlichkeitsarbeit), Dr. Ulrich Jost (slellnrlr. Anl) und 0110 Zimmermann (Eh­
renmitglied). 

selbst DLRG-Mitglied, sagte, 
alle müssen sich bewußt ma­
chen. daß wir nur gemeinsam 
die nationalen Herausforde­
rungen meistern können< Er 
dankte der DLRG für den Auf­
bau des Wasserrellungsdien­
stes in den neuen Ländern und 
für die geleistete Arbeit, an der 
sich auch das Innenministeri­
um und die Bundesanstalt für 
Arbeit beteiligt habe. 

Baden-Wümembergs In­
nenminister Frieder Birzele, 
viele Jahre selbst im DLRG­
Landesverband aktiv, gab die 
Zusage, die DLRG weiterhin 
zu unterstützen und auch eine 
akzeptable Lösung ftir den Bo­
densee- Wasserrettungsdienst 
voranl.ubringen. 

Dr. Wolfgang Sigg, Bürger­
meister von Friedrichshafen, 
sprach von der DLRG als hilf­
reichen Freund, auf den man 
sich am Bodensee verlassen 
könne. Im Rahmen des Fest­
akles verlieh Hans-Joachim 
Banholdt die Ehrenmitglied­
schaft an den ehemaligen hes­
sisehen Landesverbandspräsi­
denten Günter Walter. 

Harmonischer Ausklang 

Mit einem festlichen 
Abendprogramm ging die 31. 
Bundestagung der DLRG im 
Hugo-Eckener-Saal des Graf­
Zeppelin-Hauses zu Ende. 370 
Gäste waren Zeuge der offizi­
e llen Ernennung Hans-Joa­
chi m Banholdts zum Ehren­
präsidenten. Fürden Präsidial­
rat hielt Bayerns Landesver­
bandspräsident Richard Rosi­
pat die Laudatio. 
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60000 DM für die 
DLRG Hessen 

Bei ei nem Empfa ng des 
DLRG-Landesverbandes Hes­
sen anläßlich des Tages der of­
fenen Tür der Ortsgruppe Bie­
brich und Rhei ngau konnte 
PräsidcllI Peler Enders neben 
lahlreichen Vert retern aus Po­
litik und Wirtschaft Iris Blau!. 
Staatslllini\ ICrin für Jugend , 
Famil ie und Gesundheit be­
grüßen. 

\Vie Enders in seiner Be­
grüßung hervorhob, konnte die 
DLRG bundeswei t 199 1 einen 
Stand von 5 1 0000 Mitgliedern 
aufweisen. 199 1 lernten 
93000 Kinder, davon in Hes­
sen 15000, bei der DLRG d" 
Schwimmen. Seit 1950 wur­
den fas t 54000 Menschen vor 
dem Ertrinkungstod bewahrt . 

Im KatastrophenschulL. 
Mehl Hcs..,cll bundesweit mit 
900 ausgebi ldeten Helfern in 
elf Wm,scrrel1ung~/ügen mit 
25 Wa;serre llungstrupps an er­
ster Stelle. Dies ist nur möglich 
mit den vom La nd Hes:-.en zur 
Verfügung gestellten Milleln . 

Ministerin Iris Blaul über­
brachte die Grüße der hessi­
schen Landesregierung und 
sprach der DLRG ihren per­
sönlichen Dank aus. Der Stel­
lenwert in der Jugendarbeit 
könne nicht hoch genug einge­
schällt werden. Ei ne traditi­
on~ re ic hc Organi sation wie die 
DLRG mit 75 '7c j ugendlichen 
Mitg liedern sei ei n Garant für 
jugender/ ieheri sehe Bil ­
dungsarbei t. Die Arbei t in der 

DLRG sei /war weni g , pekta­
kul iir. habe aber einen beson­
deren Stellenwert in unserer 
Gesellschaft. 

Frau Blau l bedauerte, daß 
die Strukturen des I U Jahres­
beginn in Kran getretenen Ret­
tungsdienstgesetles auf dem 
Sektor der Wasscrrcttung nicht 
zum Greifen kamen. Si e versi­
cherte. !ot ich darum zu 
bemühen, schnelbtmöglich 
den hier notwendigen Ord­
nungs- und Handlungsrahmen 
zu scharfen. 

Sie betonte, daß Verbunden­
heit allein nicht au~ re i ch e. den 
Fortbestand unverzichtbarcr 
Le i ~tungen zu gewHhrlei)ten. 
,.Ich freue mich deshalb, Ihnen 
einen Zuwendungsbescheid 
über 30 000 DM für dringende 
Er" tl- und Neubeschaffun ­
gen sowie einen weiteren über 
32500 DM fü r Ihre Aufgaben­
steIlung im Katastrophen­
schutl übergeben lU können." 

Bei dem anschließenden 
Rundgang durch das Gelände 
der Biebricher Rellungsstation 
konnte sich die Ministerin von 
der techni schen Ausrü ~ tung 
und Ei nsatl bereilschaft der 
DLRG in Hessen überzeugen. 

J. K. 

Neues 
Rettungsboot für 
die DLRG Hessen 
In Anwesenheit von Mini ­

sterialrat Theo KUppel. Direk­
tor Rainer Imhof der Wasser-

!\1inislcrin Ul au l überreicht Priisident Petcr Endcrs Zuwcnd ungs­
hescheide fiir Ersntz- und NeuheschaffungsmaH nuhmen. 
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Inncnminister Dr. Günter übergibt die Bootsschlüssel :10 I'räs idenll'e­
ter Enders (rechts). (Fotos: Kämmerer) 

schutzpoli lei, dem Landes­
vor~ t and und Einheiten des 
Katastrophenschutzes (DLRG 
He"en), begrüßte Präsident 
Peter Enders den hessischen 
InnenminiMer Dr. Herbert 
Güllter und bedankte sich für 
die Übergabe des Rellungs­
bootes "Boston Whaler'·. 

Minister Güllter bedankte 
sich i In amen der Landesre­
gierung bei der DLRG für die 
199 1 I U verzeichnenden 59 
Lebensrellungen und 52000 
Schwill1l1lpri.ifungcn in I-Ies­
~en . Dieses werde leider LU 

wenig in der Öffentlichkeit be­
achtet. Auch der Stellenwert 
der Jugendarbeit der DLRG 
könne nicht hoch genug einge­
schiit7t werden. 

Die Gattin des Ministers, 
l-Iel1ha GÜnler. nahm anschlie­
ßend die Bootstaufe vor ... All­
ze it gute Fahrt und Glück auf:' 

J . K. 

Strukturen der 
DLRG 

vorgestellt 

Vor über 500 Teilnehmern 
des 7. Internationalen Notfall­
Rettungskongresses III 

Aschaffenburg - Ärzte, Sa­
nitiiter, Polizeibeamte und 
Helfer aus den Hi lfsorganisa­
tionen - stellte Priis idellt Peter 
Enders (Wiesbaden) die Struk­
tur der DLRG vor. 

Diese gliedert si"ch in 19 
Landesverbiinde, jeder Lan­
des verband teilt sich in Bezir­
ke, Onsgruppen und Stütz-

punkte auf. Die Aufgabenstel­
lung um faßt die praktische 
Lehrarbeit wie Ausbildung 
zum Schwimmer und Ret­
tUllgsschwimmer. Rettungs­
taucher. Bootsführer, Sprech­
funker, Wachgänger sowie als 
Helfer im Katastrophenschutz. 

Mit 5 10 000 Mitgliedern ist 
die DLRG die größte Wasser­
retlung~organisaLi on der Welt. 
Seit 1977 ist die Herl-Lungen­
Wiederbelebung ab einzig an­
erkannte Lehrnlethode Stan­
dard der DLRG-Breitenausbil­
dung. 

1991 wurden durch DLRG­
Helfer an Binnen- und Küsten­
gewässern I 743 000 ehren­
amtliche Wachstunden gelei ­
stet. 450 Menschen wurden 
vor dem Ertrinkungstod be­
wahrt . Seit 1950 rellete die 
DLRG 54 000 Menschen. In 
vielen BundesHindern ist die 
DLRG in den Rellungsdienst 
integriert . Innerhalb des Kata-
strophenschutlcs stehen 
Schnelleinsatzgruppen zur 
Verfügung. 

Wie Gerd-P. Brühbach (Wit­
zenhausen) in ~einern Refera t 
.. Medi/i nische Hilfeleistung" 
feststellte. betriigt die Zahl der 
Wasserunfalle an der Küste 
nur ca. 10 % aller Unfalle. Von 
100 Wasserunfallen enden 38 
tödlich, nur 62 Opfer werden 
gerellet. 

Bedauerlich ist, daß 15 % al­
ler tödlichen Unfälle bei Kin­
dern Ertrinkungsunfalle sind . 
Die Zahl der Ertrinku ngsun­
" il le bei Kindern - 1951 : 250 1 
- ist erfreulicherweise auf 345 
im Jahr 1991 wrückgegangen. 

J. K. 



ARMT VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN 
DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN-EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND E.V. 

Einheitsführertagung der kommunalen 
Regieeinheiten und -einrichtungen in 

Niedersachsen 

Am 24.125. Oktober 1992 
trafen sich die Einheitsführerl 
-innen der niedersächsischen 
Regieeinheilcn erstmals zu ei­
nem landes weiten Wochen­
endlehrgang an der Katastro­
phenschutL>chule in Bad 
Nenndo rf. Ziel der als verla­
gene Standol1ausbildung kon­
zipienen Veranstaltung der 
ARKAT Niedersachsen war 
es, über den " ktuellen Stand in 
der Di skussion um die Neu­
konzeption des Zivi l- und Ka­
tastrophenschutzes 7U infor­
mieren und vor Ort Orientie­
rungen zu geben. Bekanntge­
wordene Reformvorschläge 
wurden in Arbeitsgruppen der 
Fachdienste 
- Führung und Fernmelde­

dienst 
- Sanitäts-, Betreuungs- und 

Versorgungsdienst 
- ABC-N eterinärdienst 
erörtert und basisbe,r:ogen dis­
kutiel1 . 

Für die Veranslaltungslogi­
stik und Beköstigung der Teil ­
nehmer zeichneten der Betreu­
ungszug (Regie) sowie Helfe­
rinnen und Helfer des Kata­
strophenschutl.zentrurns des 
Landkreises Hannover vcranl­
wonlich. 

In seinem einleitenden Re­
ferat befaßte sich ARKAT­
BundesvorsiLLcnder Klaus­
DieLer Kühn lI. a. mit den ak­
tuellen Eckdaten des Bundes­
ministeriums des Innern Lur 
zukünftigen Gesamtstärke und 
Vel1eilung der Fachdienste 
und Einheiten im erweiterten 
Katastrophenschutz. Danach 
sollen auf der Grundlage von 
440 Durchschnittskreisen mit 
j e 180000 Ein wohnern 14 vor­
wiegend operati ve Einheiten 
mit rund 330 Helferinnen und 

Helfern der Fachdienste 
Brandschutz, ABC-Dienst. 
Bergung und Instandsetzung, 
Sanitäts- und Betreuungs­
dienst sowie dem Führungs-. 
Fernmelde- und Versorgungs­
bereich in einem sog. Kata­
strophenschutzgebiet vorge­
halten werden (vergl. Abb.). 

Die ARKAT unterstützt die 
Pl anungen des BMI dabei voll 
und ganz, soweit es um den 
zahlenmäßigen Rahmen geht, 
der jedoch auch nach Auffas­
sung von Katastrophenschutz­
organisationen und -verbän­
den den absoluten Minimalbe­
darf beinhaltet und auf keinen 
Fall unterschritten werden 
darf, wenn e in wirkung,voller 
Schutz der Bevölkerung noch 
gewährleistet werden soll. 

Die ARKAT ist aber nicht 
der Auffass ung, daß bestimm-

te Einheiten und Einrichtun­
gen von vornherein als fach­
lich nicht mehr vorrangig not­
wendig einzustufen sind, de­
ren Aufgaben im Grundsatz 
bleiben und deren Funktionen 
in der Konsequenz dann von 
den verbl iebenen und perso­
nell ve rkle inen en Fachdienst­
komponenten mit wahrge­
nommen werden müßten. 

D ie anwesenden Führungs­
kräfte fol gten den Vorschlägen 
der ARKAT 
- die Funktionen und Helfer 

der zur Disposition stehen­
den Betreuungsste llen und 
Betreuungsleitzüge in die zu 
reformierenden und bundes­
weit in großer Zahl neu auf­
l ustellenden Betreuungszü­
ge zu integrieren, 

- die Veterinärzüge als Fach­
dienst komponente mit ho-

• Imjiii!§r@:' Einheilen und Einrichtungen #9@1,. 

p 

El 

D 

B 

IID 

g 

EI 

EE 

Fiihrung 

FernmelcJe. 
dienSI 

Versorgungs· 
dienst 

Brandsdlutz· 
dienst 

AllC-l>onst 

Be<gW>gS-
dienst 

''''''''''''­setzungsdienst 

Bel1euungs­
dienst 

T echmsche EinsatzlellUng 6/-/4.. 10 
ABC-Melde· und Ausweneslelle 1/116_ 8 

Femmeldezug (FmZl rnt mobiler Komp.) N.N. 

Verpflegungstrupp -/114/5 

2 l.OschzJJge (lOscheo und Renen) 2x 114120 .. 50 
L.öschzug (Löschen und Wasserversorg.) 114120 ... 25 

ABC-Zug N N 

2 BergungszOge 2x 1/10127. 76 

lns1andsetzvngszug W/27. 35 

N.N. 

Betreuungszug N.N. 

. 11·.'rI!lM!l!i4!!i!ll'"mi·.II •••••••••••• I· .. ·Fi·· 
Vorrangige Einheilen und Einricht ungen für einen Durchschnittskreis 
mit 180000 Einwohnern (Klltastrophenschutzge biet). 

hem länderspezifischen 
utlen in "Landesregie" zu 

erhalten. In biosphäri schen 
bzw. die Umwelt besonders 
belastenden Katastrophen­
fa llen müßten gegebenen­
fa lls täg lich Tausende von 
Lebensmillelproben bei 
Fleisch, Milch, Gemüse. 
Trinkwasser und FUliennit ­
tein vorgenommen werden, 

- die von den Erkundungs­
und Lotsengruppen bisher 
wahrgenommenen Orientie­
rungs- und Wegweiserfunk­
lionen sind im Rahmen der 
Bewiiltigung von Großscha­
denslagen ebenfa lls nicht 
ohne weiteres verl ichtbar. 
Gegebenenfalls sollte z. B. 
der Technischen Einsatzle i­
tung ein Wegweiser- und 
Oriel1lierungssystem als 
mobile Komponente zuge­
ordnet werden, 

- die bisherigen Beobach­
tungs- und ABC-Meßstellen 
ließen sich im Sinne des 
Doppelnutzens als Füh­
rungsinslrument bei der Be­
wältigung von Umweltge­
fahren entwickeln. Hier soll­
ten vor allem die M öglich­
keiten einer A ngliederung in 
Verbi ndung mit erweiterten 
Aufgaben für die ABC-Mel­
de- und Auswel1este llen dis­
kutien werden. 
Die in Bad enndorf ver­

sammelten Führungskräfte der 
Regieeinheiten und -einrich­
tungen begrüßten die Aussa­
gen von Bundesinnenminister 
Rudo lf Seite rs anläßlich der 
Sitzung des Beirates über die 
Erweiterung des Katastro­
phenschutzes am 14. Septem­
ber 1992 in Bonn, daß es für 
kommunale Regieeinheiten 
auch in einem neukonzipierten 
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erweiterten Katastrophen­
schutz ein weites Betätigungs­
feld geben wird. Mit 
Empönmg reagierten die Ta­
gungsteilnehmer jedoch auf 
Außerungen aus dem Bundes­
finanzministcriul11. den künfti­
gen Bedarf an ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfern auf 
maximal 70000 (davon rd. 
14000 in den neuen Ländern) 
zu begrenzen. Gerade im Be­
reich des Katastrophen­
schutlCS werden von den Bür­
gerinnen und Bürgern Staats­
aufgaben von erheblicher ge­
sellschaftlicher Dimension 
freiwillig und ehrenamtlich 
wahrgenommen. die den 
Staatshaushalt jährlich um 
mehrere hundert Millionen 
DM entla"en. führte Bundes­
vorsitzender Kühn aus. 

Die knapp"e Ressource, 
über die wir in unserer 
.,D ienstleistu ngsgesellscha ft " 
zunehmend weniger verfugen 
können , ist ein demokratiebe­
wahrendes bürgerschaftliches 
Engagement, das mit derart 
vernunft widrigem Denken 
nicht noch mehr verprellt wer­
den soll te . In diesem existenti­
ell wichtigen Vorsorgebereich 
dürfen jedenfalls inspirative 
Konzepte nicht im Beharren 
auf Zuständigkeiten und allein 
haushaltsorientierten Überle­
gungen auf der Strecke blei­
ben. Der Schutz von Leben 
und Umwelt seien Aufgaben 
von Verfassungsrang. die nach 
Meinung des Bundesvorsit­
zenden konsequent als Staats­
ziel fortentwi ckelt werden 
müßten und eine hohe Verant-

wortungspanncrschaft aller 
Verfassungsorgane erfordern. 
Die Schaffung einer neuen Ge­
meinschaftsaufgabe gemäß 
Artikel 91 a GG, die die Kom­
munen fordern, und die gcgen­
wUl1ig wegen der Verweige­
rungshaltung der Länder nach 
Ansicht des Bundes nicht 
durchsetzbar ist, sollte deshalb 
noch einmal e rnsthaft disku­
tiert werden. 

Es i" für den Bürger im 
Grunde nur schwer nachvoll­
ziehbar. daß die Katastro­
phenanftilligkeit unserer Welt 
immer mehr zunimmt, aber 
politisches Denken und Han­
deln diesen Herausforderun­
gen der Zukunft zu wenig 
folgt. 

Katastrophenschut7, das ist 
auf der einen Seite die bürger­
schaftliehe Verpnichtung, ge­
genüber den Schut7anliegen 
VOll Mensch und Umwelt ins­
gesamt wieder mehr Verant­
wortung zu entwickeln. Ande­
rerseits aber auch die Ver­
pnichtung der öffentlichen 
Hand. keine wesentlichen 
schutzfreien Räume zuzulas­
sen, damit aus sich anbahnen­
den Defiziten kdne venneid­
baren Katastrophen entstehen 
können, resü mierte Kühn in 
seinem Schlußwort. 

Mehr Zusammen­
arbeit angestrebt 

Anliißlich der Ausstellung 
"Wir helfen gemeinsam" in der 
Wandelhalle des Niedersäch-

Oberbürgermeister Herbert Schmals lieg (links) im Gespr~ich mit dem 
ARKAT- Bundt.'S ,'orsi tzenden Klaus-m eter Kühn. 

(Foto: Riencckcr) 
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Am 12. September 1992 verstarb 

Dr. mcd. T homas G ünter Hundt 
Medizinaldirektor i. R. 

im Alter von 70 Jahren . 
Mit Thomas Günter Hundt verlieren die kommunalen Re­

giecinheilcn des Landes iedersachsen einen ihrer Mento­
ren . Bereits 1953 stellte er sich als Arzt der Johanniter-Un­
fall -Hilfe für den Dienst im Katastrophenschutz zur Verfü ­
gung und leistete in der Stadt Braunschweig wertvolle Auf­
bauhilfe. 1967 übernahm er die Leitung der I. LS HD-Sa­
nität;bereitschaft der Stadt Braunschweig, die Dr. Hundt l U 
einer der personell stärksten selbständigen Regieeinheiten 
im Bundesgebiet ausbaute. Seine fachli che Kompetenz und 
sein Vorbild haben die Entwicklung des Braunschweiger 
Katastrophenschutzes maßgebend geprägt. 

Auch nach dem Ausscheiden aus dem aktiven Katastro­
phenSChutzdienst im Jahre 1983 gab er dem niedersächsi­
schen Katastrophenschutz als Mitbegründer der ARKAT 
Niedersachsen wesentliche Impulse und Orientierungen. 
Sein vielftiltiges gesellschaftliches Engagement reichte über 
seine Berufung als Arzt weit hinaus. So setzte er sich in vie­
len ehrenamtlichen Funktionen in der Johanniter-U nfall­
Hilfe, im Tierschutz und vor allem im Behindertensport für 
die Bewahrung und den Schutz des Lebens aufopferungs­
voll ein. Für seine außergewöhnlichen Verdienste wurde er 
durch die Verleihung des Verdienstordens der Bundesrepu­
blik Deutschland besonders ausgezeichnet. 

Sein Beispiel , seine außergewöhnlichen lebenserfahrun­
gen und sein konstruktiver Rat werden uns sehr fehlen. Dr. 
Thomas Günter Hundt hat sich um das Allgemeinwohl und 
den Katastrophenschutz in Niedersachsen verdient ge­
macht. Seine Lebensleistung wird uns unvergessen bleiben . 

si sehen Landtages vom 8. bis 
11. September 1992 nahm 
Hannovers Obcrbürgemleister 
Herbert Schmalstieg, MdL 
die Gelegenheit wahr, sich 
über die Leistungen der in der 
Regie der kommunalen Ge­
bietskörperschaften aufge­
stellten Einheiten und Einrich­
tungen des Katastrophen­
schutzes ei ngehend infonnie­
ren zu lassen (Foto). 

AR K AT- Bundesvorsi !len­
der Klaus-Dieter Kühn äußer­
te in dem Gespräch mit Ober­
bürgermei ster Schmalstieg, 
der auch Vizepräsident des 
Deutschen Städtetages ist, sei­
ne Besorgnis, daß einige Städ­
te und Landkreise "ihre" kom­
munalen Regieeinheiten und 
-ei nrichtungen noch LU häufig 
gegenüber organisationsbezo­
genen Trägerschaften benach-

Klaus-Dieter Kühn 

teiligen und teilweise sogar 
entgegen dem erklärten Wi lien 
der Helferschaft zur Dispositi­
on stellen würden. 

So sei die Zusammenarbeit 
von ARKAT und kommunalen 
GebietSkörperschaften man­
cherorts durchaus noch ver­
besserungsbedürftig. Ober­
bürgenneister Schmalstieg 
sagte zu, sich für mehr Zusam­
menarbeit zwi!)chen den kom­
munalen Spilzenverbänden 
und der ARKAT einluset7-<:n. 



security92 
10. ImemationaJe Sicherheits-Fachmesse 
10th Inlemational Securlry exhibition 
10e Sab\ International de la 5ecurite 

Essen 13.-16. Oktober 

Messespll"e, 

• Ein mobiles Gaswarngerät von First 
Alen spricht aufGasarten an, die sich be­
dingt durch ihr spezifisches Gewicht 
(leichter als Luft , schwerer als Luft) un­
terschiedlich im Raum verhallen. Des­
halb ist für das Funktio nieren des Gerätes 
die Beachtung der gasspezifischen Mon­
tagehöhe notwendig. Bei Verwendung 
des Gerätes für Stadtgas/Erdgas (Met­
han), d. h. Gase, die leichter als Luft sind 
und daher von unten nach oben aufstei­
gen, erfolgt die Montage des Gerätes am 

f , 
f • 

höchsten Punkt des Raumes. Bei Flüssig­
gas (Propan/Butan). d. h. Gase. die 
schwerer als Luft sind und daher zu Bo­
den si nken, muß die Montage am tiefsten 
Punkt erfolgen. 

Führt ausströmendes Gas zu gefahrli ­
cher Konzentration in der Luft des über­
wachten Raumes, dann gibt das Gerät 
durch rOte Alarmleuchte und Sirene -
Lautstärke ca. 92 dB (A) - sofort Alarm. 
Das Gerät wird mit Wechselstrom 220 V 
betrieben. Es besitzt für den elektrischen 
Anschluß ei nen Eurostecker und wird di­
rekt in der Steckdose plazien . Eine Be­
triebsanzeigeleuchte zeigt die Funkti­
onMlichtigkeit des Gerätes an. 

(HKS, 2000 Hamburg I) 

• Die Messeneuheit von Signaal-Usfa ist 
die Wärmebildkamera Ficam-60. Das 
tragbare Gerät kann sowohl tagsüber als 
auch nachts bei schlechten Sichtverhäll­
nissen eingesetzt werden. Aufgrund ihrer 
kompakten Ausführung und ihres niedri­
gen Gewichtes bietet die einfach zu hand­
habende Kamera ihrem Benutzer große 
Bewegungsfreiheit. 

Die Fic3m arbeitet im Infrarot-Wellen­
längenbereich von drei bis fünf Mikro­
metem. Die vom Objekt ausgesandte In­
frarolstrahlung wird von der Kamera un­
abhängig von Lichtstärke und ungehin­
dert durch Nebel oder Rauch in ein 
Schwarzweiß-Videobi ld umgesetzt. Die 
Grautöne im Bild geben Temperaturdif­
feren"n von 0.25 Grad Celsi us wieder, 
so daß die ei nzelnen Objekte oder Perso-

nen in einem kontrastreichen Bild er­
kennbar werden. Durch den großen Be­
trachtungswinkel, die geringe minimale 
Entfernungseinstellung und die große 
SchHrfentiefe können Situationen inner­
halb kürzester Zeit überblickt werden. 

(OST, 2800 Bremen 44) 

• Der otam ist unterweg; und findet 
das Haus nicht, weil ein Elektroanschluß 
für ei ne Leuchtanzeige nicht realisierbar 

war. Hier hilft die solarbeleuchtete 
Hausnummern· oder Infoanzeige von 
Infotronic Gerrards weiter. Installation -
ohne etzanschluß - überall wo Tages­
licht einfaili . Über Solargeneratoren wird 
bei Tag ein imegriener Akku geladen. Bei 
Eintritt der Dämmerung schaltet sich au­
tomatisch eine Leuchtanzeige in dem 
Gerät ein. (Infotronic Gerrards, 

4811 Oerlinghausen I) 

• Funkbetriebene Alarmanlagen finden 
insbesondere im privaten Bereich wegen 
ihrer problemlosen Montage immer mehr 
Zuspruch. Praktische Erfahrungen haben 
jedoch gezeigt, daß es in eubauten mit 
viel Beton oft zu Funkschatten kommt, 
die die einwandfreie Funktion der An la­
ge beeinträchtigen. Zett ler bietet daher al­
len Interessenten für sei n Funkalarm-Sy­
stem "Watchman 2000" eine Standon­
prüfung mit einem neu entwickelten 
Funktest.r an. 
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Der Empf1inger wird am geplanten 
Aufstcllullgsort der Zentrale positioniert 
und /eigt die Intensiläl der Signale des 
au'gelö'len Melde" opli,ch und aku­
"isch an. Sind die Signale nicht ausrei­
chend, so leuchtel eine rote Lampe. und es 
mußeinegünsligere Po~ition fUrdcn Mel­
der oder auch die Zenlrale gefunden wer­
den. (ZeIlIer, 8000 München 2) 

• Die neue ß ra ndmeldezentrale BMZ 
349 iM eine Gemeinschaftsentwicklung 
der Finnen Hckatron. Securiton und Dc­
lection Electronique Fran~aise fürden eu­
ropäischen Markl. Sie en"prichl den An­
forderungen der europäischen Norm und 
den jeweiligen nationalen Richtlinien. 
Die Zentrale eignet ,ich für den Einsatl 
in kleineren HOlel>, Gewerbebetrieben, 
Krankcllhäusem. Sanatorien, Altenhei­
men elc. 

Die Bedienung der Zentrale ist äuße"'1 
einfach. Ein übersichlliches Bedienfeld 
mit den wichtigsten An/cige- und ße­
dienelemenlen erleichten dem Betreiber 
die Benullung. Um die Zentrale in Be­
trieb LU nehmen, ist keine Progmmmie­
rung erforderlich. 

Die BMZ 349 wird durch bewähne 
Komponenten ergän/I. In acht Gruppen 
können bis zu 30 automati..,che ßrand­
melder pro Gruppe angeschlossen wer­
den. Zum Einsutl können Rauchmelder 
nach dem optischen oder loni..,ations­
kammer-Prinzip, WHrl11cll1clder und 
Flal1lmenmclder in konventionel lerTech­
nik kommen. Bei Bedarfkönnen die Mel­
der in Zweigruppenabhiingig~eil aufge-

schahel werden. Druckknopffeuennelder 
zur manuellen Alannau..,lö"ung sind 
nallirlich auch anschließbar. Aku\li,che 
und oplische Alanngeber vervollständi­
gen das System. 

(Hekalron GmbH. 7811 Sul/burg) 

• Der handliche Taschen·Ala rmsender 
von Securiton kann leicht in einer Jacken­
ta..,chc oder am Hosengurt getragen wer­
den. Ein codienes Funksignal wird iln 
Alarmfall durch Drücken der Alarmlasle 
au'gelöst und an den Empf1inger über­
milIei!. Diese Taste ist gegen unbeab­
sichligle, Belätigen durch einen Schieber 
ge",ichen. Beim Sender mit 1"Olmann­
Funktion wird ein weitere", Signal aus­
gelöst. wenn das Geräll. B. länger als 60 
Sekunden um mehr als 65° geneigl isl. 

Das mit einem Tragclip versehene 
Gchäu!<.c in der Größe einer Zigareuen­
schachtel besteht aus ,chlagfestem 
Kunsl..,toffund ist sprit7wu",\crsicher. Die 
Scndcantcnne iSI im Gehtiu\e intcgricn 
und behinden die Bewegungsfreiheil des 
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Benutzers in keiner Weise. In das Gehäu­
se eingeschoben und durch Schockpolster 
gesichen i\l die Senderelektronic. 

(Securiton GmbH. 7596 Seebach) 

• PVT-115P iSI die ponable Version von 
Sonys digitaler Fa rbbildiibertragung 
DIH-2ooo. Mil dem PVT-System lassen 
sich auch über einen öffenllichen Fern­
sprecher oder ein Autotelefon problemlos 
Farbbilder übenragen. Der PVT-115P 
empfangi. sendei und vemrbcitet Infor­
malionen aUlomatisch. SpeIleli geschul-



tes Personal ist nicht erforderlich. Daten, 
die nicht sofort weiterverarbeitct werden, 
speichen das System. 

Der PVT- 1I5P wiegt nur 1,7 Kilo­
gramm und paßt in jeden Pkw. Er kann 
sowohl stationär als auch rnobi I mit einem 
Akku oder einer 12-Volt-A utobauerie be­
trieben werden. Mit zwei NP-77 H-Baue­
rien können rund lwei St unden lang 
Standbilder übermiuelt werden. 

(Sony. 5000 Köln 30) 

• Eine Neuheit im Bereich der olfa ll ­
Kennzeichnung von Kroschke: Das neue 
Baukastensystem beinhaltet alle Kompo­
nenten zur Erstellung eines Reuungs­
wegplanes. Damit lassen sich Orient ie­
rungspläne einfach und übersichtlich er­
stellen. Die neuen Komponcmcn beste­
hen aus einer hauchdü nnen Transferfolie. 
die durch Anreiben aufgebracht wird und 
wie gedruckt aussiehl. Das nachträg liche 
Versetzen der Minisymbole ist mühelos 
möglich. 
(Kroschke GmbH , 3300 Braunschweig) 
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• Technische Anlagen erfordern entspre­
chend leistungsfahi ge Brand- und Haus­
meldesysteme. Konventionelle Meldean-

lagen sind in der Regel nur noch von gut 
ausgebi ldetem Personal bedienbar. Das 
bedienerfreundliche Texla nzeige-Mo­
dul TAS 1000 von Hübschmann ermög­
licht auch weniger geschultem Personal 
den sicheren Umgang mit M eldungen. 
Die menügesteucI1e Benutlcrführung in 
Klarschrifl vereinfac ht die Bedienung eI'­
heblieh. Jeder Meldung ist e in Maßnah­
nlenkatalog hinte rlegt, der von a llen Sta­
tionen des vernctzbaren AnLcigesystems 
aus fllnd um die Uhr abrufbar ist. Durch 
zeitliche Protokoll ierung ist jederzeit 
nachvollziehbar, ob die Meldung quillien 
wurde. (Hübschmann Gmb H, 

8500 Nürnberg 70) 

• Für Gefahrenmeldeanl agen im inner­
betrieblichen Bereich stellt Siemens sein 
neu es Sicherheits-Info rmations-Sy­
stem SIS 400 vor. Beim Ein laufen einer 
Gefahrmeldung, etwa ei ne Brandmel-

MessespliHe, 

dung bei der Werkfeuerwehr. muß der 
Veranwon liche speziell auf diesen Fall 
bezogene Entscheidungen fa llen. Um sie 
so sicher wie möglich zu treffen, bietet 
SIS 400 die relevanten Informat ionen. 

Der Einsatzleiter erhält auf dem Bild­
schirm Hinweise auf erforderliche Maß­
nahmen und önliche Einzelheiten, die für 
seine A ufgabe wichtig sind . Beispiele 
und Informationen über Zufahnswege, 
erforderliche Hil fsmittel, gelagenes Ma­
terial und besondere Gefahren für die Ein­
satzkräfte sowie H inweise über Informa­
lionspnichten. 

Im Überwachungsbereich insta ll ierte 
Videoanlagen können im A larmfall Li ve­
bilder vom A larmursprung vor Ort über­
tragen. Diese können auf den Bildschirm 
eingeblendet werden und dienen der Ve­
ri fi kation von A larmen. Dieses Mittel 
vereinfacht die Aufgaben der Ei nsatzlei­
tung lind hilft beim Erkennen von 
Fehl alnrmen. 

(Siemens, 8000 München I) 
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Taschenkalender für 
die Feuenfehren 1993 

Ver1ag W, Kohlhammer, 
7000 Stuttgart 80 

Auch 1993 wird die Reihe der Feu­
erwehr-Taschenkalender fortgesetzt. 
Der Kalender beinhaltet neben dem 
Kalendarium zahlreiche Tabellen und 
Textbeiträge mit einer Vielzahl von 
praktischen Hinweisen und sachli­
chen Informationen. 

Der in elf Landesausgaben er­
schienene Kalender wird' durch län­
derbezogenes Adressen- und Zah­
lenmaterial ergänzt. Durch den um­
fangreichen Themenrahmen stellt der 
Taschenkalender eine nützliche Hilfe 
für die tägliche Praxisarbeit der Feu­
erwehr dar. 

rn-Feuerwehr­
kalender 1993 

Lothar-Haus-Ver1ag, 6455 Ertensee 

Mit dem neuen Feuerwehrkalender 
wird die Reihe der Bildkalender mit 
Motiven aus dem Bereich der Fahr­
zeuge der Feuerwehr fortgesetzt. Der 
großformatige Kalender stellt auf 
dem Deckblatt und den zwölf Mo­
natsblättern interessante Fahrzeuge 
aus aller Welt vor. Neben der farbigen 
Illustration enthält jedes Monatsblatt 
ein mehrsprachiges Kalendarium und 
eine technische Kurzbeschreibung 
des abgebildeten Fahrzeuges. Über 
den Informationsgehalt hinaus ist der 
Kalender aufgrund seiner gelunge­
nen optischen Gestaltung ein an­
sprechender Wand schmuck. 

Erste Hilfe 
Herausgegeben von Georg Bollig 

Vertag Harald Kaegbeln, 
5205 St. AugusUn 

Das Buch ist geschrieben worden 
für alle, die schon einmal einen Erste­
Hilfe-Kursus gemacht haben oder 
machen wollen . Aus diesem Grunde 
wurde auf das lateinische "Fachchi­
nesisch" verzichtet. An manchen 
Stellen waren jedoch einige Fach­
wörter nötig, deren Erklärung sofort 

folgt . Sinn und Aufgabe des Buches 
ist, einmal Gelerntes zu vertiefen, 
durch nicht Verstandenes durchzu­
blicken, oder sich schon vor Besuch 
eines Kurses Grundwissen anzueig­
nen. Dabei ersetzt das Buch nicht 
den Besuch eines Erste-Hilfe-Kur­
ses, denn Erste Hilfe ist nicht Theo­
rie, sondern Praxis. Diese Praxis kann 
man nur in einem Kursus erlernen und 
unter Aufsicht anwenden, um im 
Ernstfall schnell und richtig helfen zu 
können. 

Weiterhin soll das Buch als Nach­
schlagewerk für zu Hause dienen. 
Hier findet man auf viele Fragen die 
richtige Antwort. Um den Bezug zur 
Praxis herzustellen, werden die prak­
tischen Hilfeleistungen schrittweise 
anhand von Fotos erklärt. 

Prähospitale 
NotfaUversorgung 

Von RoH Weldle, Johannes Rentsch 
und Gottfried Sterzel 

Johann Ambroslus Barth Vertag, 
6900 Heidelberg 1 

Mit der .. Prähospitalen Notfallver­
sorgung" soll den im RettungSdienst 
tätigen Ärzten und dem Hausarz1 ein 
Arbeitsmittel in die Hand geben wer­
den, das in der Praxis eine rasche Ori­
entierung über wesentliche Notfallsi­
tuationen gestattet und knappe the­
rapeutische Hinweise gibt. Bei der Er­
arbeitung der einzelnen Themen wur­
de von dem Grundgedanken einer 
straffen Gliederung ausgegangen, 
die eine gewisse Programmierung 
des Handlungsablaufes ermöglicht. 
Das erfordert in vielen Kapiteln den 
Mut zur Vereinfachung. Die gestraff­
ten und gekürzten Therapievorschlä­
ge sollen zur Hand sein, wenn es der 
Notfall erfordert und dem Arzt in der 
prähospitalen .. Situation" die Zeit zur 
Überprüfung seines Wissens fehlt. 

Die inhaltliche Aufteilung nach 
Krankheitsgruppen soll eine rasche 
Orientierung ermöglichen. Ausführli­
chere, über den notfallmedizinischen 
Rahmen hinausgehende Darstellun­
gen erfolgen bewußt für die Tätigkeit 
des Hausarztes. 

Wegen seines hohen Stellenwer­
tes beim Auftreten folgenschwerer 
Ereignisse erhält das Kapitel "Sofort-
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reaktion" eine besondere Aufmerk­
samkeit. 

Um das Literaturverzeichnis in sei­
nem Umfang nicht über den Rahmen 
eines Manuals auszudehnen, werden 
nur Monographien aufgeführt und auf 
Zeitschriftenangaben wird verzichtet. 

Die Feuerwehr im 
Gefahrguteinsatz 

Von Lothar Schott 
S & W Druckerei und Ver1ag, 

3550 Marburg 

Das vorliegende Handbuch will 
Grundkenntnisse zum Thema .. Ge­
fahrguteinsatz" vermitteln und aufzei­
gen, wie sich Gefahrguteinsätze nach 
entsprechender Ausbildung meistern 
lassen. So werden beispielsweise die 
Gefährlichkeitsmerkmale und Eigen­
schaften der Gefahrgüter eingehend 
dargestellt, die praktischen Möglich­
keiten, Gefahrgüter zu identifizieren, 
erläutert, Meßeinrichtungen zur Kon­
zentrationsbestimmung erklärt und 
Maßnahmen an der Einsatzstelle de­
finiert. Breiten Raum nimmt auch die 
Beschreibung der Schutzmöglichkei­
ten der Einsatzkräfte ein. 

Zahlreiche Zeichnungen, Bilder 
und Tabellen, überwiegend farblich 
dargestellt, machen das Handbuch 
zu einer praktischen Arbeitsunterla­
ge. Das Postkartenformat stellt si­
cher, daß es bequem in der Dienst­
kleidung Platz hat. 

"intensiv" - eine 
neue Fachzeitschrift 

Ab Februar 1992 erscheint mit der 
"intensiv" im Georg Thieme Verlag 
vierteljährlich eine neue Fachzeit­
schrift. Sie richtet sich an Mit;lrbeiter 
in der Intensiv- und Anästhesiepfle­
ge. 

Die .. intensiv" setzt sich zu'm Ziel, 
nicht nur zu informieren, sondern 
auch zu motivieren und Diskussionen 
in Gang zu bringen. Inhaltlich gliedert 
sie sich in Beiträge zu Pflege, Medi­
zin, Psychologie, Medizintechnik und 
Recht. 



Wollgang Jendsch 
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Mannschaftstransportwagen 
(MTW) des 
Wasserförderzuges (WFZ) 

Der Mannschaftstransportwagen 
(MTW) auf der Basis des Hanomag 
AL 28 unterstand dem Wasserförder­
zug (WFZ) des Katastrophen­
schutzes als überörtliche LS-Was­
serförderbereitschaft (WFB). Die 
Züge waren den Feuerwehren zum 
überörtlichen Einsatz zugeteilt. Sie 
wurden 1966 versuchsweise im Rah­
men des Brandschutzdienstes im 
LSHD (Luftschutzhilfsdienst) aufge­
stellt. 

Noch heute befinden sich die für 
diese Einheit typischen Fahrzeuge 
(GW Hanomag AL 28, MTW Hano­
mag AL 28, WFW Magirus-Mercur) im 
Einsatz bei den Feuerwehren. Der 
MTW wird als reines Transportfahr­
zeug eingesetzt und verfügt über 
keinerlei löschtechnische Beladung. 
Die Lackierung der WFZ-Fahrzeuge 
erfolgt in Rot (RAL 3000) mit weiß und 
schwarz abgesetzten Kotflügeln und 
Stoßstangen. 

Das Modell 

Unter der Bestellnummer 87 127 
liefert die Firma "MMT" G. Hane­
wacker aus 8059 Schwaig ein Klein­
serienmodell des MTW Hanomag AL 
28 im Maßstab 1 :87 (Fahrzeug, Be­
dachung). 

Zunächst muß das Plastikgußmo­
dell gründlich versäubert werden, 
d. h. von Graten, Unfeinheiten und 
Luftlöchern befreit werden. Diese Ar­
beiten sollten gründlich und präzise 
erfolgen, sichern sie doch letztend­
lich den Erfolg des Bastlers im Hin­
blick auf ein exaktes und vorbild ge­
treues Modell. 

Am vorgegebenen Modell nicht 
verwendet werden die Bedachung 
und die Frontscheibe. Während letz­
tere aus dem Roco-Sortiment ent­
nommen wird , muß das gesamte 
Fahrzeugdach mit Hilfe von Papp­
streifen (ggf. mit Stoff überzogen) 
selbst gestaltet werden. Alle Fenster 
bleiben dabei ausgespart und wer­
den mit mattdurchsichtigen Fol ien 
hinterlegt. Mit geriffelten Plastikplat-

Oie Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Vorbild für unser 
Modell: MTW 

Hanomag AL 28 
aus Regens­

burg. 
(Foto: Hase) 

Der Mann­
schaltstransport· 
wagen des WFZ 

im Maßstab 1:87. 

ten werden die Trittstufen zum Fah­
rerraum gestaltet, auch sie ersetzen 
die gegossene Version des Grund­
modells. 

Beide Teile (Fahrzeug und Beda­
chung einschließlich Befensterung) 
werden zunächst zusammengesetzt 
und geklebt. Nun erfolgt das Anset­
zen eines Arbeitsstellenscheinwer­
fers (rechts vor dem Frontfenster) und 
einer Blaulichtstange (links vor dem 
Frontfenster). Lackiert wird das Fahr­
zeugmodell einschließlich Blaulicht­
und Scheinwerferstange in Feuerrot 
(RAL 3000), die Stoßstange sowie die 
Radumrandungen werden dem hier 
gezeigten Vorbild aus Regensburg 
entsprechend weiß abgesetzt. Die 
Fahrzeugbedachung erhält ein mat­
tes, leicht ins Orange gehendes Rot. 

Am Fahrzeug angebracht werden 
abschließend die Rückspiegel (Prei­
ser-Zubehör), die Peilstangen (Roco­
Zubehör) an der Fahrzeugfront , das 
Blaulicht (Roco), zwei Zusatzschein­
werfer (Roco-Zubehör) rechts und 
links auf der vorderen Stoßstange, 
eine Aufstiegshilfe (Roco-Zubehör) 
unterhalb des Heckeinstieges sowie 

links neben der Hecktür ein Haltegriff 
(Roco-Zubehör) und letztendlich je 
ein Schmutzfänger hinter den Hin­
terrädern . 

Die Farbdetaillierung ergibt sich 
wie folgt: Zusatzscheinwerfer weiß , 
Peilstange schwarzmatt mit weißer 
Spitze, Arbeitsstellenscheinwerfer 
schwarz, Aufstieg und Haltegriff so­
wie Schmutzfänger schwarzmatt, 
Rückspiegel und Scheinwerfergläser 
silber, Radkappen schwarz. 

Das Modell des MTW erhält Räder 
des Dodge-Mannschaftswagens 
(255) von Roco. Die weitere Detaillie­
rung ergibt sich im Anbringen der Kfz­
Kennzeichen (z. B. R-2283), des Auf­
klebers "Feuerwehr 112" (siehe Foto) 
und der Türbeschriftung (Müller, Prei­
ser) sowie in der Farbgebung von 
Blinkern und Rückleuchten. 

Damit stellt das Modell ein sicher­
lich seltenes und außergewöhnliches 
Einsatzfahrzeug des Katastrophen­
schutzes dar. Im Verlaufe dieser Bei­
tragsreihe werden wir alle Fahrzeuge 
des Wasserförderzuges (hier: Re­
gensburg) vorstellen. 
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Fel""abelbau bel "acht 

Rund 300 Helferinnen und Helfer von 
THW, Freiwilliger Feuerwehr und Regie 
trafen sich auf dem Wasserübungsplatz 
der Kalaslrophenschutzschule des Bun­
des, Außenslelie Hoya, vom 9. bis 11 . Ok­
tober zur diesjährigen Fernmeldefach­
dienstübung "HEROS '92". Diese HEROS­
Übungen werden seit 1984 abwechselnd 
in Niedersachsen und Bremen durchge­
führt. 

Für die Fernmeldezüge lag der Schwer­
punkt der Übung in diesem Jahr beim Feld­
kabelbau. Jeder Einheit wurde ein Scha­
densgebiet zugeordnet, in dem die Fern­
sprechtrupps entweder für eine Techni­
sche Einsalzleitung oder einen Einsatzab­
schnitt die Fernmeldestrukturen schaffen 
mußten. Die einzelnen Baulrupps hatten in 
der Nacht vom 9. auf 10. Oktober bis zu 15 Kilometer Feldkabel zu verlegen. Paral­
lel dazu führten die Funktrupps Koordinierungsfahrten im rund 33 Quadratkilometer 
großen Übungsbereich durch. Am Samstag morgen folgten dann Fernmeldebetriebs­
übungen sowie Unterhalten und Entstören des Fernsprechnetzes. 

Unser Titelbild zeigt ein fernmelde-Einsatzfahrzeug auf einer Behelfsfähre - die 
Weserbrücken waren laut Ubungslage gesperrt. Die Fotos auf dieser Seite zeigen 
links oben eine Technische Einsatzleitung, rechts eine Fernsprechvermittlung in ei­
nem Fahrzeug und unten eine TEL im nächtlichen Betrieb (siehe auch Beitrag im In­
nern des Heftes). 

(Fotos: Sers) 


